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1. Ausgangssituation in der Region Rostock 


1.1 Lokale Rahmenbedingungen 


Die Hansestadt Rostock ist mit 204.167 Einwohnern (31.12.2014) die größte Stadt in Mecklen-


burg-Vorpommern und stellt dort als Oberzentrum ein bedeutendes wirtschaftliches und kulturel-


les Zentrum dar. Neben Spitzentechnologien wie der Biotechnologie sowie der Luft- und 


Raumfahrttechnik bestimmen vor allem die Schifffahrtsindustrie, der Maschinenbau und Dienst-


leistungen (u.a. die Universität) das wirschaftliche Geschehen in der Regiopole. Dementspre-


chend bestehen auch intensive Pendlerbeziehungen auf den Relationen in die angrenzenden 


Ämter des Landkreises Rostock, der eine Bevölkerungszahl von insgesamt 211.878 Einwohnern 


aufweist. 


Mit annähernd 2 Millionen Übernachtungen pro Jahr kommt in Rostock weiterhin dem Touris-


mus eine hohe Bedeutung zu. Das Seebad Warnemünde zählt zu den bedeutendsten Kreuz-


fahrthäfen in der südlichen Ostsee und ist anhand der Passagierbewegungen der größte 


deutsche Kreuzfahrthafen. Neben den Kreuzfahrten bestehen regelmäßige Passagierfähren 


nach Dänemark, Schweden und Finnland. Darüber hinaus dient Rostock auch als Brückenkopf 


zu weiteren touristischen Zielen außerhalb der Hansestadt und dem Landkreis Rostock (wie z.B. 


Ribnitz-Damgarten, Fischland-Darß-Zingst, Rügen oder der Mecklenburger Seenplatte). 


Diesen Standordvorteil möchte die Regionalplanung nutzen und weitere Wertschöpfungspoten-


ziale im Tourismus durch eine gut ausgebaute Infrastruktur – unter Berücksichtigung der natur-


räumlichen Ausstattung – erschließen. Dabei zeichnen sich schon heute erhebliche Zielkonflikte 


zwischen den städtischen Mobilitätsanforderungen und den vielfältigen Tourismusinteressen in 


den Bereichen Erholung, Gesundheit und Naturerleben ab. So sind insbesondere im Wirt-


schafts-, Berufs-, Einkaufs- und Freizeitverkehr hohe MIV-Anteile zu verzeichnen, die den an-


sonsten vergleichsweise guten modal split im Umweltverbund (64 Prozent) etwas relativieren. 


1.2 Anlass und Ziel der Untersuchung 


Trotz aller Bemühungen und Erfolge in der Vergangenheit (siehe modal split im Umweltverbund) 


fördern die heutigen Verkehrsangebotsformen in der Bevölkerung immer noch ein individuelles 


Verkehrsmittelwahlverhalten, das in der Summe zu einem unausgewogenen Verkehrsmittelmix 


im Stadt- und Regionalverkehr (= MIV-dominierte Verkehrsentwicklung) führt. Hiermit verbunden 


sind vielfältige negative Einflüsse auf das Klima und die Gesundheit der Menschen. Daher be-


steht das erklärte Ziel der Hansestadt Rostock darin, mit einer Neuausrichtung der Verkehrsan-


gebotsformen in der Bevölkerung ein individuelles Verkehrsmittelwahlverhalten hervorzurufen, 


das zukünftig einen ausgewogeneren Verkehrsmittelmix im Stadt- und Regionalverkehr (= mul-


timodales Mobilitätsverhalten unter verstärkter Nutzung von eMobilität) ermöglicht. 


Vor diesem Hintergrund hat das im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative ins Leben ge-


rufene Projekt ‚Kommunales Mobilitätsmanagement‘ die Aufgabe, in vier definierten Teilkonzep-


ten wesentliche Voraussetzungen für ein nachhaltigeres Verkehrsgeschehen in der Region 
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Rostock zu schaffen. Handlungsschwerpunkte liegen vor allem in den Bereichen Information, 


Kommunikation, Koordination, Organisation und eMobilität. 


Abbildung 1: Projektschema des Kommunalen Mobilität smanagements 


 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Das nachfolgend näher beschriebene Rahmenkonzept zum Mobilitätsmanagement bildet die in-


tegrative Klammer für alle Teilkonzepte, die sich so jederzeit schlüssig an einer kommunalen 


Gesamtstrategie ausrichten können. Es enthält darüber hinaus auch zahreiche weitergehende 


komplemenäre Handlungsansätze (z.B. Betriebliches Mobilitätsmanagement), die geeignet sind, 


wirkungsvoll zur Stärkung des Umweltverbundes und einer Erreichung der Klimaschutzziele bei-


zutragen. 


In dem nächsten Kapitel werden in einem ersten Schritt zunächst jedoch die grundlegenden 


Rahmenbedingungen beschrieben, an denen sich zukünftig tragfähige Mobilitätsmanagement-


strategien in der Region Rostock idealerweise orientieren sollten.  
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2. Herausforderungen im Mobilitätsmanagement 


Lokale Entwicklungen geschehen immer im Kontext gesamtgesellschaftlicher Entwicklungen 


und werden von diesen beeinflusst. In einem ersten Schritt sollen daher aktuelle gesellschaftli-


che Trends in Bezug auf Mobilitätsverhalten, -bedarf und -möglichkeiten aufgezeigt werden. Ziel 


ist es, die daraus resultierenden Herausforderungen für das Mobilitätsmanagement insgesamt 


zu verstehen, um auf dieser Basis adäquate Handlungsstrategien für die Region Rostock ablei-


ten zu können. 


2.1 Soziodemographische Veränderungen 


Die Nachfrage nach Mobilitätsangeboten ist direkt abhängig von der Anzahl, Struktur und Vertei-


lung der Bevölkerung. Während die Hansestadt Rostock und die Gemeinden im angrenzenden 


Stadt-Umland-Raum seit geraumer Zeit moderate bis nennenswerte Bevölkerungsgewinne ver-


zeichnen, weisen die weiter entfernt liegenden Räume – von wenigen Ausnahmen abgesehen –


vorwiegend Bevölkerungsverluste auf. Dabei hat insbesondere die sinkende Zahl schulpflichtiger 


Kinder in eher ländlich strukturierten Gebieten erhebliche Konsequenzen für Verkehrsanbieter. 


Eine Abnahme der Schülerverkehre, die eine zentrale Stütze der Angebotsstruktur des ÖPNV in 


diesen Regionen darstellen, führen zu Einnahmeverlusten und machen es besonders in dünner 


besiedelten Räumen schwierig, ein attraktives ÖV-(Grund-)Angebot aufrechtzuerhalten. Dies 


stellt den ÖPNV vor neue Herausforderungen. Einerseits gilt es, sich den hieraus resultierenden 


Nachfrageveränderungen anzupassen. Anderseits besteht die Chance, den Abwanderungs-


trends im Umland durch eine gute Anbindung an ein hierarchisch organisiertes ÖPNV-System 


mit ergänzenden flexiblen Mobilitätsangeboten für Pendler gezielt entgegenzuwirken. Insgesamt 


geht es hierbei um eine praktikablere Verknüpfung von Individualverkehr und öffentlichem Ver-


kehr, die entsprechend der unterschiedlichen räumlichen Entwicklungen (Stadt, Stadtrand und 


Umlandgemeinden) auf durchgängig vernetzte und an der Nachfrage orientierte differenzierte 


Mobilitätslösungen setzen muss. 


Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass sich neben der Anzahl auch die Zusammensetzung der 


Bevölkerung spürbar verändern wird. So führt die steigende Lebenserwartung bei gleichzeitig 


sinkender Geburtenrate zu einem kontinuierlich höheren Anteil älterer Menschen. Zudem sind 


ältere Menschen bis ins hohe Alter mobil und häufiger unterwegs als in den Generationen zuvor. 


Mit der zunehmenden Zahl mobiler, älterer Menschen wächst daher auch der Bedarf an barrie-


refrei zugänglichen ÖPNV-Angeboten. Dies betrifft unter anderem die behindertengerechte Ge-


staltung von Haltestellen und Auskunftssystemen oder die Innengestaltung von Bussen mit 


mehr Platz für Rollatoren und Rollstühle. Die steigenden Ansprüche einer zunehmend Conve-


nience-orientierten Gesellschaft verstärken vor diesem Hintergrund den Ruf nach einer allge-


meinen Qualitätsverbesserung der Mobilitätsangebote. 


2.2 Erwartungen im Kontext von Nachhaltigkeit 


Ein weiterer Trend der letzten Jahre ist die stärkere Berücksichtigung ökologischer Gesichts-


punkte. Zentrale Herausforderungen wie der Klimawandel, die Verknappung von Ressourcen 
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oder die wachsende Zahl an Gesundheitsproblemen durch Verkehrsemissionen haben im Mobi-


litätssektor zu einem dringenden Handlungsbedarf geführt. Darüber hinaus ist auch das ökologi-


sche Bewusstsein der Bevölkerung gestiegen, wodurch die Sensibilität für Umwelt- und 


Gesundheitsthemen zugenommen hat. Dies wiederum führt zu steigenden Ansprüchen in den 


Bereichen Nachhaltigkeit, Luftreinhaltung und Lärmschutz. Der ÖPNV stellt im Vergleich zum 


privaten Pkw eine umweltfreundliche Alternative dar und wird in der Bevölkerung auch als sol-


che wahrgenommen. Dennoch wird von Verkehrsunternehmen langfristig erwartet, dass sie ihr 


Angebot noch umweltfreundlicher gestalten, beispielsweise durch Busse mit alternativen An-


triebsenergien wie Elektrizität, Erdgas oder Wasserstoff. Obwohl sich die Energiepreise aktuell 


auf ein Rekordtief eingependelt haben und die Ausgaben für die Mobilitätsausübung vor diesem 


Hintergrund gesunken sind, werden diese zukünftig voraussichtlich wieder steigen. Bei tarifli-


chen Anpassungen ist daher langfristig darauf zu achten, dass auch finanziell schwächere Be-


völkerungsgruppen – insbesondere unter der Annahme einer steigenden Altersarmut – 


uneingeschränkt Zugang zu erschwinglichen Mobilitätsangeboten haben. 


Der Nachhaltigkeitsgedanke spiegelt sich dementsprechend auch in aktuellen politischen Ziel-


setzungen wieder. So setzt das EU Weißbuch Verkehr von März 2011 beispielsweise eine THG 


Reduktion im Verkehr von mindestens 60 Prozent bis 2050 gegenüber 1990 fest. Auf Bundes-


ebene soll nach dem „Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare 


Energieversorgung“ der Bundesregierung von September 2010 der Energieverbrauch im Ver-


kehr bis 2020 gegenüber 2005 um mindestens 10 Prozent und bis 2050 um mindestens 


40 Prozent reduziert werden. Aktuell ist der Pkw mit 77 Prozent der größte CO2-Emittent im Ver-


kehrssektor. Hier kann der ÖPNV eine nachhaltige Alternative darstellen. Um jedoch Nutzer wir-


kungsvoll davon zu überzeugen, ihren Pkw zu Gunsten des ÖPNV öfter einmal stehen zu lassen 


oder ganz abzuschaffen, muss ein attraktives Mobilitätsangebot geschaffen werden, das für 


Nutzer einen erkennbaren Mehrwert darstellt. Hier reicht es nicht aus, Pkw-Fahrten lediglich zu 


problematisieren. 


Ebenso haben auch ausschließlich Maßnahmen im Bereich der ÖPNV-Angebotsverbesserung 


keinen entscheidenden Einfluss auf das Verkehrsmittelwahlverhalten. Auf begleitende restriktive 


Maßnahmen kann in der Regel nicht verzichtet werden – auch wenn sie im klassischen Sinne 


nicht zum Mobilitätsmanagement zählen. Erst im Zuge einer Veränderung der Rahmenbedin-


gungen durch die Verkehrspolitik und -planung erfolgt mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Neu-


bewertung dieser Rahmenbedingungen durch die einzelnen Verkehrsnachfrager. Die 


Neubewertung der Verkehrssituation durch Einzelne addiert sich dann sukzessive zu kollektivem 


Wandel, wenn es sich im Rahmen des individuellen Abwägungsprozesses bei der Verkehrsmit-


telwahl ergibt, dass nachhaltige Verhaltensweisen subjektiv-rational oder auch psychisch-


emotional einen höheren Nutzen für die Verkehrsteilnehmer bieten. Unter dieser Voraussetzung 


kann es zu einer breiteren Diffusion nachhaltigen Handelns in der Bevölkerung kommen. Die 


vorstehenden Ausführungen machen deutlich, dass es vor allem einer Kombination von ganz 


unterschiedlichen Maßnahmen („push&pull“) bedarf, um akzeptable Verhaltensangebote für die 


Bevölkerung zu kreieren und auch zu kommunizieren. Dabei können mittels ökonomischer, in-
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frastruktureller und organisatorischer Maßnahmen die bei der Inanspruchnahme einzelner Ver-


kehrsträger entstehenden Belastungen und Nutzen so geändert werden, dass insgesamt neue 


Bewertungssituationen bezüglich der verschiedenen Verkehrssysteme geschaffen werden. 


2.3 Verändertes Nutzerverhalten 


Neben der Flexibilisierung und Pluralisierung von Lebens- und Arbeitsstilen haben sich auch die 


Mobilitätsbedürfnisse und Ansprüche aller Verkehrsteilnehmer weiter ausdifferenziert. Insbe-


sondere der Anteil des Freizeitverkehrs, der im Wesentlichen individuellen Charakter hat, ist ge-


stiegen und macht etwa die Hälfte aller zurückgelegten Wege aus. Hier sind neue, differenzierte 


und flexible Mobilitätskonzepte gefragt, die für diesen Verkehrszweck ausreichende Nutzungs-


anreize bieten und gleichzeitig finanzierbar bleiben. Veränderte Ansprüche und Verhaltenswei-


sen im Hinblick auf Mobilität äußern sich auch in einer pragmatischeren und flexibleren 


Verkehrsmittelwahl der Nutzer. Dabei werden zunehmend verschiedene Verkehrsmittel mitei-


nander kombiniert oder alternativ eingesetzt. In diesem Zuge ist eine generelle Stärkung des 


Umweltverbunds (ÖPNV, Rad, zu Fuß gehen) sowie auch ein gleichzeitig wachsender Anteil fle-


xibler Sharing-Angebote (Bike-/Car-Sharing und Mitfahrgelegenheiten) zu beobachten. Inzwi-


schen sind rund 50 Prozent der Bevölkerung multimodal unterwegs, d.h. nutzen regelmäßig 


mehr als ein Verkehrsmittel pro Tag. Viel diskutiert wird in diesem Zusammenhang auch der 


Trend „Nutzen statt Besitzen“ oder alternativ „Mobilität statt Auto“ bzw. „Funktion statt Image“. In 


der Tat ist der Neuwagenkauf und Autobesitz insbesondere bei jungen Erwachsenen im Alter 


von 18 bis 29 Jahre in den letzten Jahren rückläufig. Neue Luxusgüter wie Smartphones oder 


stylische Fahrräder treten als neue Statussymbole verstärkt an die Stelle des privaten Autos. Die 


Nutzerpotenziale für neue, innovative Mobilitätsangebote, die auf den unbeschränkten Zugang 


(respektive Verfügbarkeit) statt auf den Besitz von Mobilitätsmöglichkeiten setzen, erscheinen 


vor diesem Hintergrund beachtlich und bei weitem nicht ausgeschöpft. Welchen Anteil am Ge-


samtverkehrsaufkommen solche flexiblen Lösungen tatsächlich erreichen können, wird dabei 


wesentlich von ihrer Qualität und Verlässlichkeit abhängen. 


Die Kunden von heute und morgen erwarten jedoch noch weit mehr, als nur möglichst schnell, 


preiswert und bequem von A nach B reisen zu können. Kunden verlangen umfassende Prob-


lemlösungen – eben Convenience! Insbesondere die multimobilitätsgeneigte Zielgruppe der 


Best Ager lehrt uns, welchen Ansprüchen sich der ÖPNV zur Erfolgsmaximierung stellen muss. 


Es reicht heute nicht mehr aus, nur die on-trip-Phase für den Kunden zu planen und zu gestal-


ten; zunehmend werden auch Problemlösungen, die die eigentliche Fahrtbeziehung übersteigen 


(pre- und after-trip-Phase) erwartet. Dazu gehört auch eine ausreichende Informationsversor-


gung über alle Aspekte der geplanten Fahrt einschließlich der Zielaktivität (Wegbeschreibungen, 


Öffnungszeiten etc.). Jedoch erst ein umfassender Service zur Bewältigung aller Hindernisse 


auf dem Weg zum Ziel und zurück (Hilfe bei der Gepäckbeförderung, Hilfe beim Ein- und Aus-


steigen etc.) ist in der Lage, den Komfort eines ÖPNV-“Marken“-Erlebnisses zuverlässig zu si-


chern. Es wird zunehmend erwartet, dass vielfältige Leistungsangebote rund um die eigentliche 


Mobilität herum das ÖPNV-Erlebnis über den eigentlichen Beförderungs- und Dienstleistungsra-


dius hinaus verlängern. 
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2.4 Neue technische Lösungen 


Die Einstiegshürden für die Ausübung von Multimodalität dürfen nicht unterschätzt werden. Wer 


mehr als ein Verkehrsmittel benutzt, ist auf vielfältige Informationen im Hinblick auf die räumli-


che und zeitliche Verfügbarkeit sowie die aktuellen Nutzungs- und Abrechnungsbedingungen 


angewiesen. Für die Akzeptanz ist es deshalb von entscheidender Bedeutung, diese Einstiegs-


hürden abzubauen. Vor diesem Hintergrund sind in den letzten Jahren eine Reihe neuer techni-


scher Lösungen im Bereich Mobilität entstanden. Insbesondere die weite Verbreitung von 


Smartphones und anderen mobilen, internetfähigen Endgeräten hat neue Formen der Mobili-


tätsausübung möglich gemacht. So sind bspw. neue Varianten des Car- und Bike-Sharing (Free 


Floating), alternative Vertriebsplattformen und Ticketing-Systeme (e-Ticket, Handyticket) sowie 


integrierte Mobilitätsplattformen, die die Nutzung, Buchung und ggfs. Abrechnung der unter-


schiedlichen Angebote für den Kunden zusammenführen, entstanden. Dies bietet neue Chan-


cen, die oben beschriebenen, individuellen Mobilitätsbedürfnisse abzudecken. Dabei ist darauf 


zu achten, dass die angebotenen Systeme von allen Zielgruppen – insbesondere auch den älte-


ren, weniger technikaffinen Generationen – einfach zu bedienen sind und einen maximalen 


Komfort bei der Information, Buchung und Abrechnung von Leistungen bieten. 


2.5 Entwicklungen auf dem Anbietermarkt 


Auch im Automobilsektor hat der Pkw inzwischen einen Bedeutungswandel erfahren und steht 


schon längst nicht mehr (nur) für ein zu erwerbendes Luxusgut, sondern wird als „verkaufte Mo-


bilität“ angesehen. Bereits seit längerer Zeit wird in größeren Zusammenhängen gedacht, was 


sich auch in der Werbung stringent widerspiegelt. Kunden wollen heute nicht mehr vorrangig ein 


Fahrzeug erwerben, sondern erwarten die Erfüllung ihrer Mobilitäts- und Sicherheitswünsche 


sowie die Einstellung eines bestimmten Lebensgefühls. Fahrzeughersteller reagieren darauf, in-


dem sie nun „Mobilität in Kombination mit einem modernen Lebensgefühl“ vermarkten. Bestand-


teile der Wertschöpfungskette sind dabei nach wie vor Fahrzeugverkäufe, aber auch Angebote 


wie die zeitweilige Fahrzeugnutzung (Sharing-Konzepte, u.a. angereichert mit innovativen Attri-


buten wie der Elektromobilität), Fahrten im Fernbus (Flixbus/MeinFernbus) oder mit dem Taxi 


(z.B. myTaxi). In gleicher Weise wie sich die Daimler AG neue Märkte erschließt, haben auch 


andere Interessenten ihre Portfolios erweitert, wie zum Beispiel Google mit selbstfahrenden Au-


tos oder der Internet-Fahrdienstvermittler Uber auf dem Markt der Personenbeförderung. Zu-


dem drängen auch große „Financial Services“-Anbieter auf den Markt, die ernsthaft prüfen, ob 


sie sich mit ihren im Mobilitätsmarkt an Bedeutung gewinnenden Kernkompetenzen in den Be-


reichen Kundendaten-, Abrechnungs- und Flottenmanagement zukünftig als Mobilitätsintegrator 


betätigen sollen. 


Die genannten Beispiele machen deutlich, dass es bereits große kritische Schnittstellen zu den 


etablierten Anbietern im Nahverkehrsmarkt gibt. Dabei wächst die Sorge, dass es bei ungesteu-


erten Entwicklungen auch zu negativen Effekten für die angestrebten Klimaschutzziele und den 


Öffentlichen Verkehr kommen könnte. Konkret lässt sich dies am Beispiel des Car-Sharing dar-


stellen. Während das klassische, stationsgebundene Car-Sharing überwiegend ergänzend zum 
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ÖPNV zum Einsatz kommt, finden Fahrten im Free-Floating-Car-Sharing nach letzten Umfragen 


oftmals auch alternativ zum ÖPNV statt. Ursachen für dieses unterschiedliche Nutzungsverhal-


ten liegen in den differierenden Nutzungsbedingungen, Preisstrukturen und Fahrzeugkonzepten 


der beiden Angebotsvarianten. Während klassische, stationsgebundene Car-Sharing-Angebote 


eher auf komplementäre Mobilitätsbedürfnisse zum ÖPNV zielen (Ergänzung des ÖPNV in Ta-


gesrandlagen, Freizeitverkehre ins Umland der Städte und Transportfahrten), findet man Free-


Floating-Car-Sharing-Angebote überwiegend in den Zentren von Großstädten, wo die ÖPNV-


Angebotsdichte und -qualität am höchsten ist. Die Unternehmensberatung Civity Management 


Consultants hat in einer Studie ermittelt, dass die Free-Floating-Car-Sharing-Fahrten dort vor al-


lem Kurzstreckenfahrten ersetzen, die ehemals mit dem Fahrrad, dem ÖPNV oder Taxen zu-


rückgelegt wurden. Nach ersten Erkenntnissen fühlen sich vor allem junge Menschen von dem 


neuen Car-Sharing-Angebot angesprochen. Sie besitzen oft keinen eigenen Pkw, finden alterna-


tive Angebote zum ÖPNV grundsätzlich attraktiv und nutzen auch gerne die Chance, bekannte 


Automarken einmal Probe zu fahren. Klimaschutzaspekte spielen bei diesen Wahlentscheidun-


gen höchstens eine untergeordnete Rolle. 
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3. Best Practice im Mobilitätsmanagement 


3.1 Die vier Pfeiler eines erfolgreichen Mobilitäts konzeptes 


Die von den zukünftigen Nutzern erwartete Optimierung der Schnittstellen zwischen den Ver-


kehrsträgern kann auf drei verschiedenen Ebenen erfolgen, und zwar auf der: 


• baulich-architektonischen Ebene (z.B. Errichtung moderner Mobilstationen); 


• organisatorischen Ebene (Koordination der Prozessgestaltung und Personalgestellung); 


• informellen Ebene (Kooperation im Hinblick auf die Aufgabenerfüllung). 


Die Betrachtung verschiedener Best-Practice-Beispiele verdeutlicht in diesem Zusammenhang, 


wie wichtig es ist, langfristig und verlässlich für eine inhaltliche wie strategische Basis zu sorgen. 


Dabei ist es unerlässlich, dass alle relevanten Mobilitätsakteure gemeinsam an vier grundle-


genden Pfeilern  arbeiten, um ein innovatives und effizientes Mobilitätskonzept implementieren 


zu können. 


Abbildung 2: Die vier Pfeiler eines erfolgreichen M obilitätskonzeptes 


 


1. Schaffung einer gemeinsamen Plattform , um die Ziele zu vereinheitlichen und 
gemeinsame Initiativen für das Mobilitätssystem zu entwickeln. 


2. Erarbeitung und Umsetzung einer gemeinsamen Vision und Strategie  aus der das 
Aussehen des künftigen Mobilitätssystems klar hervorgeht. 


3. Strenge Ausrichtung an den identifizierten Nutzerbedürfnissen  und ihren Verhaltens-
mustern, um ein funktionierendes multi- und intermodales Angebot zu schaffen. 


4. Sicherstellung von Marktmechanismen , die einen fairen Wettbewerb zwischen den 
verschiedenen Verkehrsträgern und Geschäftsmodellen ebenso gewährleisten, wie einen 
Einstieg neuer Akteure ermöglichen.  


Die strategische Ausrichtung des künftigen Mobilitätskonzeptes sollte eine grundlegende Ver-


netzung des Mobilitätssystems vorsehen, bei der ein nachhaltiges und modernes Verkehrs-
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system entsteht, das die Mobilitätswertkette vollständig integriert und dadurch die Verbraucher-


freundlichkeit und Akzeptanz bei den Bürgern erhöht. 


3.2 Einsatz integrierter Marketingmanagementstrateg ien bei der Verkehrssystemgestaltung 


Spürbare Verhaltensänderungen in der Bevölkerung dürfen realistischerweise nur erwartet wer-


den, wenn alle Marketinginstrumente (ökonomische, infrastrukturelle, organisatorische und 


kommunikative Maßnahmen) im Rahmen einer zugleich integrierten (vernetzten) und inte-


grativen (beteiligenden) Strategie zum Einsatz kommen. Es ist eine neue Bewertungssituation 


für die Inanspruchnahme bestimmter Verkehrsmittel zu schaffen. Gefordert ist also die Umset-


zung einer „echten“ integrierten Verkehrssystemgestaltung. In diesem Zusammenhang ist es 


hilfreich, „Stadtverkehr“ als Produkt-Mix (bzw. -Programm) zu betrachten. Kernaufgabe der ver-


antwortlichen Planer ist die Beantwortung der Frage: „Welche Arten von Produkten (bzw. Ver-


kehrsmitteln) sollen den Verkehrsteilnehmern in welchen Ausführungen (bzw. mit welchen 


Nutzenaspekten) angeboten werden?“ Der marketingspezifische Ansatz der Programmgestal-


tung geht davon aus, dass die Attraktivität eines Anbieters in dem Maße steigt, in dem dieser 


durch Bündelung von Produkten und Produktausführungen ein ganzes Nutzen- bzw. Problemlö-


sungsfeld marktadäquat abdeckt. Entscheidend für die konkrete Ausgestaltung aller Einzelpro-


dukte unter Berücksichtigung ihres Wirkungsgeflechtes untereinander ist der Bedarfs-


zusammenhang aus Sicht der Kunden. Im Ergebnis sind sämtliche Verkehrsangebotsformen 


präzise aufeinander abzustimmen, so dass ein in sich schlüssiges Gesamtverkehrssystem mit 


exakt definierten Aufgaben für die einzelnen Verkehrsmittel mit ihren unterschiedlichen Ausfüh-


rungen entsteht. Bisher sind die Verkehrssysteme nur bedingt aufeinander abgestimmt und oft-


mals unter Konkurrenzbedingungen geplant und umgesetzt worden. Zukünftig müssen die 


verschiedenen städtischen Verkehrssysteme unter einem integrierten Blickwinkel von Angebot 


und Nachfrage einerseits sowie einer ausgewogenen Verteilung der Nachfrage auf die einzelnen 


Verkehrssysteme andererseits (Stichwort: faire Marktmechanismen) weiterentwickelt werden. 


Ein auf die Bedürfnisse der Region Rostock und der speziellen Zielgruppe der Multimobilitäts-


affinen zugeschnittenes Marketingkonzept sollte vor allem die Anforderungen an vielfältige Be-


einflussungsmaßnahmen erfüllen. Neben den für programmpolitische Entscheidungen grund-


sätzlich erforderlichen Marketing-Mix-Faktoren wie Produkt, Preis, Vertrieb und Kommunikation 


sind daher auch Ergänzungen wie Öffentlichkeit, Politik, Kooperationen und Finanzen zu be-


rücksichtigen. Mögliche Ansätze einer derart umfassenden Marketingkonzeption decken insge-


samt ein breites Spektrum ab, das von psychologischen Motivationsinstrumenten über Marken- 


und Produktstrategien bis hin zu restriktiven bzw. steuernden Reduktions- und Expansionsmaß-


nahmen reicht. So unterschiedlich die Maßnahmen in ihrer äußeren Erscheinungsform auch 


sein mögen, so komplementär haben sie für den Nutzenkomfort der Zielgruppe zusammenzu-


wirken. Sie sind deshalb zu einer vernetzten Gesamtdienstleistung – inklusive kreativer Kom-


munikationsdienstleistungen durch Werbung, Public Relation und persönliche Kundenbetreuung 


– zu addieren, um Marketingerfolge zu erzielen und Multimobilitätsinteressierte zu Multimobilen 
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zu machen. Grundsätzlich gilt, je mehr Maßnahmen miteinander verbunden sind, desto stärker 


stützen sie sich gegenseitig und erhöhen die Aufmerksamkeitswirkung.  


Grundsätzlich kann man davon ausgehen, dass nachhaltiges Verhalten vor allem dann vermehrt 


gezeigt wird, wenn den Zielpersonen daraus keine Kosten oder sonstigen Nachteile entstehen. 


Strukturelle Verhaltensänderungen sind somit erzielbar, wenn die Rahmenbedingungen so 


gestaltet werden, dass sich gesellschaftspolitisch unerwünschte Verhaltensweisen auch unter 


subjektiv-rationalen Gesichtspunkten nicht mehr lohnen. Diese Veränderung der Bewertungs-


situation kann nur im Rahmen eines breiten Instrumentenmix, der sowohl klassische 


ordnungsrechtliche Maßnahmen und finanzielle Anreize als auch freiwillige Vereinbarungen und 


Kommunikationsmaßnahmen berücksichtigt, erreicht werden. Initiativen mit aktiver Beteiligung 


und Vernetzung der wichtigen Akteure und einer umfangreichen Bürgerpartizipation wird hierbei 


eine besondere Bedeutung zugesprochen.  


Wichtig für eine gesellschaftlich akzeptierte, konsensuale Beeinflussung des Verkehrsverhaltens 


ist die Entwicklung von Basisstrategien, die sowohl persönliche Präferenzen (emotionale, 


situative Faktoren) stärker berücksichtigen als auch den Abschluss “gesellschaftlicher Verträge” 


(Bonus-/Prämiensysteme) miteinbeziehen. Für die Verkehrsteilnehmer muss hierbei jeweils der 


Nutzen der einzelnen Marketingmaßnahme deutlich herausgestellt werden. Keinesfalls dürfen 


alternative Verkehrsmittel zum Auto als “nationale Spaßbremse” empfunden werden (z.B. 


Handy-Verbote im ÖPNV). Viele Mobilitätsmanagementmaßnahmen der Vergangenheit griffen 


zu kurz, weil sie nur einzelne Aspekte der komplexen Verkehrssituation berücksichtigten (z.B. 


Korrektur einer verzerrten Wahrnehmung des ÖPNV-Angebotes durch public-awareness-


Kampagnen). 
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4. Mobilitätsmanagement in der Region Rostock 


In diesem Kapitel erfolgt eine Bestandsaufnahme für den Raum Rostock, die den Status Quo im 


kommunalen/regionalen Mobilitätsmanagement inkl. der aktuell erkennbaren Stärken und Ver-


besserungspotenziale ausweist. Die Informationen hierzu lieferte ein Workshop mit allen rele-


vanten Akteuren der Region, die auf der Basis einer SWOT-Analyse (Stärken-Schwächen-


Chancen-Risiken-Analyse) Strategien, Ziele und Maßnahmen für das zukünftige Mobilitätsma-


nagement in der Region Rostock definiert haben. 


4.1 Bestandsaufnahme im Rahmen einer SWOT-Analyse 


Die Beiträge zu den Angebotsstärken (S) und -schwächen (W) sowie Marktchancen (O) und 


-risiken (T) im Mobilitätsmarkt der Region Rostock wurden an vier Thementischen gesammelt. 


Jeder Workshopteilnehmer hat diese nacheinander aufgesucht, um dort sein jeweiliges State-


ment abzugeben. Auf diese Weise ist es gelungenen, einen umfassenden Eindruck zur aktuel-


len Situation im Mobilitätsmarkt der Region Rostock zu gewinnen. 


Nachfolgend werden die in der Region identifizierten Stärken, Schwächen, Chancen und Risiken 


integriert ausgewertet und einer Strategieableitung für die zukünftige Ausrichtung des Mobili-


tätsmanagements in der Stadt und im Umland zugeführt. 


4.1.1 Einsatz der Stärken zur Nutzung von Marktchancen 


In diesem Kapitel wird die Frage: „Welche Potenziale ergeben sich aus der aktuellen Situation 


und wie kann die Region Rostock ihre Stärken so einsetzen, dass diese Potenziale erfolgreich 


erschlossen werden können?“ beantwortet. 


Tabelle 1: Kommunale Sicht auf die Stärken und Chan cen in der Region Rostock 


Stärken Strategien Chancen


Universitätsstadt: Zentrum für 
Innovation und Wissen


Vernetzung und Dialog : Industrie, Wirtschaft, 
Wissenschaft, Politik und Verwaltung an einen 
Tischen bringen


Innovative Geschäftsmodelle 
erfordern mehr Kooperation unter den 
Akteuren


Tourismus: Potenzial für 
umweltfreundliche Mobilität


Integrierte Plattformen in Bereichen Tourismus 
und Mobilität
• Information
• Buchung
• Zahlung / Abrechnung


neue Konsummuster – Entwicklung 
der multimodalen Mobilität
(besonders bei 18 bis 29-Jährigen)


Städte verfügen über relevan-
te Steuerungsinstrumente für 
die E-Mobilität


Prüfung der kommunalrechtlichen Instrumente 
zur Förderung der E-Mobilität, z.B.
• im Baurecht
• im Steuerrecht
• bei öffentlichen Ausschreibungen


Experten gehen von einer 
evolutionären Ausbreitung der E-
Mobilität aus (Marktreife ist keine 
Frage des „ob“, sondern „wann“).


Siedlungsentwicklung an 
Achsen und in zentralen Orten 
bietet Potenzial für effiziente 
ÖPNV-Anbindungen


Potenzialerschließung durch ein leistungs-
fähiges ÖPNV-Angebot auf den Hauptverbin-
dungsachsen, das durch intelligente On-Demand-
Konzepte Erschließungslücken ausgleicht


Steigende Nutzung mobiler End-
geräte, zunehmendes Angebot von 
Handy-Apps, die multimodale 
Mobilität erleichtern (teilAuto, MyTaxi)


Nahmobilität fördernde 
Stadtstrukturen und 
Benennung eines
Radwegewartes


Erschließung weiterer Nutzerpotenziale
im Radverkehr
• diebstahlsichere Abstellanlagen
• Verbesserung des Radwegezustandes 


(Winterdienst)
• Ausbau des Radwegenetzes


gutes Radverkehrsklima


 
(Quelle: eigene Darstellung) 
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Tabelle 2: Sicht der Verkehrsunternehmen und des Ve rbundes auf die Stärken und 
Chancen in der Region Rostock 


Stärken Strategien Chancen


Starke Stellung der lokalen 
Verkehrsunternehmen im 
Mobilitätsmarkt (aktuell noch 
durch Direktvergaben oder 
langfristige Verkehrsverträge
vor Wettbewerb geschützt)


Positionierung im Hinblick auf die angestrebte 
Rolle im Mobilitätsmarkt der Zukunft:
• Entwicklung einer Vision
• Ableitung von Zielen und Strategien
• Identifizierung von konkreten Handlungsfeldern
• Aufstellung von Businessplänen für diese Felder


Die zukünftigen Marktstrukturen 
bieten vielfältige Möglichkeiten, 
Zusatzeinnahmen zu generieren 
und den Kostendeckungsgrad zu 
erhöhen.


Starke Stellung der lokalen 
Verkehrsunternehmen im 
Mobilitätsmarkt (aktuell noch 
durch Direktvergaben oder 
langfristige Verkehrsverträge
vor Wettbewerb geschützt)


Stärkung der regionalen Marke im Mobilitätsmarkt
• Erhalt oder Rückgewinnung der Kunden-, Vertriebs-


und Abrechnungshoheit für die regionale Mobilität
• Intensivere Betreuung der gewerblichen Kunden


(Betriebliches Mobilitätsmanagement)
• Intensivere Betreuung der privaten Mobilitätskunden


(Kundenmanagement)
• Erschließung vielfältiger Einnahmequellen, z.B. für 


Vertriebsleistungen, Verkehrsdaten, Kundenvermitt-
lung, Werbung 


Die zukünftigen Marktstrukturen 
bieten vielfältige Möglichkeiten, 
Zusatzeinnahmen zu generieren 
und den Kostendeckungsgrad zu 
erhöhen.


Lokale Verkehrsunternehmen 
kontrollieren die 
Kundenschnittstelle


Strategische Positionierung als Informationsdreh-
scheibe der Mobilität
• Entwicklung einer multimodalen Mobilitätsplattform 


mit umfangreichen, z.T. auch branchenübergreifen-
den Zusatzservices


• Multi-Chanel-Access-Angebote
• intelligente Preis-/Konditionenpolitik
• Verknüpfung von Kundendaten mit Werbung
• Generierung von Vertriebsprovisionen


E-Ticketing
• erschließt neue Kunden- und 


Einnahmepotenziale
• ermöglicht intensivere 


Kundenbeziehungen 
(Steigerung Umsatzerlöse)


 


Stärken Strategien Chancen


Lokale Verkehrsunternehmen 
sind Experten in der betrieb-
lichen Leistungserstellung
• gut ausgebautes ÖV-System
• Barrierefreiheit
• nutzergerechte Tickets
• VM-Verknüpfung (ÖV-Rad)


• Ausweitung der (eigenen) Mobilitätsangebote
(Car-Sharing, Radverleih, Taxiservices etc.)


• Angebot weiterer Zusatzfunktionen
(Multifunktionskarten für diverse Anwendungen)


Technikdiffusion
• steigert Kundenakzeptanz für


Angebotsalternativen
• erleichtert die Realisierung 


multifunktionaler Angebote


VU haben starke Marken im 
ÖPV etabliert:
• Angemessene Marktgröße
• Hoher Bekanntheitsgrad
• Solide Reputation


Ausweitung des Markenkerns auf neue Produkte
und Mobilitätsservices: z.B.
• umfassendere Mobilitätsversprechen für Alle über 


die gesamte Reisekette hinweg
• Premium-Versprechen differenzieren das 


Leistungsangebot und erreichen Statusbewusste
• eine Qualitäts- und Komfortstrategie erreicht auch 


die anspruchsvolleren Zielgruppen


Eine starke Marke gibt den 
Kunden ein attraktives, glaub-
würdiges Mobilitätsversprechen.


VU in Querverbundstrukturen 
verfügen über wesentliche 
Elemente der E-Mobilität


Positionierung als integrierter Anbieter für 
Elektromobilität: z.B.
• DL für Unternehmen mit E-Mobil-Flotten
• DL für Pkw-Hersteller im Batterie-Leasing
• Angebot integrierter Mobilpakete (M)IV-ÖPV


Experten gehen von einer 
evolutionären Ausbreitung der E-
Mobilität aus (Marktreife ist keine 
Frage des „ob“, sondern „wann“).


Die Kosten für die Errichtung von 
Ladesäulen (E-Mobilität) sind mit 
rd. 17.000 € deutlich günstiger als 
der Bau einer Erdgastankstelle 
(rd. 300.000 €)


 
(Quelle: eigene Darstellung) 


4.1.2 Einsatz der Stärken zur Reduzierung von Marktrisiken 


Dieses Kapitel gibt Aufschluss darüber: „Wie die Marktrisiken durch den gezielten Einsatz der 


kommunalen und regionalen Stärken wirksam reduziert werden können.“ 







 


Rahmenkonzept für die Implementierung integrierter Mobilitätsmanagementkonzepte Seite 14 


Tabelle 3: Kommunale Sicht auf die Stärken und Risi ken in der Region Rostock 


Stärken Strategien Risiken


Städte besitzen die Hoheit 
über Faktoren, die die 
Mobilität beeinflussen, aber 
nicht beliebig vermehrbar sind
(Parkplätze, Straßenraum)


Weiterentwicklung des kommunalen 
Verkehrssystemmanagements
• intelligente Verkehrssteuerung nach ökonomischen 


und ökologischen Kriterien (z.B. CO2-Ausstoß, 
Feinstaubemissionen)


• effiziente Infrastrukturnutzung
(optimale Auslastung der Verkehrsinfrastruktur)


Engpassfaktor Infrastruktur
(ineffiziente Verkehrsabwicklung)


Verkehrsemissionen
(Feinstaub, Lärm etc.)


Benennung eines 
Mobilitätskoordinators


Stärkung der Stellung des Mobilitätskoordinators 
mit folgenden Aufgaben:
• strategische und zielorientierte Entwicklung des MM
• zentrale Steuerung der Projekte und Forcierung der 


noch offenen Aufgaben
• Sicherstellung, dass bei der Umsetzung wichtige 


Meilensteine,  Abhängigkeiten und die Vorgaben aus 
der IT-Rahmenarchitektur berücksichtigt und 
eingehalten werden


• Einrichtung von Ausschüssen zur Untersuchung 
spezifischer Fragestellungen im MM


• Bündelung der lokalen und regionalen 
Fachkompetenz (institutionell übergreifend)


Befugnisse, Mittel und
kompetentes Personal sind ggf. 
zwischen Verbundstrukturen und 
ÖPNV-Unternehmen so verteilt, 
dass Chancen ungenutzt bleiben.


 
(Quelle: eigene Darstellung) 


Tabelle 4: Sicht der Verkehrsunternehmen und des Ve rbundes auf die Stärken und 
Risiken in der Region Rostock 


Stärken Strategien Risiken


Zunehmend bessere VM-
übergreifende Informationen
(z.B. DFI)


Datengrundlagen zu Mobilität 
und Verkehr (VVW-Fahrplan-
auskunft)


Schaffung organisatorischer wie 
technologischer Schnittstellen und Standards 
mit dem Ziel, große Datenmengen auf der 
Kunden-, Service- und Infrastrukturebene zu 
generieren, zu verarbeiten und diese sicher, 
geschützt und effizient für die Geschäftsprozesse 
einzusetzen.


Werden Standards und Austausch-
formate heute von Technologieaus-
rüstern definiert, so sollte dies künftig 
mehr von den Mobilitätsanbietern 
selbst übernommen werden. Warten 
diese zu lange ab, besteht die Gefahr, 
dass schnell wachsende Internetunter-
nehmen mit ihren oft kostenlosen 
Datendiensten diese Lücke besetzen.


Lokale Verkehrsunternehmen 
kontrollieren die 
Kundenschnittstelle


Strategische Positionierung im Hinblick auf 
die Make-or-Buy-Entscheidung: rechtfertigen
• der höhere Kundennutzen und Imagegewinn 


durch mehr Mobilitätskomfort
• die Einsparungen durch bessere Verkehrsdaten
• der geringere Aufwand für Fahrgastzählungen 


und Einnahmeaufteilungsverfahren
• Die erwarteten Erlössteigerungen durch ein 


erhöhtes Fahrtenaufkommen und zusätzliche 
Dienstleistungen 


die anfallenden Investitionen.
Konsequente Prüfung neuer Angebote auf 
ihren Mehrwert und die Nutzerakzeptanz hin 
• Marktforschungsinitiativen verschiedener 


Akteure in der Region zusammenführen und 
integriert auswerten


E-Ticketing entwickelt sich evolutionär 
und nicht revolutionär
• Standardsetzung unzureichend
• Rechtliche Schranken der 


Datennutzung
• Geringe Zahlungsbereitschaften der 


verschiedenen Marktteilnehmer
• Erhebliche Investitionen in die 


informationstechnische Infrastruktur 
der Anbieter erforderlich


• Die Nutzenbewertung in der 
Investitionsrechnung ist komplex
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Stärken Strategien Risiken


Lokale Verkehrsunternehmen 
kontrollieren die Kundenschnitt-
stellen


• Schaffung einer leistungsfähigen IT-Sruktur
(z.T. durch Outsourcing, um Kapital und Personal für 
zusätzliche Investitionen und Partnermanagement 
freizusetzen) 


• Betrachtung aller Prozesse, Systeme, Nutzerober-
flächen und Produkte im ÖPNV unter dem Aspekt 
profitabler Zusatzerlöse


Die Integration der komplexen 
neuen Serviceangebote stellt 
IT-Abteilungen vor große tech-
nische und organisatorische 
Herausforderungen und birgt 
ein erhebliches Investitions-
risiko.


Lokale Verkehrsunternehmen 
bilden mit ihrem Angebot das 
Rückgrat des intermodalen 
Verkehrs


Etablierung von „Smart Business Networks“ im 
Mobilitätsbereich
• Lückenschluss im eigenen Angebot durch 


strategische Allianzen mit Spezialisten und Start-ups, 
die flexibel kooperieren und ihre Prozesse agil auf-
einander abstimmen


• Einbindung der Partner in eigene Vertriebs- und 
Informationsdienste (Generierung v. Skaleneffekten)


Traditionelle Wertschöpfungs-
ketten verlieren zunehmend an 
Bedeutung, weil
• innovative Anbieter, 
• wachsende Vielfalt der 


Verkehrsmittel,
• starke Vernetzung der 


Mobilitätskonzepte
Partnerschaften unerlässlich


Querverbundunternehmen 
verfügen über die infrastruk-
turellen Voraussetzungen zum 
Aufbau eines dichten Lade-
stellennetzes im Stadtgebiet


Entwicklung innovativer Geschäftsmodelle , die eine 
enge Kooperation zwischen der Automobilindustrie und
Energiewirtschaft sowie weiteren Akteuren voraussetzt.
• Abkopplung Autokauf von der Batterieversorgung
• Etablierung von Leasing-Modellen (Fahrzeuge, 


Batterien)
• CS-Flottenbetrieb durch Mobilitäts-DL (BMM)
• Festlegung einheitlicher Ladestandards


Henne-Ei-Problem der 
Elektromobilität
• große Investitionen in die 


Ladeinfrastruktur erfordern 
eine hinreichende Nachfrage


• Nachfrage entsteht erst bei 
einer hinreichenden Netz-
dichte an Ladestationen


 


Stärken Strategien Risiken


Verbundunternehmen sind 
heute schon das Bindeglied
zwischen den lokalen und 
regionalen VU


Umfassende Klärung der künftigen Funktionen von 
Verbundunternehmen, z.B.:
• Clearingstelle im Abrechnungsverfahren 


(Konkurrenzschutz für alle beteiligten VU)
• Neugestaltung der Schnittstelle zwischen ÖPNV-


Unternehmen und Tarifverbund


Je nachdem, wie sich VU im 
zukünftigen Mobilitätsmarkt 
aufstellen werden, kann es zu 
einer stark wachsende Doppel-
struktur auf der Verbund- und 
Unternehmensebene kommen, 
die den ÖPNV verteuert.


Zusammenarbeit der Akteure im 
ÖPNV/SPNV


Konzentration auf Maßnahmen, die sich bereits „im 
alltäglichen Betrieb“ (z.B. in anderen Städten) bewährt 
haben und ein großes Nutzerpotenzial aufweisen.


Szenariobasierte Entwicklung konkreter Business-
pläne, um zukünftige Entwicklungen besser verstehen 
und einschätzen zu können.


Experimentelle Lösungen in kleinem Maßstab bei 
kontrolliertem Einführungsrisiko


Fehlinvestitionen in
• unausgereifte 


Fahrzeugtechnologien,
• längst überholte Smart-


phone-Applikationen und
• E-Ticketing-Systeme
auf Basis unsicherer Business-
pläne, schwieriger Förder-
situationen und unklarer Preis-
degressionen der technischen 
Komponenten.


Kreativität bei der Nutzung 
knapper Ressourcen für die 
Weiterentwicklung im ÖPNV


Institutionenübergreifende Bündelung der lokalen 
und regionalen Kompetenzen und Ressourcen


Befugnisse, Mittel und 
kompetentes Personal sind
ggf. zwischen Verbund-
strukturen und ÖPNV-
Unternehmen so verteilt, dass 
Chancen ungenutzt bleiben.


 


(Quelle: eigene Darstellung) 


4.1.3 Abstellen von Schwächen zur Nutzung Marktchancen 


In diesem Kapitel geht es um die Klärung der Frage: „Wie können die kommunalen und regiona-


len Schwächen so ausgeglichen werden, dass die Marktchancen sinnvoll genutzt werden kön-


nen?“ 
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Tabelle 5: Kommunale Sicht auf die Schwächen und Ch ancen in der Region Rostock 


Schwächen Strategien Chancen


unzureichende Integration von BMM und 
KMM


Unterstützung der Unternehmen 
beim Aufbau von E-Mobil-
Fahrzeugflotten als sichtbares 
Zeichen für die „Salonfähigkeit“ der 
neuen Antriebsoptionen


Diskussion um den Atomausstieg 
steigert die Akzeptanz alternativer 
Antriebsoptionen in der Bevölkerung


 
(Quelle: eigene Darstellung) 


4.1.4 Abstellen von Schwächen zur Neutralisierung von Marktrisiken 


Dieses Kapitel beschäftigt sich mit der Frage: „Wie können die kommunalen und regionalen 


Schwächen so abgestellt werden, dass die Marktrisiken effektiv neutralisiert werden?“ 


Tabelle 6: Kommunale Sicht auf die Schwächen und Ri siken in der Region Rostock 


Schwächen Strategien Risiken


vielfältige Interessenkonflikte 
zwischen den beteiligten 
kommunalen Akteuren:
Wirtschaft, Politik, Verwaltung etc.


Stakeholder-Analyse in der Politikarena
(Konkretisierung der Interessenlagen)
Schaffung einer gemeinsamen Plattform, 
um Ziele auszubalancieren und gemeinsame 
Initiativen für das Mobilitätssystem der Stadt zu 
priorisieren
Einführung von Instrumenten zur gezielten 
Herbeiführung von Interessenausgleichen


Neuordnung des Mobilitäts-
marktes (neue Wettbewerber, 
neue Geschäftsmodelle)
• ggf. Entstehung von einseitigen 


Geschäftsmodellen zugunsten 
der Wirtschaft mit negativen 
Auswirkungen auf die 
Interessen von Anderen


Kooperation zwischen Stadtentwick-
lung und Verkehrsplanung ungenü-
gend ausgeprägt.
• Empfehlungen aus Leitfäden 


werden oft nicht eingehalten
• wirtschaftliche Interessen werden 


oft vorrangig berücksichtigt.


Frühzeitige Festlegung wesentlicher
Kernpunkte in rechtsverbindlichen Plänen
• Ausschöpfung der kommunalrechtlichen


Mittel
• Berücksichtigung von Planungsvorteilen


für bestimmte Zielgruppen
• Gewinnung von Multiplikatoren, die über 


Fach-/Entscheidungskompetenz verfügen


Unzureichende Abstimmung 
zwischen Stadt, Landkreis und Land
• Unterschiedliche Interessenlagen
• verschiedene Finanzierungsformen


Intensivierung der interkommunalen 
Zusammenarbeit und Übertragung der 
kommunalen Strategien zum Interessen-
ausgleich auf die Stadt-Umland-Situation
• u.a. auch regionale Finanzierungs- und 


Ausgleichsmechanismen entwickeln
 


Schwächen Strategien Risiken


Fokussierte Meinungsbildung in 
Politik und Verwaltung fehlt
• Politischer Wille unklar
• Klares Bekenntnis, finanzielle 


Mittel für das KMM bereitzu-
stellen, ist nicht erkennbar


Rückkopplung zwischen Politik und 
Verwaltung ist unzureichend
• u.a. .einseitige Betrachtungen der 


Problemstellungen


Einleitung eines moderierten und koordi-
nierten Entwicklungsprozesses, der alle 
MM-Akteure einbezieht
• Erstellung eines Rahmenkonzeptes für alle 


Bereiche des MM inkl. Vision, Leitzielen und 
strategischen Handlungsansätzen


• Erstellung einer Rahmenarchitektur für die 
integrierte Anwendung, den koordinierten 
Ausbau und die konsistente Entwicklung der 
Komponenten für das MM-Gesamtsystem


• Erarbeitung eines Aktionsprogramms mit 
zeitlich aufeinander abgestimmten, 
ineinandergreifenden, sich gegenseitig 
verstärkenden Maßnahmen


Fehlende strategische 
Gesamtplanung
• Viele Einzelaktionen und 


Insellösungen
• fehlende Vision für das KMM
• Integration in andere 


Themenfelder unzureichend


Entwurf und Umsetzung einer Vision und 
Strategien , die klar formulieren, wie das 
zukünftige Mobilitätssystem der Stadt 
aussehen soll.
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Schwächen Strategien Risiken


begrenzte finanzielle Mittel
• viele Konzepte und keine 


Umsetzung
• Radverkehrsförderung 


unterfinanziert


Identifizierung intelligenter 
Finanzierungsmöglichkeiten
• übergeordnete Finanzierung im Sinne 


einer Anreizfinanzierung (ggf. unter 
Aspekten der Daseinsvorsoge)


• Bereitstellung von Risikokapital für 
innovative, neue Konzepte (start-ups)


• Mobilitätskonzepte benötigen in der 
Regel eine Vorlaufzeit von mehreren 
Jahren bis die identifizierten Erlös-
potenziale ausgeschöpft werden.


• Erfolgsvoraussetzung ist zudem eine 
kritische Masse an Nutzern.


Personalknappheit
• Stadtentwicklungskonzepte nicht 


stringent verfolgt
• Konzepte nicht konsequent 


umgesetzt


Priorisierung der Maßnahmen der 
Aktionspläne nach Dringlichkeit und 
Wichtigkeit


Mangelnde Flexibilität und
Ängste vor Veränderungen


Erstellung von Personalentwick-
lungsplänen , um zukünftige Ressourcen-
bedarfe und benötigte Kompetenzprofile 
gezielt und frühzeitig zu entwickeln


Die sich verändernden Rahmenbe-
dingungen und Aufgabenprofile im 
Mobilitätsmarkt erfordern neue 
Kompetenzen bei allen Beteiligten
(Unterschätzung d. Change-Prozesses).


Naturräumliche Lage der Stadt 
Rostock (lange Wege durch die 
Warnow)


 


Schwächen Strategien Risiken


Konkurrenzsituation zwischen VU bzw. 
vielmehr Aufgabenträgern (Stadt-Umland)
• Parallelverkehre
• Brechpunkte im Stadt-Umland-Verkehr


schrittweiser Aufbau einer regionalen
Kooperationskultur


Unzureichende Attraktivität des ÖPNV im 
Regionalverkehr
• Keine Bevorrechtigung des ÖPNV vor 


dem MIV (Stauzeiten identisch)


Ungenutzte Potenziale im Bereich der 
Push-Faktoren, z.B.
• City-Maut
• Besteuerung von Firmenwagen
• Einrichtung von Sonderspuren


Regulierende hoheitliche Eingriffe Wille zur Verhaltensänderung bei
vielen Verkehrsteilnehmern gering 
ausgeprägt


Ungenutzte Potenziale im Bereich der 
Pull-Faktoren, z.B.
• Entwicklung von Fahrgemeinschaften, 


differenzierten Bedienungsformen
• Ausbau des Radwegenetzes


verstärkte Etablierung von
„On-Demand-Touren“


Rapide abnehmende Nachfrage im 
ÖPNV an der Grenze zwischen 
Stadt und Umland


Begrenzte finanzielle Mittel und 
Verteilungskampf um diese Mittel


Schaffung der Voraussetzungen, dass 
alle Maßnahmen als Daueraufgabe
(im Hinblick auf Pflege, Optimierung, 
Qualitätssicherung) durch geeignete 
Betriebskonzepte fortgeführt werden 
können.
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Schwächen Strategien Risiken


mangelnde Anziehung privaten Kapitals / 
privater Investoren im Bereich Mobilität
• Es fehlt ein „Macher“, der 


Interessenten anwirbt.
• Schritt von Verwaltung in Wirtschaft 


gelingt oft nicht
• Anreize passen nicht zu den 


Angeboten


Einführung von Marktmechanis-
men, die einen fairen Wettbewerb
zwischen den verschiedenen 
Verkehrsmitteln, Geschäftsmodellen 
und Infrastrukturarten sicherstellen
und den Einstieg neuer Akteure 
ermöglichen.


Kommerzielle Unternehmen werden 
sich nur dann an innovativen Lösun-
gen beteiligen, wenn sie einen fairen 
Ertrag erwirtschaften können.


Fehlende Bürgernähe bzw. 
Balance zwischen Bürgernähe und 
Notwendigkeiten der Fachplanung nicht 
optimal


Entwicklung neuer Verfahren und 
Instrumente für urbane Teilhabe
• Aktivierung und Einbezug aller 


gesellschaftlicher Gruppen, u.a. 
auch zur Früherkennung zukünftiger 
Bedarfe


Fehlende Resonanz der 
Verkehrsteilnehmer


Vernetzung von MIV und ÖPV 
unzureichend
• Kein echtes multimodales Angebot
• Keine durchgängigen Konzepte


Entwicklung neuer Geschäfts-
modelle, die Zusatzerlöse generieren 
bzw. Mischkalkulationen ermöglichen


Innovative Mobilitätsangebote oft auch 
dauerhaft nicht kostendeckend (z.B.
Radstationen)


Viele Bausteine im KMM (fast nur ÖPV)
• Keine Zusammenführung (Netzwerke)
• Keine gemeinsame Vermarktung


siehe Mobilitätskoordinator


 


Schwächen Strategien Risiken


kaum durchgängig zu nutzende 
Verkehrsangebote über 
Systemgrenzen hinweg


Infrastrukturoffensive vor 
Informationsoffensive


Die Nutzeransprüche steigen parallel 
zu ihrer Bereitschaft, sich multimodal 
fortzubewegen.


Multimodale Mobilität verbreitet zur 
Zeit noch wenig „Glemmer“ 


Stufenweiser Ausbau des MM-Systems 
durch neue Dienste
• Intensive Begleitung durch 


Öffentlichkeitsarbeit
• Einstreuung von „Quick-wins“ , um 


Veränderungen sichtbar zu machen
• Schnupperangebote schaffen
Modernisierung bestehender Dienste
durch Einbeziehung von aktuellen sozialen 
Medien, Verknüpfung mit Anreizsystemen, 
Freizeitgestaltung, Kultur und 
Kundenbindungsprogrammen


Nutzer „müssen“ erst noch von den 
positiven Effekten eines funktionie-
renden KMM überzeugt werden.
• Umstiegsbarrieren


Kooperative Systeme sind immer 
noch ein stark technisch getriebenes 
Forschungsthema, bei dem sozio-
ökonomische Aspekte vernachlässigt 
werden.


Identifizierung und Herausstellung der 
Kompetenzen, Verantwortlichkeiten und 
Nutzenvorteile entlang der gesamten 
Serviceketten
• Koordination öffentlicher und privater 


Stakeholder auf der kommunalen Ebene


Geringe Bereitschaft privater 
Unternehmen, sich finanziell zu 
beteiligen oder Erleichterungen im 
ÖPNV überhaupt nur zuzulassen
(fehlendes Verständnis)


 
(Quelle: eigene Darstellung) 
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Tabelle 7: Sicht der Verkehrsunternehmen und des Ve rbundes auf die Schwächen und 
Risiken in der Region Rostock 


Schwächen Strategien Risiken


Der Aufbau einer eigenen, 
professionellen E-Ticketing-
Infrastruktur stellt ÖPNV-
Unternehmen vor große 
Herausforderungen.


Diskussion …
• der rechtlichen Strukturen , die eine Beteiligung 


von ÖPNV-Unternehmen möglich machen.
• der unternehmerischen Frage „Wem gehört der 


Kunde/dessen Daten?“
• einer gerechten Verteilung der Finanzierungslast
• Kompetenzsteigerung durch Bündelung für A
• Kompetenzverluste durch Outsourcing für B


Neue DL im ÖPV für
• die integrierte Reisebuchung


− Touch&Travel (Qixxit)
− Multicity


Kunden favorisieren Systeme nach 
dem One-stop-Shopping-Prinzip.
Fernverkehrsanbieter generieren 
Skaleneffekte mit großen Nutzer-
zahlen.


In den 
Verkehrsunternehmen
• fehlendes spezialisiertes 


Know-how
• fehlende 


Investitionsmittel
• kaum Erfahrungen mit 


sehr risikoreichen 
Businessplänen 


Make-or-Buy-Entscheidungen im Fokus bzgl.
• Produkt- und Serviceangebot in der Mobilität
• Verkehrsplanung
• Verkehrsdatenmanagement
• Werbung
• Vertriebsstellen
• Call-Center-Funktionen
• IT-Anwendungen


Strategische Prüfung , ob 
• ein Einkauf von Fremdleistungen (Kooperation)
• die Eigenerstellung in Form von Konkurrenz-


angeboten (Full-Service-Anbieter ) angestrebt 
werden soll.


Neue DL im ÖPV für die
• multimodale Navigation


− Moovel
• Community basierte Navigation


− Nunav (ehemals greenway)


Neue Mobilitäts-DL ergänzend zum
ÖPV
• Car2go, DriveNow, tamyca
• Pocket Taxi, Alphacity, Fleetster
• Parkopedia
• Carpooling.com, flinc, Better Taxi
• MyTaxi


 


Schwächen Strategien Risiken


Erweiterte Kompetenzen für Einkauf 
und Partnermanagement von der 
Auswahl bis zur Vertragsgestaltung 
und dem operativen Management der 
Schnittstelle zu den Partnern müssen 
häufig noch aufgebaut werden.


Personalentwicklung in den neuen 
Kompetenzbereichen , die sich auf-
grund der geänderten Marktstrukturen 
und neuen Geschäftsmodelle ergeben.


Die Marktakteure der neuen Mobilität 
vervielfachen sich: z.B. Lieferanten, 
physische und virtuelle Dienstleister. 
Damit wird auch die Auswahl von 
Zulieferern und Kooperationspartnern 
für die VU komplexer. 


Lokale Verkehrsunternehmen besitzen 
nicht in allen zukünftig relevanten 
Tätigkeitsbereichen Kernkompetenzen 
bzw. können die ökonomisch 
erforderlichen Skaleneffekte erreichen.


Prüfung, wo Kooperationen mit IT-
Dienstleistern, Energieversorgern, 
Telekommunikationsanbietern, der 
Deutschen Bahn und anderen ÖPNV-
Unternehmen unter Kostenaspekten 
sinnvoll sind.
• Vertriebsanforderungen
• Abrechnungsanforderungen


Internet-DL und TK-Anbieter mit starker 
Marke haben das Potenzial, sich zu 
Mobilitätsintegratoren (starken 
Wettbewerbern) zu entwickeln:
• ausgeprägte Technologiekompetenz
• starke Fähigkeit, Leistungen Dritter 


zu integrieren
• Fähigkeit, große Mengen an 


Kundentransaktionen zu bewältigen


Im Mobilitätsbereich wurde bisher ein 
Massenmarkt bedient. Mass-
Customizing von Dienstleistungs-
angeboten sind die Ausnahme.


Entwicklung von Geschäftsmodellen, 
die den Nutzer in den Mittelpunkt 
stellen und Mobilität als abrufbaren 
Service anbieten
• Einführung von CRM-Systemen
• One-to-One-Marketing 


(Kommunikation)
• Mass-Customizing bzgl. Reisekette


(Mobilitätsangebote)


Kunden erwarten zukünftig eine weit 
differenziertere, an ihren individuellen 
Bedürfnissen orientierte Ansprache inkl. 
der damit verbundenen individualisier-
ten Dienstleistungsangebote
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Schwächen Strategien Risiken


Der ÖPNV-Markt ist 
derzeit noch defizitär. 
Verkehrsunternehmen 
verfügen damit über 
begrenzte finanzielle 
Mittel, sich gegen 
finanzstarke 
Wettbewerber zu 
behaupten.


Frühzeitige Positionierung auf dem sich 
verändernden Mobilitätsmarkt, z.B. als:
• hocheffizienter Carrier
• intermodaler Mobilitätsdienstleister


(Mehrwerte-Dienstleister in Sachen Mobilität)
• regionaler Mobilitätsintegrator


Der Mobilitätsmarkt wird zunehmend attraktiv 
für finanzstarke Spieler aus anderen 
Industrien:
• Telekommunikationsunternehmen


(mobile Dienste) 
• Internet-Unternehmen (google maps),
• Finanz-Dienstleister
• E-Commerce-Unternehmen
• Technologiekonzerne (stellen Plattformen)
• soziale Netzwerke (like/share/take me to)
• Mietwagenverleiher (Sixt)
• Automobilunternehmen (BMW, Daimler)
• Energieversorger.


IT ist nicht zwingend 
eine Kernkompetenz
der lokalen VU


Entwicklung eines Clearing-Systems zur 
Integration / Abrechnung externer Leistungen
• Abrechnung für die verschiedenen Transport-


modi und Sub-Dienstleister mit unterschied-
lichen Vertragsvarianten, Boni, Zu-/Abschlägen, 
Rabatten und Preisdeckeln


• Gewährleistung der Interoperabilität einzelner 
Komponenten und unterschiedlicher Akteure


• Anpassung der Dimensionierung der Systeme 
an die künftig steigenden Datenvolumina


• Entwicklung neuer Algorithmen für innovative 
Abrechnungsformen (Best Price)


Abrechnungsmodelle gestalten sich für 
Mobilitätsintegratoren wesentlich komplexer 
als im traditionellen ÖPNV:
• Verbundtarife,
• Zonentarife, 
• Zeit- und Sammelkarten
• differenzierte Vertriebswege


 


Schwächen Strategien Risiken


IT ist nicht zwingend eine 
Kernkompetenz der lokalen VU


Notwendigkeit, sich technologisch 
zukunftsfähig aufzustellen 
• Implementierung einer 


übergreifenden Content-Plattform
• Sicherstellung, dass alle Fahrplan-, 


Event-, Kunden- und Vertragsdaten, 
Angebote und Rabatte synchron 
gehalten und aktualisiert werden.


Verarbeitungskomplexität der Mobilitäts-
daten steigt stetig:
• Fahrplandaten, Fahrzeugdispositionen 


und Verfügbarkeiten werden vernetzt und 
in soziale Netzwerke integriert


• Informationsmedien sowie Vertriebs-
wege werden vielfältiger und umfassen 
neben Smartphones klassische 
Mobiltelefone, Automaten, 
Vertriebsstellen, Kontrollgeräte, 
Haltestellenanzeigen oder Werbetafeln


Unternehmen wie die Deutsche Bahn AG 
entwickeln sich zu integrierten,
überregionalen Mobilitätsunternehmen:
• Fern- und Regionalverkehr sowie ÖPNV
• Bike-Sharing
• Car-Sharing (Flinkster: 4.500 Fahrzeuge 


in 140 Städten in D und A)
Kooperationen mit anderen Anbietern 
werden verhandelt (Automobilherstellern)
• Daimler AG: car2go
• BMW: DriveNow (Berlin, München, D)
• greenwheels konsolidiert lokale Initiativen 


zu überregionalen und internationalen 
Angeboten
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Schwächen Strategien Risiken


Lokale VU verfügen lediglich in 
der Minderzahl über eigene Car-
und Bikesharing-Systeme.


Konzipierung neuer Angebote für multi-
modale ÖPNV-Kunden , die sich von ÖPNV-
Abonnenten zu ÖPNV-Gelegenheitskunden 
gewandelt haben.
• Kundenbindung über die Vermittlung 


intermodaler Mobilitätsangebote


Kannibalisierung des klassischen ÖPV
durch Car- und Bikesharing-Systeme
• gesicherte Aussagen über Substi-


tutionseffekte noch nicht möglich
• Erste Studien zeigen, dass bis zu 50% 


der Nutzer von Fahrradverleih-
systemen Fahrten, die sie vorher mit 
dem ÖPV zurückgelegt haben, 
ersetzen


Positionierung der Verbundunternehmen 
gegenüber neuen Mobilitätsintegratoren , 
zu deren Kerngeschäft die IT-gestützte 
Leistungsbündelung, -vermarktung und -
abrechnung auf Basis leistungsstarker IT-
Systeme gehört.


• ggf. regionale Ausrichtung eines Portals in 
Verbindung mit der Tourismuszentrale und 
regionalen Veranstaltern (Medien, Sport-
vereine, Konzerthallen, Theater, Kino)


Mittelfristig wird sich das heute übliche 
EAV grundlegend ändern:
• Verbundkosten werden transparent auf 


die Nutzer umgelegt
• Vertriebsprovisionen werden individuell 


abgerechnet
• Einnahmen werden kunden- und 


fahrtenscharf zugerechnet  und nach 
individuellen Kosten der Verkehrsmodi 
differenziert


Telematik-Entwicklungen ermöglichen 
neue Abrechnungskonzepte
• Pay-as-you-drive (nach Fahrtstrecke)
• Pay-how-you-drive (nach 


Fahrerverhalten)
 


Schwächen Strategien Risiken


Zielgruppen und Marktsegmente der
Mobilitätsnutzer neu definieren
• Ermittlung individueller Kundentypgruppen mit 


unterschiedlichen Wertvorstellungen
• Identifizierung der Kundentyp-spezifischen 


Nutzerpotenziale


Die klassischen Segmentierungen 
greifen zu kurz. Neben Kriterien wie 
Komfort, Reiseanlass, 
Preisbereitschaft sowie Zeitpunkten 
und Orten sind auch immer mehr 
emotionale und soziostrukturelle 
Faktoren zu berücksichtigen.


Einrichtung eines einfachen und flexiblen 
Kundenzugangs:
• Schaffung einheitlicher Standards
• Lösen der Schnittstellenproblematik
• Integrationsfähigkeit aller Leistungen herstellen


Kunden bevorzugen ein
„one-stop-shopping


Entwicklung und Tests von Business Cases 
für Geschäftsmodelle integrierter Mobilität
• Integration von Mobilitätsangeboten


(multimodales Reiseerlebnis aus einer Hand)
• Aggregation von Mobilitätsdiensten Dritter


(multimodale Plattform bündelt 
Fremdleistungen)


mangelnde Kenntnis der 
Preisbereitschaften für 
Mobilitätsleistungen und 
Zusatzservices


Intensivierung der Marktforschung zur Her-
stellung von Klarheit über Nachfrage- und 
Erlöspotenziale
• Evaluierung der Mehrwerte von geschlossenen 


Mobilitätsketten / innovativen Dienstleistungen
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Schwächen Strategien Risiken


Vielfältige Systembrüche, 
insbesondere im Stadt-
Umland-Verkehr


Kriterien für die VM-Wahl sind nicht neu
(Zeit, räumliche Flexibilität, Nutzungsflexibilität
Komfort, Unterhaltung, Sicherheit, Preis,
Umweltverträglichkeit)


eigene Bahnwelt für 
Datenströme
• Datenschnittstellen nicht 


standardisiert
• Technische Lösungen 


derzeit nicht in Sicht


Beschreibung einer IT-Rahmenarchitektur 
als Grundlage eines intermodalen Mobilitäts-
managements
• Relevante Prozesse
• Rolle der einzelnen IT-Komponenten
• Zusammenwirken der Orga-Einheiten und 


IT-Komponenten
• Verbindliche Vorgaben zu Schnittstellen & 


Standards


Maßnahmen der Wirtschaftsförderung zur 
Reduzierung der Risiken
• z. B. Anschubfinanzierung)
Zugang zu Investitionskrediten
• z.B. staatliche Förderprogramme
Gewährung von Privilegien
• im öffentlichen Raum (Parkplatzprivilegien)
• im Straßenverkehr (Sonderfahrspuren)
Gewährung von Steuervorteilen oder 
Zugang zu Investitions-/Risikokapital
• für Start-Ups- oder Spin-off-Unternehmen


Die Entwicklung und Umsetzung von 
alternativen Nutzungsstrategien ist als 
Geschäftsmodell mit einigen finanziellen 
Risiken verbunden. 


 
(Quelle: eigene Darstellung) 


4.2 Zukünftige Handlungsfelder im kommunalen/region alen Mobilitätsmanagement 


Im Rahmen der SWOT-Analyse wurden zahlreiche Ansatzpunkte, positive Voraussetzungen 


und Chancen für das Mobilitätsmanagement herausgearbeitet, jedoch auch Defizite und Risiken 


benannt. Aus diesen Hinweisen sowie weiteren Eingaben der Akteure im Verlauf des Projektes 


konnten schließlich zahlreiche Strategien zum weiteren Vorgehen im kommunalen und regiona-


len Mobilitätsmanagement abgeleitet werden. 
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4.2.1 Aktionsplan im Mobilitätsmanagement der Hansestadt und Region Rostock 


Maßnahmen Bewertung    


gering mittel hoch 


Etablierung von  Dialog-Plattformen 


• einer interdisziplinären Plattform für die Vernetzung 
von Industrie, Wirtschaft, Wissenschaft, Politik, Ver-
waltung 


• einer (inter-)kommunalen Plattform für die Intensivie-
rung der kommunalen/regionalen Zusammenarbeit 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 x 
 
x 
 


 
x 
 
x 


Engere Verzahnung der Bereiche 
‚Mobilität‘ und ‚Tourismus‘  


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
 
 
 


x 
x 
 
x 


 
 
 
x 
 


Prüfung der kommunalrechtlichen Instrumente zur 
Förderung der eMobilität 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
x 
 
x 


 
x 
 
x 


Stärkung der Siedlungsentwicklung an räumlichen 
Achsen und in zentralen Orten – Erleichterung der 
Erschließung mit Verkehrsmitteln des Umweltverbundes 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


  
x 
x 
x 
x 


Erschließung von Nutzerpotenzialen im Radverkehr 
durch einen verstärkten Ausbau und die bessere  
Pflege der Radverkehrsinfrastruktur 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
x 
 
x 


 
x 
 
x 


Weiterentwicklung des Verkehrssystemmanagements 
(in der Stadt und im Stadt-Umland-Bereich) 
 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


  
x 
x 
x 
x 


Stärkung von Mobilitätsmanagementansätzen in der 
öffentlichen Verwaltung 
• Bereitstellung ausreichender personeller und 


finanzieller Ressourcen 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


x 
 
 
 


 
 
x 


 
x 
 
x 


Festlegung MM-Eckpunkte in rechtsverbindlichen Plänen 


• Integrierter Einsatz von Push&Pull-Faktoren 
• Etablierung fairer Marktmechanismen 
• Berücksichtigung von Barrierefreiheit  


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


  
x 
x 
x 
x 


Identifizierung neuer, kreativer 
Finanzierungsmöglichkeiten 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
x 
 
x 
 


 
x 
 
x 


Integration der Wirtschaftsförderung in MM-Konzepte 


• Gestaltung attraktiver (multimodaler) Mobilitätspunkte 
• Entwicklung neuer Geschäftsmodelle 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


  
x 
x 
x 
x 


Erstellung von Personalentwicklungsplänen, um zukünf-
tig benötigte Kompetenzprofile frühzeitig zu entwickeln 


• Entwicklung neuer Verfahren für urbane Teilhabe 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
x 
 
x 
 


 
x 
 
x 


Koordination öffentlicher und privater Stakeholder 
auf der kommunalen/regionalen Ebene 


• z.B. gemeinsamer Aufbau von eMobil-Fahrzeug-
flotten 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
x 
 
x 
 


 
x 
 
x 


(Quelle: eigene Darstellung) 







 


Rahmenkonzept für die Implementierung integrierter Mobilitätsmanagementkonzepte Seite 24 


4.2.2 Aktionsplan für die Beiträge der Verkehrsorganisationen zum Mobilitätsmanagement 


Maßnahmen Bewertung    


gering mittel hoch 


Stärkung der regionalen Marke im Mobilitätsmarkt 
• Stärkung des Verkehrsverbundes Warnow 
• Strategische Positionierung als regionale 


Informationsdrehscheibe der Mobilität 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
 


x 
 
x 


 
x 
 
x 


Etablierung von ‚Smart Business Networks‘ 


Unternehmensübergreifende Bündelung der lokalen und 
regionalen Kompetenzen und Ressourcen 
• Ergänzung der klassischen Verkehrssysteme um innova-


tive, flexible Mobilitätsangebote (z.B. Car-Sharing, Bike- 
Sharing, private Mitnahmeverkehre, Bürgerbus) 


• weiterer Ausbau des flächendeckenden (elektrischen) 
Leihradsystems (elros) 


• Einrichtung einer Buslinie im Fischereihafen unter Be-
rücksichtigung einer finanziellen Beteiligung von Unter-
nehmen, Stadt und Verkehrsunternehmen etc. 


• Entwicklung neuer, innovativer Geschäftsmodelle 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 x 
 
 


 
x 
x 
x 


Optimierung der Vertriebsstrukturen 
• Zielgruppen und Marktsegmente im Mobilitätsmarkt neu 


definieren 
• Ausweitung der Informationsangebote (z.B. Mobilitäts-


plattform, Haltestellen-/Ankunftszeiteninformationen) 
• Einführung einer Mobilitätskarte 
• Entwicklung eines Starterkonzeptes für eine 


Mobilitätszentrale 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 x 
 
x 
 


 
x 
 
x 


Intensivierung der Marktforschung 
zur Herstellung von Klarheit über Nachfrage- und Erlös-
potenziale 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 x 
x 
x 
x 


 
 


Personalentwicklung 
in den neuen Kompetenzbereichen 
 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


x 
 
x 


 
  


x 
 
x 


Forcierung von make-or-buy-Entscheidungen 
Positionierung der Akteure im Hinblick auf die angestrebte 
Rolle im Mobilitätsmarkt der Zukunft 
• Verkehrsunternehmen z.B. als Mobilitätsintegrator oder 


integrierter Anbieter für Elektromobilität 
• Verbünde z.B. als Clearingstelle, Spezialdienstleister 


oder regionaler Mobilitätskoordinator 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 x 
 
x 


 
x 
 
x 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Ansätze und Empfehlungen, die sich auf eines der im Rahmen des Projektes gesondert bear-


beiteten vier Teilkonzepte des kommunalen Mobilitätsmanagements beziehen oder Einfluss auf 


diese haben, werden nachfolgend vertiefend dargestellt. 
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5. Kurzfassungen der Teilkonzepte 1 bis 4 


5.1 TK 1 Mobilitätszentrale / Mobilitätsportal 


5.1.1 Gestaltungsanforderungen an attraktive Mobilitätsservices in der Region Rostock 


Die Kundenanforderungen an attraktive Mobilitätsangebote sind komplex und vielfältig. Nur 


wenn es gelingt, diese ausreichend im Leistungserstellungsprozess zu berücksichtigen, können 


die derzeit noch bestehenden Einstiegshürden für die Ausübung von Multimodalität abgebaut 


werden. Welches multimodale Verhaltenspotenzial in der Region Rostock durch eine Verbesse-


rung der Mobilitätsangebote angesprochen werden kann, zeigt die folgende Tabelle. 


Tabelle 8: Zielgruppen und ihr multimodales Verhalt enspotenzial in der Region Rostock 


Zielgruppen Anteil in der 
Bevölkerung 
aktuell [in %] 


multimodales 
Verhaltens- 
potenzial gesamt 


multimodales 
Verhaltenspotenzial 
mit guter Zielanbindung 


Monomodale Autofahrer 


• 100% aller Wege 
im Wochenrhythmus 
werden mit dem MIV 
zurückgelegt 


• >75% aller Wege 
im Wochenrhythmus 
werden mit dem MIV 
zurückgelegt 


50,9 


37,7 


 


13,2 


 
26,4 % 


(abs. 54.000) 
 
 


siehe Multimodale    


 


9,3% für häufigere ÖV-Nutzung   
(abs. 18.960 Einwohner) 


10,7% für häufigere Rad-Nutzung 
(abs. 21.810 Einwohner) 


Multimodale 


• MIV-ÖV 


• MIV-Rad 


• Trimodale 


• Rad-ÖV 


36,2 


14,1 


13,4 


6,9 


1,8 


• In dieser Zielgruppe können ebenfalls noch weitere 
Fahrten vom MIV auf Verkehrsmittel des Umweltver-
bundes verlagert werden. 


• Die Klimaschutz-Effekte sind jedoch deutlich geringer 
einzuschätzen als in der Zielgruppe der monomoda-
len Autofahrer (insbes. mit 100% aller Wege). 


Monomodale 


• ÖV-Nutzer 


• Fahrradfahrer 


• Fußgänger 


12,9 


8,9 


2,4 


1,6 


• Diese Zielgruppe gilt es in ihrem aktuellen Verhalten 
zu bestätigen. 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Insgesamt bedarf es vielfältiger multimodaler Angebotsformen, die die zentralen Kundenanfor-


derungen erfüllen und es dadurch weiten Nutzerkreisen erst ermöglichen, sich mit einem ver-


tretbaren Aufwand multimodal zu verhalten. Welche Kundenanforderungen konkret erfüllt sein 


müssen, damit das multimodale Verhaltenspotenzial erschlossen werden kann, ist der folgen-


den Tabelle zu entnehmen. 
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Tabelle 9: Zusammenführung von Kundenanforderungen und Mobilitätsangebotsformen 


Klassische 
Mobilitätselemente  


Zentrale Kundenanforderungen  
(Ihre Erfüllung ist die Voraussetzung für eine 
breite Diffusion multimodalen Verhaltens in der 
Gesamtbevölkerung.) 


Neue, ergänzende 
Angebotsformen 


Pkw-Nutzung • Car-Sharing (one-way): inkl. Verleih von Kin-
dersitzen und Angebot unterschiedlicher Fahr-
zeugkonzepte 


• Mietwagen 


• Mitfahrgelegenheit 


• privates Auto-Teilen bzw. private Pkw-Ausleihe 


• Taxi-Dienste 


• (Lieferdienste – kein Sharing-Angebot i.e.S.) 


 


Fahrrad-Nutzung • Fahrradverleih: inkl. Lastenfahrräder, Pedelecs 
und Fahrradanhänger für die Beförderung von 
Kindern 


• Radabstellanlagen/Diebstahlschutz 
(mit oder ohne Werkstattservice) 


 


ÖV-Nutzung • hochfrequentes, flächendeckendes, verlässli-
ches und pünktliches Leistungsangebot im 
ÖPNV 


• familienfreundliche Gestaltung von Bahnhöfen, 
Zügen und Bussen 


• Bike&Ride sowie verlässliche Fahrradmitnahme 
in öffentlichen Verkehrsmitteln 


• Park&Ride: u.a. auch Fahrgemeinschaftspark-
plätze an Autobahnauffahrten 


• Zubringer-Lösungen im Hinblick auf die Weiter-
fahrt vom Bahnhof in das Stadtgebiet 


 


Angebotsvernetzung • mehr Personalpräsenz 


• Vollkostenvergleich: z.B. Mobilitätsdurchblick 
Schweiz 


• Mobilitätserziehung: Kindergarten und Grund-
schule 


• Echtzeit-Verkehrsinformationen und dynami-
sches Routing 


• Mobilität am Zielort 


o integrierte Mobilitäts- und Touristeninfor-
mation 


o Zugang aller Mobilitätsangebote auch für 
Besucher und Tagesausflügler 


o spezielle Mobilitätsangebote für Urlauber 


 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Aus den genannten Nutzeranforderungen lassen sich nun wiederum die nachfolgend aufgeführ-


ten Kernthemen für ein Betriebskonzept zur Bereitstellung umfangreicher Mobilitätsangebote in 


der Region Rostock ableiten. 


 


Sharing-Angebote 


Fahrrad-Verleihsysteme 


Mobilstationen 


Mobilitätsservices 







 


Rahmenkonzept für die Implementierung integrierter Mobilitätsmanagementkonzepte Seite 27 


Tabelle 10: Zentrale Gestaltungsaspekte für moderne  Mobilitätsdienstleistungen 


Zentrale Aspekte für die Gestaltung von 
modernen Mobilitätsdienstleistungen 


Realisierungsperspektiven in der Region 
Rostock aus Akteurssicht  


Schaffung einer gemeinsamen Plattform für ein 


integriertes regionales Mobilitätsmanagement. 


Stärkung von Vernetzung und Dialog! 


Etablierung einer Austauschplattform (z.B. in Form 


eines Lenkungsausschusses) zur stärkeren Ver-


netzung der relevanten Akteure und zur Gewähr-


leistung eines intensiveren Dialogs über die 


strategische Gestaltung eines integrierten Mobili-


tätsmanagements in der Regiopole Rostock mit 


dem Ziel einer Konzentration des politischen Wil-


lensbildungsprozesses im Verkehrssektor. 


Praktikablere physische Verknüpfung von 


Individualverkehr und öffentlichem Verkehr. 


Die Mobilitätszentrale kann nur so gut sein, 
wie das von ihr vertriebene Produkt! 


Durchgängig nutzbares, barrierearmes physisches 


Mobilitätsangebot (z.B. Ausbau der Radverkehrs-


anlagen und erste Initiativen zur Errichtung von 


Mobilstationen bzw. ‚Mobilitätshubs‘)  


Aufbau der organisatorischen Strukturen für eine 


intensivere Kooperation der lokalen und regionalen 


Mobilitätsdienstleister 


Kooperation als Notwendigkeit! 


Umfassende Kombination der ÖV-Angebote mit 


nachfragegerechten flexiblen Mobilitätslösungen: 


• Car-Sharing (stationsgebunden/-ungebunden) 


• Fahrradverleihsysteme (inkl. Pedelecs/elros) 


• Automiet- und Taxidienste 


• private Mitnahmeverkehre/privates Autoteilen 


• Integration Gepäck- und Zustellservices 


Entwicklung kreativer Tarifkonzepte im Sinne von 


integrierten Mobilpaketen. 


Betonung von Preis-Leistungs-Argumenten! 


Entwicklung einer Kundenkarte, die den Zugang zu 


weiteren Leistungen vereinfacht und als Vorstufe 


einer „MobilCard“ angesehen werden könnte (z.B. 


RostockCard). 


Informatorische Verknüpfung aller verfügbaren 


Mobilitätsservices und Schaffung einer zentralen 


Anlaufstelle für alle Kunden. 


• Informationsportal 


• Mobilitätszentrale 


„One-stop-shopping“! 


Aufbau einer multimodalen Online-Mobilitätsplatt-


form auf Basis der vorhandenen Auskunftsplattfor-


men im ÖPNV (z.B. Datendrehscheibe). 


Aufbau einer Mobilitätszentrale, die anbieterüber-


greifend über alle integrierten Mobilitätsservices in 


der Region Rostock informiert. 


Geschlossenes, einheitliches Erscheinungsbild in 


der Öffentlichkeit. 


„One face to the customer“! 


Stärkung des Verkehrsverbundes Warnow (VVW) 


als Dachmarke für alle Mobilitätsanbieter der Regi-


on Rostock im Rahmen einer hierarchischen Mar-


kenarchitektur. 


(Quelle: eigene Darstellung) 
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5.1.2 Stufenkonzept für den Aufbau der Mobilitätsservices in der Region Rostock 


Aus Sicht der meisten Akteure im VVW ist es wünschenswert, organisatorische und infrastruktu-


relle Maßnahmen prinzipiell zu trennen und zunächst vor allem organisatorische Maßnahmen 


stärker bei der Umsetzung eines geeigneten Betriebskonzeptes zu berücksichtigen. Diese er-


scheinen leichter umsetzbar, versprechen folglich Quick wins, die es wiederum ermöglichen, Er-


fahrungen zu sammeln, die dann auch zu mehr Vertrauen führen und das Anstoßen weiterer 


Schritte erheblich vereinfachen können. Ein kleinschrittiges Vorgehen mit klarer Vision ist somit 


das Mittel der Wahl bei der Einführung komplexerer Mobilitätsservices in der Regiopole 


Rostock. In einem konkreten, mehrstufigen Umsetzungskonzept ergeben sich vor diesem Hin-


tergrund die folgenden Ausprägungen in der Region Rostock: 


Tabelle 11: Umsetzungsstufen und Leistungsausprägun g im KMM-Modell der Region Rostock 


Umsetzungs-  
stufe 


Mobilitätszentrale (MZ) Mobilitätsportal (MP) / 
Mobile Dienste 


Begleitaspekte 


Startphase  


(2016 / 2017) 


• Kooperationen pflegen/aufbauen 
- ÖPV, SPNV,Fernbusse, 
- flexible Bedarfsverkehre 
- Fahrgastschifffahrt Warnow, 
- Fahrradverleihsysteme, 
- Car-Sharing, 
- private Mitnahmeverkehre, 
- Mietwagen, Taxi-Dienste, 
- Gepäck-/Zustellserivices, 
- Parkauskünfte MIV (u.a. P&R), 


• Beratungsleistungen entwickeln 
(Feinkonzepte)  
- Nutzerregistrierung und Buchung 


von flexiblen Mobilitätslösungen, 
- Annahme & Bearbeitung von Be-


darfsfahrten aller Art, 
- spezielle Angebote zur barriere-


freien Mobilität, 
- Verkehrsabwicklung bei Großver-


anstaltungen, 
- Ad-hoc-Hilfestellung in Störungs-


situationen, 
- spezielle Angebote im Kombinier-


ten Verkehr, 
- Erreichbarkeit von Freizeitzielen 


und Sehenswürdigkeiten, 


• spezielle Zusatznutzen entwickeln: 
- Tool „Mobilitätsanalyse / Kosten-


vergleiche“, 
- Starter-Paket Neubürger, 
- MobilPaket Familiengründung, 
- Seniorentrainings 
- Tool „Ökologischer Fußabdruck“, 
- Bildungsangebote zur Mobilitäts-


sozialisation, 
- Erstellung von Mobilitätsplänen 


für Unternehmen, 
- spezielle Angebote für Mobilitäts-


eingeschränkte, 


• Personalentwicklung 


• Errichtung einer Mobilitätszentrale 
und  Aufstellung des Kompetenz-
teams 


• Neuordnung der Mobilitätsbera-
tungsangebote an den Bahnhöfen in 
Rostock und Güstrow 


• Online-Präsenz (Datendreh-
scheibe) um einfach zu integ-
rierende Beratungsbausteine 
(siehe links) erweitern 


• Verlinkung der Websites 
aller Kooperationspartner 
der MZ unter dem Dach 
einer Internetplattform 
(z.B. ‚www.rostock-mobil.de‘) 


• Organisation des Aufbaus 
und der permanenten Pflege 
aller Zusatzinformationen 


• Implementierung des Len-
kungsausschusses als stra-
tegisches Steuerungsele-
ment im KMM HRO 


• Stärkung der Dachmarke 
VVW im Rahmen einer hie-
rarhischen Markenarchitektur 
(Festlegung von verbind-
lichen Gestaltungsrichtlinien) 


• Ausbau der physischen 
Mobilitätsangebote (Radver-
kehrsanlagen, Mobilstatio-
nen) langfristig begleitend 


• Einbindung von Multiplikato-
ren 
- Tourismuszentrale, 
- Tourismuseinrichtungen, 
- Bildungsträger, 
- Seniorenresidenzen, 
- Unternehmen, 
- Immobilienwirtschaft, 
- Freizeiteinrichtungen, 
- Interessenverbände, 
- Verbraucherzentrale, 
- Krankenkasse, 


• Bekanntmachung des neuen 
Mobilitätsangebotes 
(Vermarktung) 


• Etablierung einer dauerhaft 
begleitenden Öffentlichkeits-
arbeit 


• Öffnung der RostockCard für 
spezielle Mobilitätsangebote 
(zunächst als flexibel auflad-
bare Kundenkarte mit defi-
nierten Vergünstigungen) 
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Umsetzungs-  
stufe 


Mobilitätszentrale (MZ) Mobilitätsportal (MP) / 
Mobile Dienste 


Begleitaspekte 


1. Aufbaustufe 


(bis 2020) 


• Ausbau MZ-Kooperationen 


• Erweiterung Beratungsangebote 
(Parkhausbelegungen, Flugverkehr, 
Liinienschiffsverkehr) 


• Vorbereitung der Leistungsüberfüh-
rung unter das Dach eines neutralen 
Anbieters für die Region 


• räumliche Integration der Beratungs-
flächen aller Anbieter am Haupt-
bahnhof (RSAG, rebus, DB AG) 


• Online-Präsenz um weitere 
Beratungsbausteine ergänzen 


• Einführung des ‚mobile 
ticketing‘ im VVW 


 


• Erweiterung der RostockCard 
zur umfassenderen Mobil-
Card (Leistungsbündelung) 


• Verfolgung einer reinen 
Dachmarkenstrategie im 
VVW 


• Fortführung der begleitenden 
Öffentlichkeitsarbeit 


2. Aufbaustufe 


(bis 2023) 


• neutraler Betreiber der MZ 


• Schlichtungsstelle (Kundenanwalt) 


• differenzierte Beratungsangebote für 
alle Zielgruppen 


• stärker anbieterüberfreifend 
vernetzte Leistungsangebote 


• Erweiterung der Funktionalitäten der RostockCard 
(integrierte Leistungsverrechnung) oder 


• Ausbau des mobile ticketing als integrierte Lösung aller Ver-
kehrsanbieter (inkl. Apps/QR-Codes der Kooperationspartner) 


3. Aufbaustufe 


(bis 2025) 


• kundenindividuelle Leistungsange-
bote („one-to-one-marketing“) 


• alle Mobilitätsservices aus einer 
Hand mit integrierter Bezahlfunktion 
(„one-stop-shopping“) 


• Ausbau der technischen 
Integration (vertikale, horizon-
tale Diensteintegration) 


• Ausbau der „on-trip“- Kun-
denberatung (Navigation über 
die letzte Meile, dynamisches 
Routing im Störungsfall, 
„location-based Services“ 


• Fortführung der begleitenden 
Öffentlichkeitsarbeit 


• Einführung eines professio-
nellen Kundenbeziehungs-
managementsystems 


(Quelle: eigene Darstellung) 


5.1.3 Organisationsmodell für die Mobilitätsberatung in der Region Rostock 


Ein stabiles Trägernetzwerk ist einer der Grundpfeiler eines funktionierenden Mobilitätsmana-


gements. Daher werden hier ergänzend die Strukturen beschrieben, die zum Aufbau der skiz-


zierten hochwertigen Mobilitätsservices beitragen können. Da es für die meisten der im 


Leistungsspektrum genannten Themen bereits Angebote lokaler Akteure gibt, gilt es zunächst, 


diese mittels ausgewogener Feinkonzepte für die Mitarbeit an der gemeinsamen Aufgabe zu 


gewinnen. Soll in der Hansestadt Rostock ein tragfähiges, in sich konsistentes Mobilitätsmana-


gementsystem entstehen, sind darüber hinaus die verschiedenen, sich gegenseitig beeinflus-


senden Wirkungsbereiche eng miteinander zu verzahnen. Die beste Mobilitätsberatung im Sinne 


des Klimaschutzes nützt nichts, wenn die Kunden anschließend im Verkehrssystem nicht die 


Bedingungen vorfinden, die ihnen eine Umsetzung der Empfehlungen auch wirklich nahelegen. 


Um ein „System aus einem Guss“ zu ermöglichen und zugleich die Voraussetzungen für eine 


stetige Anpassung und Weiterentwicklung der Mobilitätsservices zu schaffen, empfiehlt sich ei-


ne Orientierung an dem nachfolgend darstellten Organisationsmodell: 
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Abbildung 3: Organisationsmodell für die Mobilitäts beratung 


 
(Quelle: eigene Darstellung) 


Die Funktion des Lenkungsausschusses  besteht im Wesentlichen darin, einen engeren, auf 


die spezifischen Belange des Mobilitätsmanagements fokussierten Dialog zwischen den in der 


Hansestadt Rostock und im Landkreis Rostock auf den verschiedenen Gestaltungsebenen ver-


antwortlich tätigen Akteuren zu ermöglichen. Diese Form einer Konzentration der fachlichen 


Entscheidungskompetenz soll idealerweise dazu führen, dass Interessengegensätze zukünftig 


schneller und effektiver ausbalanciert, strategische Entwicklungen im Rahmen konsistenter 


fachbereichsübergreifender Aktionspläne vorangetrieben und einheitliche Vorgaben für die kon-


krete Maßnahmengestaltung (u.a. auch für die Mobilitätszentrale) gemacht werden. 


Als Grundstruktur für ein zusammenhängendes Netz aus Beratungseinrichtungen in der Regio-


pole Rostock bietet sich ein dezentrales Servicekonzept  mit abgestuften Beratungsleistungen 


an. Die umfangreichsten Leistungen im direkten Kundenkontakt werden in Mobilitätszentralen 


angeboten, während die angeschlossenen Kundencenter weitgehend ihr heutiges Lei-


stungsspektrum aufrechterhalten. Dabei gilt für alle Beratungseinrichtungen gleichermaßen, 


dass Servicekonflikte im Zuge einer Präsenz- und Telefonberatung in Personalunion nach Mög-


lichkeit zu vermeiden sind. Wird also ein bestimmtes Kundenaufkommen überschritten, emp-


fiehlt sich die Einrichtung einer separaten Kunden-Hotline, wie es die RSAG für ihre 


Beratungsangebote bereits getan hat. Alle Servicestellen profitieren dabei von dem Anschluss 


an eine Online-Mobilitätsplattform , die auch Endkunden sämtliche Angebote digital zur Verfü-


gung stellt und von einem externen IT-Dienstleister im Auftrag des VVW betrieben wird. Anfra-


gen, Umbuchungen oder Stornierungen in den Tagesrandstunden oder nachts außerhalb der 
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Öffnungszeiten könnten – eine entsprechende Vereinbarung vorausgesetzt – ggf. von den loka-


len Kooperationspartnern (z.B. Taxizentrale) bearbeitet werden. 


Als Betreiber der Mobilitätszentrale  käme grundsätzlich die RSAG in Betracht. Sie übernimmt 


heute schon wesentliche Funktionen eines Mobilitätsintegrators und verfügt darüber hinaus auch 


über die wirtschaftliche Leistungskraft sowie die administrativen Voraussetzungen, um die Ein-


richtung tragen zu können. Zudem ist die RSAG gut in den kommunalen Strukturen verankert, 


so dass eine reibungslose Zusammenarbeit mit allen bereits am Markt vorhandenen Akteuren 


von Beginn an gesichert wäre. Weitere Akteure sind dann über noch auszuhandelnde Koopera-


tionsverträge einzubinden. Um jedoch nicht nur den Status Quo der Einführungsangebote in der 


Mobilitätsberatung über die Zeit zu optimieren, sondern mittelfristig auch die Entwicklung weite-


rer Ausbaustufen anzustoßen, hat es sich als hilfreich erwiesen, das operative Kundengeschäft 


einer Mobilitätszentrale durch den Aufbau eines flankierend tätigen Kompetenzteams  zu er-


gänzen. Auf diese Weise ist eine kontinuierliche Weiterentwicklung der Mobilitätsservices auf 


Basis der im Kundengeschäft gewonnen Erkenntnisse gewährleistet. Das operative Kundenge-


schäft deckt hierbei alle oben beschriebenen Leistungen der Information, Beratung, Reservie-


rungs- und Verkaufsvorgänge sowie spezieller Services (z.B. Beschwerdemanagement) ab. Das 


Kompetenzteam, das vom VVW koordiniert wird, kümmert sich ergänzend um: 


- die Weiterentwicklung der Mobilitätsservices (im Hinblick auf offline/online-Angebote), 


- die kommunale und regionale Koordinierung und Vernetzung (Gremienarbeit), 


- die Öffentlichkeitsarbeit und 


- spezielle Geschäftsfelder wie die Mobilitätsberatung in Bildungseinrichtungen, die Betreuung 
von Austauschprozessen mit Interessengruppen (z.B. Behindertenverbänden), die betriebli-
che Mobilitätsberatung und das Neubürgermarketing. 


Bei der Ergänzung des ÖV-Angebotes durch neue, flexible Mobilitätslösungen hat sich in aktuel-


len Studien gezeigt, dass die Einbindung etablierter, ausgereifter Systemlösungen einer Eigen-


erstellung klar vorzuziehen ist. Diese Einschätzung teilen auch die Akteure in Rostock und 


favorisieren die Zusammenarbeit mit spezialisierten externen Kooperationspartnern, z.B. in 


den Bereichen Car-/Bike-Sharing, private Mitnahmeverkehre (z.B. flinc), Mietwagen- und Taxi-


Dienste sowie Gepäck- und Zustellservices. Als hilfreich in diesem Zusammenhang hat sich 


auch die Einbeziehung von Hotels, Gaststätten und Tankstellen als Akku-Wechselstationen im 


E-Bike-Betrieb erwiesen. Weiterhin zu nennen sind hier Multiplikatoren , die es den Mobilitäts-


anbietern erheblich erleichtern können, den Kontakt zu potenziellen Zielgruppen herzustellen, 


z.B.: 


- Tourismuszentrale; 


- Schulen und weitere Bildungseinrichtungen; 


- Seniorenresidenzen; 


- Unternehmen, weitere Arbeitgeber und Gewerkschaften; 


- Immobilien- und Wohnungswirtschaft; 


- Freizeiteinrichtungen; 


- Interessenverbände; 
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- Verbraucherzentralen; 


- Krankenkassen; 


Die Koordination aller genannten Akteure im kommunalen Mobilitätsmanagement obliegt dem 


Mobilitätskoordinator der Hansestadt Rostock , der in dieser Funktion auch für eine effektive 


Know-how-Bündelung sowie fachlich-strategische Beratung und Unterstützung aller Beteiligten 


verantwortlich ist. 


5.1.4 Vertriebsstruktur für die Mobilitätsangebotsformen in der Region Rostock 


Die Vertriebsstruktur stellt eine Kombination aus Präsenz- und Onlineangeboten dar. Wesentli-


che Bestandteile sind: 


- ein dezentrales Standortkonzept mit einer Mobilitätszentrale in Rostock und 
neun angeschlossenen Kundencentern der lokal und regional tätigen Verkehrsunternehmen; 


- eine Online-Mobilitätsplattform, die sämtliche Informations- und Beratungsprodukte umfasst; 


- Mobile Dienste: mobile ticketing (VVW), App’s/QR-Codes der angeschlossenen Kooperati-
onspartner (Anbieter der flexiblen Mobilitätslösungen); 


Die folgende Abbildung zeigt die räumliche Verteilung der von den verschiedenen beteiligten 


Akteuren betriebenen Beratungseinrichtungen in der Region Rostock. 


Abbildung 4: Räumliche Struktur der Beratungseinric htungen in der Region Rostock 


 
(Quelle: eigene Darstellung) 
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5.1.5 Einführung einer ServiceCard als multifunktionales Zugangsmedium zu den Mobilitätsservices 


Der Gedanke, eine ServiceCard als multifunktionales Zugangsmedium zum ÖPNV inkl. der er-


gänzenden flexiblen Mobilitätslösungen und zu weiteren kommunalen Dienstleistungen einzu-


führen, steht seit einigen Jahren in vielen deutschen Städten hoch im Kurs und wird auch für 


Rostock angedacht. Zu prüfen wäre daher, inwieweit sich die RostockCard, die schon heute 


verschiedene Dienstleistungen tariflich miteinander vernetzt (siehe oben), für eine Integration 


der speziellen Mobilitätsangebote eignet. Eine Auslegung der RostockCard als Multifunktions-


karte mit Barcode-Scanner-Technik, die für unterschiedlichste Leistungsangebote flexibel auf-


ladbar ist, kann diesen Abwägungsprozess womöglich positiv beeinflussen. Um dabei 


gegenüber den etablierten Zahlungssystemen konkurrenzfähig zu sein, sind allerdings Vergün-


stigungen bei der Nutzung der multimodalen Mobilitätsangebote einzuräumen, z.B.: 


- günstige Rabatte für angeschlossene Mobilitätsdienstleistungen 
o Taxi-Rabatt von 20% 
o Mietpreis-Rabatte bei Autovermietungen 
o Rabatte bei der Parkhausnutzung (PGR, WIRO) 


- Mitnahmeregelungen 
o Fahrradtransport im ÖV 


- Reduzierung bzw. Wegfall von Mitgliedsbeiträgen 
o Car-Sharing 
o Bike-Sharing 


- Premiummitgliedschaft 
o kostenfreie Serviceleistungen bei Händlern (Zustellservice) 
o Sonderleistungen bei der Nutzung von Fahrradstationen (all-inclusive) 


Mittelfristig sollte die RostockCard zu einem integrierten Zahlungsmittel für unterschiedliche Mo-


bilitätsangebote und sonstige Dienstleistungen weiterentwickelt werden, so dass in der Folge ein 


bargeldloses Bezahlen ebenso möglich ist wie die Erstellung einer integrierten monatlichen Ab-


rechnung aller beanspruchten Leistungen. Parallel empfiehlt es sich jedoch auch, die Entwick-


lungen im Bereich der Mobilen Dienste im Blick zu behalten. Mit dem geplanten Aufbau eines 


mobilen Bezahlsystems im VVW (mobile ticketing) ergeben sich vielleicht ganz neue Ansätze 


eines interoperablen Zugangs zu den relevanten Mobilitätsangeboten, die irgendwann das Mit-


führen einer Extra-Karte entbehrlich machen. 


5.1.6 Aufmerksamkeitsstarke Vermarktung der Mobilitätsservices in der Region Rostock 


Neue Angebote auf dem Markt verbreiten sich in der Regel nicht von selbst, sondern müssen im 


Rahmen integrierter Kommunikationsmaßnahmen gezielt an die Kunden herangetragen werden. 


Ein einheitliches äußeres Erscheinungsbild aller Angebotskomponenten trägt dabei ganz we-


sentlich zur Transparenz des neuen Angebotes aus Kundensicht bei. Insbesondere wenn es zu-


künftig noch stärker darum geht, Verkehrsmittel inter- und multimodal zu nutzen, ist ein hoher 


Wiedererkennungswert der einzelnen Systembestandteile – sowohl bei der Reiseplanung auf 


Online-Plattformen wie auch bei der Reisedurchführung im Verkehrsraum – unverzichtbar. Vor 


dem Hintergrund der als realistisch eingeschätzten Gestaltungsoption einer hierarchischen Mar-


kenarchitektur bedeutet dies, dass der Kunde an allen Servicekontaktpunkten neben der jeweili-
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gen Unternehmensmarke auch den Hinweis auf die Dachmarke VVW vorfinden sollte. Auf diese 


Weise können sich Kunden durchgängig im Verbundraum orientieren, auch wenn ihre Reiserou-


te durch die Bedienungsgebiete mehrerer Verkehrsunternehmen führt bzw. unterschiedliche, 


flexible Mobilitätslösungen mehrerer Anbieter miteinander verknüpft. Für die konkrete Ausge-


staltung des öffentlichen Erscheinungsbildes im Mobilitätsmanagement bedarf es zunächst einer 


intensiven Abstimmung zwischen den zukünftigen Kooperationspartnern im Hinblick auf die 


Verwendung einheitlicher Bezeichnungen und die Festlegung von verbindlichen Gestaltungs-


richtlinien. Im Anschluss daran kann die Entwicklung eines cross-medial angelegten Kommuni-


kationskonzeptes unter besonderer Berücksichtigung einer offensiven Vermarktung des Online-


Angebotes an prominenten Orten im Stadtgebiet bei einer Agentur beauftragt werden. Die tat-


sächliche Information der Öffentlichkeit sollte jedoch erst dann erfolgen, wenn die neuen Ser-


vices auch in einer angemessenen Qualität für die Kunden bereitstehen. Andernfalls ist nicht 


auszuschließen, dass die gerade geweckte Handlungsmotivation durch enttäuschende Erfah-


rungen zunichte gemacht wird. 
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5.2 TK 2 Leitfaden für die Integration Mobilitätsma nagement in die Stadtplanung  


5.2.1 Aufgabe und Zielstellung des Projektes 


Die Hansestadt Rostock hat sich in den letzten Jahren trotz Rückgang bzw. Stagnation der Ein-


wohnerzahlen sehr dynamisch und positiv entwickelt. Die Aufwertung der Innenstadt, die Stär-


kung der maritimen Wirtschaftsstandorte, die Zunahme der touristischen Bedeutung und 


Nachfrage und die wieder nunmehr auch wieder zunehmende Nachfrage als Wohnstandort sind 


nur ausgewählte Aspekte dieser erfolgreichen Entwicklung.  


Auch das Verkehrssystem der Stadt konnte erfolgreich entwickelt werden und ist einerseits 


durch ein gut strukturiertes und leistungsfähiges Straßennetz und andererseits durch ein leis-


tungsfähiges ÖPNV-System sowie durch eine starke Affinität zum Radverkehr geprägt.  


Trotz der sehr guten infrastrukturellen Voraussetzungen im Straßennetz und des durchaus leis-


tungsfähigen Umweltverbundes sind häufig kritische Verkehrszustände zu beobachten. In Spit-


zenzeiten erreicht der Innenstadtring immer wieder die Grenze seiner Leistungsfähigkeit, mit 


entsprechenden Folgen auf die Verkehrsabläufe, Umweltwirkungen, Aufenthaltsqualitäten etc. 


Ursachen hierfür sind netzseitig insbesondere die sehr starke Fokussierung innerstädtischer 


Verkehrsströme auf das Ringsystem (weniger der Durchgangsverkehr!) und der sehr hohe 


Quell- und Zielverkehr der Innenstadt.  


Vor dem Hintergrund nur begrenzter Möglichkeiten eines weiteren Infrastrukturausbaus stellt die 


nachhaltige Stärkung des Umweltverbundes einen sehr wichtigen wenn nicht gar essentiellen 


Beitrag zum Funktionieren des Gesamtverkehrssystems dar. Dazu gehören auch die Aktivitäten 


des Mobilitätsmanagements. 


Wichtige Weichenstellungen für die zukünftige Verkehrsmittelwahl der Bevölkerung erfolgen be-


reits bei der Entwicklung von Standorten in der Phase der Bauleitplanung. Beschränkt sich „Mo-


bilitätsmanagement“ nur auf die Beeinflussung der Verkehrsmittelwahl unter weitgehend 


gegebenen Randbedingungen fertig entwickelter Flächen muss die Wirksamkeit folgerichtig 


stark beschränkt bleiben. Insbesondere in Zeiten intensiver Stadtentwicklung wird es daher im-


mer wichtiger, Überlegungen zum Mobilitätsmanagement bereits bei der Standortentwicklung 


einzubeziehen. Dazu soll der Leitfaden für die Integration des Mobilitätsmanagements in die 


Stadtplanung beitragen.  


5.2.2 Grundlagen 


Ziel des Mobilitätsmanagements  ist es ganz allgemein, ohne grundsätzliche Änderung beste-


hender verkehrlicher Infrastrukturen (und Fahrtenangebote im ÖPNV) vor allem durch Informa-


tion, Aufklärung und Vernetzung die Verkehrsteilnehmer zu einer möglichst nachhaltigen 


Mobilitätsteilhabe anzuregen und dabei vor allem einen hohen Anteil der Verkehrsmittel des 


Umweltverbundes zu bewirken. Im Einzelfall fallen also Maßnahmen zur Förderung der Fahr-


radnutzung oder des Angebotes von Jobtickets im ÖPNV ebenso darunter wie die Förderung 


von Fahrgemeinschaften mit Pkw oder die Teilnahme am Carsharing. 
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Das kommunale Mobilitätsmanagement besteht im wesentlich aus folgenden vier Handlungs-


feldern/ Säulen : 


⇒ Mobilitätsberatung,  


⇒ betriebliches Mobilitätsmanagement,  


⇒ zielgruppenorientiertes Mobilitätsmanagement und  


⇒ standortbezogenes Mobilitätsmanagement.  


Integration des Mobilitätsmanagements in die Stadtplanung wird also vorrangig als Integration in 


die Planungsprozesse und als organisiertes Zusammenwirken der Akteure begriffen. Unbestrit-


ten dabei ist, dass es dabei ein Kernteam geben muss, welches in Rostock in den derzeitigen 


Verwaltungsstrukturen vor allem aus dem Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirt-


schaft sowie dem Hafen- und Tiefbauamt, ergänzt um die besondere Verwaltungseinheit des 


Mobilitätskoordinators gesehen wird. Jedoch tragen zahlreiche andere Ämter mit ihren Aufgaben 


und Einflüssen zu einem mehr oder weniger gelungenen Mobilitätsmanagement bei. 


Im Kern des Projektes geht es demnach darum, eine lückenlose Durchdringung stadtplaneri-


scher Prozesse von der Flächenentwicklung in der Flächennutzungs- und Bauleitplanung bis hin 


zur Nutzungsphase mit den Überlegungen für ein erfolgreiches Mobilitätsmanagement zu er-


möglichen. Der Leitfaden führt somit die qualifizierte verkehrsplanerische Standortbeurteilung 


mit Aspekten des Mobilitätsmanagements zusammen, soweit sie in der Phase der Entwicklung 


von Flächen und einzelnen Bauvorhaben eine Relevanz besitzen. 


Abbildung 5: Maßgebliche Akteure in der Stadt- und Verkehrsplanung / Mobilitäts-


management in Rostock 
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5.2.3 Beschreibung des Leitfadens 


Der Leitfaden bezieht sich auf drei maßgebliche Betrachtungsebenen gemäß der Grafik 


⇒ Flächennutzungsplanung/ gesamtstädtische Konzepte. Hier geht es vor allem um die Be-


wertung der Lagegunst und der infrastrukturellen Voraussetzungen (z.B. ÖPNV- und Rad-


verkehrsanbindung) als maßgeblicher Grundlage für ein späteres erfolgreiches 


Mobilitätsmanagement. 


⇒ Bebauungspläne/ teilgebietsbezogene Konzepte. In dieser Phase der Stadtplanung werden 


wichtige Details der infrastrukturellen Entwicklung einschließlich der für das Mobilitätsma-


nagement relevanten Infrastrukturen festgelegt (z.B. Flächen für Carsharing, Fahrradstell-


plätze). 


⇒ Ebene Einzelbauvorhaben (Bauantrag). Diese können unterschiedlichste Größenordnungen 


aufweisen. Aspekte des Mobilitätsmanagements sind bereits wesentlich umsetzungsorien-


tierter zu berücksichtigen. Neben der Prüfung der Erfüllung von Vorgaben aus Bebauungs-


plänen und städtischen Satzungen ist dabei die Beratung von Bauherren von besonderer 


Bedeutung. 


Abbildung 6: Betrachtungsebenen des Leitfadens 


 


Der Ablauf der Bewertung erfolgt in drei grundsätzlichen Arbeitsschritten, die weitgehend unab-


hängig von der Betrachtungsebene sind. Zunächst sind verwaltungsintern Charakteristik und 


Lage des Vorhabens/ der Fläche zu bewerten. Zunächst erfolgt eine Einstufung in Größenklas-


sen (Schritt 1). Der zweite Schritt beinhaltet eine Bewertung der Lage hinsichtlich der städtebau-


lichen/ verkehrlichen Integration (Schritt 2).  
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Tabelle 12: Einteilung der Vorhaben in Größenklasse n 


 


In der Überlagerung der Ergebnisse der Schritte 1 und 2 kann eingeschätzt werden, ob vertie-


fende Betrachtungen erforderlich sind. Im 3. Schritt erfolgt die Abarbeitung durch die Verwaltung 


bzw. die Festlegung des Umfanges für eine externe Bearbeitung. Hierfür wurden für die ver-


schiedenen bearbeitungsebenen Checklisten entwickelt, die den Kern des Leitfadens bilden. 


Anhand der ausgearbeiteten Checklisten sollen die federführenden Akteure der Stadtplanung 


rechtzeitig erkennen, wann welche ergänzenden Fachbeiträge und Untersuchungen erforderlich 


sind und welche Akteure bei deren Ausarbeitung sinnvollerweise einzubeziehen sind. 


Abbildung 7: Vereinfachter Ablauf des Bewertungsver fahrens 
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5.2.4 Ausblick 


Der vorliegende Leitfaden wurde für die stärkere Integration des Mobilitätsmanagements in die 


Stadtplanung erarbeitet. Kern des Leitfadens sind Checklisten zur Vorhabenbewertung in den 


verschiedenen Phasen der stadtplanerischen Befassung mit Entwicklungsflächen und Vorhaben 


von der Flächennutzungs- und Bauleitplanung bis hin zum Einzelbauantrag. Darüber hinaus wird 


vorgeschlagen 


� Praxistests mit dem Leitfaden/ den Checklisten durchzuführen und diese weiterzuentwi-


ckeln 


� die Checklistenbeurteilung anschließend in die stadt- und verkehrsplanerische Praxis zu 


übernehmen 


� Excel-Tools für die Checklisten mit weiteren Entscheidungshilfen für das Ausfüllen/ Bear-


beiten zu entwickeln.  


Ergänzend dazu wird angeregt, sich intensiv mit der Neuformulierung städtischer Satzungen in 


Bezug auf das Mobilitätsmanagement auseinanderzusetzen. Die derzeitige Stellplatzsatzung der 


Stadt Rostock ist wenig dazu geeignet. Insbesondere fehlen Aussagen zum Parkraumbedarf für 


Fahrräder und qualifizierten Voraussetzungen für die Stellplatzablösung oder sogar für Stell-


platzrestriktionen im Innenstadtbereich oder bei Ergreifen von Maßnahmen des (betrieblichen) 


Mobilitätsmanagements. Insbesondere bei Einzelbauvorhaben ohne textliche Festsetzungen ei-


nes Bebauungsplanes kann somit kaum Einfluss auf die verbindliche Berücksichtigung der As-


pekte des Mobilitätsmanagements genommen werden.  
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5.3 TK 3 Stadt-Umland-Verkehre 


 Im Teilkonzept 3 liegt der Fokus auf den Pendlerbeziehungen zwischen der Hansestadt Rostock 


und ihrem Umlandraum. Ziel des Teilkonzeptes ist es, die derzeitigen Verkehrsangebote und 


Bedarfe zu verstehen und exemplarische Maßnahmen zu entwickeln, über die mehr Pendler 


zum Umsteigen vom eigenen Pkw zum ÖPNV bewegt werden können. Dies geschieht anhand 


zwei ausgewählter Beispielkorridore.  


 In einem ersten Schritt werden dafür die Pendlerkorridore einer umfassenden Analyse unterzo-


gen und in Hinblick auf strukturelle, organisatorische, planerische und kommunikative Aspekte 


unter die Lupe genommen. Besonderes Augenmerk wird dabei auf etwaige Systembrüche ge-


legt, die es zu optimieren gilt. Außerdem werden bereits bestehende Maßnahmen und Projekte 


zusammengetragen, um Dopplungen zu vermeiden. In einer Potenzialanalyse wird daraufhin 


anhand bundesweiter Kennzahlen berechnet, wie viele Menschen durch ein verbessertes Ange-


bot und/oder eine verbesserte Ansprache potenziell erreicht werden und ihre Verkehrsmittelwahl 


hin zum ÖPNV verändern würden. Auf dieser Grundlage werden im letzten Schritt Maßnahmen 


zur Optimierung der Pendlerverkehre entwickelt und in einem exemplarischen Umsetzungskon-


zept zusammengefasst. 


5.3.1 Untersuchungsgebiet 


 Gegenstand der Betrachtung sind die Pendlerverkehre von und nach Rostock aus dem Umland-


raum. Die Untersuchung findet exemplarisch anhand von zwei Beispielkorridoren statt. Hierfür 


wurden die folgenden Verbindungsachsen ausgewählt: 


 Korridor 1:  Hansestadt Rostock - Papendorf - Pölchow - Benitz - Schwaan - Bützow  


 Korridor 2:  Hansestadt Rostock - Kritzmow - Stäbelow – Satow 


  


Abbildung 8: Beispielkorridore zum Stadt-Umlandverk ehr 
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 Der erste Korridor, die Relation Rostock - Bützow, verfügt über eine attraktive Bahnverbindung, 


keine konkurrenzfähige Busanbindung und keine direkte Schnellstraßenverbindung nach 


Rostock . Der zweite Korridor, die Relation Rostock - Satow, wurde ausgewählt, da hier im Ge-


gensatz zum ersten Korridor kein SPNV Angebot besteht. Der öffentliche Verkehr wird hier 


maßgeblich über Busverkehre abgedeckt, der in direkter Konkurrenz zum gut ausgebauten 


Straßennetz also dem MIV steht. Die Ergebnisse können somit später auf verschiedene andere 


Stadt-Umland-Beziehungen mit gleichen oder ähnlichen Bedingungen übertragen werden. 


5.3.2 Zielsetzung 


 Ziel des Teilkonzeptes ist es, die Pendlerverkehre aus und nach Rostock in Hinblick auf Ange-


bots- und Umweltqualität zu optimieren. Dieses können auf drei konkrete Unterziele herunterge-


brochen werden:  


• Mobilität sichern: Mobilitätsgarantie für alle Bürger 


• Verkehr reduzieren: Verkehrsmengen und -belastung senken 


• Verkehr verlagern: Pendler zum Umsteigen auf umweltgerechtere Alternativen (ÖV) 


bewegen 


 


 


Abbildung 9: Zielsetzung 


Diese Ziele werden unter anderem gestützt von der verkehrspolitischen Zielsetzung im Regiona-


len Nahverkehrsplan von 2005. Darin heißt es:  


1. Dem Fahrgast ist ein attraktiv verknüpfter ÖPNV anzubieten. Der Schienenpersonennah-


verkehr ist das Rückgrat des öffentlichen Nahverkehrs. 


2. Die Finanzierung des ÖPNV ist zu sichern. 


3. Der Bevölkerung ist eine attraktive Alternative zum motorisierten Individualverkehr anzu-


bieten. 


4. Regionaler ÖPNV / SPNV und städtischer ÖPNV sind zu einem integrierten Nahver-


kehrsangebot zu entwickeln. 


5. Die vom Verkehr ausgehenden Umweltbeeinträchtigungen sind zu minimieren. 
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5.3.3 Bestandsanalyse 


Die durchgeführte Analyse hat das Ziel, die Situation vor Ort bestmöglich zu verstehen, um auf 


dieser Grundlage geeignete Maßnahmen im Bereich des Mobilitätsmanagements auszuwählen 


und bewerten zu können. Sie ist gegliedert in die drei Bereiche:  


• Stadt- und regionalstrukturelle Aspekte 


• Verkehrsplanerische und -technische Aspekte 


• Organisatorische Aspekte 


 


 Als zentrales Ergebnis können die folgenden Aussagen getroffen werden: 


• Bevölkerungsstark sind lediglich direkte Umlandgemeinden ansonsten stark ländlich ge-


prägte Ortschaften mit geringer Einwohnerdichte 


• Geringe Arbeitsplatzdichte mit Ausnahme von Stäbelow, Kritzmow und Bützow 


• Achsengemeinden sind keine Tourismusschwerpunkte 


• Über 95% der Pendler haben den Wegezweck Arbeit oder Schule 


• Das Hauptverkehrsmittel für Pendler ist der PkW (> 70%) 


 


 Abbildung 10: Beispieldarstellung Pendlerbeziehung  Stadt-Umland  


 


5.3.4 Potenziale für eine multimodale Mobilität im Landkreis Rostock 


Mittels einer vergleichenden Kennzahlenbetrachtung wurden die Potentiale für eine multimodale 


Modalität untersucht. Ziel der durchgeführten Potenzialanalyse liegt nicht nur in der Ermittlung 


der Verteilung des werktäglichen Wegeaufkommens auf die verschiedenen Modalgruppen, son-


dern auch in einer hierauf basierenden Abschätzung des Anteils an Verkehrsteilnehmern, die 


multimodale Mobilitätsangebote zukünftig stärker nutzen könnten. 
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In der Gesamtheit ergibt sich damit ein konkretes multimodales Verhaltenspotenzial bei rund 


9.465 Bürgern in den Korridorgemeinden des Landkreises Rostock. Das heißt, neben den oh-


nehin schon multimobilen Einwohnern in Rostock zeigt ein gutes weiteres  Drittel der Einwoh-


ner in den Korridorgemeinden (35,3 Prozent) ebenfal ls die Bereitschaft, alternative 


Verkehrsmittel zum Auto zumindest sporadisch zu nut zen und sind daher vergleichsweise 


gut ansprechbar. 


Klammert man nun noch die Verkehrsteilnehmer mit einer ungünstigen Zielanbindung im Hin-


blick auf die Verkehrsmittelalternativen aus, so bleibt immerhin ein beachtliches 


Potenzial von 


 


 


 


 


 


5.3.5 Maßnahmenentwicklung 


Aufbauend aus dem Teilen Zielsetzung und Analyse sind Maßnahmen entwickelt worden welche 


helfen die Umlandverkehre zu optimieren und sowohl übergeordneten Umweltziele zu erreichen 


als auch die zukünftigen verkehrlichen Herausforderungen in der Hansestadt Rostock und den 


Umlandgemeinden zu bewerkstelligen sowie die Potentiale der multimodalen Verkehrsverlage-


rung zu erschließen. 


Als Grundlage hierfür dienten die Ergebnisse der von der Firma Wimes durchgeführten Pend-


lerbefragung aus 01/2016, wobei die grundsätzlichen Hemmnisse zur Nutzung des Umweltver-


bundes im Bereich der Angebotsgestaltung, der räumlichen und zeitlichen Erschließung sowie in 


der ungenügenden Qualität des ÖV liegen. 


Als Empfehlung zur Potentialerschließung sind die drei Themenblöcke Optimierung  


• des ÖPNV Angebotes, 


• der Radverkehrsbedingungen und  


• der Verknüpfung zwischen ÖPNV- und Radverkehrsanlagen 


identifiziert worden. Diese bilden die Grundlage für die Entwicklung der folgenden Handlungsfel-


der und Maßnahmengruppen. 


 


-   6,0 Prozent  der Einwohner in den Korridorgemeinden (gute Anbindung bei nur 17%) bzw. 


- 12,4 Prozent  der Einwohner in den Korridorgemeinden (gute Anbindung bei 35%), 


die ggf. für eine häufigere ÖV- bzw. Radnutzung  gewonnen werden können. 
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 Abbildung 11: Pendlerbefragung Wimes, 01/2016  


5.3.6 Handlungsfelder und Maßnahmengruppen 


Aus den empfohlenen Handlungsfeldern sind unterschiedliche Maßnahmengruppen des Mobili-


tätsmanagements abgeleitet und hinsichtlich der bestehenden Verhältnisse in den untersuchten 


Korridoren herausgearbeitet worden. 


 


Abbildung 12: Handlungsfelder des Projektes 


Die Maßnahmengruppen aus den Bereichen Infrastruktur, Angebot, Kommunikation und Tarif 


sind mittels Vergleichen aus anderen Regionen und Projekten dargestellt und auf ihre Anwend-


barkeit für die Modelregion hin bewertet worden. Hierbei wurden konkrete Beispiele der beiden 


Korridore  dargestellt. 
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Tabelle 13: Maßnahmengruppen 


Infrastruktur Angebot Kommunikation Tarif 


• Einheitliche Qualitäts-
standards an Haltestel-
leninfrastruktur und 
Fahrzeugen 


• Schaffung sicherer 
Zuwegungen für den 
NMIV (Rad- und Fuß-
wegenetz) 


• Schaffung bzw. Aus-
bau von P&R Anlagen 
an ausgewählten zent-
ralen Haltestellen 


• Schaffung von siche-
ren Abstellanlagen für 
den Radverkehr  


• Verbesserung der 
lokalen Haltestellenla-
gen (Verringerung der 
Zugangswege) 


• Schaffung von direk-
ten Radverkehrsverbin-
dungen zu 
Umsteigeanlagen der 
Straßenbahn oder bis in 
die Innenstadt 


• Bevorrechtigung vom 
ÖPNV in staugefährde-
ten Gebieten (techni-
sche und 
verkehrsorganisatori-
sche Maßnahmen) 


• Schaffung schneller 
direkter Verbindungen 
nach HRO mit Anbin-
dung an Straßenbahn 
oder direkte Zielfüh-
rung 


 
• Sicherstellung von 
Angeboten auch au-
ßerhalb der Schulzei-
ten (Vormittag, 
Abendstunden und 
Ferien) 
 
• Schaffung von fle-
xiblen Angeboten als 
Zubringerfahrten zu 
den Hauptlinien (ggf. 
privat organisiert und 
über MMZ koordiniert) 
 
• Ausbau von Car-
Sharing Angeboten in 
der Region (Zusam-
menarbeit mit kom-
munalen 
Verwaltungen und 
Betrieben) 
 
• Kooperationen mit 
Einzelhandel und/oder 
Dienstleistern für Aus-
lieferungsfahrten 


 


• Zielgruppenspezifi-
sche Information 
über Angebote (ggf. 
personalisierte Fahr-
pläne) 


 
• Unterstützung und 
Organisation von 
Fahrgemeinschaften 
(insb. IV) 
 
• Einführung einer 
Mobilitätszentrale  
mit  Zuarbeit aus 
dem Kommunen 
 
• Benennung von 
Mobilitätsbeauftrag-
ten in den Kommu-
nen 


 


 


• Ausbau von 
Jobticketangebo-
ten kombiniert mit 
Parkraumsteue-
rung in Rostock 
und in den dort 
ansässigen Be-
trieben 
 
• Überprüfung 
und Anpassung 
der Angebots- 
und Tarifbedin-
gungen (z.B. 
Rentnerticket 
nach 8 Uhr, Rege-
lung der Fahr-
radmitnahme) 


 


 


5.3.7 Umsetzungskonzept 


Eine detaillierte Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen ist aus einem späteren Umset-


zungskonzept abzuleiten. Im Rahmen dieser Untersuchung werden eine Gewichtung und Priori-


sierung der Maßnahmen vorgenommen, welche dann in konkreten Schritten vor Ort 


weiterentwickelt werden sollten. 


Die Gewichtung und Priorisierung erfolgte nach den folgenden Kriterien 


- Verkehrliche Effekte (hoch �, mittel �, niedrig �) 


- Kosten (niedrig �, hoch) 


- Realisierungshorizont (kurz- �, mittel � oder langfristig �) 
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Die Priorisierung wurde in Kategorien von 1 bis 3 vorgenommen, wobei die Priorität 1 die Maß-


nahmen sind, die mit Vorrang umgesetzt werden sollten.  


Tabelle 14:  Prioritätenbildung 


Maßnahmen Effekte  Kosten  Realisie-
rungs-
horizont 


Zuständigkeiten Priorisie-
rung 


Infrastruktur 


Qualitätsstandards 
erhöhen 


� � � VU’s, Kommunen 2 


Schaffung Zuwegung zu  
Haltestellen 


� � � Kommunen 3 


Ausbau P&R Anlagen � � � VU’s, Kommunen 1 


Abstellanlagen Radverkehr � � � Kommunen 1 


Verbesserung Haltestellen-
lagen 


� � � VU’s, Kommunen 3 


Schaffung von Radver-
kehrsverbindungen 


� � � 
Kommunen, Stra-
ßenbaulastträger 


1 


Bevorrechtigung ÖPNV � � � 
VU’s, Straßenbau-


lastträger 
2 


Angebot 


Direktverbindungen nach 
HRO 


� � � VU‘s 1 


Angebote außerhalb der 
Schulzeiten 


� � � VU‘s 2 


Flexible Angebote als 
Zubringerfahrten 


� � � VU‘s, privat 1 


Ausbau CarSharing � � � VU‘s, privat 1 


Kooperationen für 
Auslieferfahrten 


� � � VU‘s, privat 2 


Kommunikation 


Zielgruppenspezifische 
Informationen � � � VU‘s 1 


Fahrgemeinschaften � � � VU‘s 2 


Mobilitätszentrale � � � VU‘s, privat 1 


Kommunale Mobilitäts-
beauftragte � � � VU‘s, privat 2 


Tarif 


Ausbau Jobticket � � � VU‘s 2 


Anpassung Tarifangebote � � � VU‘s 2 
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5.3.8 Korridorempfehlungen 


Aufbauend auf den für beispielhaft vorgeschlagenen dargestellten Maßnahmen werden im Fol-


genden diese Maßnahmen den typischen Beispielkorridoren zugeordnet und auf deren Gege-


benheiten angepasst bzw. auf die konkreten örtlichen Bedingungen bezogen. 


Für einige Maßnahmenvorschläge ist dies möglich, andere sind hingegen von allgemeiner Natur 


und können für alle Typen angewendet werden bzw. nicht ausschließlich auf die momentane Art 


der ÖV Bedienung, Siedlungsstruktur oder Entfernung zur HRO bezogen werden. 


Spezifika für Korridor 1 (Unterzentren, ÖV Verbindung zum Oberzentrum durch SPNV Achse):  


Der Korridor 1 kennzeichnet sich durch eine bereits gute Pendlerbeziehungen auf der SPNV 


Achse nach Rostock. Schwerpunkte der Maßnahmen sollten sein die Verknüpfungen an den 


SPNV Stationen auszubauen und zu verbessern. Dies betrifft sowohl das Angebot als auch die 


Infrastruktur. Als zweiter Schwerpunkt wird die Verbesserung der Kommunikation der ÖV Ange-


bote, Ausbau der internen Radverkehrsverbindungen in den Unterzentren und die Entwicklung 


und Unterstützung von flexiblen Bedingungsformen empfohlen..   


• Ausrichtung der Pendlerverkehre auf ein qualitativ hochwertiges und verdichtetes SPNV-


Angebot 


• Sowohl die zubringenden Buslinien zu den Bahnhöfen Bützow und Schwaan als auch die 


regionalen Radverkehrsverbindungen sollten eine direkt Anbindung an die SPNV Stationen 


Bützow, Schwaan, Huchsdorf, Pölchow und Papendorf erhalten, um hier schnelle und häufi-


ge Verbindungen nach Rostock nutzen zu können. 


• Ausbau der Umsteigeanlagen an SPNV Stationen (Bus, P&R, Rad) 


• Ausbau von weiteren, der Nachfrage angepassten, P&R Anlagen an den Stationen Bützow, 


Hucksdorf, Papendorf 


• Verbesserte zentrale und lokale Kommunikation der bestehenden Angebote 


• Ortsspezifische Fahrpläne für die Verbindungen Bützow und Schwaan an die Anwohner ver-


teilen und offensives vermarkten der ÖV Angebote durch die Kommunen. (z.B. Neubürger-


paket, ÖPNV Verbindungen auf der Homepage der Stadt, Erstellung individueller 


Fahrplanhefte, Kooperationen mit lokalen Akteuren und Vereinen) 


• Gestaltung von flexiblen Angeboten außerhalb der Schulzeiten für interne Erschließung des 


Gebietes 


• Erstrebenswert für dörfliche Ortschaften, die eine schlechte ÖV Anbindung an die Unterzen-


tren Bütow und Schwaan haben und keinen unmittelbaren Anschluss an die S-Bahn Halte-


punkte haben (z.B. Steinhagen, Penzin, Klein Belitz, Broberrow usw.) 


• Interne verbesserte Verkehrsinfrastruktur für nicht motorisierten Individualverkehr in den Un-


terzentren 
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Spezifika für Korridor 2 ( (Typ geringe Siedlungsdichte und ÖV Erschließung durch Busachse): 


Im Korridor 2 wird als Hauptaufgabe die Schaffung eines attraktiven Busangebotes auf der L10 


mit ähnlichen Bedienungsqualitäten des SPNV Korridors gesehen. Aufgrund fehlender Unter-


zentren und geringerer Wohndichte ist die die Anbindung durch flexible und ggf. mit Eigeninitia-


tive organisierte Fahrtangebote aus den ländlichen Gebieten an diese Hauptstrecke und 


gleichzeitig Radverkehrsverbindungen in stadtnahen Ortschaften an den ÖPNV der Hansestadt 


herzustellen. 


• Schaffung einer leistungsfähigen zentralen Busachse mit höheren Takten und Qualitäten 


ggf. ergänzt durch direkte Schnellbusprodukte 


• Ausbau einer hochwertigen Busachse entlang der Landesstraße L10 mittels Erhöhung der 


ÖPNV Qualität (verbesserte Haltestellenzugänge, moderne Wartehalle, Abstellanlagen 


Radverkehr), der Frequenz (30 min Takt in der HVZ) und Ausweitung der Bedienungszeiten 


auf der Hauptroute Satow – Kritzmow – Rostock (stündliche Fahrten bis ca. 21 Uhr) 


• Erhöhung der Zugangs- und Haltestellenqualität 


• Verlagerung der Haltestellenlage zur direkteren Einwohnererschließung (z.B. Satow, Heili-


genhagen, Stäbelow) 


• Verbesserung der direkten Radverkehrsverbindungen zu den Unterzentren und nach HRO 


• Schaffung und qualitative Verbesserung der direkten Radverkehrsverbindungen zu den Un-


terzentren und nach HRO (z.B. Kritzmow – Endhaltestelle RSAG „Neuer Friedhof“) 


• Gestaltung von flexiblen Angeboten außerhalb der Schulzeiten für interne Erschließung des 


Gebietes 


• Unterstützung von privaten Initiativen, die ein regelmäßiges oder zeitweises Wechseln des 


Mobilitätsverhaltens unterstützen (z.B. Mitfahrgelegenheiten in Ortschaften wie Klein Bölkow 


oder Gorow in die Unterzentren oder zu Umsteigepunkten des ÖV der Ebene 1) 


• Verbesserte zentrale und lokale Kommunikation der bestehenden  Angebot 


• Benennung und Implementierung von Mobilitätskoordinatoren für  die Gemeinden (z.B. in 


Satow, Stäbelow, Kritzmow) 


• Maßnahmen zur Bevorrechtigung und Beschleunigung der Buslinien in stauanfälligen Berei-


chen (aufbauend auf einer Störungsanalyse) z.B. durch Rückbau Busbuchten bei innerörtli-


chen Haltestellen (Stäbelow, Kritzmow, Satow) 


• Förderung und Koordinierung von Mitfahrsammelplätzen an Zufahrtsstraßen nach Rostock 


• An den Auffahrten der A20 (Bad Doberan, Döbelin, Rostock-Südstadt) und an der B103 


(Auffahrt zwischen Stäbelow und Kritzmow) 
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5.4 TK 4 Machbarkeitsstudie für ein alternatives el ektromobilorientiertes Verkehrskonzept für 


das Seebad Warnemünde „Warnemünde-mobil“ 


5.4.1 Warum Warnemünde? 


Es erscheint paradox: Obwohl in Rostock schon seit mehr als 110 Jahren elektrischer Straßen-


bahnbetrieb existiert (wie in vielen anderen Städten auch), wird heute „e-Mobility“ auch in 


Rostock als innovative Lösung angesehen. Die Gründe dafür liegen aber auf der Hand. In der 


Vergangenheit waren elektrische Verkehrsmittel bis auf wenige gewerblich eingesetzte Elektro-


karren an umfangreiche und vor allem im Ortsbild deutlich sichtbare Infrastrukturen gekoppelt. 


Maste und Oberleitungen prägten in den vergangenen Jahrzenten das Bild, und so war es vor 


allem die Unabhängigkeit des Verbrennungsmotors von diesen Infrastrukturen (die damit ver-


zichtbar wurden), die ihm zwischenzeitlich einen fortschrittlichen Ruf einbrachten. Im Zeitalter 


des weitgehend anthropogen bedingten Klimawandels, zu dem der Verkehr erheblich beiträgt, 


sowie lokaler Umweltprobleme wie Luftverunreinigungen und auch Lärm vor allem durch Stra-


ßenverkehr, erfolgt eine Rückbesinnung auf Antriebskonzepte, die gekoppelt mit den Möglich-


keiten der Moderne einen großen Teil der derzeitigen Probleme als bewältigbar erscheinen las-


sen: 


• durch Einsatz regenerativer Energien kann ein wirksamer Beitrag zum Klimaschutz geleistet 


werden 


• örtliche Luftverschmutzungen werden durch emissionsarme Antriebe (elektrisch, Brenn-


stoffzelle) auf ein Minimum reduziert 


• elektrisch angetriebene Fahrzeuge sind insbesondere im ÖPNV im Regelfall auch deutlich 


leiser als Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor 


 


(Foto: Elektrobus in Zermatt; © Kurt Müller) 
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So ist es auch nicht verwunderlich, wenn gerade touristisch geprägte Orte und Regionen Pionie-


re bei der Förderung der Elektromobilität waren und sind. Das bekannteste Beispiel ist wohl der 


mondäne Urlaubsort Zermatt in der Schweiz, in dem bereits seit 1931 keine Autos mit Verbren-


nungsmotor verkehren dürfen. Quasi der gesamte Straßenverkehr (Busse, Taxis, Pkw, Liefer-


fahrzeuge, …) wird hier mit elektrischen Antrieben abgewickelt. Die Besonderheiten des 


Urlaubsortes Zermatt können sicher nicht einfach auf andere Orte übertragen werden. Aber 


auch andernorts gibt es bereits eine Reihe von Beispielen und Pilotprojekten für elektrischen 


Busverkehr, in Deutschland z.B. in Oberhausen, Hamburg Hannover, Münster oder Dresden.  


Das Seebad Warnemünde ist als Stadtteil der Hansestadt Rostock eine der wichtigsten touristi-


schen Destinationen an der Ostseeküste und der bedeutendste deutsche Kreuzfahrthafen. 


Reizvolle kleinstädtische Strukturen laden im Ortskern zum Flanieren, Einkaufen und Verweilen 


ein. In dieser „Doppelrolle“ als Durchgangsort für Schiffsreisende und Zielort für Urlauber und 


Ausflügler hat Warnemünde generell ein sehr hohes Verkehrsaufkommen zu bewältigen. An 


Strandtagen kann es dann auch schon zu erheblichen Rückstaus auf den zuführenden Straßen, 


insbesondere der B 103 von Rostock kommen.  


Mittels der S-Bahn ist Warnemünde sehr gut an die Rostocker Innenstadt angebunden. Darüber 


hinaus wird der ÖPNV vor allem durch zwei mit Dieselbussen betriebene Buslinien bestimmt. 


Um die Qualitäten des Tourismusstandortes Warnemünde weiter zu stärken, sollte überlegt 


werden, ob Warnemünde für den Einsatz von elektrisch angetriebenen Bussen als Ersatz für 


den derzeitigen Dieselbus geeignet ist. Dadurch würden auch die Umwelt- und Aufenthaltsquali-


tät in den beengten Straßen des Ortskernes weiter verbessert, in denen die derzeitigen Diesel-


busse in Standardgröße eher als unmaßstäblich erscheinen und für ein Seebad zu hohe 


Emissionen (insbesondere Lärm) verursachen. Deshalb wurde der Focus der Untersuchungen 


auf eine Machbarkeitsuntersuchung zur Einführung elektrischen betrieben Busverkehrs bei 


gleichzeitiger Optimierung des Angebotes gelegt. 


Darüber hinaus werden aber auch weiterführende Ansätze andiskutiert, wie die weitere Stär-


kung/ Etablierung des elektrischen Radverkehrs in Warnemünde (einschließlich elektrische Las-


tenrädern für die Citylogistik), Hol- und Bringeservices für mit dem Öffentlichen Verkehr 


anreisenden Hotelgäste, Stärkung von P+R etc. 


5.4.2 Rahmenbedingungen der Entwicklung 


5.4.2.1 Siedlungsstruktur und Bevölkerungsentwicklung 


Der Stadtteil Warnemünde liegt im Nord-Westen der Hansestadt Rostock. Die Siedlungsstruktur 


des Stadtteiles ist sehr inhomogen und besteht aus dicht bebauten Wohngebieten und 


Einfamilienhaussiedlungen, Industrie- und Gewerbeflächen bzw. dem Hafengelände sowie 


attraktiven Stränden und Naturräumen. Städtebauliche Entwicklungspotenziale bietet 


insbesondere die Mittelmole zwischen Altem Strom und der Mündung der Warnow in die 


Ostsee. 
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Die Einwohnerzahlen sind nach einem deutlichen Rückgang um ca. 10 % zwischen 2000 und 


2010 wieder stabil bei ca. 7.900 (Hauptwohnsitz). Dabei nahm aber der Anteil älterer Bewohner 


ständig zu. Ungeachtet dessen gibt es einen immer höheren Anteil von Wohnungen, die als 


Zweitwohnsitz oder Ferienwohnung genutzt werden.  


Abbildung 13: Grenzen und Struktur von Warnemünde 


 


Abbildung 14: Einwohnerentwicklung seit 1992 - 2013  
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Entsprechend den Angaben der DEHOGA gibt es in Warnemünde ca. 10 000 Gästebetten (zzgl. 


derer in Hotelbetrieben mit weniger als 9 Hotelbetten). Die Zahl der Übernachtungsgäste liegt 


pro Tag bei durchschnittlich 3 500 – 4 000, in der Hauptsaison bei 8 500 – 9 000 Gästen. Zu-


sätzlich zu den Übernachtungsgästen kommen Strandbesucher, Tagestouristen, Campingtouris-


ten und Kreuzfahrtgäste. Auch für die kommenden Jahre wird von einer anhaltenden Steigerung 


der Touristenzahlen ausgegangen.  


5.4.2.2 Verkehrssystem und Verkehrsentwicklung 


Straßenseitig  ist Warnemünde nur aus Süden über die von der Innenstadt Rostock kommende 


B 103 und die L 12 von Westen her erreichbar. Nach Osten führt eine auch von Pkw nutzbare 


Fährverbindung über die Warnow zum Stadtteil Hohe Düne. Etwa 18 000 Kfz/24 Std. frequentie-


ren an einem normalen Werktag die B 103 und 4 000 bis 5 000 Kfz/24 Std. die L 12. 


Die Verkehrsmengen unterliegen jedoch sehr starken saisonalen Schwankungen. An den nach-


fragestärksten Tagen der Saison liegen die Verkehrsmengen um bis zu 40 % höher als an ei-


nem durchschnittlichen Tag des Jahres und bis zu 80 % höher als beispielsweise im Januar.  


Abbildung 15: Jahreszeitliche Verteilung der Verkeh rsmengen im fließenden Kfz-Verkehr 
(2013) 


 


Für den Ruhenden Verkehr  stehen in Warnemünde stehen insgesamt knapp 5.700 Stellplätze 


zur Verfügung, davon 3.600 öffentlich nutzbare Stellplätze. Die Stellplätze im Ortskern sind be-


reits an „normalen“ Tagen zu über 80 % ausgelastet, während die strandnahmen Stellplätze an 


der L 12 nicht so stark nachgefragt werden. An den besonderes nachfragestarken „Badetagen“ 


kommt es jedoch zu einer deutlichen Überlastung des gesamten Parkraums und dadurch be-


dingt zu starkem Parksuchverkehr und vielen Falschparkern, was im Einzelfall zum kurzzeitigen 
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Erliegen des Gesamtverkehrs führen kann. 2015 wurde ein Konzept für den ruhenden Verkehr 


erarbeitet, welches insbesondere Vorschläge für die ausgewogene Aufteilung und Strukturierung 


in Bewohnerparken und öffentliches Parken enthält.  


Warnemünde ist sehr gut an das Netz der öffentlichen Verkehrsmittel  angebunden. Vom 


Bahnhof Warnemünde besteht eine IC-Verbindung nach Berlin. Im Nahverkehr bestehen eine 


S-Bahn-Verbindung nach Rostock-Hauptbahnhof (In Spitzenzeiten im 7,5-minTakt!) und darüber 


hinaus nach Güstrow sowie eine Regionalbuslinie (119). Die zwei Buslinien 36 und 37 bilden ei-


nen innerörtlichen Busverkehr und verbinden Warnemünde einschließlich dem Ortsteil Died-


richshagen mit der Straßenbahnendhaltestelle in Lichtenhagen. Eine Fährverbindung verbindet 


Warnemünde mit dem Ortsteil Hohe Düne und den östlich der Warnow gelegenen Gebieten. 


Abbildung 16: Liniennetzplan (Stand: Januar 2016) m it berücksichtigter Umleitung durch 
Bau S-Bahnhof Warnemünde 


 


Die S-Bahn nach Warnemünde hat im jährlichen Mittel ein wochentägliches Fahrgastaufkom-


men von ca. 8 800 Fahrgästen und am Wochenende und feiertags von ca. 9 700 Fahrgästen 


(jeweils Summe der Ein- und Aussteiger).  


Die Stadtbuslinien 36 und 37 haben ein durchschnittliches tägliches Fahrgastaufkommen von 


ca. 4 000 Fahrgästen, woran Linie 36 einen Anteil von fast ¾ hat. Deutlich werden auch hier die 


besonderen jahreszeitlichen/ saisonalen Schwankungen mit teils 50 % mehr Fahrgästen im 


nachfragestärksten Monat Juli gegenüber dem Durchschnitt bzw. fast doppelt so vielen Fahr-


gästen als im Januar. An Spitzentagen dürfte der Unterschied auch hier noch deutlich stärker 


ausgeprägt sein.  
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Abbildung 17: Jahreszeitliche Verteilung der des Fa hrgastaufkommens (2014) in den 
Stadtbuslinien 36 und 37  


 


Der Fußgänger- und Radverkehr  hat im Seebad Warnemünde bedingt durch den Tourismus 


natürlich eine herausragende Bedeutung. An den Hauptverkehrsstraßen sind 


Radverkehrsanlagen vorhanden, innerhalb des (weitgehend verkehrsberuhigten) Ortskerns 


nicht. Eine Dauerzählstelle auf dem strandnahen Radweg entlang Parkstraße zeigt, dass an 


Spitzentagen über 8 500 Radfahrer auf diesem Abschnitt unterwegs sind! 


Dichter Fußgängerverkehr ist im ganzen Ort vorhanden. Schwerpunkte sind jedoch vor allem 


der Ortskern zwischen den Kais für Kreuzfahrtschiffe, dem Bahnhof und der Mittelmole bis hin 


zum Kirchenplatz und der Mühlenstraße. Darüber hinaus sind noch die touristisch besonders 


wichtigen Bereiche Am Strom sowie die Seepromenade vom Leuchtturm entlang des Strandes 


bis zu dem großen Hotels im Westen hervorzuheben.  


5.4.3 Zusammenfassende Bewertung 


Aus den umfassenden Analysen (siehe Gesamtbericht) können in Bezug zur Aufgabenstellung 


folgende zusammenfassende Schlussfolgerungen gezogen werden: 


� Das Seebad Warnemünde ist als besonders vom Tourismus geprägter Ort geradezu prä-


destiniert für den Einsatz zukunftsorientierter Technologien im ÖPNV. Dies kann auch als 


Beitrag zur weiteren Förderung eines positiven Images angesehen werden.  


� Zudem ist daraus ein nachhaltiger Beitrag für die Stärkung der Wohn- und Aufenthalts-


qualitäten durch Vermeidung von Lärm und Luftschadstoffen zu erwarten.  


� Grundsätzlich stabile Rahmenbedingungen der Bevölkerungsentwicklung sowie eine wei-


tere Zunahme der Bedeutung des Tourismus überlagern sich mit besonderen Herausfor-


derungen an den ÖPNV durch saisonale und auch wochenzeitliche Schwankungen.  


� Der ÖPNV in Warnemünde muss den Anforderungen aller maßgeblichen Nutzergruppen, 


also insbesondere den Bewohnern, den Beschäftigten in Warnemünde und des Tages-


gästen und Touristen gerecht werden. 
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� Die verkehrlichen Rahmenbedingungen für die behinderungsfreie Abwicklung des ÖPNV 


in Warnemünde sind derzeit in der touristischen Saison und insbesondere an „Strandta-


gen“ nicht optimal. Besonders hohe Verkehrsaufkommen mit der Folge von Staus auf der 


B 103 und der L 12, ein sehr stark ausgeprägter Parksuchverkehr sowohl im Ortskern als 


auch an den strandnahen Parkplätzen, Behinderungen im Straßenraum durch Rückstau 


von den Parkierungsanlagen, regelwidrig im Straßenraum abgestellte Fahrzeuge sowie 


Lieferverkehr behindern teilweise den Busverkehr. 


� Für die beschriebenen Probleme sind kurzfristig keine Lösungen zu erwarten. Dieses ist 


bei der Entwicklung von Vorschlägen für die Etablierung eines elektrischen Busverkehrs 


zu beachten, da dieser auf Grund der begrenzten Reichweiten stärker anfällig gegen Stö-


rungen jedweder Art ist. 


� Eine stufenweise Umsetzung, die einerseits erkennbaren Problemen gerecht wird und 


andererseits durch Erweiterungsoptionen zukunftsfähig ist, wird unter den gegebenen 


Umständen als zielführende Herangehensweise betrachtet.  


5.4.4 Überlegungen zu einem Elektrobusbetrieb in Warnemünde 


5.4.4.1 Grundsätzliche Überlegungen 


Für die Entwicklung von Varianten des Liniennetzes mittels Elektrobussen wurden zuvor maß-


gebliche Randbedingungen analysiert, insbesondere sind zu benennen: 


⇒ Nutzergruppen und Potenziale sowie ihre besonderen Anforderungen. Bewohner, Be-


schäftigte und Tagesgäste/ Touristen sind die wichtigsten Nutzergruppen. Während die 


Bewohner und Beschäftigten sowie die touristische Grundlast eine nahezu konstantes 


Nachfragepotenzial über das Jahr erzeugen, ist die allgemeine touristische Nachfrage be-


reits stark saisonabhängig und die Tagesgäste bilden insbesondere an den „Badetagen“ 


besondere Nachfragespitzen aus. 


⇒ Behinderungen im Straßennetz. Auf Grund von baustellenbedingten Sondersituationen 


konnte keine differenzierte Behinderungsanalyse erfolgen, weshalb auf die Hinweise der 


Akteure vor Ort zurückgegriffen werden musste. Demnach ist in der Saison insbesondere 


mit Behinderungen auf der Zufahrt nach Warnemünde (B 103) zu rechnen. Darüber hin-


aus stauen sich Fahrzeuge von den strandrelevanten Parkplatzzufahrten an der 


Parkstraße (L 12) teilweise bis zur Richard-Wagner-Straße zurück. Im Ortskern 


Warnemünde sind es vor allem immer wieder falsch abgestellte Pkw, die den Bus behin-


dern. Linienwege und Fahrzeuggrößen sollten dies wenn möglich berücksichtigen. 


⇒ Städtebauliche Aspekte. Wesentliche städtebauliche Entwicklungen sollen in Warnemün-


de vor allem im Bereich der Mittelmole erfolgen. Der Rahmenplan dafür befindet sich in 


der Fortschreibung. Vorgesehen ist vor allem Wohnbebauung, die jedoch bereits durch 


eine besonders integrierte Lage (direkter Übergang zur S-Bahn nach Rostock, kurze We-


ge zum Ortskern/ Kirchenplatz) gekennzeichnet ist.  


⇒ Technische Randbedingungen des Elektrobusbetriebes. Einsatzbereich und Linienlänge, 


Ladeinfrastrukturen und Fahrzeugtechnik (und –größe) sowie nicht zuletzt technisch or-
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ganisatorische Voraussetzungen im Verkehrsunternehmen selbst sind besonders sorgfäl-


tig aufeinander abzustimmen und wesentliche Voraussetzungen für den erfolgreichen Be-


trieb einer Elektrobuslinie. Unter Beachtung der Rahmenbedingungen in Warnemünde 


erscheinen Lösungen mit Schnellladesystemen an Endhaltestellen als geeigneter Ansatz. 


Davon ausgehend werden den Varianten für einen elektrischen Busverkehr in Warnemünde fol-


gende Prämissen zugrunde gelegt:  


� Warnemünde soll auch weiterhin durch zwei Buslinien (Ortsbus/ Verbindungsbus) er-


schlossen werden 


� alle maßgeblichen Ziele sollen in der im Nahverkehrsplan festgelegten Qualität erreichbar 


sein 


� das Stadtbussystem Warnemünde soll wie bisher mit der S-Bahn und auch mit der Stra-


ßenbahnendhaltestelle in Lichtenhagen verknüpft bleiben 


� Diedrichshagen als Ortsteil ist mit dem Ortskern Warnemünde zu verbinden 


5.4.4.2 Linienkonzept 


Auf Grundlage der Randbedingungen und Prämissen gemäß 4.1 wurden zahlreiche Varianten 


der Linienführung der Linien 36 und 37 entwickelt und miteinander kombiniert. Nach Bewertung 


der verschiedenen Varianten stellen sich zwei Kombinationsvarianten als mögliche Vorzugslö-


sungen mit verschiedenen Ansätzen heraus, die nachfolgend kurz beschrieben werden sollen. 


Abbildung 18: Linienführung der Variante A der Elek trobuslinie  


 







 


Rahmenkonzept für die Implementierung integrierter Mobilitätsmanagementkonzepte Seite 57 


Variante A  ist vor allem durch folgende Merkmale gekennzeichnet: 


⇒ Linie 36  stellt wie im Bestand die Verbindung zwischen der Straßenbahnendhaltestelle in 


Lichtenhagen über den Bahnhof Warnemünde Werft bis nach Diedrichshagen her.  


⇒ Die direkte Anbindung des Arbeitsplatzschwerpunktes TZW und Umfeld und im Weiteren 


die schnelle Verbindung nach Diedrichshagen wurden einer zusätzlichen Führung durch 


den Ortskern vorgezogen.  


⇒ Eine stichartige Erschließung des Kirchenplatzes wäre jedoch durchaus denkbar, würde 


eine zusätzliche Verknüpfungsstelle zur Ortslinie 36 schaffen und auch den Weg von und 


zur Grundschule Heinrich Heine für die Schüler aus Diedrichshagen verkürzen. Ggf. ist 


dies auch nur auf ausgewählten Kursen (z.B. bei Schulbeginn und –ende) sinnvoll.  


⇒ Linie 37  stellt eine Buslinie mit kurzer Anbindung für den Ortskern von Warnemünde mit 


einem Anfangs- und Endpunkt dar. Vom Bahnhof Werft kommend führt die Linie auf kür-


zestem Wege über Rostocker Straße und Poststraße zum Kirchenplatz, weiter übe Hein-


rich-Heine-Straße und Seestraße zur Seepromenade und den großen Hotels.  


⇒ Die primäre Anbindung an den Bahnhof Warnemünde Werft entzerrt Verkehrsströme und 


entlastet den in Spitzenzeiten bereits überlasteten Bahnhof Warnemünde.  


⇒ Die Linienführung erfolgt im Ortskern vorerst über die Wachtlerstraße, nach deren Umbau 


ist eine Führung über die Mühlenstraße möglich.  


⇒ Auf eine weitere Anbindung der Mittelmole wurde verzichtet, da diese a) bestens an die S-


Bahn angebunden ist und b) die maßgebliche Ziele im Ortskern fußläufig auf kürzestem 


Wege erreicht werden.  


⇒ Eine perspektivische Anbindung der Mittelmole ist über die Bahnhofstraße möglich, wenn 


die noch fehlende Straßenverbindung zwischen der Straße Zum Zollamt und der Bahn-


hofstraße geschlossen wird. 


⇒ Somit stellt Linie 36 eine sehr kompakte Linie dar, die mit kleineren Fahrzeugen in einem 


dichtem Takt (15 min bis 20 min) gefahren werden kann. Entlang der Linienführung be-


stehen nur wenige Behinderungen, so dass im Optimalfall ein 15-min-Takt mit einem 


Fahrzeug möglich wäre (inklusive Ladezeiten). 


Variante B verfolgt einen ähnlichen Grundgedanken, weicht aber insbesondere in der Führung 


der Linie 36 deutlich von Variant A ab.  


⇒ Linie 36  stellt wie im Bestand und in Variante A die Verbindung zwischen der Straßen-


bahnendhaltestelle in Lichtenhagen über den Bahnhof Warnemünde Werft bis nach Died-


richshagen her.  


⇒ Eine stichartige Erschließung des Kirchenplatzes ist von vornherein vorgesehen.  
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⇒ Linie 37  wird ebenfalls am TZW vorbei über die Richard-Wagner-Straße geführt und läuft 


anschließend zur Seepromenade mit den großen Hotels. Von dort führt die Linie zum Kir-


chenplatz 


⇒ Kirchenplatz und weiter über die Fritz-Reuter-Straße (Gegenrichtung Alte Bahnhofstraße) 


Bahnhof und zur Spitze der Mittelmole.  


⇒ In der Gegenrichtung wird bedingt durch die Einbahnstraßen ein Linienverlauf über die 


Mühlenstraße genommen. In Variante A hat die Linie getrennte Anfangs- und Endpunkte. 


⇒ Gegenüber Variante A besteht eine noch dichtere Erschließung des Ortskerns, jedoch 


auch eine deutlich größere Linienlänge und die Führung über die stauanfällige Richard-


Wagner-Straße. Für Gewährleistung eines 15-min-Taktes werden in jedem Fall zwei 


Fahrzeuge eingesetzt werden müssen.  


Abbildung 19: Linienführung der Variante B der Elek trobuslinie 


 


5.4.4.3 Fahrzeugkonzept und Ladeinfrastrukturen 


Für die Linie 37 wird kurzfristig bei gleichzeitiger Taktverdichtung auf 15 Minuten der Einsatz ei-


nes elektrischen Midi-Busses von 8 bis 10 m Länge empfohlen. Dadurch entstünde ein etwas 


höheres Platzangebot als heute, wobei durch die Taktverdichtung auch mit einem Fahrgastzu-


wachs gerechnet wird. Entsprechende Fahrzeuge werden derzeit erfolgreich z.B. in Hamburg 
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eingesetzt. In seinen Proportionen erscheint der Bus innenstadtverträglicher als die bisher ein-


gesetzten Standardbusse von 12 m Länge. Eine Schnellladestation wäre bei beiden hier darge-


stellten Varianten der Linienführung am Bahnhof Werft zu errichten. 


Für die Linie 36 können bis zur Reduktion der Störeinflüsse auf der B 103 und der L 12 weiterhin 


Dieselbusse zum Einsatz kommen. Ein Ersatz durch Elektrofahrzeuge sollte erfolgen, wenn die 


Störeinflüsse erfolgreich beseitigt oder zumindest vermindert wurden nach erfolgtem Umbau 


des Bahnhofs Warnemünde wieder reguläre Bedingungen im Linienverkehr herrschen. Ggf. 


kann die Schnellladestation für die Linie 37 am Bahnhof Werft mitgenutzt werden. In jedem Fall 


ist eine weitere Ladestation an der Endhaltestelle in Lichtenhagen erforderlich, ggf. eine weitere 


in Warnemünde Strand oder in Diedrichshagen.  


5.4.4.4 Kosten 


Die Kosten bestehen aus den drei maßgeblichen Komponenten Anpassung von Infrastrukturen 


(Ladeinfrastrukturen, Werkstatteinrichtungen etc.), Investitionskosten für das Fahrzeug und 


schließlich Kosten für den laufenden Betrieb. 


Die Kosten für Ladeinfrastrukturen streuen je nach eingesetzter Technik und Hersteller um deut-


lich mehr als den Faktor 5 und liegen etwa zwischen 50.000 bis 250.000 €. Somit ist eine seriö-


se Kostenangabe gegenwärtig kaum möglich. Die Kosten für Anpassungen im Werkstattbereich 


werden in Erfahrungsberichten derzeit eher als nachrangig beschrieben.  


Auch die Kosten für Fahrzeuge schwanken in Abhängigkeit von Fahrzeuggröße, Ausstattung 


und Komfort und Hersteller beachtlich. Nachvollziehbare Kostenangaben liegen für Busse in 


Standardgröße vor. So wird dort bei einem Dieselbus von Anschaffungskosten von etwa 


250.000 € ausgegangen, ein vergleichbarer Elektrobus kann mit etwa 400.000 € veranschlagt 


werden. Bei einer Förderung die etwa die Differenz zwischen den beiden Antrieben beträgt, 


wurden in etwa auch vergleichbare Betriebskosten ermittelt. Eine höhere Förderung in der Fahr-


zeuganschaffung oder der Bezug von besonders gefördertem Ökostrom (sofern möglich) kön-


nen die Kosten im laufenden Betrieb nochmals deutlich senken und damit durchaus auch einen 


Kostenvorteil gegenüber einem Dieselbus bewirken.  


5.4.4.5 Weitere Ansätze zur Förderung der Elektromobilität 


Elektrisch betriebener ÖPNV ist nur eine Facette der Elektromobilität. Insbesondere im Radver-


kehr gibt es zahlreiche weitere Ansätze für Elektromobilität. So wurde auf dem Kirchenplatz 


Warnemünde im Jahr 2015 eine elros-Radleihstation (Elektrisches Radverleihsystem der 


RSAG, unterstützt durch die Hansestadt Rostock und die Stadtwerke Rostock) errichtet. Die 


Nutzerzahlen liegen noch unter den Erwartungen, steigen aber stabil an.  
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(Foto: elros-Verleihstation am Kirchenplatz Warnemünde; © IVAS) 


Auf Grund der kleinteiligen Strukturen in Warnemünde empfiehlt sich darüber hinaus der Einsatz 


elektrischer Lastenräder für die innerörtliche Logistik. Hierfür gibt es in ganz Deutschland schon 


einige Beispiele. Eine Förderung solcher Ansätze, beispielsweise über Werbung der öffentlichen 


Hand (z.B. „Warnemünde e-mobil – eine Initiative der Hansestadt Rostock“) könnte hier durch-


aus neue Impulse setzen.  


 


(Foto: Kurierdienst mit elektrischem Lastenrad im Einsatz in Dresden; © IVAS) 


Im Bereich des Pkw-Verkehrs geht es vor allem darum, Akteure zu finden, die eine Vorreiterrolle 


in der Elektromobilität übernehmen können. Dazu zählen z.B. die großen Hotels (mit elektri-


schen Pkw als Shuttlefahrzeugen), Taxis, für deren Anforderungen es mittlerweile ebenfalls ge-


eignete elektrisch angetriebene Fahrzeuge gibt, sowie Unternehmen vor Ort, die einen 


besonderen Bezug zu den Themen Tourismus, Umwelt und Klima haben. Selbst einfach Pizza-


lieferdienste o.ä. können mittlerweile auf elektrisch betriebene Fahrzeuge aller Art zurückgreifen 


(Fahrräder/ Lastenräder, Roller, Pkw). Für alle diese Einsatzfälle gibt es mittlerweile Beispiele in 
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ganz Deutschland. Es könnte ein besonderes Merkmal von Warnemünde sein, solche Aktivitä-


ten über eine besondere Dachmarke mit einem Corporate Identity zu fördern.  


5.4.5 Fazit 


Die Untersuchungen im Rahmen des Projektes Kommunales Mobilitätsmanagement für die 


Stadt Rostock haben gezeigt, dass Warnemünde ein sehr gutes Einsatzfeld für die Etablierung 


der Elektromobilität darstellt. Die Stadtbuslinie 37 könnte modifiziert und in einem eher kurzfris-


tigen Zeitraum von ca. 2 bis 3 Jahren auf den Elektrobusbetrieb umgestellt werden, wenn alle 


maßgeblichen Akteure den erforderlichen Willen aufbringen und eine finanzielle Förderung über 


den Bund oder das Land erreicht werden kann. In weiteren Schritten ist auch eine Umstellung 


der Linie 36 denkbar, wofür aber weitere Voruntersuchungen erforderlich wären erste Erfahrun-


gen mit der Linie 37 abgewartet werden sollten.  


Darüber hinaus sollten vor allem eher kleinteilige Ansätze verfolgt werden, wofür jedoch die Mit-


wirkenden noch gewonnen werden müssen. Ansprechpartner sind insbesondere Taxiunterneh-


men, Lieferdienste und auch weitere Firmen, die die Elektromobilität für die weitere Förderung 


ihres Umweltimages nutzen wollen. Eine Förderung durch die Stadt Rostock über eine gemein-


same Dachmarke könnte einen wichtigen Impuls hierfür liefern.  
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6. Bilanzierung energie-/klimabezogener Wirkungen v on KMM-Maßnahmen 


6.1 Vorbemerkungen 


Maßgebliches Anliegen des Konzeptes kommunales Mobilitätsmanagement ist es, die Mobilität 


der Einwohner von Rostock sowie der Pendler und Besucher zu einem möglichst umweltfreund-


lichen modal-split zu beeinflussen. Dazu tragen die Einzelbausteine der Teilkonzepte 1 bis 4 


sehr unterschiedlich bei. Nachfolgend wird versucht, die Effekte auf die Emission von Kli-


maschadgasen dem Grunde nach darzustellen, wobei dies auf dieser makroskopischen Be-


trachtungsebene auch nur in sehr aggregierter Form möglich ist.  


Hilfreich ist dabei, dass im Rahmen der Erarbeitung des Mobilitätsplanes Zukunft derzeit auch 


Szenarien mit „weichen“ Maßnahmen betrachtet werden, in denen die Wirkungen sonst klassi-


scherweise nicht im Verkehrsmodell bewertbarer Maßnahmen zumindest ansatzweise abge-


schätzt werden. Im Modell erfolgt dies über eine Veränderung der Reisezeiten für die 


verschiedenen Verkehrsmittel, Abschlägen (also Reisezeitverkürzungen) für die Verkehrsmittel 


des Umweltverbundes und teilweise Zuschläge für die Reiszeiten im Kfz-Verkehr. Dieses wirkt 


sich schließlich im Schritt der Verkehrserzeugung und –aufteilung auf die Verkehrsmittelwahl 


aus. Jedoch können dabei nicht alle Einflüsse/ Maßnahmen einzeln extrahiert werden, sondern 


es wird vielmehr ein summarisches Ergebnis erzielt. Die Höhe der Zu- und Abschläge für die 


Reisezeiten stammt dabei einerseits aus den Abstimmungen mit dem wissenschaftlichen Beirat 


aus dem Bearbeitungsprozess zum Verkehrsentwicklungsplan Dresden 2025plus und anderer-


seits deren Anpassung auf Rostocker Verhältnisse, die mit den Projektbeteiligten vor Ort vorge-


nommen wurde. Bei den nachfolgenden Bewertungen wird jedoch – ausgehend von den 


Berechnungsergebnissen zum MOPZ Rostock – eine vereinfachte Abschätzung der Auswirkun-


gen auf den modal split für die räumlich differenzierten Verkehrsarten Quell-, Ziel- und Binnen-


verkehr vorgenommen.  


6.2 Teilkonzept 1 – Realisierung Mobilitätszentrale  


Die Mobilitätszentrale ist nur ein, wenn auch maßgeblicher Punkt des Mobilitätsmanagements. 


Mit der Schaffung einer Mobilitätszentrale und den daraus resultierenden Effekten 


• der besseren Information über bestehende Angebote im Umweltverbund 


• der besseren Fahrplanabstimmung der bestehenden ÖPNV-Angebote 


• einer weiteren Qualifizierung der Angebote insbesondere für multimodale Nutzer (Carsha-


ring-Angebote, Leihräder, …) 


ergibt sich eine deutliche Aufwertung des Umweltverbundes ohne Ausweitung der bestehenden 


Verkehrsangebote. Hinsichtlich der modalen Auswirkungen wird davon ausgegangen dass sich 


dadurch der modal-split im Binnenverkehr ebenso wie im Quell- und Zielverkehr in etwa um ein 


Prozent zu Gunsten des Umweltverbundes verändern wird (Verminderung Pkw-Anteil im modal 


split, Erhöhung Anteil ÖPNV und Rad). 
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6.3 Teilkonzept 2 – Leitfaden für die Integration d es Mobilitätsmanagements in die Stadtpla-


nung 


Eine Wirkungsbewertung für einen Leitfaden bzw. dessen konsequente Anwendung hinsichtlich 


modaler Effekte ist kaum möglich, zumal sich der Leitfaden primär auf zukünftige Vorhaben be-


zieht und nicht auf den Bestand. Von einer weiteren Quantifizierung klimarelevanter Wirkungen 


wird daher abgesehen.  


6.4 Teilkonzept 3 – Optimierung der Pendlerverkehre  


Die Untersuchungen im Teilkonzept 3 zur Optimierung der Pendlerverkehre mit den Ergebnis-


sen einer Pendlerbefragung im Januar 2016 ergaben, dass  


• fast 90 % der Pendler Berufspendler sind 


• mehr als 2/3 der Pendler der Gruppe der monomodalen Autofahrer zuzurechnen sind 


• eine durchaus sehr hohe Bereitschaft zur Anpassung des Verkehrsmittelwahlverhaltens be-


steht 


Die Bereitschaft der Verhaltensänderung hängt jedoch von vielen planerischen Faktoren ab, bei 


denen nicht zwingend davon auszugehen ist, dass sie zukünftig umgesetzt werden (können). 


Dies betrifft beispielsweise Faktoren der räumlichen und zeitlichen Erschließung des Umlandes 


mittels ÖPNV oder auch Restriktionen für den MIV im Zielgebiet der Stadt Rostock. Hinzu 


kommt, dass Aspekte der Fahrplanabstimmung und der Information bereits im Teilkonzept 1 be-


rücksichtigt wurden. Es wird eingeschätzt, dass bei einem im Grunde mit der heutigen Situation 


vergleichbarem ÖPNV-Angebot ein Potenzial von ein bis drei Prozent modaler Verhaltensände-


rung besteht.  


Deutlich verbesserte ÖPNV-Angebote in den Stadt-Umland-Beziehungen, spürbare Restriktio-


nen z.B. hinsichtlich des Parkraumangebotes oder der Kosten des Parkens und weitere Maß-


nahmen könnten dieses Potenzial sicherlich noch deutlich weiter erhöhen. Jedoch sind ebenso 


Fragen der Finanzierbarkeit, der Nutzbarkeit regenerativer Energien und der weiteren Auswir-


kungen auf das Stadt-Umland-Gefüge zu beachten. Auch vor dem Hintergrund der forcierten 


Entwicklung umweltfreundlicherer Fahrzeugantriebe wird deshalb hier von einer modalen Verla-


gerung um 3 % im modal-split des Quell- und Zielverkehrs zu Gunsten des Umweltverbundes 


ausgegangen.  


6.5 Teilkonzept 4 – Elektromobilität in Warnemünde 


Das Konzept Warnemünde e-mobil beinhaltet im Kern den Ersatz bestehender Dieselbuslinien 


durch Elektrobusse. Ausgehend von der Annahme, dass Elektrobusbetrieb 100 % durch rege-


nerative Energien gespeist würde, kann die jährliche Einsparung einfach durch Multiplikation der 


Laufleistung der Busse mit den mittleren Emissionsfaktoren ermittelt werden. Hierbei werden 


Einsparungen von mehr als 530 t CO2 erzielt.  
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6.6 Ermittlung der Einsparung an CO2-Äquivalenten 


Im Stadtgebiet Rostock werden gemäß derzeitiger Verkehrsprognose im Jahr 2030 etwa 2,86 


Mio Fahrzeugkilometer pro Tag zurückgelegt, was in etwa auch der heutigen Fahrleistung ent-


spricht. Dies ergibt abgemindert um den Lkw-Verkehr und den Durchgangsverkehr (keine maß-


gebliche Beeinflussung über die hier betrachteten Maßnahmen des Mobilitätsmanagements) ca. 


800 Mio Pkw-km pro Jahr. 


Infolge der betrachteten Konzepte zum Mobilitätsmanagement kann sich die Fahrleistung im 


Stadtgebiet Rostock (Betrachtung nach „Inlandsprinzip“) in der Summe um etwa 5 % auf ca. 760 


Mio Pkw-km pro Jahr vermindern. Im Zielszenario des MOPZ (Arbeitsstand April 2016) können 


die Fahrleistungen um ca. weitere 5 % auf etwa 720 Mio Pkw-km pro Jahr abgemindert werden. 


Hinsichtlich der Klimarelevanten Emissionen hätte dies folgende Konsequenzen: 


Abbildung 20: Klimabilanz für das Stadtgebiet Rosto ck im Vergleich Ist-Zustand 
und Prognoseszenarien 


 


Die Grafik spiegelt die durchschnittlichen Emissionswerte für den Pkw-Verkehr für den Analyse-


zustand sowie die Prognoseszenarien wider. Dabei wird deutlich, dass allein durch die techni-


sche Verbesserung der Fahrzeugflotte bereits deutliche Emissionsverbesserungen erzielt 


werden. Bei Umsetzung der Konzepte zum Mobilitätsmanagement sowie unter Zugrundelegung 


des Zielszenarios des MOPZ können Einsparungen von mehr als 30 % der Emissionswerte im 


Vergleich zu heute erzielt werden. Das entspricht mehr als 42 Tausend t CO2.  
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7. Umsetzungscontrolling im Hinblick auf die 4 Teil konzepte 


Die Wirkung von Mobilitätsmanagementstrategien und -maßnahmen (i.S.e. Kausalzusammen-


hanges) kann allgemein nur unzureichend genau gemessen werden. Menschliches Verhalten 


unterliegt zu vielen Einflüssen von außen, die nur sehr schwer kontrollierbar sind. Einige Wir-


kungen treten auch erst Jahre nach der eigentlichen Kampagne auf, wenn Anschlusskampag-


nen gewirkt oder weitere Umstände hinzugetreten sind, die eine Verhaltensänderung erleichtern. 


Insbesondere eingefahrene Verhaltensweisen ändern sich selten von heute auf morgen. Eini-


germaßen zuverlässige Daten erhält man nur für die Outcome-Indikatoren1, die nach standardi-


sierten Verfahren in gewissen Zeitabständen immer wieder erhoben werden können. Eine 


Ausbreitung von Verhaltensänderungen in den Zielgruppen sollte daher durch Vorher-Nachher-


Betrachtungen der Outcome-Indikatoren ermittelt werden. 


Tabelle 15: Outcome – Erfassung des Maßnahmenwirkun gsgrades 


Outcome – Erfassung des Maßnahmenwirkungsgrades 


allgemeine Daten zur Stadt • Bevölkerungszahl 
• Fläche 
• sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 
• Tourismus 
• etc. 


verkehrliche Indikatoren • modal split 
• Motorisierungsrate 
• MIV-Anteil im Pendlerverkehr 
• Personenkilometer pro Kopf und Jahr (MIV, ÖPNV) 
• etc. 


siedlungsstrukturelle Indikatoren • Einwohnerdichte 
• Bevölkerungszuwachs im Verhältnis Kernstadt zum Umland 
• etc. 


Umweltzustandsindikatoren • Pro-Kopf-Wert der NOx-Emissionen 
• Pro-Kopf-Wert der CO2-Emissionen 
• etc. 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Versuche, einen Zusammenhang zwischen einzelnen Mobilitätsmanagement-Kampagnen und 


individuellen Verhaltensänderungen nachzuweisen, beinhalten folgende Vorgehensweisen: 


1. Vorher-Nachher-Untersuchung der Output-Indikatoren (als Teil der Kampagne) und der 


Marktumfeldsituation: Hier wird geprüft, ob es plausible Anzeichen dafür gibt, dass die Mobili-


tätsmanagementmaßnahmen zu einer positiven Beeinflussung der Zielgruppen geführt ha-


ben können. Ergänzend zu den Handlungsmöglichkeiten wird daher die Vielfalt, 


Wirkungsrichtung und Intensität sowie das Veränderungspotenzial des tatsächlichen Enga-


gements in einer Kommune bzw. einer Region ermittelt. 


                                                      
1  Outcome-Analyse: Überprüfung des allgemeinen Zielerreichungsgrades der verkehrspolitischen Aktivitäten anhand 


globaler Umfeldindikatoren. 
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 Tabelle 16: Output – Nutzungsgrad der kommunalen H andlungsspielräume 


Output – Nutzungsgrad der kommunalen Handlungsspiel räume 


Kommunaler 
Handlungsspielraum 


Welche Handlungsfel-
der stehen grundsätz-
lich zur Verfügung? 


Kommunale 
Handlungsfelder 


Auf welchen Hand-
lungsfeldern betätigen 
sich die verantwortli-
chen Akteure? 


Umsetzungsintensität  
 


Mit welcher Intensität 
werden die Bemühun-
gen vorangetrieben? 


Evaluierung 
 


Wie steht die Stadt 
im Vergleich zu Re-
ferenzstädten da? 


 (Quelle: eigene Darstellung) 


 


2. Vorher-Nachher-Untersuchungen zur Wahrnehmung und Akzeptanz der Kampagne, zum 


Wissensstand, zu den Einstellungen und zum individuellen Verhalten: Hier wird geprüft, ob 


und wie die Kampagneninhalte von den Zielgruppen aufgenommen worden sind und ob die-


se prinzipiell positive Veränderungen erzeugt haben können. 


Tabelle 17: Bewertungsraster 


Bewertungsraster 


Sind die getroffenen Maßnahmen geeignet, 
die Aufgabe unerwünschter Verhaltensweisen 
bzw. die Annahme neuer, erwünschter Verhal-
tensweisen bei den anvisierten Zielgruppen zu 
erreichen?  


• Tragen die Maßnahmen dazu bei, soziale, psy-
chische Kosten bei der Inanspruchnahme der 
angebotenen Leistung zu überwinden? 


• Verändern die Maßnahmen die Eigenschaften 
der verschiedenen Verkehrssysteme in der 
Wahrnehmung der Bevölkerung, so dass eine 
neue Bewertungssituation im Verkehrsmittel-
wahlverhalten entsteht? 


• Wird der Produktbegriff umfassend genug 
marketingtechnisch bearbeitet? 


o Beeinflussung einer Vorstellung/ 
Verhaltensweise 


o Gestaltung der erforderlichen Begleit-
produkte (Verhaltensangebote) 


o Einbettung aller Maßnahmen in ein 
schlüssiges Produktkonzept 


Wurde die „bottom-up-Ausrichtung“ hinrei-
chend berücksichtigt? 


• Erforschung der wahren Zielgruppen-
Bedürfnisse 


• Erforschung konkurrierender Werte im Ent-
scheidungsprozess der Bevölkerung 


Sind die Zielmärkte zuverlässig segmentiert? 


 


• zielgenaue Ansprache der einzelnen Gruppen 


• kostenoptimale Ansprache der einzelnen 
Gruppen 


• erfolgsorientierter, maßgeschneiderter Maß-
nahmen-Mix für einzelne Gruppen 


Sind die Maßnahmen in eine integrierte, strategisch ausgerichtete Kampagnenplanung eingebunden, 
die den Langfristcharakter von Verhaltensänderungen berücksichtigt? 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Mehr als das grundsätzliche Ableiten von Plausibilitäten erlauben diese Vorgehensweisen je-


doch nicht. Es kann allerdings sein, dass sich zunächst nur Wahrnehmung, Wissen, Einstellung 


und Absichten bei den Zielpersonen ändern. Diese Ergebnisse führen noch nicht zur Verände-
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rung der Outcome-Indikatoren, sind aber zwingend notwendig auf dem Weg zu einer tatsächli-


chen, später auch messbaren Verhaltensänderung.  


Eine Kombination quantitativer und qualitativer Evaluierungsmethoden bietet sich an, um neben 


Mengenverteilungen und der Größenordnung von Erfolgspotenzialen auch differenzierte Sicht-


weisen aus unterschiedlichen Perspektiven zu erhalten, die ein besseres Verstehen von Kam-


pagneneffekten bei bestimmten Zielpersonen vor deren spezifischen Erfahrungshintergründen 


ermöglichen. 


8. Zusammenfassung und Ausblick 


Maßgebliches Anliegen des Mobilitätsmanagementkonzeptes ist es, die Mobilität der Einwohner 


Rostocks sowie der Pendler und Besucher in Richtung eines möglichst umweltfreundlichen mo-


dal split zu beeinflussen. Dazu tragen die einzelnen Bausteine der Teilkonzepte 1 bis 4 in ganz 


unterschiedlicher Weise bei. Gemeinsam mit Akteuren aus der Hansestadt Rostock und ihrem 


Umland konnten maßgebliche Handlungsfelder im Mobilitätsmanagement herausgearbeitet und 


beispielhafte Maßnahmen zu Erreichung der verkehrs- und umweltpolitischen Zielstellungen 


entwickelt werden. Bei einer Umsetzung der Konzepte zum Mobilitätsmanagement sowie unter 


Zugrundelegung des Zielszenarios des MOPZ können Einsparungen von mehr als 30 % der 


Emissionswerte im Vergleich zu heute erreicht werden. Das entspricht mehr als 42,4 Tausend t 


Kohlendioxid (CO2). Für den langfristigen Erfolg dieser Maßnahmen ist es jedoch unerlässlich, 


das Mobilitätsmanagement in der Stadt- und Verkehrsplanung noch stärker zu verankern und 


als selbstverständlichen Bestandteil des Verwaltungshandelns auf allen Ebenen zu etablieren. 


Vor diesem Hintergrund ist insbesondere auch eine enge Verzahnung mit den Maßnahmen des 


Mobilitätsplans Zukunft (MOPZ) anzustreben. Insgesamt gilt es ein überzeugendes Mobilitäts-


angebot auf Basis des nachfolgend dargestellten Strategie-Mixes im kommunalen und regiona-


len Mobilitätsmanagement aufzubauen. 
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Tabelle 18: Strategie-Mix im kommunalen und regiona len Mobilitätsmanagement 


Strategie-Mix im Social Marketing 


Strukturelle Strategien • durchgängig aufeinander abgestimmte 
Maßnahmen der Außenkommunikation 
(„one face to the customer“) 


• Umsetzung einer „echten“ integrierten 
Verkehrssystemgestaltung (Stadtverkehr 
als Produkt-Mix) 


• Kooperationen mit externen Partnern aus 
der Wirtschaft, Wissenschaft/Bildung und 
Verkehrspolitik (Cross Marketing) 


Produkt-/Preis-Strategien • Überwindung von Überzeugungsdefiziten 
durch Angebots-/Serviceverbesserungen 


• Sympathie-Gesten zur begleitenden emotio-
nalen Kundenansprache 


• Implementierung komplementär zusammen-
wirkender push&pull-Maßnahmen (technische 
Innovationen, ökonomischer Druck, staatliche 
Reglementierung etc.) 


• Ausschöpfung der bestehenden kommunalen 
Handlungsspielräume 


• Einführung attraktiver Tarifstrategien (z.B. 
Mobilpakete)  


Kommunikative Strategien • Einsatz zielgruppengerechter Werbestile/-
mittel und Kommunikationskanäle 


• Erhöhung des Werbedrucks durch Kampag-
nengestaltung 


• Berücksichtigung der besonderen Wirkung 
persönlicher Kommunikationsmaßnahmen 


• Bedienung der stärksten Motivationsfaktoren 
auf Kundenseite: „Nutzen“ und „Emotion“ 


(Gesellschafts-)Politische Strategien • Verstärkung des Dialogs zwischen Politik, 
Verwaltung, Mobilitätsanbietern und Bürgern 
(neue Partizipationsmodelle) 


• Verknüpfung der Gemeinwohlinteressen im 
Verkehrsbereich mit andern von den relevan-
ten Entscheidern verfolgten Zielen 


• Möglichkeiten schaffen, dass Erfolge markt-
wirtschaftlicher Maßnahmen genauso der Po-
litik zugerechnet werden wie ordnungs-
politische und infrastrukturelle Maßnahmen 


• Entwicklung von Konzepten zur Auslösung 
von Identifikationsprozessen, durch: 
- Information (Aufklärung) 
- Konsultation/Dialog (Einwandbehandlung) 
- Partizipation (Mit-Gestaltung) 


• Beteiligung von relevanten Zielgruppen an der 
Kommunikation selbst (z.B. „Kunden werben 
Kunden“) 


• Einbindung von Vermittlungsorganisationen 
bzw. Gewinnung von speziellen Multiplikato-
ren: 
- Staatliche Behörden 
- Verbraucherorganisationen 
- Interesse-/Berufsverbände 


- etc. 


(Quelle: eigene Darstellung) 
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Abkürzungsverzeichnis 


A    Austria (Österreich) 
A (Nr.)   Autobahn 
abs.    absolut 
ADFC    Allgemeiner Deutscher Fahrradclub 
AG    Aktiengesellschaft 
App    app lication software (Anwendungssoftware) 
B.    Beschäftigte 
B (Nr.)   Bundesstraße 
BMM    Betriebliches Mobilitätmanagement 
bspw.    beispielsweise 
bzgl.    bezüglich 
bzw.    beziehungsweise 
ca.    circa 
CO2    Kohlendioxid 
CS    Car-Sharing 
D    Deutschland 
DB AG   Deutsche Bahn Aktiengesellschaft 
DFI    Dynamische Fahrgastinformation 
d.h.    das heißt 
DL    Dienstleistung 
E~/e~    Elektro~ (z.B. eMobilität, e-Ticket) 
EAV    Einnahmeaufteilungsverfahren 
etc.    ecetera 
e.V.    eingetragener Verein 
EU    Europäische Union 
EW    Einwohner 
ggf.    gegebenenfalls 
GmbH & Co. KG Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung & Compagnie Kom-


mandit-gesellschaft  
HRO    Hansestadt Rostock 
IC    Intercity 
i.e.S.    im engeren Sinne 
inkl.    inklusive 
insbes.   insbesondere 
IT    Informationstechnologie 
IV    Individualverkehr 
KC    Kundencenter 
Kita    Kindertagesstätte 
(K)MM   (Kommunales) Mobilitätsmanagement 
L (Nr.)   Landstraße 
LKW    Lastkraftwagen 
LRO    Landkreis Rostock 
MP    Mobilitätsportal 
MZ    Mobilitätszentrale 
MOPZ   Mobilitätsplan Zukunft 
(N)MIV   (Nicht-)Motorisierter Individualverkehr   
NOx    Stickoxide 
o.ä.    oder ähnlich 
ÖP(N)V   Öffentlicher Personen(nah)verkehr 
ÖV    Öffentlicher Verkehr  
Orga    Organisation 
P&R    Park-and-Ride 
PKW    Personenkraftwagen 
QR    quick response (schnelle Antwort) 
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Abkürzungsverzeichnis (Fortsetzung) 


rebus    Regionalbus Rostock GmbH 
RSAG   Rostocker Straßenbahn AG 
S-Bahn   Schnellbahn 
SPNV    Schienenpersonennahverkehr 
t    Tonnen 
THG    Treibhausgas 
TK (Nr.)   Teilkonzept 
TK    Telekommunikation 
u.a.    unter anderem 
VM    Verkehrsmittel 
VRF    Verkaufsraumfläche 
VU    Verkehrsunternehmen 
VVW    Verkehrsverbund Warnow 
z.B.    zum Beispiel  
z.T.    zum Teil 
zw.    zwischen 
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1 Ausgangssituation und Zielsetzung des Projekts 


Mit diesem  Projekt  wurde die Zielsetzung verfolgt, anhand von fünf Betrieben beispielhaft 


die Erarbeitung von potenziellen Maßnahmen im Bereich des betrieblichen Mobilitätsmana-


gements dazustellen. Hierbei sollten betriebsindividuelle Lösungen, aber auch betriebsüber-


greifende Ansätze gefunden werden, welche die MitarbeiterInnen dabei unterstützen können, 


sich klimafreundlich und gleichzeitig gesundheitsfördernd auf dem Arbeitsweg zu verhalten.  


Da erfahrungsgemäß ein Großteil der Beschäftigten in zweiradgeeigneten Entfernungen zu 


ihrem Arbeitsort wohnt, wurden mit dem ADFC Landesverband Mecklenburg-Vorpommern 


ganz gezielt Zweiradexperten in das Projekt eingebunden. Durch das aktive Mitwirken in den 


Workshops und eine gezielte Beratung bei drei der teilnehmenden Betriebe, wurden wichtige 


Hinweise zur Verbesserung der Zweiradfreundlichkeit in den Betrieben gegeben. 


An dem Beratungsprojekt nahmen mit der Projekt rk GmbH & Co. KG (Projekt rk), der 


WASTRA-PLAN Ingenieurgesellschaft mbH (WASTRA-PLAN), der Rostocker Straßenbahn 


AG (RSAG), der Polizeiinspektion Rostock (Polizeiinspektion) und der Stadtwerke Rostock 


AG (SWR) fünf Organisationen teil. Dabei handelt es sich bei den Projektteilnehmern um 


sehr unterschiedliche Betriebe, die sich in verschiedener Hinsicht stark unterscheiden. Die 


Unterschiede liegen dabei beispielsweise im Bereich der geschäftlichen Tätigkeit, der Anzahl 


der Beschäftigten sowie der Standortvoraussetzungen. So nahm mit  Projekt rk ein Messe-


baubetrieb mit 60 MitarbeiterInnen an dem Projekt teil, der im ländlich geprägten Stäbelow 


lokalisiert ist. Auf der anderen Seite wurde ebenfalls die SWR mit 566 MitarbeiterInnen hin-


sichtlich der Alternativen auf dem Arbeitsweg betrachtet. 


2 Beschreibung des allgemeinen Projektablaufs und d er Methodik 


Das Projekt lief über einen Zeitraum von 13 Monaten und bestand aus gemeinsamen Work-


shops sowie individuellen Beratungen in den Betrieben. Kernelement des Projektes war eine 


JobMOBILEETY-Analyse, bestehend aus Erreichbarkeitsanalyse, Mitarbeiterinformation und 


Mitarbeiterbefragung. Diese Analysemethode zur Betrachtung der Mobilität auf den Arbeits-


wegen der Beschäftigten wurde bei allen beteiligten Betrieben durchgeführt. Mit einer 


FLEETRIS-Analyse wurde bei Projekt rk und der Polizeiinspektion Rostock ein weiterer Be-


ratungsbaustein durchgeführt. Hier fand eine Fahrdatenanalyse der Dienst- bzw. Firmenfahr-


zeuge statt. Die folgende Abbildung stellt den Projektablauf dar. 
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Projektschritt  Inhalt  Datum  
Auftaktworkshop -  Einführung in das Thema Mobilität 


-  Vorstellung der Unternehmen und   
   Ziele 
-  Praktische Vorstellung von Mobilitäts- 
   arten 


11/2014 


Erster Vor-Ort-
Beratungstermin 


-  Identifizierung von Handlungsfeldern 
-  Abstimmungen von Auswertungen    
   und Daten 


02/2015 


Erster Ergebnisworkshop - Vorstellung der Ergebnisse der     
  Erreichbarkeitsanalyse 
- Vorbereitung der Mitarbeiterbefragung 


03/2015 


Zweiter Vor-Ort-
Beratungstermin 


- Vorstellung der betriebsindividuellen 
  Ergebnisse der Erreichbarkeitsanalyse 
- Vorbereitung der Mitarbeiterbefragung 


04/2015 


Zweiter Ergebnis-
workshop 


- Vorstellung der Ergebnisse der  
  Mitarbeiterbefragung 


10/2015 


Dritter Vor-Ort-
Beratungstermin 


- Vorstellung der betriebsindividuellen 
  Ergebnisse der Mitarbeiterbefragung 


11/2015 


Abschlussworkshop - Vorstellung der geplanten Maßnahme 
  der einzelnen Betriebe 
- Diskussion von übergreifenden  
  Maßnahmen 


12/2015 


Abb. 1: Ablauf des Projektes betriebliches Mobilitätsmanagement 


 


Der Auftaktworkshop im November 2014 stellte den Startschuss des Gemeinschaftsprojek-


tes der fünf beteiligten Betriebe dar. In dieser Veranstaltung wurde die Ausgangssituation der 


Betriebe skizziert. Weiterhin wurden die Ziele im Bereich der  betrieblichen Mobilität der Be-


triebe erarbeitet. Wie in allen folgenden Workshops, wurde auch im Auftaktworkshop ein 


Praxisteil eingebaut, in dem neue Mobilitätsangebote vorgestellt wurden. So wurden hier 


beispielsweise Pedelecs, Lastenräder und CarSharing vorgestellt.  


Die „Vor-Ort-Beratungstermine“ dienten der individuellen Beratung der Betriebe innerhalb der 


unterschiedlichen Projektschritte, wie auch der Vorbereitung der Folgeschritte. In dem ersten 


Vor-Ort-Beratungstermin wurde die Ausgangssituation der Betriebe detailliert aufgenommen.  


In dem Abschlussworkshop im Dezember 2015 wurden zum Ende des Projektes die Umset-


zungsplanung durch die Projektteilnehmer vorgestellt. Desweiteren wurden gemeinsam be-


triebsübergreifende Maßnahmen diskutiert. Es wurden also Mobilitätsthemen bearbeitet, die 


über den teilnehmenden Einzelbetrieb hinausgingen. Aufgrund des anstehenden Umzuges 


der Beschäftigten der Polizeiinspektion Rostock in die Ulmenstraße, und des damit in Ver-


bindung stehenden Parkplatzmangels, wurde im April 2015 ein gesonderter Mobilitätstag für 


die Bediensteten der Polizeiinspektion durchgeführt. Innerhalb dieser Informationsveranstal-


tung wurden unterschiedliche Mobilitätsangebote vorgestellt sowie eine individuelle Mobili-


tätsberatung angeboten. 
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3 Beschreibung der einzelnen Bausteine 


Das Hauptaugenmerk des Projektes lag auf der Mitarbeitermobilität der teilnehmenden Be-


triebe, d.h. es sollten Handlungsempfehlungen für die Betriebe erarbeitet werden, wie diese 


eine umweltfreundliche und gesundheitsförderliche Mobilität der Beschäftigten auf dem Ar-


beitsweg unterstützen könnten. Die in dem Projekt eingesetzte JobMOBILEETY-Analyse 


bestand dabei aus drei Bausteinen: Erreichbarkeitsanalyse, Mitarbeiterinformation durch 


Individualschreiben sowie der Durchführung einer Mitarbeiterbefragung. 


In der Erreichbarkeitsanalyse  wurden alle Verkehrsmittel und Verkehrsmittelkombinationen 


für jeden Beschäftigten der betrachteten Betriebe auf Basis der anonymisierten Wohndaten 


(Postleitzahl, Wohnort und Straße) hinsichtlich der Perspektiven Kosten, Zeit (Tür-zu-Tür-


Betrachtung), CO2-Ausstoß und Bewegung miteinander verglichen. Weiterhin wurde eben-


falls eine Kombination der genannten Perspektiven durchgeführt. Hierbei wurde versucht ein 


so genanntes „Nutzenoptimum“ bei der Verkehrsmittelwahl zu simulieren. Es wurde bei-


spielsweise angenommen, dass die Verkehrsmittelwahl auf Basis von 40% Kosten, 40% 


Zeit, 10% CO2-Ausstoß und 10% körperlicher Bewegung entschieden wird. Ziel der Erreich-


barkeitsanalyse war es, Transparenz über die theoretischen Möglichkeiten auf den Arbeits-


wegen zu schaffen. Es sollte auf diese Weise dargestellt werden, über welches Potenzial die 


alternativen Verkehrsmittel verfügen.  Die Darstellung der Ergebnisse fand dabei in tabellari-


scher und kartographischer Form statt.  


Aus den auf diese Weise erhobenen Daten wurden in einem weiteren Projektschritt individu-


elle Informationsschreiben für die MitarbeiterInnen erstellt. Mittels dieser Mitarbeiterinfor-


mation  erhielten alle Beschäftigten der teilnehmenden Betriebe Informationen über die Kos-


ten, den Zeitaufwand, den CO2-Ausstoß sowie die körperliche Bewegung der unterschiedli-


chen Alternativen auf dem Arbeitsweg. Weitere Informationen waren die Darstellung der bes-


ten ÖPNV-Verbindung sowie eine kartographische Darstellung der schnellsten Zweiradstre-


cke. Diese Form der Mitarbeiterinformation verfolgt den Zweck, die MitarbeiterInnen umfang-


reich über die Alternativen auf dem Arbeitsweg zu informieren, da es erfahrungsgemäß häu-


fig an den genannten Informationen fehlt. In dem Projekt wurde dies insbesondere vor dem 


Hintergrund der anstehenden Mitarbeiterbefragung durchgeführt. 


Den dritten und letzten Analysebaustein des Projektes stellte eine online durchgeführte Mit-


arbeiterbefragung  dar. Diese bestand im Wesentlichen aus folgenden Fragekomplexen: 


- Verfügbarkeit von Verkehrsmitteln sowie ÖPNV- und Bahn-Tickets 


- Fragen zur derzeitigen Mobilität auf dem täglichen Weg zur Arbeitsstelle  


- Fragen zur Nutzung möglicher Mobilitätsalternativen sowie der dafür notwendi-


gen Rahmenbedingungen 
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Ziel dieser Befragung war die Identifikation des tatsächlichen Veränderungspotenzials im 


Mobilitätsverhalten auf dem Arbeitsweg. 


In zwei der teilnehmenden Betriebe fand neben der Betrachtung der Mitarbeitermobilität 


ebenfalls eine Untersuchung der geschäftlichen bzw. dienstlichen Mobilität statt. Hierbei 


wurde eine Auswertung der Fahrdaten in Form einer FLEETRIS-Analyse  durchgeführt. Bei 


dieser Analysemethode findet auf Basis der erfassten Fahrdaten eine Visualisierung des 


Mobilitätsbedarfs statt.  


4 Ergebnisse der einzelnen Projektteilnehmer 


Eine Zielsetzung des Projektes war es u.a., betriebsindividuelle Maßnahmen zu entwickeln, 


mit deren Hilfe die betroffenen MitarbeiterInnen dabei unterstützt werden, den Arbeitsweg 


umweltfreundlicher zurück zu legen. Aufgrund der unterschiedlichen Ausgangssituationen 


sowie der heterogenen Rahmenbedingungen wurden für die einzelnen Betriebe verschie-


denartige Ansatzpunkte erarbeitet. 


4.1 Projekt rk GmbH & Co. KG  


Projekt rk  ist ein Komplettanbieter für Messebau, Werbetechnik und Präsentationen mit Fir-


mensitz im Gewerbegebiet von Stäbelow, ca. 10 Kilometer südwestlich von Rostock entfernt. 


Für die ca. 60 Beschäftigten ist nachhaltiges Handeln nichts Neues. So wurde das Unter-


nehmen bereits 2011 als „Sustainable Company“ ausgezeichnet. 2013 und 2015 konnte je-


weils die Rezertifizierung erreicht werden. Bereits seit 2012 unterstützt Projekt rk seine Mit-


arbeiterInnen bei einer umweltfreundlichen Mobilität auf dem Arbeitsweg. So erhalten die 


Beschäftigten des Unternehmens eine jährliche Einmalzahlung, wenn sie mehr als die Hälfte 


der jährlichen Arbeitswege anders als mit dem Pkw allein zurücklegen.  


Die Grundvoraussetzung für das Angebot von alternativen Verkehrsmitteln bei Projekt rk sind 


aufgrund der Wohnorte der MitarbeiterInnen günstig, da 66% der Beschäftigten weniger als 


15 Kilometer Arbeitsweg zurücklegen müssen (Vgl. Abbildung 2).  
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Abb. 2: Wohnstandortanalyse Projekt rk 


 


Der Großteil pendelt dabei von Rostock nach Stäbelow. Im Rahmen der Erreichbarkeitsana-


lyse wurde deutlich, dass bei einer reinen Zeitbetrachtung der Pkw zumeist die schnellste 


Alternative darstellt. Für die Beschäftigten, die zentral in Rostock wohnhaft sind, könnte hier-


bei auch ein E-Roller eine Alternative darstellen. Aufgrund des fast ein Kilometer langen 


Fußweges bis zur nächsten Bushaltestelle, gehört der ÖPNV nur für sehr wenige Mitarbeite-


rInnen zu den schnellsten Verkehrsmitteln. 


 
Abb. 3: Kartographische Darstellung der nutzenoptimalen Verkehrsmittel (Projekt rk) 


 


Unter der Annahme, dass neben der Zeit auch die Faktoren Kosten, CO2-Ausstoß und Be-


wegung eine Rolle bei der Verkehrsmittelwahl spielen, verfügt bei Projekt rk der ÖPNV kom-


biniert mit dem Fahrrad (Bike&Ride) über nennenswertes Potenzial. Insbesondere die Be-







     


9 
 


schäftigten, die entlang der Verbindung Rostock – Warnemünde wohnhaft sind, verfügen 


hier über gute Möglichkeiten. Unten denselben Annahmen könnte auch im Nahbereich die 


Zweiradmobilität in Form von Pedelecs eine Alternative darstellen (Vgl. Abbildung 3). 


Die Mitarbeiterbefragung, an der 21 der 58 Beschäftigten teilnahmen, ergab einen hohen 


Anteil an Pkw-Nutzern auf dem Arbeitsweg. 18 MitarbeiterInnen gaben an den Pkw immer 


oder regelmäßig zu nutzen. Als Grund hierfür wurde am häufigsten die Faktoren Zeit, Unab-


hängigkeit und Komfort genannt. Dass es bei Projekt rk durchaus die Bereitschaft zu einer 


Verhaltensänderung gibt, wird dadurch deutlich, dass über 50% eine Änderungsbereitschaft 


angaben. Hier wurden insbesondere die Zweiradmobilität (Fahrrad und Pedelecs) und das 


Bilden von Fahrgemeinschaften unter Nutzung einer webbasierten Mitfahrbörse genannt. 


Maßnahmen, wie Einführung eines JobRad-Angebotes, Einführung einer dynamischen Mit-


fahrbörse sowie die Überarbeitung des derzeitigen Anreizsystems werden daher nunmehrt 


geprüft. 


Neben der Mobilität auf dem Arbeitsweg wurde bei Projekt rk eine Fahrdatenanalyse der 


beiden 8-Sitzer des Unternehmens durchgeführt. Die FLEETRIS-Analyse ergab, dass ledig-


lich ein Fahrzeug derart ausgelastet ist, dass es dauerhaft vorgehalten werden sollte. Ein 


zweites Fahrzeug wird lediglich unregelmäßig benötigt. Weiterhin konnte festgestellt werden, 


dass innerhalb von 10 Wochen lediglich eine Fahrt mit mehr als fünf Personen stattgefunden 


hatte, so dass aufgrund der durchgeführten Materialtransporte der Einsatz eines Kleintrans-


porters (Caddy-Klasse) statt eines 8-Sitzers empfohlen wurde. Auf der Grundlage dieser 


Analyseergebnisse wurden beide 8-Sitzer verkauft und ein Kleintransporter neu beschafft. 


Zeitgleich wurde ein CarSharing-Fahrzeug am Unternehmenssitz durch den Anbieter Gre-


enwheels bereitgestellt, auf das Projekt rk bei Bedarf zugreifen kann. 


4.2 WASTRA-PLAN Ingenieurgesellschaft mbH  


WASTRA-PLAN ist eine Ingenieurgesellschaft mit insgesamt 34 MitarbeiterInnen, von denen 


26 am Standort Rostock und 8 am Standort Bergen arbeiten. Angeboten werden Ingenieur- 


und Beratungsleistungen in den Bereichen: Wasserbau, Wasserwirtschaft, Kompletterschlie-


ßung, Umweltschutz, Straßenbau, Umweltgeotechnik/Spezialtiefbau und Sportanlagenbau. 


Das Unternehmen fördert bereits gezielt die Nutzung von Fahrrädern auf dem Arbeitsweg. 


So stehen den beschäftigten Duschmöglichkeiten, überdachte Abstellanlagen und eine klei-


ne Werkstatt für Reparaturen zur Verfügung. Für dieses Engagement wurde WASTRA-PLAN 


bereits mehrfach ausgezeichnet. Auch in dem Themenfeld geschäftliche Mobilität war das 


Unternehmen bereits tätig. Hier wurde eine eigene Fuhrparkanalyse der sechs personenun-


gebundenen Pkw durchgeführt. Im Ergebnis konnte ein Fahrzeug reduziert werden.  
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Der in dem Projekt betrachtete Standort Oll-Päsel-Weg 1 liegt in einem Wohngebiet im 


Nordwesten der Hansestadt Rostock, weniger als 300 Meter von der Straßenbahnhaltestelle 


„Rahnstädter Weg“ entfernt. Der überwiegende Teil der Beschäftigten der WASTRA-PLAN 


wohnt in einer zweiradfreundlichen Entfernung zum Arbeitsort. 21 der 26 am Rostocker 


Standtort arbeitenden MitarbeiterInnen haben einen Arbeitsweg von weniger als 10 Kilome-


ter (Vgl. Abbildung 4).  


 
Abb. 4: Wohnstandortanalyse WASTRA PLAN 


 


Dieser Umstand wirkt sich auch auf den Zeitvergleich der Verkehrsmittel aus. So stellen E-


Roller, Pedelecs und Fahrräder für große Teile der Belegschaft eine vergleichbar oder sogar 


schnellere Mobilitätsalternative als der Pkw dar. Ähnlich verhält es sich beim ÖPNV in Kom-


bination mit den Fahrrad (Bike & Ride), der aufgrund der Straßenbahnhaltestelle in unmittel-


barer Nähe für nahezu die Hälfte der MitarbeiterInnen zeitlich attraktiv erscheint. Auch unter 


der Berücksichtigung der Faktoren Kosten, CO2-Ausstoß und Bewegung verfügen die ge-


nannten Verkehrsmittel über gutes Potenzial zur Veränderung des Mobilitätsverhaltens auf 


dem Arbeitsweg.  







     


11 
 


 
Abb. 5: Kartographische Darstellung der nutzenoptimalen Verkehrsmittel (WASTRA-PLAN) 


 


Hierbei gewinnen allerdings insbesondere die Fahrrad- und Pedelec-Nutzung an Gewicht 


(Vgl. Abbildung 5). Dieses Ergebnis der Erreichbarkeitsanalyse korrespondiert gut mit den 


Ergebnissen der Mitarbeiterbefragung. An dieser nahmen 16 der 26 MitarbeiterInnen des 


Unternehmens teil. Die Befragten verteilten sich ziemlich gleichmäßig auf die Pkw- und Fahr-


rad-Nutzung. Von den Befragten gab lediglich eine Person an, den ÖPNV zu nutzen. Als 


Gründe für die aktuelle Verkehrsmittelwahl wurden hier Unabhängigkeit, Zeit und körperliche 


Bewegung am häufigsten genannt. Grundsätzlich äußerten sich die Befragten zufrieden mit 


ihrer Verkehrsmittelwahl. Lediglich sechs Befragte könnten sich eine Änderung vorstellen. 


Neben dem Wechsel auf Zweiradmobilität und dem damit verbundenen Wunsch nach einer 


Erweiterung der überdachten Abstellmöglichkeiten, wurde ebenfalls der Wunsch nach einer 


CarSharing-Station in räumlicher Nähe geäußert, um  beispielsweise eine „Schlechtwetter-


Lösung“ zu haben.  


Als Maßnahmen  will WASTRA-PLAN kurzfristig das JobRad-Angebot testweise ausprobie-


ren. Desweiten ist geplant die Duschmöglichkeit sowie die „Fahrradwerkstatt“ attraktiver zu 


gestalten und weitere Fahrradabstellplätze zu überdachen. Zur Spitzenlastabdeckung inner-


halb der geschäftlichen Mobilität, als auch als Mobilitätsalternative für die Mitarbeiter, wurde 


auf dem Parkplatz des Unternehmens ein CarSharing-Angebot von Greenwheels eingerich-


tet. Der Einsatz von alternativen Antrieben bei den eigenen Firmenwagen wird ebenfalls ver-


tiefend geprüft. 
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4.3 Polizeiinspektion Rostock  


Die Polizeiinspektion Rostock ist im vergangenen Jahr mit weiteren Dienststellen in die neue 


Liegenschaft in der Ulmenstraße umgezogen. Insgesamt befinden sich rund 380 Beschäftig-


te an dem neuen Standort. Die Hälfte der 290 Beschäftigten der Polizeiinspektion befindet 


sich im Schichtdienst, so dass das ÖPNV-Angebot in den Randzeiten nicht immer eine ge-


eignete Alternative für den Arbeitsweg darstellt. Auch aus diesem Grund ist der Anteil der 


Pkw-Nutzer groß, obwohl sich die S-Bahn-Haltestelle „Parkstraße“ in ca. 200 Meter Entfer-


nung befindet. Fußgänger und Radfahrer stellen die Ausnahme dar. Da an dem neuen 


Standort lediglich 70 Pkw-Parkplätze zur Verfügung stehen, hatte sich die Polizeiinspektion 


bereits frühzeitig für eine Projektteilnahme ausgesprochen. Auf Grundlage der Wohndaten 


konnte ermittelt werden, dass über 70% der Bediensteten der Polizeiinspektion einen Ar-


beitsweg von weniger 10 Kilometer zurücklegen. Rund die Hälfte hat lediglich 5 Kilometer 


zum Dienstort zu überwinden (Vgl. Abbildung 6). 


 
Abb. 6: Wohnstandortanalyse Polizeiinspektion Rostock 


 


Somit bestehen gute Grundvoraussetzungen für die Nutzung von Zweiradmobilität. Neben 


diesen Umständen wurde bei der Standortanalyse des ADFC festgestellt, dass bereits Fahr-


radabstellanlagen mit Anlehnbügeln, Dusch- und Umkleidemöglichkeiten existieren. Gleich-


wohl wird in dieser Analyse durchaus weiterer Bedarf an Abstellmöglichkeiten genannt. Die-


se sollten allerdings überdacht sein. 


In den Ergebnissen der Erreichbarkeitsanalyse  spiegeln sich die positiven Grundvorausset-


zungen hinsichtlich der Zweiradmobilität wider. Bei der Analyse wurden die Daten der Be-


diensteten in vier Gruppen ausgewertet. Dies waren der Tagesdienst mit 157, zwei Wechsel-


schichten mit 93 bzw. 25 sowie der Bereitschaftsdienst mit 19 Bediensteten. Zur Vereinfa-


chung wird hier lediglich in Tages- und Schichtdienst unterschieden. 
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Sowohl unter ausschließlicher Berücksichtigung der Zeit, als auch bei Einbindung der Kos-


ten, des CO2-Ausstoßes sowie der Bewegung, verfügen die unterschiedlichen Zweiradange-


bote über hohes bis sehr hohes Wechselpotenzial. Dies gilt sowohl für den Tagesdienst, als 


auch für den Schichtdienst. Im Tagesdienst verfügt weiterhin die Alternative Bike&Ride über 


hohes Potenzial. So ist diese Kombination für rund 40% der Bediensteten schneller, oder 


gleichschnell im Vergleich zum Pkw. Für die Bediensteten im Schichtdienst stellt der ÖPNV, 


auch als Variante Bike&Ride für nur wenige MitarbeiterInnen der Polizeiinspektion eine sinn-


volle Alternative dar. Für Bedienstete des Tagesdienstes, die im ländlichen Raum ohne gute 


ÖPNV-Anbindung beheimatet sind, könnten auch Fahrgemeinschaften eine Lösung darstel-


len. 


 
Abb. 7: Kartographische Darstellung der nutzenoptimalen Verkehrsmittel (Polizeiinspektion Rostock) 


 


Im Vorfeld der Mitarbeiterbefragung wurde für die Polizeiinspektion Rostock ein Informations-


tag zum Thema Mobilität durchgeführt. Im Rahme dieser Veranstaltung wurden unterschied-


liche Mobilitätsangebote vorgestellt. An der anschließenden Mitarbeiterbefragung nahmen 


gleichwohl lediglich 33 MitarbeiterInnen der Polizeiinspektion teil, so dass die Ergebnisse 


lediglich Tendenzen aufzeigen können. 


Rund 70% der Befragten gab an, regelmäßig oder immer mit dem Pkw den Arbeitsweg zu 


bestreiten. Die verbleibenden Befragten verteilen sich gleichmäßig auf das Fahrrad, den 


ÖPNV und das Zufußgehen. Als Gründe für die Verkehrsmittelwahl wurden Zeit, Unabhän-


gigkeit und Stressfreiheit am häufigsten genannt. Von den befragten Personen gaben rund 


80% an, sich ein geändertes Mobilitätsverhalten vorstellen zu können. Hierbei wurden als 


mögliche Alternativen Fahrrad- bzw. Pedelec-Mobilität und die Nutzung des ÖPNV genannt. 
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Vor diesem Hintergrund erscheint ist es bemerkenswert, dass mehr als 70% bisher noch 


kein Pedelec gefahren sind. 


Als kurzfristige Maßnahmen hat die Polizeiinspektion die erneute Durchführung einer Mitar-


beiterbefragung geplant. Weiterhin wird beabsichtigt die Ausfahrt von Fahrrädern vom Be-


triebsgelände zu erleichtern, da derzeit die induktionsgesteuerte Schranke nicht auf Fahrrad-


fahrer reagiert. Als mittelfristige Maßnahmen sind geplant: 


- Möglichkeit der privaten Nutzung von Dienstfahrrädern 


- Durchführung eines weiteren Informationstages 


- Entwicklung eines Anreizsystems für die Zweiradnutzung 


- Prüfung der Einführung eines Jobtickets 


4.4 Rostocker Straßenbahn AG  


Die RSAG ist der Mobilitätsdienstleister der Hansestadt Rostock. Mit sechs Straßenbahn- 


und 30 Buslinien decken sie den ÖPNV im gesamten Stadtgebiet ab. Seit Mitte 2014 wird 


darüber hinaus ein Pedelec-Vermietsystem an vier Straßenbahnhaltestellen angeboten.  


In dem Projekt wurde mit dem Standort „Hamburger Straße“ ein Betriebshof und gleichzeitig 


Verwaltungsstandort des Unternehmens betrachtet. Der Standort liegt zentral in Rostock und 


ist vom Hauptbahnhof in ca. 15 Minuten öffentlich erreichbar. Hierbei wurden 282  Mitarbeite-


rInnen berücksichtigt von denen 47 im Schichtdienst tätig sind. Mit 65% bis zu 10 Kilometer 


und 82% bis zu 15 Kilometer Arbeitsweg wohnen viele der betrachteten MitarbeiterInnen im 


Nahbereich des Arbeitsortes (vgl. Abbildung 8). 


 
Abb. 8: Wohnstandortanalyse RSAG 


 


Somit stellt die Zweiradmobilität unabhängig von Tages- oder Schichtdienst hier häufig eine 


sehr gute Alternative zum Pkw dar. So können beispielsweise rund 40% der Beschäftigten 


den Arbeitsweg mit dem Fahrrad im Vergleich zum Pkw schneller oder zu mindestens 
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gleichschnell zurücklegen. Mit dem Pedelec sind dies sogar rund 70%. Aufgrund der guten 


ÖPNV-Anbindung ist dieses Verkehrsmittel für bis zu 30% zeitlich attraktiv. Selbst der Weg 


zu Fuß zur Arbeit könnte für 20 MitarbeiterInnen eine gute Alternative darstellen. Aufgrund 


der Möglichkeit den ÖPNV kostenlos im Stadtgebiet zu nutzen, stellt dieser auch aus diesem 


Grund eine gute Option zum motorisierten Individualverkehr dar. 


 
Abb. 9: Kartographische Darstellung der nutzenoptimalen Verkehrsmittel (RSAG) 


 


Bei der Bewertung der infrastrukturellen Gegebenheiten wurden durch den ADFC unter an-


derem die Fahrradabstellanlagen bewertet. Hierbei wurden gute aber auch verbesserungs-


würdige Abstellanlagen vorgefunden. Es wurde von den Zweiradexperten beispielsweise die 


Empfehlung ausgesprochen, die Vorderradhalter (Felgenklemmen)  durch Fahrradparker mit 


ausreichendem Seitenabstand und der Möglichkeit das Fahrrad am Rahmen anzuschließen 


zu ersetzen. Weiterhin sollten die Abstellanlagen überdacht sein und sich näher am Arbeits-


ort befinden. 


Die Mitarbeiterbefragung wurde von 42% der Beschäftigten wahrgenommen. Von diesen 


gaben 57 an, regelmäßig oder immer den Pkw auf dem Arbeitsweg zu nutzen. 36 Beschäf-


tigte nutzen mindestens regelmäßig den ÖPNV und 30 ein Fahrrad bzw. ein Pedelec. Ähn-


lich wie bei den anderen Betrieben wurden auch hier Zeit, Unabhängigkeit und Stressfreiheit 


als wesentliche Gründe für die Verkehrsmittwahl angeführt. Von 30 Befragten wurde die Be-


reitschaft geäußert regelmäßig oder immer ein Fahrrad oder Pedelec zu nutzen. Mehr als 30 


Befragte können sich mindestens eine regelmäßige Nutzung des ÖPNV auf dem Arbeitsweg 


vorstellen. Als Änderungswunsch wurde in diesem Zusammenhang eine Verbesserung der 


Fahrradabstellanlagen genannt. Mehr Bewegung und ein Zeitgewinn auf dem Arbeitsweg 


wurden als potenzielle Gründe für einen Wechsel genannt. 







     


16 
 


Als erste Maßnahme hat die RSAG bei den Fahrradabstellanlagen den Ersatz der Felgen-


klemmer durch empfehlenswerte Fahrradparker bereits durchgeführt. Mittelfristig werden 


folgende Maßnahmen angestrebt: 


- Errichtung einer neuen Fahrradabstellanlage  


- Schaffen von Anreizen für „Pkw-freie-Mobilität“ 


- Stärkung von Fahrgemeinschaften durch eine geeignete Plattform und privilegier-


te Parkplätze 


4.5 Stadtwerke Rostock AG   


Die Stadtwerke Rostock sind der lokale Energieversorger der Hansestadt Rostock. Mit den 


566 Beschäftigten bietet der Energieversorger seinen Kunden Strom, Erdgas und Fernwär-


me an. Der Unternehmensstandort „Schmarler Damm“ befindet sich im nördlichen Rostock in 


einem Gewerbegebiet. Der Standort ist öffentlich innerhalb von 30 Minuten vom Hauptbahn-


hof zu erreichen. Dies ist über eine Kombination aus Straßenbahn und Bus möglich, oder mit 


der S-Bahn. Die Bushaltestelle befindet sich dabei unmittelbar vor dem Betriebsgelände. Die 


S-Bahn-Haltestelle Evershagen hingegen befindet sich ca. einen Kilometer von den Stadt-


werken Rostock entfernt. 


Auch bei den Stadtwerken Rostock wohnt die Masse der Beschäftigten im Nahbereich des 


Unternehmens.  So haben rund 60% der betrachteten MitarbeiterInnen einen Arbeitsweg von 


weniger als 10 Kilometer. Es gibt allerdings auch annähernd 100 MitarbeiterInnen, die täglich 


einen Arbeitsweg von mehr als 20 Kilometer auf sich nehmen. Hierbei gibt es auch Arbeits-


wege von mehr als 80 Kilometer (Vgl. Abbildung 10). 


 
Abb. 10: Wohnstandortanalyse Stadtwerke Rostock 


 


Für mehr als 140 MitarbeiterInnen stellt das Pedelec eine zeitlich attraktive Alternative auf 


dem Arbeitsweg dar. Für mehr als 70 MitarbeiterInnen trifft dies auf die Fahrradnutzung zu. 
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Trotz der kurzen Arbeitswege sind dies vergleichsweise wenig. Dies liegt darin begründet, 


dass die Fahrradabstellanlage und der Pkw-Parkplatz sich am selben Ort befinden, und da-


mit kein Zeitvorteil für die Zweiräder entsteht. Neben den Zweirädern haben ebenfalls Fahr-


gemeinschaften und die Bike&Ride ein gewisses Potenzial. 


Unter der Berücksichtigung der weiteren Faktoren Kosten, CO2-Ausstoß und Bewegung ver-


fügt insbesondere die Fahrrad-Mobilität über hohes Potenzial. Bei Entfernungen über 15 


Kilometer die Nutzung von Fahrgemeinschaften (vgl. Abbildung 11).  


 
Abb.11: Kartographische Darstellung der nutzenoptimalen Verkehrsmittel (Stadtwerke Rostock) 


 


Im Rahmen der Bewertung der Infrastruktur durch den ADFC konnten einige Verbesse-


rungsvorschläge unterbreitet werden. Diese betrafen die Zufahrt auf das Betriebsgelände, 


bei der eine gesonderte Fahrradspur wünschenswert wäre. Weiterhin sollten Fahrradabstell-


anlagen auf das Betriebsgelände verlegt werden und mit modernen Fahrradparkern ausge-


stattet werden. Auch wurden Hinweise zur Ausstattung mit Duschmöglichkeiten, Umkleide- 


und Trockenräume gegeben. 


Von der Möglichkeit an einer Mitarbeiterbefragung teilzunehmen machten 126 Beschäftige 


(22%) der Stadtwerke Gebrauch. Von den Befragten gaben annähernd 100 an, den Pkw 


regelmäßig oder immer auf dem Arbeitsweg zu nutzen. Die regelmäßige Nutzung des Fahr-


rads bzw. Pedelecs wurde von rund 80 angegeben. Hierbei waren Mehrfachnennungen 


möglich. Die wesentlichen Gründe für die Verkehrsmittelwahl waren bei den Befragten Zeit, 


Unabhängigkeit und Komfort. 


Immerhin 40% der Befragten der Stadtwerke Rostock könnten sich einen Wechsel auf ein 


alternatives Verkehrsmittel auf dem Arbeitsweg vorstellen. Hierbei wurde die Zweiradmobili-


tät in Form von Fahrrädern und Pedelecs am häufigsten genannt. Mit einigem Abstand fan-







     


18 
 


den hier auch der ÖPNV und die Fahrgemeinschaften Erwähnung. Es wurde am häufigsten 


der Wunsch nach verbesserten Umkleide- und Duschmöglichkeiten geäußert. 


Die Stadtwerke Rostock haben sich bereits intensiv mit der Umsetzung der Maßnahmen be-


schäftigt, so dass im Verwaltungsgebäude bereits neue Waschmöglichkeiten entstanden 


sind. Folgende Maßnahmen werden weiter verfolgt: 


- Umzäunung der äußeren Fahrradabstellanlage 


- Einbau von Duschen im Verwaltungsgebäude 


- Durchführung eines Mitarbeiter-Mobilitätstages 


- Einrichtung eines Mitfahrbörse 


- Ausbau der Zusammenarbeit mit dem örtlichen Fahrradhandel 


- Bereitstellung von Reparaturmaterial für Fahrräder an einem zentralen Ort 


5 Potenzial zur Reduzierung des CO 2-Ausstoßes 


Zum Ende dieses Berichtes wird in diesem Abschnitt dargestellt, wie sich die erarbeiteten 


Maßnamen auf eine Reduzierung des CO2-Ausstoßes auswirken könnten. Bei der Bewer-


tung der CO2-Ausstöße wird eine Well-to-Wheel-Betrachtung auf der Basis der TREMOD-


Studie 5.25 zugrundegelegt.  


Zur Bewertung des derzeitigen CO2-Ausstoßes wurden für die einzelnen Betriebe die Ergeb-


nisse der Wohnstandortanalyse herangezogen. Auf diese Weise konnten die Entfernungen 


der Beschäftigten bestimmt werden. Weiterhin wurde aufgrund der Ergebnisse der Mitarbei-


terbefragung der Modal Split je Entfernungsgruppe ermittelt. Durch die Kombination dieser 


Informationen wurden die derzeitigen CO2-Ausstöße der Betrieb pro Jahr ermittelt. 


Die Soll-Situation des CO2-Ausstoßes der betrachteten Betriebe wurde aufgrund der Ergeb-


nisse der Erreichbarkeitsanalyse sowie der Mitarbeiterbefragung skizziert. Hierbei wurden im 


ersten Schritt die „nutzenoptimalen“-Verkehrsmittel (vgl. Abschnitt 3) der Beschäftigten ermit-


telt, um dann in einem zweiten Schritt die Wahrscheinlichkeit, dass  diese Verkehrsmittel 


auch zukünftig genutzt werden, anhand der Ergebnisse der Mitarbeiterbefragung zu bewer-


ten.  


Das auf diese Weise ermittelte Potenzial zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes zeigt die fol-


gende Tabelle: 


  Ist-Situation Soll-Situation Potenzial 


WASTRA-PLAN 13.996 kg 10.876 kg 3.120 kg 


Projekt rk 76.926 kg 56.478 kg 20.447 kg 


Polizeiinspektion 199.459 kg 137.634 kg 61.826 kg 


RSAG 196.486 kg 146.596 kg 49.890 kg 


SWR 584.285 kg 486.463 kg 97.822 kg 


233.105 kg  
Abb.12: Potenzial zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes 
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Bei vorsichtiger Schätzung könnten somit die erarbeiten Maßnahmen zu einer Reduzierung 


des CO2-Ausstoßes um mehr als 233 Tonnen pro Jahr führen. 
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Grußwort – Rostock setzt verstärkt auf das Mobilitätsmanagement 


Liebe Bürgerinnen und Bürger, 


liebe Fachkolleginnen und -kollegen!  


Die Hansestadt Rostock hat in den vergangenen Jahren eine Reihe von 
Konzepten zu Fragen von Mobilität und Verkehr sowie den umweltseitigen 
Auswirkungen auf die Hansestadt Rostock und das Umland erarbeitet. 
Laut den Leitlinien zur Stadtentwicklung (Bürgerschaftsbeschluss 2012) 
sind die Anteile des Umweltverbundes bei der Verkehrsmittelwahl von 
heute 65 auf 70 % in 2025 zu erhöhen.  Weitere wegweisende kommunale 


umweltpolitische Vorgaben folgen aus dem „Masterplan 100 % Klimaschutz“ und den Luftreinhal-
te- und Lärmaktionsplänen der Hansestadt Rostock. 


Der demografische Wandel, knapper werdende Energieressourcen, der Klimawandel und stei-
gende Umweltstandards stellen uns vor große Herausforderungen. Zukünftig wird es weniger 
Geld für Investitionen und die dringend notwendigen Sanierungen im Verkehrssektor geben. Wie 
sieht also ein zukunftsfähiges Mobilitätsangebot für unsere Bürgerinnen und Bürgern aus, welches 
wir und kommende Generationen nachhaltig betreiben können? 


Eine zentrale Erkenntnis aus den bislang bearbeiteten Projekten besteht darin, dass die Beein-
flussung der Mobilität der Bürger aus Stadt und Umland die Schlüsselgröße zur Erreichung der 
abgesteckten Ziele darstellt. Ich bin der festen Überzeugung, dass der neue „Mobilitätsplan Zu-
kunft“ eine völlig neue Ausrichtung bekommen wird: Anstatt einem weiteren extensiven Verkehrs-
wegeausbau wird zukünftig die effizientere Nutzung der Infrastruktur durch Verkehrs- und 
Mobilitätsmanagement im Fokus stehen. Daher hat sich die Hansestadt Rostock zusammen mit 
regionalen Partnern entschlossen, ein Mobilitätsmanagementkonzept zu erarbeiten, welches als 
Fachbeitrag zum „Mobilitätsplan Zukunft“ dienen soll. 


Das Klimaschutzteilkonzept "Mobilitätsmanagementkonzept für die Hansestadt und den Landkreis 
Rostock zur Verbesserung der Stadt-Umland-Verkehre" wurde anteilig vom Bundesumweltminis-
terium und vom Projektträger Jülich im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative gefördert – 
mein herzlichster Dank für diese Unterstützung!  


Die Ergebnisse von anderthalb Jahren Arbeit finden Sie zusammengefasst in dieser Broschüre. 
Ich möchte herzlich den Vertreterinnen und Vertretern der Projektlenkungsgruppe und der Ar-
beitsgruppen zu den Teilkonzepten danken, vor allem den Kooperationspartnern, die sich nicht 
nur inhaltlich sondern auch finanziell an der Konzepterstellung beteiligt haben, wie dem für die 
Projektkoordinierung verantwortlichen Mobilitätskoordinator, dem Amt für Verkehrsanlagen, dem 
Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaft, dem Amt für Umweltschutz, der 
Rostocker Straßenbahn AG, dem Verkehrsverbund Warnow, dem Landkreis Rostock (Planungs-
amt) und dem Planungsverband Region Rostock. Und natürlich danke ich auch gern unseren 
Beratern von SIGNON (vormals Hamburg Consult), IVAS und der EcoLibro, die uns trotz der Fülle 
der Themen und eines ambitionierten Zeitplanes gut durch das Projekt begleitet haben.  


 
Holger Matthäus  
Senator für Bau und Umwelt 
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1. Mobilitätsmanagement in Rostock und der Region 


1.1 Lokale Rahmenbedingungen 


Mit rund 204.000 Einwohnern ist die Hansestadt Rostock das bevölkerungsreichste Ober-
zentrum in Mecklenburg-Vorpommern. Aufgrund der küstennahen, zentralen Lage zwischen 
den umliegenden Metropolregionen Hamburg, Berlin, Stettin, Kopenhagen und den anderen 
Oberzentren des Landes kommt Rostock dabei auch als Wirtschafts- und Arbeitsmarktzent-
rum die größte Bedeutung zu.  


Bei annähernd 2 Millionen Übernachtungen pro Jahr besitzt Rostock zudem das größte tou-
ristische Potenzial in Mecklenburg-Vorpommern. Das Ostseebad Warnemünde zählt zu den 
bedeutendsten Kreuzfahrthäfen in der südlichen Ostsee und ist gemessen an den Passa-
gierbewegungen sogar der größte deutsche Kreuzfahrthafen. Ergänzend besteht ein Angebot 
regelmäßiger Passagierfähren nach Dänemark, Schweden und Finnland. Darüber hinaus 
dient Rostock auch als Brückenkopf zu weiteren touristischen Zielen außerhalb der Hanse-
stadt und des Landkreises Rostock, wie z.B. nach Ribnitz-Damgarten, Fischland-Darß-Zingst, 
Rügen oder zur Mecklenburger Seenplatte. 


Die Bedeutung der Hansestadt Rostock als 
räumlich hochvernetzter Wirtschaftsstand-
ort spiegelt sich entsprechend in den Pend-
lerdaten wider. So bestehen intensive 
Pendlerbeziehungen auf den Relationen in 
die angrenzenden Ämter und Gemeinden 
des rund 212.000 Einwohner starken Land-
kreises Rostock.  


Diesen Standortvorteil gilt es weiter auszubauen, indem zusätzliche Wertschöpfungspoten-
ziale, insbesondere auch im Tourismus, erschlossen werden. Dabei zeichnen sich schon 
heute erhebliche Zielkonflikte zwischen den städtischen und regionalen Mobilitätsanforderun-
gen und den vielfältigen Tourismusinteressen in den Bereichen Erholung, Gesundheit und 
Naturerleben ab. Hohe Anteile im motorisierten Individualverkehr beim Wirtschafts-, Berufs-, 
Einkaufs- und Freizeitverkehr gefährden den bisher guten Anteil im Umweltverbund. Im so-
genannten modal split erreichen der Rad-, Fuß- und öffentliche Verkehr zusammen 64%. 
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1.2 Anlass und Ziel der Untersuchung 


Bleibt es langfristig bei einer autodominierten Verkehrsentwicklung, sind damit verstärkt ne-
gative Einflüsse auf das Klima und die Gesundheit der Menschen verbunden. Daher besteht 
das erklärte Ziel der Hansestadt Rostock darin, mit einer Neuausrichtung der Verkehrsange-
botsformen die Bewohner zu einer flexiblen Verkehrsmittelwahl anzuregen. Zukünftig soll 
dies zu einem ausgewogeneren Verkehrsmittelmix im Stadt- und Regionalverkehr führen. 


Vor diesem Hintergrund wurde das im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative geförder-
te Klimaschutzteilkonzept ‚Mobilitätsmanagementkonzept für die Hansestadt und Region 
Rostock‘ ins Leben gerufen. Es hat die Aufgabe, mit verschiedenen Bausteinen in den Berei-
chen des kommunalen und betrieblichen Mobilitätsmanagements wesentliche Voraussetzun-
gen für ein nachhaltigeres Verkehrsgeschehen in der Region Rostock zu schaffen. Hand-
lungsschwerpunkte liegen vor allem in den Bereichen Information, Kommunikation, 
Koordination, Organisation und Elektromobilität. 


Abbildung 1: Bausteine des kommunalen und betrieblichen Mobilitätsmanagements 


 


Das nachfolgend näher beschriebene Rahmenkonzept zum Mobilitätsmanagement bildet die 
verbindende Klammer für alle Mobilitätsmanagementaktivitäten, die sich so jederzeit schlüs-
sig an einer kommunalen Gesamtstrategie ausrichten können.  
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2. Rahmenkonzept Mobilitätsmanagement 


2.1 Gesellschaftliche Entwicklungen und Herausforderungen 


 


 


 


 


Die Nachfrage nach Mobilitätsangeboten ist direkt abhängig von der Anzahl, Struktur und 
Verteilung der Bevölkerung. Während die Hansestadt Rostock und die angrenzenden Ge-
meinden seit geraumer Zeit Bevölkerungsgewinne verzeichnen, weisen die weiter entfernt 
liegenden Räume vorwiegend Bevölkerungsverluste auf. Dies stellt den ÖPNV vor neue He-
rausforderungen. Einerseits gilt es, sich den hieraus resultierenden Nachfrageveränderungen 
anzupassen. Anderseits besteht die Chance, den Abwanderungstrends im Umland durch ei-
ne gute Anbindung an ein flexibles Mobilitätssystem entgegenzuwirken. 


Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass sich auch die Zusammensetzung der Bevölkerung 
spürbar verändern wird. So führt die steigende Lebenserwartung bei gleichzeitig sinkender 
Geburtenrate zu einem kontinuierlich höheren Anteil älterer Menschen. Zudem sind ältere 
Menschen bis ins hohe Alter mobil und häufiger unterwegs als in den Generationen zuvor. Mit 
der zunehmenden Zahl mobiler, älterer Menschen wächst daher auch der Bedarf an barriere-
frei zugänglichen ÖPNV-Angeboten.  


 
 
 
 
 
 
 
 
 


Ein weiterer Trend ist die stärkere Berücksichtigung ökologischer Aspekte. Zentrale He-
rausforderungen wie der Klimawandel, die Verknappung von Ressourcen oder die wachsen-
de Zahl an Gesundheitsproblemen durch Verkehrsemissionen haben im Mobilitätssektor zu 
einem dringenden Handlungsbedarf geführt. Aktuell ist der PKW der größte CO2-Emittent im 
Verkehrssektor. Hier kann der ÖPNV eine nachhaltige Alternative darstellen, insbesondere 
wenn innovative Antriebsenergien wie Elektrizität, Erdgas oder Wasserstoff zum Einsatz 
kommen. Nutzer werden sich jedoch erst dann umorientieren, wenn alternative Mobilitätsan-
gebote einen für sie erkennbaren Mehrwert bieten.  


Neben der Flexibilisierung und Pluralisierung von Lebens- und Arbeitsstilen haben sich 
auch die Mobilitätsbedürfnisse und Ansprüche aller Verkehrsteilnehmer weiter ausdifferen-
ziert. Insbesondere der Anteil des Freizeitverkehrs, der im Wesentlichen individuellen Cha-
rakter hat, ist gestiegen und macht etwa die Hälfte aller zurückgelegten Wege aus. Neue, 
differenzierte und flexible Mobilitätskonzepte sind gefragt, die den Menschen ausreichende 
Nutzungsanreize bieten und zugleich finanzierbar bleiben. 


„Für die Umsetzung des Mobilitätsmanagementkonzeptes müssen wir zukünftig nachhalti-
ge personelle und finanzielle Rahmenbedingungen schaffen und nicht zuletzt die Bürgerin-
nen und Bürger, Pendler, Unternehmen, Verwaltungen und alle anderen Mobilitätsnutzer 
sowie die Mobilitätsanbieter mitnehmen.“ 


Steffen Nozon, Mobilitätskoordinator der Hansestadt Rostock 
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Veränderte Ansprüche und Verhaltensweisen im Hinblick auf Mobilität äußern sich auch in 
einer pragmatischeren und flexibleren Verkehrsmittelwahl der Nutzer. Dabei werden zu-
nehmend verschiedene Verkehrsmittel miteinander kombiniert oder alternativ eingesetzt. In 
diesem Zuge ist eine generelle Stärkung des Umweltverbundes (ÖPNV, Rad, zu Fuß gehen) 
sowie auch ein gleichzeitig wachsender Anteil flexibler Sharing-Angebote (Bike-/Car-Sharing 
und Mitfahrgelegenheiten) zu beobachten. Inzwischen sind rund 50% der Bevölkerung multi-
modal unterwegs, nutzen also regelmäßig mehr als ein Verkehrsmittel pro Tag. 


Viel diskutiert wird auch der Trend „Nutzen statt Besitzen“. In der Tat ist der Neuwagen-
kauf und Autobesitz, insbesondere bei jungen Erwachsenen im Alter von 18 bis 29 Jahren, in 
den letzten Jahren rückläufig. Neue Luxusgüter wie Smartphones oder stylische Fahrräder 
treten als neue Statussymbole an die Stelle des privaten Autos. Die Nutzerpotenziale für 
neue, innovative Mobilitätsangebote, die auf die unbeschränkte Verfügbarkeit statt auf den 
Besitz setzen, erscheinen vor diesem Hintergrund beachtlich und bei weitem nicht ausge-
schöpft.  


Wer allerdings mehr als ein Verkehrsmittel nutzt, ist auf vielfältige Informationen in Bezug auf 
die räumliche und zeitliche Verfügbarkeit sowie die aktuellen Nutzungs- und Abrechnungsbe-
dingungen angewiesen. Vor diesem Hintergrund sind in den letzten Jahren eine Reihe neuer 
technischer Lösungen im Bereich Mobilität entstanden. Insbesondere die weite Verbreitung 
von Smartphones und anderen mobilen, internetfähigen Endgeräten hat neue Formen der 
Mobilitätsausübung möglich gemacht. So sind beispielsweise neue Varianten des Car- und 
Bike-Sharing (Free Floating), alternative Vertriebsplattformen und Ticketing-Systeme (eTi-
cket, Handyticket) sowie integrierte Mobilitätsplattformen, die die Nutzung, Buchung und ggf. 
Abrechnung der unterschiedlichen Angebote für den Kunden zusammenführen, entstanden. 
Dies bietet Chancen, die oben beschriebenen, individuellen Mobilitätsbedürfnisse abzude-
cken.  


Auch im Automobilsektor hat der PKW inzwischen einen Bedeutungswandel erfahren und 
steht heute nicht mehr (nur) für ein zu erwerbendes Luxusgut, sondern wird als „verkaufte 
Mobilität“ angesehen. Neue Angebote wie die zeitweilige Fahrzeugnutzung (Sharing-
Konzepte, u.a. angereichert mit innovativen Elementen wie der Elektromobilität), Fahrten 
im Fernbus (z.B. Flixbus) oder mit dem Taxi (z.B. myTaxi) werden den Mobilitätsmarkt zu-
künftig spürbar verändern. 
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2.2 Best Practice im Mobilitätsmanagement 


Die von den zukünftigen Nutzern erwartete Optimierung der Schnittstellen zwischen den Ver-
kehrsmitteln kann auf drei verschiedenen Ebenen erfolgen, und zwar auf der: 


• baulich-architektonischen Ebene (z.B. Errichtung moderner Mobilstationen); 


• organisatorischen Ebene (z.B. integrierte Prozessgestaltung, Personalgestellung); 


• informellen Ebene (z.B. engere Kooperation im Hinblick auf die Aufgabenerfüllung). 


Eine Betrachtung verschiedener Best-Practice-Beispiele in Deutschland verdeutlicht, wie 
wichtig es ist, langfristig und verlässlich für eine inhaltliche sowie strategische Basis zu sor-
gen. Dabei ist es unerlässlich, dass alle relevanten Mobilitätsakteure gemeinsam an vier 
grundlegenden Pfeilern arbeiten, um ein innovatives und effizientes Mobilitätskonzept im-
plementieren zu können. 


Abbildung 2: Die vier Pfeiler eines erfolgreichen Mobilitätskonzeptes 


 


1. Schaffung einer gemeinsamen Plattform, um die Ziele zu vereinheitlichen und 
gemeinsame Initiativen für das Mobilitätssystem zu entwickeln. 


2. Erarbeitung und Umsetzung einer gemeinsamen Vision und Strategie, aus der das Aus-
sehen des künftigen Mobilitätssystems klar hervorgeht. 


3. Strenge Ausrichtung an den identifizierten Nutzerbedürfnissen und ihren Verhaltens-
mustern, um ein funktionierendes multi- und intermodales Angebot zu schaffen. 


4. Sicherstellung von Marktmechanismen, die einen fairen Wettbewerb zwischen den 
verschiedenen Verkehrsträgern und Geschäftsmodellen gewährleisten sowie auch einen 
Einstieg neuer Akteure ermöglichen.  


Die strategische Ausrichtung des künftigen Mobilitätskonzeptes sollte eine grundlegende Ver-
netzung unterschiedlicher Mobilitätsformen vorsehen, bei der ein modernes und nachhaltiges 
Verkehrsangebot entsteht. Bezahlbare und umweltfreundliche Mobilität gilt als verbraucher-
freundlich und erhöht auch die Akzeptanz in der Bevölkerung. 
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2.3 Status Quo im Mobilitätsmanagement der Region Rostock 


Im September 2015 erfolgte im Rahmen eines Workshops mit allen relevanten Akteuren der 
Region eine aktuelle Bestandsaufnahme im Hinblick auf die erkennbaren Stärken und Ver-
besserungspotenziale im Mobilitätsmanagement für die Region Rostock. 


Als Stärken identifizierten die Teilnehmer insbesondere die folgenden Aspekte: 


• Verfügbarkeit einer guten Datengrundlage zu Mobilität und Verkehr 
• wachsendes Angebot an Verkehrsmittel-übergreifenden Informationen (DFI) 
• gute Zusammenarbeit der Akteure im ÖPNV/ SPNV 
• gute, konstruktive Zusammenarbeit der Akteure in der Kommune 
• Engagement der Akteure – Vernetzung zw. Stadt, Landkreis, Verkehrsunternehmen 
• gut ausgebautes ÖPNV/SPNV-System (moderne Infrastruktur, Barrierefreiheit) 
• weitgehend nutzergerechte Tarifangebote 
• Kreativität im Einsatz knapper Ressourcen für die Weiterentwicklung des ÖPNV 
• nutzergerechte Fahrplanauskunft im Verkehrsverbund Warnow 
• gute Verknüpfung S-Bahn/ Straßenbahn/ Bus/ Fahrrad/ Park&Ride 
• gute Angebote für die Fahrradmitnahme im ÖPNV/ SPNV 
• gutes Radverkehrsklima 
• Berufung eines saisonalen Radwegewarts 
• Erhaltung einer die Nahmobilität fördernden Stadtstruktur 


 


Verbesserungspotenziale sahen die Teilnehmer in folgenden Aspekten: 


• Interessenkonflikte besser ausbalancieren 
(wirtschaftliche Interessen aktuell noch zu sehr im Vordergrund) 


• klare Artikulation des politischen Willens 
(u.a. durch Bereitstellung der benötigten finanziellen Mittel) 


• Etablierung einer strategischen Gesamtplanung (Bündelung der vielen Einzelaktionen) 
• Optimierung der Abstimmungsprozesse zwischen Stadt und Landkreis 
• Bereitstellung ausreichender Personalressourcen für die Umsetzung vorliegender 


Konzepte 
• Sicherstellung der Finanzierung für relevante Verkehrsprojekte 
• Optimierung der ÖPNV-Anschlusssicherung 
• Verbesserung der Datenkompatibilität zwischen den Verkehrsunternehmen 
• Reduzierung von Parallelverkehren im ÖPNV-Liniennetz 
• Einführung der ÖPNV-Bevorrechtigung für den Regionalverkehr 
• Entschärfung der Konkurrenzsituation zw. Verkehrsunternehmen und Aufgabenträgern 


Zusammenfassend ist festzuhalten, dass Rostock und die Region über ein qualitativ gutes 
und hierarchisch sinnvoll aufeinander abgestimmtes ÖPNV-Angebot verfügt. Dabei spielt die 
positive, engagierte Zusammenarbeit der ÖPNV-Akteure in der Region eine herausragende 
Rolle. Ein wesentlicher Faktor ist auch die in den letzten Jahren gestiegene Bedeutung des 
Radverkehrs. Schwierigkeiten zeichnen sich hingegen bei der konsequenten Umsetzung der 
erarbeiteten Konzepte ab. Zum einen liegt dies an Interessenkonflikten zwischen den ver-
schiedenen Akteuren und zum anderen an fehlenden Finanzmitteln und fehlendem Personal.  
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2.4 Zukünftige Handlungsfelder im Mobilitätsmanagement der Region Rostock 


Im Rahmen einer der Bestandsaufnahme folgenden Chancen-Risiken-Analyse wurden zahl-
reiche Ansatzpunkte für das Mobilitätsmanagement herausgearbeitet, jedoch auch Hemm-
nisse benannt. Aus diesen Hinweisen sowie weiteren Eingaben der Akteure im Projektverlauf 
konnten schließlich Handlungsstrategien zum weiteren Vorgehen im kommunalen und regio-
nalen Mobilitätsmanagement abgeleitet werden. 


Tabelle 1: Aktionsplan für die Beiträge der Verkehrsunternehmen und des Verbundes 
zum Mobilitätsmanagement  


Maßnahmen Bewertung    


gering mittel hoch 


Stärkung der regionalen Marke im Mobilitätsmarkt 
• Stärkung des Verkehrsverbundes Warnow 
• Strategische Positionierung als regionale 


Informationsdrehscheibe der Mobilität 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
 


x 
 
x 


 
x 
 
x 


Etablierung von ‚Smart Business Networks‘ 
Unternehmensübergreifende Bündelung der lokalen und 
regionalen Kompetenzen und Ressourcen 
• Ergänzung der klassischen Verkehrssysteme um innova-


tive, flexible Mobilitätsangebote (z.B. Car-Sharing, Bike- 
Sharing, private Mitnahmeverkehre, Bürgerbus) 


• weiterer Ausbau des flächendeckenden (elektrischen) 
Leihradsystems (elros) 


• Einrichtung einer Buslinie im Fischereihafen unter Be-
rücksichtigung einer finanziellen Beteiligung von Unter-
nehmen, Stadt und Verkehrsunternehmen etc. 


• Entwicklung neuer, innovativer Geschäftsmodelle 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 x 
 
 


 
x 
x 
x 


Optimierung der Vertriebsstrukturen 
• Zielgruppen und Marktsegmente im Mobilitätsmarkt neu 


definieren 
• Ausweitung der Informationsangebote (z.B. Mobilitäts-


plattform, Haltestellen-/Ankunftszeiteninformationen) 
• Einführung einer Mobilitätskarte 
• Entwicklung eines Starterkonzeptes für eine 


Mobilitätszentrale 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 x 
 
x 
 


 
x 
 
x 


Intensivierung der Marktforschung 
zur Herstellung von Klarheit über Nachfrage- und Erlös-
potenziale 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 x 
x 
x 
x 


 
 


Personalentwicklung 
in den neuen Kompetenzbereichen 
 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


x 
 
x 


 
  


x 
 
x 


Forcierung von make-or-buy-Entscheidungen 
Positionierung der Akteure im Hinblick auf die angestrebte 
Rolle im Mobilitätsmarkt der Zukunft 
• Verkehrsunternehmen z.B. als Mobilitätsintegrator oder 


integrierter Anbieter für Elektromobilität 
• Verbünde z.B. als Clearingstelle, Spezialdienstleister 


oder regionaler Mobilitätskoordinator 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 x 
 
x 


 
x 
 
x 
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Tabelle 2: Aktionsplan im Mobilitätsmanagement der Hansestadt und Region Rostock 


Maßnahmen Bewertung    


gering mittel hoch 


Etablierung von  Dialog-Plattformen 
• einer interdisziplinären Plattform für die Vernetzung 


von Industrie, Wirtschaft, Wissenschaft, Politik, Ver-
waltung 


• einer (inter-)kommunalen Plattform für die Intensivie-
rung der kommunalen/regionalen Zusammenarbeit 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 x 
 
x 
 


 
x 
 
x 


Engere Verzahnung der Bereiche 
‚Mobilität‘ und ‚Tourismus‘  


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
 
 
 


x 
x 
 
x 


 
 
 
x 
 


Prüfung der kommunalrechtlichen Instrumente zur 
Förderung der eMobilität 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
x 
 
x 


 
x 
 
x 


Stärkung der Siedlungsentwicklung an räumlichen 
Achsen und in zentralen Orten – Erleichterung der 
Erschließung mit Verkehrsmitteln des Umweltverbundes 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


  
x 
x 
x 
x 


Erschließung von Nutzerpotenzialen im Radverkehr 
durch einen verstärkten Ausbau und die bessere  
Pflege der Radverkehrsinfrastruktur 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
x 
 
x 


 
x 
 
x 


Weiterentwicklung des Verkehrssystemmanagements 
(in der Stadt und im Stadt-Umland-Bereich) 
 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


  
x 
x 
x 
x 


Stärkung von Mobilitätsmanagementansätzen in der 
öffentlichen Verwaltung 
• Bereitstellung ausreichender personeller und 


finanzieller Ressourcen 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


x 
 
 
 


 
 
x 


 
x 
 
x 


Festlegung MM-Eckpunkte in rechtsverbindlichen Plänen 
• Integrierter Einsatz von Push&Pull-Faktoren 
• Etablierung fairer Marktmechanismen 
• Berücksichtigung von Barrierefreiheit  


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


  
x 
x 
x 
x 


Identifizierung neuer, kreativer 
Finanzierungsmöglichkeiten 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
x 
 
x 
 


 
x 
 
x 


Integration der Wirtschaftsförderung in MM-Konzepte 
• Gestaltung attraktiver (multimodaler) Mobilitätspunkte 
• Entwicklung neuer Geschäftsmodelle 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


  
x 
x 
x 
x 


Erstellung von Personalentwicklungsplänen, um zukünf-
tig benötigte Kompetenzprofile frühzeitig zu entwickeln 
• Entwicklung neuer Verfahren für urbane Teilhabe 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
x 
 
x 
 


 
x 
 
x 


Koordination öffentlicher und privater Stakeholder 
auf der kommunalen/regionalen Ebene 
• z.B. gemeinsamer Aufbau von eMobil-Fahrzeug-


flotten 


Zeiteinsatz 
Priorität 
Aufwand 
Wirksamkeit 


 
x 
 
x 
 


 
x 
 
x 
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3. Multimodales Verhaltenspotenzial in Rostock und der Region 


Aktuell nutzen die Einwohner in der Hansestadt Rostock und im Landkreis Rostock die zur 
Verfügung stehenden Verkehrsmittel im Wochenrhythmus wie folgt: 


Tabelle 3: Verkehrsmittelnutzung im Wochenrhythmus in der Region Rostock 


Hansestadt Rostock Landkreis Rostock (Korridorgemeinden) 


monomodale MIV-Nutzung (100%): 37,7 % monomodale MIV-Nutzung (100%): 50,4 % 


MIV-ÖV-Nutzung:   14,1 % überwiegende MIV-Nutzung (>75%): 17,6 % 


MIV-Rad-Nutzung:   13,4 % MIV-Rad-Nutzung:   10,7 % 


überwiegende MIV-Nutzung (>75%): 13,2 % MIV-ÖV-Rad-Nutzung:  8,0 % 


monomodale ÖV-Nutzer:  8,9 % MIV-ÖV-Nutzung:   7,8 % 


MIV-ÖV-Rad-Nutzung:  6,9 % monomodale Rad-Nutzer:  1,8 % 


monomodale Rad-Nutzer:  2,4 % monomodale Fußgänger / Immobile: 1,5 % 


ÖV-Rad-Nutzung:   1,8 % monomodale ÖV-Nutzer:  1,3 % 


monomodale Fußgänger / Immobile: 1,6 % ÖV-Rad-Nutzung:   0,9 % 


(Quelle: TK 1 – Konzept für eine Mobilitätszentrale und ein Mobilitätsportal für die Region Rostock) 


Geht es nun darum, das Nachfragepotenzial für Leistungen einer zu entwickelnden Mobili-
tätszentrale zu bestimmen, ist es sinnvoll, sich vor allem auf die Nutzergruppen im Bereich 
Mobilität zu konzentrieren, die bisher noch kein ausreichend nachhaltiges Verkehrsmittel-
wahlverhalten erkennen lassen. Während Multimobile (nutzen regelmäßig mehr als ein Ver-
kehrsmittel pro Tag) und ausschließliche Nutzer des Umweltverbundes offensichtlich mit dem 
vorhandenen Angebot gut zurechtkommen und das angestrebte nachhaltige Mobilitätsverhal-
ten bereits praktizieren, sind es gerade die monomodalen Autofahrer, die ein mehr 
oder weniger großes multimodales Verhaltenspotenzial versprechen. Bei einer genaueren 
Analyse dieser Gruppe ergibt sich das nachfolgend dargestellte multimodale Verhaltens-
potenzial im Untersuchungsraum: 


Tabelle 4: Multimodales Verhaltenspotenzial in der Region Rostock 


Hansestadt Rostock Landkreis Rostock (Korridorgemeinden) 


zukünftig häufigere ÖV-Nutzung: 
• 9,3 % der Einwohner 


zukünftig häufigere ÖV-Nutzung: 
• 3,1 % bis 6,3 % der Einwohner 


(je nach Qualität der Zielanbindung) 


zukünftig häufigere Rad-Nutzung: 
• 10,7 % der Einwohner 


zukünftig häufigere Rad-Nutzung: 
• 2,9 % bis 6,1 %  der Einwohner 


(je nach Qualität der Zielanbindung) 


(Quelle: TK 1 – Konzept für eine Mobilitätszentrale und ein Mobilitätsportal für die Region Rostock) 


Während in der Hansestadt Rostock voraussichtlich 20% der Einwohner für eine häufigere 
ÖV- bzw. Rad-Nutzung gewonnenen werden können, sind es in den Korridorgemeinden des 
Landkreises Rostock (siehe TK 3: Gemeinden in zwei definierten Korridoren im Umland von 
Rostock) immerhin noch gut 12% der Einwohner. Voraussetzung hierfür ist jedoch eine kon-
sequent nutzerorientierte Ausrichtung des regionalen Mobilitätsangebotes. 
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4. Teilkonzept 1 Mobilitätszentrale / Mobilitätsportal 


4.1 Gestaltungsanforderungen an attraktive Mobilitätsservices in der Region Rostock 


 


 


 


 


 Für die Realisierung eines nutzergerechten Mobilitätsangebotes bedarf es vielfältiger multi-
modaler Angebotsformen, die alle zentralen Kundenanforderungen erfüllen und es dadurch 
weiten Nutzerkreisen überhaupt erst ermöglichen, sich mit einem vertretbaren Aufwand 
multimodal zu verhalten.  


Tabelle 5: Kundenanforderungen im Hinblick auf die Mobilitätsangebotsformen 


Klassische 
Mobilitätselemente 


Zentrale Kundenanforderungen 
(Voraussetzung für multimodales Verhalten) 


Neue, ergänzende 
Angebotsformen 


PKW-Nutzung • Car-Sharing (one-way): inkl. Verleih von 
Kindersitzen, Angebot alternativer Fahrzeug-
konzepte 


• Mietwagen 
• Mitfahrgelegenheit 
• privates Auto-Teilen bzw. private PKW-Ausleihe 
• Taxi-Dienste 
• (Lieferdienste – kein Sharing-Angebot i.e.S.) 


Sharing-Angebote 


Rad-Nutzung • Fahrradverleih: inkl. Lastenfahrräder, Pedelecs, 
Fahrradanhänger für die Beförderung von Kin-
dern 


• Radabstellanlagen/Diebstahlschutz 
(mit oder ohne Werkstattservice) 


Fahrrad- 


Verleihsysteme 


ÖV-Nutzung • hochfrequentes, flächendeckendes, verläss-
liches, pünktliches Leistungsangebot im ÖPNV 


• familienfreundliche Gestaltung von Bahnhöfen, 
Zügen und Bussen 


• Bike&Ride sowie verlässliche Fahrradmitnahme 
in öffentlichen Verkehrsmitteln 


• Park&Ride: u.a. auch Fahrgemeinschaftspark-
plätze an Autobahnauffahrten 


• Zubringer-Lösungen im Hinblick auf die Weiter-
fahrt vom Bahnhof in das Stadtgebiet 


Mobilstationen 


Angebotsvernetzung • mehr Personalpräsenz (Beratung, Sicherheit) 
• Vollkostenvergleiche für Mobilitätsalternativen 
• Mobilitätsbildung 
• Echtzeit-Verkehrsinformationen (intermodal), 


dynamisches Routing 
• Mobilität am Zielort der Aktivität 


(z.B. im Tourismus) 


Mobilitätsservices 


 


„Neue Mobilitätsangebote erfordern eine umfangreiche Beratung. Um auf die zukünftigen 
Entwicklungen im Mobilitätsmarkt reagieren zu können, wurden in der Arbeitsgruppe die Mög-
lichkeiten einer besseren Vernetzung der Beratungsangebote im Rahmen einer Mobilitätszentra-
le intensiv diskutiert.“ 


Christian Geschonneck, Rostocker Straßenbahn AG, Mitarbeiter Mobilitätsmanagement 
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4.2 Stufenkonzept für den Aufbau der Mobilitätsservices in der Region Rostock 


Aus Sicht der Akteure im VVW ist ein schrittweises Vorgehen mit klarer Vision wünschens-
wert. Daher empfehlen sich zunächst organisatorische Maßnahmen für die Implementierung 
neuer Mobilitätsservices. Zu einem späteren Zeitpunkt können umfassendere Gestaltungsop-
tionen folgen. In einem konkreten, mehrstufigen Umsetzungskonzept ergäben sich vor die-
sem Hintergrund die folgenden Ausprägungen in der Region Rostock: 


Tabelle 6: Leistungsangebot nach Umsetzungsstufen im KMM-Modell der Region Rostock 


Mobilitätszentrale (MZ) Mobilitätsportal (MP) / 
Mobile Dienste 


Begleitaspekte 


Startphase (2016 / 2017) 


• Kooperationen pflegen/aufbauen 
- ÖPV, SPNV, Fernbusse 
- flexible Bedarfsverkehre 
- Fahrgastschifffahrt Warnow 
- Fahrradverleihsysteme 
- Car-Sharing 
- private Mitnahmeverkehre 
- Mietwagen, Taxi-Dienste 
- Gepäck-/Zustellservices 
- Parkauskünfte MIV (u.a. P&R) 


• Beratungsleistungen entwickeln 
(Feinkonzepte)  
- Nutzerregistrierung und Buchung 


von flexiblen Mobilitätslösungen 
- Annahme & Bearbeitung von 


Bedarfsfahrten aller Art 
- spezielle Angebote zur barriere-


freien Mobilität 
- Verkehrsabwicklung bei Groß-


veranstaltungen 
- Ad-hoc-Hilfestellung in Störungs-


situationen 
- spezielle Angebote im Kombinier-


ten Verkehr 
- Erreichbarkeit von Freizeitzielen 


und Sehenswürdigkeiten 


• spezielle Zusatznutzen entwickeln: 
- Tool „Mobilitätsanalyse / Kosten-


vergleiche“ 
- Starter-Paket Neubürger 
- MobilPaket Familiengründung 
- Seniorentrainings 
- Tool „Ökologischer Fußabdruck“ 
- Bildungsangebote zur Mobilitäts-


sozialisation 
- Erstellung von Mobilitätsplänen 


für Unternehmen 
- spezielle Angebote für Mobilitäts-


eingeschränkte 


• Personalentwicklung 


• Errichtung einer Mobilitätszentrale 
(ggf. RSAG) und Aufstellung eines 
Kompetenzteams 


• Neuordnung der Mobilitätsbera-
tungsangebote an den Bahnhöfen 
in Rostock und Güstrow 


 


• Online-Präsenz (Datendrehschei-
be) um einfach zu integrierende 
Beratungsbausteine (siehe links) 
erweitern 


• Verlinkung der Websites 
aller Kooperationspartner 
der MZ unter dem Dach 
einer Internetplattform 
(z.B. ‚www.rostock-mobil.de‘) 


• Organisation des Aufbaus und 
der permanenten Pflege aller 
Zusatzinformationen 


• Implementierung des Lenkungs-
ausschusses als strategisches 
Steuerungselement im KMM HRO 


• Stärkung der Dachmarke VVW im 
Rahmen einer hierarchischen 
Markenarchitektur (Festlegung 
von verbindlichen Gestaltungs-
richtlinien) 


• Ausbau der physischen Mobili-
tätsangebote (Radverkehrsanla-
gen, Mobilstationen) langfristig 
begleitend 


• Einbindung von Multiplikatoren 
- Tourismuszentrale 
- Tourismuseinrichtungen 
- Bildungsträger 
- Seniorenresidenzen 
- Unternehmen 
- Immobilienwirtschaft 
- Wohnungswirtschaft 
- Freizeiteinrichtungen 
- Interessenverbände 
- Verbraucherzentrale 
- Krankenkassen 
- etc. 


• Bekanntmachung des neuen 
Mobilitätsangebotes 
(Vermarktung) 


• Etablierung einer dauerhaft be-
gleitenden Öffentlichkeitsarbeit 


• Öffnung der RostockCard für 
spezielle Mobilitätsangebote 
(zunächst als flexibel aufladbare 
Kundenkarte mit definierten Ver-
günstigungen) 
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Mobilitätszentrale (MZ) Mobilitätsportal (MP) / 
Mobile Dienste 


Begleitaspekte 


Erste Ausbaustufe (bis 2020) 


• Ausbau MZ-Kooperationen 


• Erweiterung Beratungsangebote 
(Parkhausbelegungen, Flugverkehr, 
Linienschiffsverkehr) 


• Vorbereitung der Leistungsüberfüh-
rung unter das Dach eines neutralen 
Anbieters für die Region 


• räumliche Integration der Beratungs-
flächen aller Anbieter am Haupt-
bahnhof (RSAG, rebus, DB AG) 


• Online-Präsenz um weitere 
Beratungsbausteine ergänzen 


• Einführung des ‚mobile 
ticketing‘ im VVW 


• Erweiterung der RostockCard 
zur umfassenderen Mobil-Card 
(Leistungsbündelung) 


• Verfolgung einer reinen Dach-
markenstrategie im VVW 


• Fortführung der begleitenden 
Öffentlichkeitsarbeit 


 


Zweite Ausbaustufe (bis 2023) 


• neutraler Betreiber der MZ 


• Schlichtungsstelle (Kundenanwalt) 


• differenzierte Beratungsangebote für 
alle Zielgruppen 


• stärker anbieterübergreifend 
vernetzte Leistungsangebote 


• Erweiterung der Funktionalitäten der RostockCard 
(integrierte Leistungsverrechnung) oder 


• Ausbau des ‚mobile ticketing‘ als integrierte Lösung aller Verkehrs-
anbieter (inkl. Apps/QR-Codes der Kooperationspartner) 


Dritte Ausbaustufe (bis 2025) 


• kundenindividuelle Leistungsange-
bote („one-to-one-marketing“) 


• alle Mobilitätsservices aus einer 
Hand mit integrierter Bezahlfunktion 
(„one-stop-shopping“) 


• Ausbau der technischen 
Integration (vertikale und 
horizontale Diensteintegration) 


• Ausbau der „on-trip“- Kundenbe-
ratung (Navigation über die letzte 
Meile, dynamisches Routing im 
Störungsfall, „location-based 
Services“) 


• Fortführung der begleitenden 
Öffentlichkeitsarbeit 


• Einführung eines professionellen 
Kundenbeziehungsmanagement-
systems 


4.3 Organisationsmodell für die Mobilitätsberatung in der Region Rostock 


Ein stabiles Trägernetzwerk ist einer der Grundpfeiler eines funktionierenden Mobilitätsma-
nagements. Die Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure soll daher unter der Regie ei-
nes gemeinsamen Lenkungsausschusses organisiert werden. Dessen Funktion besteht im 
Wesentlichen darin, einen engeren, auf die Bedürfnisse des Mobilitätsmanagements fokus-
sierten Dialog zwischen den in der Hansestadt Rostock und im Landkreis Rostock auf den 
verschiedenen Gestaltungsebenen verantwortlich tätigen Akteuren zu ermöglichen. Auf diese 
Weise können Interessenausgleiche schneller herbeigeführt und strategische Entwicklungen 
mit einheitlichen Vorgaben für die konkrete Maßnahmengestaltung konzentriert angebahnt 
werden. 


Als Grundstruktur für ein zusammenhängendes Netz aus Beratungseinrichtungen in der Re-
gion Rostock bietet sich ein dezentrales Servicekonzept mit abgestuften Beratungsleistungen 
an. Die umfangreichsten Leistungen im direkten Kundenkontakt würden dabei in einer Mobi-
litätszentrale angeboten, während die angeschlossenen Kundencenter weitgehend ihr heu-
tiges Leistungsspektrum aufrechterhielten.  
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Im Zuge eines Anschlusses aller Service-
stellen an eine Online-Mobilitätsplatt-
form, die von einem externen IT-Dienst-
leister im Auftrag des VVW betrieben wür-
de, könnten die Beratungsangebote auch 
Endkunden digital zur Verfügung gestellt 
werden.  


Um jedoch nicht nur den Status Quo der 
Einführungsangebote in der Mobilitätsbera-


tung über die Zeit zu optimieren, sondern mittelfristig auch die Entwicklung weiterer Ausbau-
stufen anzustoßen, empfiehlt sich, das operative Kundengeschäft der Mobilitätszentrale 
durch den Aufbau eines ergänzenden Kompetenzteams zu flankieren. 


Das operative Kundengeschäft würde demnach alle oben beschriebenen Leistungen der In-
formation, Beratung, Reservierung und des Verkaufs beinhalten. Im Verantwortungsbereich 
des Kompetenzteams läge es darüber hinaus, sich um die Weiterentwicklung der Mobilitäts-
services und die Öffentlichkeitsarbeit zu kümmern. 


Abbildung 3: Organisationsmodell für die Mobilitätsberatung 


 


Die Ergänzung des ÖV-Angebotes durch neue, flexible Mobilitätslösungen erfolgt zusammen 
mit spezialisierten externen Kooperationspartnern, z.B. in den Bereichen Car-/Bike-
Sharing, private Mitnahmeverkehre (z.B. flinc), Mietwagen- und Taxi-Dienste sowie Gepäck- 
und Zustellservices. Weiterhin zu nennen sind an dieser Stelle Multiplikatoren (z.B. die Tou-
rismuszentrale, Bildungseinrichtungen, Interessenverbände etc.), die es den Mobilitätsanbie-
tern erheblich erleichtern können, den Kontakt zu potenziellen Zielgruppen herzustellen.
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Die Koordination aller genannten Akteure im kommunalen Mobilitätsmanagement obliegt 
dem Mobilitätskoordinator der Hansestadt Rostock, der in dieser Funktion auch für eine ef-
fektive Know-how-Bündelung sowie fachlich-strategische Beratung und Unterstützung aller 
Beteiligten verantwortlich ist. 


4.4 Vertriebsstruktur für die Mobilitätsangebotsformen in der Region Rostock 


Die Vertriebsstruktur stellt eine Kombination aus Präsenz- und Onlineangeboten dar. We-
sentliche Bestandteile der künftigen Struktur wären: 


• ein dezentrales Standortkonzept mit einer Mobilitätszentrale in Rostock und neun 
angeschlossenen Kundencentern der lokal und regional tätigen Verkehrsunternehmen; 


• eine Online-Mobilitätsplattform, die sämtliche Informations- und Beratungsprodukte 
umfasst; 


• Mobile Dienste: mobile ticketing (VVW), App’s/QR-Codes der angeschlossenen 
Kooperationspartner (Anbieter der flexiblen Mobilitätslösungen); 


Die folgende Abbildung zeigt die räumliche Struktur der von den verschiedenen beteiligten 
Akteuren betriebenen Beratungseinrichtungen in der Region Rostock. 


Abbildung 4: Räumliche Struktur der Beratungseinrichtungen in der Region Rostock 
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5. Teilkonzept 2 
Leitfaden „Integration des Mobilitätsmanagements in die Stadtplanung“ 


  


 


 


 


 


5.1 Aufgabe und Zielstellung des Teilkonzeptes 


Die Hansestadt Rostock hat sich in den letzten Jahren sehr dynamisch und positiv entwickelt. 
Die Aufwertung der Innenstadt, die Stärkung der maritimen Wirtschaftsstandorte, die Zunah-
me der touristischen Bedeutung und Nachfrage und die zunehmende Nachfrage als Wohn-
standort sind nur ausgewählte Aspekte dieser erfolgreichen Entwicklung. Auch das 
Verkehrssystem der Stadt konnte erfolgreich entwickelt werden und ist einerseits durch ein 
gut strukturiertes und leistungsfähiges Straßennetz und andererseits durch ein leistungsfähi-
ges ÖPNV-System sowie durch eine starke Affinität zum Radverkehr geprägt.  


Trotz der sehr guten infrastrukturellen Voraussetzungen im Straßennetz und des durchaus 
leistungsfähigen Umweltverbundes sind häufig kritische Verkehrszustände zu beobachten. In 
Spitzenzeiten erreicht der Innenstadtring immer wieder die Grenze seiner Leistungsfähigkeit, 
mit entsprechenden Folgen auf die Verkehrsabläufe, Umweltwirkungen, Aufenthaltsqualitäten 
etc. Ursachen hierfür sind netzseitig insbesondere die sehr starke Fokussierung innerstädti-
scher Verkehrsströme auf das Ringsystem (weniger der Durchgangsverkehr!) und der sehr 
hohe Quell- und Zielverkehr der Innenstadt. 


Vor dem Hintergrund nur begrenzter Möglichkeiten eines weiteren Infrastrukturausbaus stellt 
die nachhaltige Stärkung des Umweltverbundes einen wesentlichen wenn nicht gar essentiel-
len Beitrag zum Funktionieren des Gesamtverkehrssystems dar. Dazu gehören auch die Ak-
tivitäten des Mobilitätsmanagements. Wichtige Weichenstellungen für die zukünftige 
Verkehrsmittelwahl der Bewohner erfolgen bereits bei der Entwicklung von Standorten in der 
Phase der Bauleitplanung. Beschränkt sich „Mobilitätsmanagement“ nur auf die Beeinflus-
sung der Verkehrsmittelwahl unter weitgehend gegebenen Randbedingungen fertig ent-
wickelter Flächen, muss die Wirksamkeit folgerichtig stark beschränkt bleiben. Insbesondere 
in Zeiten intensiver Stadtentwicklung wird es daher immer wichtiger, Überlegungen zum Mo-
bilitätsmanagement bereits bei der Standortentwicklung einzubeziehen. Dazu soll der Leitfa-
den für die Integration des Mobilitätsmanagements in die Stadtplanung beitragen.  


5.2 Grundlagen 


Ziel des Mobilitätsmanagements ist es ganz allgemein, ohne grundsätzliche Änderung be-
stehender verkehrlicher Infrastrukturen (und Fahrtenangebote im ÖPNV) vor allem durch In-
formation, Aufklärung und Vernetzung die Verkehrsteilnehmer zu einer möglichst nachhalti-
gen Mobilitätsteilhabe anzuregen und dabei einen hohen Anteil der Verkehrsmittel des Um-
weltverbundes zu bewirken. Im Einzelfall fallen also Maßnahmen zur Förderung der 
Fahrradnutzung oder des Angebotes von Jobtickets im ÖPNV ebenso darunter wie die För-
derung von Fahrgemeinschaften mit PKW oder die Teilnahme am Car-Sharing. 


„Ein „Hand in Hand“ von Verkehrsplanung und Flächenentwicklung ist wichtig, da neue Flächen 
Verkehr implizieren. Der Leitfaden fördert die nötigen Abstimmungen. Es bleibt die Aufgabe der 
Einzelfallbetrachtung; Leitfaden und Checklisten bieten dabei eine wichtige Orientierung.“ 


Oliver Köppen, Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaft, Hansestadt Rostock 
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Das kommunale Mobilitätsmanagement besteht im Wesentlich aus folgenden vier Hand-
lungsfeldern/Säulen, die in der Stadtplanung Berücksichtigung finden: 


• Mobilitätsberatung,  


• betriebliches Mobilitätsmanagement,  


• zielgruppenorientiertes Mobilitätsmanagement und  


• standortbezogenes Mobilitätsmanagement.  


Integration des Mobilitätsmanagements in die Stadtplanung wird also vorrangig als Integrati-
on in die Planungsprozesse und als organisiertes Zusammenwirken der Akteure begriffen. 
Unbestritten ist, dass es dabei ein Kernteam geben muss, welches in Rostock in den derzei-
tigen Verwaltungsstrukturen vor allem aus dem Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und 
Wirtschaft sowie dem Amt für Verkehrsanlagen, ergänzt um die besondere Verwaltungsein-
heit des Mobilitätskoordinators, gesehen wird. Jedoch tragen zahlreiche andere Ämter mit ih-
ren Aufgaben und Einflüssen zu einem mehr oder weniger gelungenen Mobilitätsmanage-
ment bei. 


Im Projekt geht es darum, eine lückenlose Durchdringung stadtplanerischer Prozesse von 
der Flächenentwicklung in der Flächennutzungs- und Bauleitplanung bis hin zur Nutzungs-
phase mit den Überlegungen für ein erfolgreiches Mobilitätsmanagement zu ermöglichen. 
Der Leitfaden führt somit die qualifizierte verkehrsplanerische Standortbeurteilung mit Aspek-
ten des Mobilitätsmanagements zusammen, soweit sie in der Phase der Entwicklung von 
Flächen und einzelnen Bauvorhaben eine Relevanz besitzen. 


Abbildung 5: Maßgebliche Rostocker Akteure für die Integration des 
Mobilitätsmanagements in die Stadtplanung 
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5.3 Beschreibung des Leitfadens 


Der Leitfaden bezieht sich auf drei maßgebliche Betrachtungsebenen: 


• Flächennutzungsplanung/gesamtstädtische Konzepte: Hier geht es vor allem um die 
Bewertung der Lagegunst und der infrastrukturellen Voraussetzungen (z.B. ÖPNV- und 
Radverkehrsanbindung) als maßgeblicher Grundlage für ein späteres erfolgreiches 
Mobilitätsmanagement. 


• Bebauungspläne/teilgebietsbezogene Konzepte: In dieser Phase der Stadtplanung 
werden wichtige Details der infrastrukturellen Entwicklung einschließlich der für das 
 Mobilitätsmanagement relevanten Infrastrukturen festgelegt (z.B. Flächen für Car-
Sharing, Fahrradstellplätze). 


• Ebene Einzelbauvorhaben (Bauantrag): Diese können unterschiedlichste Größenordnun-
gen aufweisen. Aspekte des Mobilitätsmanagements sind umsetzungsorientierter zu be-
rücksichtigen. Neben der Prüfung der Erfüllung von Vorgaben aus Bebauungsplänen und 
städtischen Satzungen ist dabei die Beratung von Bauherren von besonderer Bedeutung. 


Abbildung 6: Betrachtungsebenen des Leitfadens 


 


Der Ablauf der Bewertung erfolgt in drei grundsätzlichen Arbeitsschritten, die weitgehend un-
abhängig von der Betrachtungsebene sind. Zunächst sind verwaltungsintern Charakteristik 
und Lage des Vorhabens/der Fläche zu bewerten. Es erfolgt eine Einstufung in Größenklas-
sen (Schritt 1). Der zweite Schritt beinhaltet eine Bewertung der Lage hinsichtlich der städte-
baulichen/verkehrlichen Integration (Schritt 2).  
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Tabelle 7: Einteilung der Vorhaben in Größenklassen 


 


In der Überlagerung der Ergebnisse der Schritte 1 und 2 kann eingeschätzt werden, ob ver-
tiefende Betrachtungen erforderlich sind. Im 3. Schritt erfolgt die Abarbeitung durch die Ver-
waltung bzw. die Festlegung des Umfanges für eine externe Bearbeitung. Hierfür wurden für 
die verschiedenen Bearbeitungsebenen Checklisten entwickelt, die den Kern des Leitfadens 
bilden. Anhand der ausgearbeiteten Checklisten sollen die federführenden Akteure der 
Stadtplanung rechtzeitig erkennen, wann welche ergänzenden Fachbeiträge und Untersu-
chungen erforderlich sind und welche Akteure bei deren Ausarbeitung sinnvollerweise einzu-
beziehen sind. 


Abbildung 7: Vereinfachter Ablauf des Bewertungsverfahrens 
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5.4 Ausblick 


Der vorliegende Leitfaden wurde für die stärkere Integration des Mobilitätsmanagements in 
die Stadtplanung erarbeitet. Kern des Leitfadens sind Checklisten zur Vorhabenbewertung in 
den verschiedenen Phasen der stadtplanerischen Befassung mit Entwicklungsflächen und 
Vorhaben von der Flächennutzungs- und Bauleitplanung bis hin zum Einzelbauantrag. Da-
rüber hinaus wird vorgeschlagen: 


• Praxistests mit dem Leitfaden/den Checklisten durchzuführen und 
diese/n weiterzuentwickeln; 


• die Beurteilung der Checklisten anschließend in die stadt- und verkehrsplanerische 
Praxis zu übernehmen; 


• Excel-Tools für die Checklisten mit weiteren Entscheidungshilfen für das Ausfüllen/ 
Bearbeiten zu entwickeln.  


Ergänzend dazu wird angeregt, sich intensiv mit der Neuformulierung städtischer Satzungen 
in Bezug auf das Mobilitätsmanagement auseinanderzusetzen. Die derzeitige Stellplatz-
satzung der Stadt Rostock ist wenig dazu geeignet. Insbesondere fehlen Aussagen zum 
Parkraumbedarf für Fahrräder und qualifizierte Voraussetzungen für die Stellplatzablösung 
oder sogar für Stellplatzrestriktionen im Innenstadtbereich, z.B. bei Ergreifen von Maßnah-
men des (betrieblichen) Mobilitätsmanagements. Insbesondere bei Einzelbauvorhaben ohne 
textliche Festsetzungen eines Bebauungsplanes kann somit kaum Einfluss auf die verbind-
liche Berücksichtigung der Aspekte des Mobilitätsmanagements genommen werden.  
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6. Teilkonzept 3 Optimierung der Stadt-Umland-Verkehre 
 


 


 


 


 


 Im Teilkonzept 3 liegt der Fokus auf den Pendlerbeziehungen zwischen der Hansestadt 
Rostock und ihrem Umlandraum. Ziel ist es, die derzeitigen Verkehrsangebote und Bedarfe 
zu verstehen und exemplarische Maßnahmen zu entwickeln, über die mehr Pendler zum 
Umsteigen vom eigenen PKW zum ÖPNV bewegt werden können. Dies geschieht anhand 
zwei ausgewählter Beispielkorridore.  


 In einem ersten Schritt werden dafür zwei typische Gebiete im Rostocker Umland einer um-
fassenden Analyse unterzogen und im Hinblick auf strukturelle, organisatorische, planerische 
und kommunikative Aspekte unter die Lupe genommen. Besonderes Augenmerk wird dabei 
auf etwaige Systembrüche gelegt, die es zu optimieren gilt. Außerdem werden bereits beste-
hende Maßnahmen und Projekte zusammengetragen, um Dopplungen zu vermeiden. 


 In einer Potenzialanalyse wird daraufhin anhand bundesweiter Kennzahlen berechnet, wie 
viele Menschen durch ein verbessertes Angebot und/oder eine verbesserte Ansprache er-
reichbar sind und ggf. ihre Verkehrsmittelwahl hin zum Umweltverbund verändern würden. 
Auf dieser Grundlage werden im letzten Schritt Maßnahmen zur Optimierung der Pendlerver-
kehre entwickelt und in einem exemplarischen Umsetzungskonzept zusammengefasst. 


6.1 Untersuchungsgebiet 


 Gegenstand der Betrachtung sind die Pendlerverkehre von und nach Rostock aus dem Um-
landraum. Die Untersuchung findet exemplarisch anhand von zwei Beispielkorridoren statt. 
Hierfür wurden die folgenden Verbindungsachsen ausgewählt: 


 Korridor 1: Hansestadt Rostock - Papendorf - Pölchow - Benitz - Schwaan - Bützow  


 Korridor 2: Hansestadt Rostock - Kritzmow - Stäbelow – Satow 


Der erste Korridor, die Relation Rostock - Bützow, verfügt über eine attraktive Bahnverbin-
dung, keine konkurrenzfähige Busanbindung und keine direkte Schnellstraßenverbindung 
nach Rostock. Der zweite Korridor, die Relation Rostock - Satow, wurde ausgewählt, da hier 
im Gegensatz zum ersten Korridor kein SPNV Angebot besteht. Der öffentliche Verkehr wird 
hier maßgeblich über den Busverkehr abgedeckt, der in direkter Konkurrenz zum gut ausge-
bauten Straßennetz – also dem MIV – steht. Die Ergebnisse können später auf verschiedene 
andere Stadt-Umland-Beziehungen mit gleichen oder ähnlichen Bedingungen übertragen 
werden. 


„Die Verknüpfung der Hansestadt mit dem Landkreis Rostock ist eine Grundvoraussetzung für 
die wirtschaftliche Entwicklung und den weiteren Aufschwung der Regiopolregion Rostock. Der 
öffentliche Personennahverkehr und dessen Ausbau spielt dabei eine wesentliche Rolle und 
stellt die verkehrliche Basis einer nachhaltigen Verzahnung zwischen Stadt und Umland dar.“ 


Andrea Doliwa, Geschäftsführerin des Verkehrsverbundes Warnow 
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Abbildung 8: Beispielkorridore zum Stadt-Umlandverkehr 


 


6.2 Zielsetzung 


 Ziel des Teilkonzeptes ist es, die Pendlerverkehre aus und nach Rostock im Hinblick auf 
Angebots- und Umweltqualität zu optimieren. Dieses Oberziel kann auf drei konkrete Unter-
ziele heruntergebrochen werden:  


• Mobilität sichern: Erreichbarkeit von wichtigen Zielen für alle Bürger gewährleisten 
• Verkehr reduzieren: Verkehrsmengen und -belastung senken 
• Verkehr verlagern: Pendler zum Umsteigen auf umweltgerechtere Alternativen bewegen 


6.3 Bestandsanalyse 


Die durchgeführte Analyse hat das Ziel, die Situation vor Ort bestmöglich zu erfassen, um auf 
dieser Grundlage geeignete Maßnahmen im Bereich des Mobilitätsmanagements auszuwäh-
len und bewerten zu können. Sie ist gegliedert in die drei Bereiche:  


• stadt- und regionalstrukturelle Aspekte 
• verkehrsplanerische und -technische Aspekte 
• organisatorische Aspekte 


Als zentrales Ergebnis können die folgenden Aussagen getroffen werden: 


• bevölkerungsstark sind lediglich direkte Umlandgemeinden, ansonsten stark ländlich 
geprägte Ortschaften mit geringer Einwohnerdichte; 


• geringe Arbeitsplatzdichte mit Ausnahme von Stäbelow, Kritzmow und Bützow; 
• Achsengemeinden sind keine Tourismusschwerpunkte; 
• über 95% der Pendler haben den Wegezweck Arbeit oder Schule; 
• Hauptverkehrsmittel für Pendler ist der PKW (> 70%); 
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Abbildung 9: Beispieldarstellung Pendlerbeziehung Stadt-Umland 


 


6.4 Maßnahmenentwicklung 


Zur bestmöglichen Erreichung der im Nahverkehrs- und Regionalen Raumordnungsplan ge-
steckten Ziele wurden anerkannte und bundesweit praktizierte Maßnahmen formuliert. Diese 
entsprechen ebenfalls den Bedürfnissen der derzeitigen und potentiellen Fahrgäste. Dies 
ergab eine Befragung, die unter den Pendlern aus dem Umland durchgeführt wurde. 


Als Empfehlung zur Potentialerschließung wurden drei Schwerpunkte herausgearbeitet:  


• Optimierung des ÖPNV Angebotes, 


• Optimierung der Radverkehrsbedingungen und  


• Optimierung der Verknüpfung zwischen ÖPNV- und Radverkehrsanlagen 


Diese bilden die Grundlage für die Entwicklung der folgenden Handlungsfelder und Maßnah-
mengruppen. 


6.5 Handlungsfelder und konkrete Maßnahmenvorschläge 


Aus den empfohlenen Handlungsfeldern wurden unterschiedliche Maßnahmengruppen des 
Mobilitätsmanagements abgeleitet und hinsichtlich der bestehenden Verhältnisse in den un-
tersuchten Korridoren ausgearbeitet. 
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Abbildung 10: Handlungsfelder des Projektes 


 


Die Maßnahmengruppen aus den Bereichen Infrastruktur, Angebot, Kommunikation und 
Tarif sind mittels Vergleichen aus anderen Regionen und Projekten dargestellt und auf 
ihre Anwendbarkeit für die hier betrachteten Korridore hin bewertet worden. Dabei wur-
den konkrete Beispiele der beiden Korridore dargestellt. 


Tabelle 8: Maßnahmengruppen 


Infrastruktur Angebot Kommunikation Tarif 


• Einheitliche Qualitäts-
standards an Halte-
stelleninfrastruktur 
und Fahrzeugen 


• Schaffung sicherer Zu-
wegungen zu den Halte-
stellen für Radfahrer und 
Fußgänger 


• Schaffung bzw. Ausbau 
von P&R Anlagen an 
ausgewählten zentralen 
Haltestellen 


• Schaffung von sicheren 
Abstellanlagen für den 
Radverkehr  


• Verbesserung der lokalen 
Haltestellenlagen (Verrin-
gerung der Zugangswege) 


• Schaffung von direkten 
Radverkehrsverbindungen 
zu Umsteigeanlagen der 
Straßenbahn oder bis in 
die Innenstadt 


• Bevorrechtigung vom 
ÖPNV in staugefährdeten 
Gebieten (technische und 
verkehrsorganisatorische 
Maßnahmen) 


• Schaffung schneller, 
direkter Verbindungen 
nach HRO mit Anbindung 
an Straßenbahn oder di-
rekte Zielführung 


• Sicherstellung von Ange-
boten auch außerhalb der 
Schulzeiten (Vormittag, 
Abendstunden und Feri-
en) 


• Schaffung von flexiblen 
Angeboten als Zubringer-
fahrten zu den Hauptlinien 
(ggf. privat organisiert und 
über die Mobilitätszentrale 
koordiniert) 


• Ausbau von Car-Sharing- 
Angeboten in der Region 
(Zusammenarbeit mit 
kommunalen Verwaltun-
gen und Betrieben) 


• Kooperationen mit Einzel-
handel und/oder Dienst-
leistern für Auslieferungs-
fahrten (Zustellservice) 


 


• Zielgruppenspezi-
fische Information 
über Angebote 
(ggf. personali-
sierte Fahrpläne) 


• Unterstützung und 
Organisation von 
Fahrgemeinschaf-
ten (insbes. PKW-
Fahrten) 


• Aufbau einer 
Mobilitätszentrale  
mit Unterstützung 
aus den Kommu-
nen 


• Benennung von 
Mobilitätsbeauf-
tragten in den 
Kommunen 


 


 


• Ausbau von 
Jobticketange-
boten kombi-
niert mit Park-
raumsteuerung 
in Rostock und 
in den dort an-
sässigen Be-
trieben 


• Überprüfung 
und Anpassung 
der Angebots- 
und Tarifbedin-
gungen (z.B. 
Mobil60-Ticket 
nach 8 Uhr und 
Regelung der 
Fahrradmit-
nahme) 
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6.6 Umsetzungskonzept 


Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind vom Bearbeiterteam hinsichtlich unterschiedlicher 
Kriterien bewertet und anschließend mit einer Prioritäteneinstufung zur Umsetzung belegt 
worden. Die vorgenommenen Prioritäten haben folgende Bedeutungen: 


• Priorität 1: eine schnelle Umsetzung wird empfohlen 
• Priorität 2: Umsetzung abhängig von möglicher Finanzierung 
• Priorität 3: Umsetzung zusammen mit bereits geplanten Maßnahmen 


Tabelle 9: Beispieldarstellung Prioritätenbildung 
Maßnahme Effekt Kosten Realisierungs- 


horizont 
Priorität 


Qualitätsstandards erhöhen mittel hoch mittelfristig 2 


Schaffung Zuwegung zu 
Haltestellen 


mittel hoch langfristig 3 


Ausbau P&R Anlagen hoch hoch mittelfristig 1 


Abstellanlagen Radverkehr mittel niedrig kurzfristig 1 


Bevorrechtigung ÖPNV hoch hoch mittelfristig 2 


6.7 Korridorempfehlungen 


Abschließend sind für jeden der beispielhaft betrachteten Korridore Empfehlungen für geeig-
nete Maßnahmen erstellt worden. Diese sollen neben den allgemeingültigen Maßnahmen ei-
nen speziellen Nutzen für das betrachtete Gebiet bringen. 


Empfehlungen Korridor 1:  


• Ausbau von weiteren P&R Anlagen an den Stationen Bützow, Hucksdorf, Papendorf 
• Verbesserung der Zuwegung für Rad- und Fußgängerverkehr sowie der Abstellanlagen an 


den Stationen Bützow, Hucksdorf, Pölchow, Papendorf 
• Optimierte ÖPNV Zubringerverkehre zu den SPNV Zugangspunkten Bützow und 


Schwaan 
• Verbesserte zentrale und lokale Kommunikation der bestehen und geplanten Angebote 


insbesondere in den Unterzentren (z.B. Neubürgerpaket, ÖPNV Verbindungen auf der 
Homepage der Stadt, Erstellung individueller Fahrplanhefte, Kooperationen mit lokalen 
Akteuren und Vereinen) 


• Mobilitätsgarantie auch außerhalb der Schulzeiten durch flexible Bedienungsformen 


Empfehlungen Korridor 2:  


• Ausbau einer hochwertigen Busachse entlang der Landesstraße mittels Erhöhung der 
ÖPNV Qualität (Haltestellenzugänge, Wartehalle etc.), der Frequenz und Ausweitung der 
Bedienungszeiten auf der Hauptroute Satow – Kritzmow – Rostock 


• Maßnahmen zur Bevorrechtigung und Beschleunigung der Buslinien in stauanfälligen Be-
reichen (aufbauend auf einer Störungsanalyse) 


• Schaffung und qualitative Verbesserung der direkten Radverkehrsverbindungen zu den 
Unterzentren und nach HRO (z.B. Kritzmow – Endhaltestelle RSAG „Neuer Friedhof“) 


• Verlagerung der Haltestellenlage zur direkteren Einwohnererschließung (z.B. Satow, Heili-
genhagen, Stäbelow) 


• Benennung und Implementierung von Mobilitätskoordinatoren in den Gemeinden (z.B. in 
Satow, Stäbelow, Kritzmow) 
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7. Teilkonzept 4 Warnemünde-mobil 
 


 


 


 


 


7.1 Warnemünde als Vorreiter für den Elektroverkehr 


Es erscheint paradox: Obwohl in Rostock schon seit mehr als 110 Jahren elektrischer Stra-
ßenbahnbetrieb existiert, wird heute „e-Mobility“ auch in Rostock als innovative Lösung ange-
sehen. Die Gründe dafür liegen auf der Hand. In der Vergangenheit waren elektrische 
Verkehrsmittel bis auf wenige gewerblich eingesetzte Elektrokarren an umfangreiche und vor 
allem im Ortsbild deutlich sichtbare Infrastrukturen gekoppelt. Maste und Oberleitungen präg-
ten in den vergangenen Jahrzenten das Bild, und so war es vor allem die Unabhängigkeit des 
Verbrennungsmotors von diesen Infrastrukturen (die damit verzichtbar wurden), die ihm zwi-
schenzeitlich einen fortschrittlichen Ruf einbrachten. Im Zeitalter des weitgehend anthropo-
gen bedingten Klimawandels sowie lokaler Umweltprobleme wie Luftverunreinigungen und 
auch Lärm erfolgt eine Rückbesinnung auf Antriebskonzepte, die gekoppelt mit den Möglich-
keiten der Moderne einen großen Teil der derzeitigen Probleme als bewältigbar erscheinen 
lassen. 


So ist es auch nicht verwunderlich, wenn gerade 
touristisch geprägte Orte und Regionen Pioniere 
bei der Förderung der Elektromobilität waren und 
sind. Das bekannteste Beispiel ist wohl der mon-
däne Urlaubsort Zermatt in der Schweiz, in dem 
bereits seit 1931 keine Autos mit Verbrennungs-
motor verkehren dürfen. Das Seebad Warne-
münde ist als Stadtteil der Hansestadt Rostock 
eine der wichtigsten touristischen Reiseziele an 


der Ostseeküste und der bedeutendste deutsche Kreuzfahrthafen. Reizvolle kleinstädtische 
Strukturen laden im Ortskern zum Flanieren, Einkaufen und Verweilen ein. In dieser „Doppel-
rolle“ als Durchgangsort für Schiffsreisende und Zielort für Urlauber und Ausflügler hat 
Warnemünde generell ein sehr hohes touristisches Verkehrsaufkommen zu bewältigen. 


Mit dem Ziel die Qualitäten des Tourismusstandortes Warnemünde weiter zu stärken, wurde 
im Teilkonzept untersucht, ob Warnemünde für den Einsatz von elektrisch angetriebenen 
Bussen geeignet ist. Dadurch würden auch die Umwelt- und Aufenthaltsqualitäten in den be-
engten Straßen des Ortskernes weiter verbessert, in denen die derzeitigen Dieselgelenkbus-
se überdimensioniert erscheinen und für ein Seebad zu hohe Emissionen (u.a. Lärm und 
Luftschadstoffe) verursachen. Deshalb wurde der Focus auf eine Machbarkeitsuntersuchung 
zur Einführung eines elektrisch betriebenen Bussystems bei gleichzeitiger Optimierung des 
Angebotes gelegt. Ergänzend dazu werden aber auch weiterführende Ansätze diskutiert, wie 
die weitere Stärkung/Etablierung des elektrischen Radverkehrs, Shuttleservices für mit der 
Bahn anreisende Gäste, Stärkung von Park&Ride etc.  


„In die Arbeitsgruppe Warnemünde-mobil brachten sich viele Akteure mit unterschiedlichen 
Zielen und Interessen ein. Alle hatten das große Ganze im Blick: der Verkehr soll in 
Warnemünde sauberer und leiser werden. Bei einer entsprechenden Förderung wäre die 
RSAG bereit, einen elektrischen Ortsbus einzuführen.“  


Janette Heidenreich, Rostocker Straßenbahn AG, Mitarbeiterin Strategische Projekte 
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7.2 Rahmenbedingungen der Entwicklung Warnemündes 


Die Einwohnerzahlen sind nach einem deutlichen Rückgang seit 2010 wieder stabil und lie-
gen bei ca. 7.900 (Hauptwohnsitz). Dabei nahm aber der Anteil älterer Bewohner ständig zu. 
Ungeachtet dessen gibt es einen immer höheren Anteil von Wohnungen, die als Zweitwohn-
sitz oder Ferienwohnung genutzt werden.  


Das Seebad Warnemünde ist 
von Touristen stark besucht. 
Die Zahl der Übernachtungs-
gäste liegt in der Hauptsaison 
täglich bei 8.500 bis 9.000 Gäs-
ten – außerhalb der Saison bei 
der Hälfte. Dazu kommen 
Strandbesucher sowie Tages-
touristen, Campingtouristen und 
Kreuzfahrtgäste.  


 
Für die kommenden Jahre wird von einer anhaltenden Steigerung der Touristenzahlen aus-
gegangen. Die Verkehrsmengen nach und in Warnemünde unterliegen sehr starken saisona-
len Schwankungen. An den nachfragestärksten Tagen der Saison liegen die Verkehrs-
mengen um bis zu 40 % höher als an einem durchschnittlichen Tag des Jahres und bis zu 
80 % höher als beispielsweise im Januar. Für den Ruhenden Verkehr stehen in Warnemünde 
insgesamt knapp 5.700, davon 3.600 öffentlich nutzbare Stellplätze zur Verfügung. Die Stell-
plätze im Ortskern sind bereits an „normalen“ Tagen zu über 80 % ausgelastet. An den be-
sonders nachfragestarken „Badetagen“ kommt es zu einer deutlichen Überlastung des 
gesamten Parkraums. 


Warnemünde ist sehr gut an das Netz der öffentlichen Verkehrsmittel angebunden. Vom 
Bahnhof Warnemünde besteht eine IC-Verbindung nach Berlin. Im Nahverkehr bestehen ei-
ne S-Bahn-Verbindung nach Rostock-Hauptbahnhof (in Spitzenzeiten im 7,5-minTakt!) sowie 
nach Güstrow und eine Regionalbuslinie nach Bad Doberan (119). Die zwei Stadtbuslinien 36 
und 37 bilden den innerörtlichen Busverkehr und verbinden Warnemünde mit der Straßen-
bahnendhaltestelle in Lichtenhagen. Eine Fährverbindung verbindet Warnemünde mit dem 


Ortsteil Hohe Düne und den östlich der 
Warnow gelegenen Stadtteilen. Auch 
bei den Stadtbuslinien 36 und 37 wer-
den die besonderen jahreszeitli-
chen/saisonalen Schwankungen mit 
teils 50% mehr Fahrgästen im nachfra-
gestärksten Monat Juli gegenüber dem 
Durchschnitt bzw. fast doppelt so vielen 
Fahrgästen als im Januar deutlich. 


Der Fußgänger- und Radverkehr hat im Seebad Warnemünde bedingt durch den Tourismus 
eine herausragende Bedeutung. An den Hauptverkehrsstraßen sind Radverkehrsanlagen 
vorhanden, innerhalb des (weitgehend verkehrsberuhigten) Ortskerns nicht. Eine Dauerzähl-
stelle auf dem strandnahen Radweg entlang der Parkstraße zeigt, dass an Spitzentagen 
mehr als 8.500 Radfahrer auf diesem Abschnitt des Ostseeküstenradweges unterwegs sind. 
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7.3 Schlussfolgerung aus der Analyse 


• Das Seebad Warnemünde ist als besonders vom Tourismus geprägter Ort geradezu prä-
destiniert für den Einsatz zukunftsorientierter Technologien im ÖPNV. Dies kann auch als 
Beitrag zur weiteren Förderung eines positiven Images angesehen werden.  


• Zudem ist daraus ein nachhaltiger Beitrag für die Stärkung der Wohn- und Aufenthalts-
qualitäten durch Vermeidung von Lärm und Luftschadstoffen zu erwarten.  


• Grundsätzlich stabile Rahmenbedingungen der Bevölkerungsentwicklung sowie eine wei-
tere Zunahme der Bedeutung des Tourismus überlagern sich mit besonderen Herausfor-
derungen an den ÖPNV durch saisonale und auch wochenzeitliche Schwankungen.  


• Die verkehrlichen Rahmenbedingungen für die behinderungsfreie Abwicklung des ÖPNV 
in Warnemünde sind derzeit in der touristischen Saison nicht optimal. Für die Probleme 
sind kurzfristig keine Lösungen zu erwarten. 


7.4 Wie könnte die Linienführung aussehen? 


Ausgehend von den Analysen werden den Varianten für einen elektrischen Busverkehr in 
Warnemünde folgende Prämissen zugrunde gelegt:  


• Warnemünde soll auch weiterhin durch zwei Buslinien (Ortsbus/ Verbindungsbus) er-
schlossen werden. 


• Alle maßgeblichen Ziele sind in der im Nahverkehrsplan festgelegten Qualität erreichbar.  


• Das Stadtbussystem Warnemünde soll wie bisher mit der S-Bahn und auch mit der Stra-
ßenbahnendhaltestelle in Lichtenhagen verknüpft bleiben. 


• Diedrichshagen als Ortsteil ist mit dem Ortskern Warnemünde zu verbinden. 


Auf Grundlage der Randbedingungen und genannten Prämissen wurden zwei Varianten der 
Linienführung der Linien 36 und 37 erarbeitet. Nach deren Bewertung stellen sich zwei Kom-
binationen als mögliche Vorzugslösungen mit verschiedenen Ansätzen heraus. 


In der Variante A stellt die Linie 36 die Verbindung zwischen der Straßenbahn-Endhaltestelle 
und dem Wohngebiet in Lichtenhagen über den Bahnhof Warnemünde Werft bis zum 
Warnemünder Ortsteil Diedrichshagen her. Arbeitsplatzreiche Standorte werden direkt an die 
S-Bahn angeschlossen. Eine Erweiterung der Linienführung mit stichartiger Anbindung des 
Kirchenplatzes wäre denkbar. Dies würde zum einen eine zusätzliche Verknüpfungsstelle zur 
Ortslinie 37 schaffen und auch den Weg von und zur Grundschule verkürzen. Vorerst ist auf-
grund der Linienlänge und der stauanfälligen Route davon auszugehen, dass diese Linie wei-
terhin mit einem Dieselbus betrieben wird.  


Linie 37 stellt eine Buslinie mit kurzer Anbindung für den Ortskern von Warnemünde mit dem 
Anfangs- und Endpunkt S-Bahnhof Warnemünde Werft dar. Eine perspektivische Anbindung 
von Entwicklungsgebieten (z.B. Mittelmole) ist bei dieser Linienführung möglich. Die Ortsbus-
linie 37 stellt eine sehr kompakte Linie dar, die mit kleineren Fahrzeugen in einem dichten 
Takt gefahren werden kann. Entlang der Linienführung bestehen nur wenige Behinderungen, 
so dass idealerweise ein 15-min-Takt mit einem Fahrzeug möglich wäre (inklusive Ladezei-
ten). Die Umsetzung der Linie 37 als Elektrobus wäre der erste Schritt in einem schrittweise 
zu erweiternden Elektromobilitätskonzept.  
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Abbildung 11: Linienführung der Variante A der Elektrobuslinie 


 


Abbildung 12: Linienführung der Variante B der Elektrobuslinie 


 


(Kartenquelle: © Hansestadt Rostock (CC BY 3.0) / © OpenStreetMap (ODbL)) 
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Variante B verfolgt einen ähnlichen Grundgedanken, weicht jedoch in der Führung der Linie 
36 von der Variante A ab. Diese Linie verbindet zwar ebenfalls den Ortsteil Diedrichshagen 
und auch Lichtenhagen mit dem Ortskern von Warnemünde. Allerdings wird die Linienfüh-
rung des Busses so gestaltet, dass dieser im Parallelverkehr zur Linie 37 durch den Ortskern 
verkehrt.   


7.5 Wie könnten das Fahrzeugkonzept und Ladeinfrastrukturen aussehen? 


Für die Linie 37 wird kurzfristig bei gleichzeitiger Taktverdichtung der Einsatz eines elektri-
schen Busses von 8 bis 10 m Länge empfohlen. Dadurch entsteht ein etwas höheres Platz-
angebot, wobei durch die Taktverdichtung auch mit einem Fahrgastzuwachs gerechnet wird. 
In seinen Proportionen erscheint der Bus innenstadtverträglicher als die bisher eingesetzten 
12-m-Standardbusse. Eine Schnellladestation wäre bei beiden dargestellten Varianten der 
Linienführung am Bahnhof Werft zu errichten. 


Für die Linie 36 können bis zur Reduktion der Störeinflüsse auf der B 103 und der L 12 wei-
terhin Dieselbusse zum Einsatz kommen. Ein Ersatz durch Elektrofahrzeuge sollte erfolgen, 
wenn die Störeinflüsse erfolgreich beseitigt oder zumindest vermindert wurden. Die Schnell-
ladestation der Linie 37 am Bahnhof Werft könnte mitgenutzt werden. Allerdings wäre eine 
weitere Ladestation erforderlich. Dazu wurden in der Machbarkeitsstudie Vorschläge erarbei-
tet.  


7.6 Was würde ein Elektrobussystem kosten? 


Die Kosten bestehen aus den drei maßgeblichen Komponenten: Anpassung von Infrastruktu-
ren (Ladeinfrastrukturen, Werkstatteinrichtungen etc.), Investitionskosten für das Fahrzeug 
und schließlich Kosten für den laufenden Betrieb. Sowohl die Kosten für Fahrzeuge als auch 
die für Ladeinfrastrukturen streuen je nach eingesetzter Technik, Ausstattung und Hersteller. 
Somit ist eine seriöse Kostenangabe gegenwärtig kaum möglich. 


Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass ein Elektrobussystem (Bus und La-
deinfrastruktur) knapp doppelt so teurer ist wie ein vergleichbarer Dieselbus. Bei einer ent-
sprechenden Förderung der Anschaffungskosten (Fahrzeug, Ladeinfrastruktur) wurden in et-
wa vergleichbare laufende Kosten bei beiden Antriebstechnologien ermittelt. Eine höhere 
Förderung in der Fahrzeuganschaffung oder der Bezug von besonders gefördertem Strom 
(sofern möglich) können die Kosten im laufenden Betrieb nochmals deutlich senken und da-
mit neben den Vorteilen des Elektrobusses allgemein durchaus auch einen Kostenvorteil ge-
genüber einem Dieselbus bewirken.  


7.7 Weitere Ansätze zur Förderung der Elektromobilität in Warnemünde 


Elektrisch betriebener ÖPNV ist nur eine Facette der Elektromobilität. Zukunftschancen der 
Elektromobilität liegen auch im Radverkehr. Unter dem Namen „elros – Elektromobilität in 
Rostock“ – hat die RSAG mit Unterstützung der Hansestadt und der Stadtwerke Rostock ein 
vollautomatisches Verleihsystem als Pilotprojekt im Jahr 2014 eingeführt. Die Nutzerzahlen 
liegen noch unter den Erwartungen, steigen aber stabil an. 
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Auf Grund der kleinteiligen Strukturen in Warnemünde empfiehlt sich auch der Einsatz 
elektrischer Lastenräder für die innerörtliche Logistik. Hierfür gibt es in ganz Deutschland ei-
nige Beispiele. Eine Förderung solcher Ansätze u. a. über Werbung der öffentlichen Hand 
(z.B. „Warnemünde e-mobil – eine Initiative der Hansestadt Rostock“) könnte hier durchaus 
neue Impulse setzen. 


 


Im Bereich des PKW-Verkehrs geht es vor allem darum, Akteure zu finden, die eine Vorrei-
terrolle in der Elektromobilität übernehmen können. Dazu zählen z.B. die großen Hotels (mit 
elektrischen PKW als Shuttlefahrzeugen), Taxis, für deren Anforderungen es mittlerweile 
ebenfalls geeignete elektrisch angetriebene Fahrzeuge gibt, sowie Unternehmen vor Ort, die 
einen besonderen Bezug zu den Themen Tourismus, Umwelt und Klima haben. Selbst einfa-
che Pizzalieferdienste o.ä. können mittlerweile auf elektrisch betriebene Fahrzeuge aller Art 
zurückgreifen (Fahrräder/Lastenräder, Roller, PKW). Für alle diese Anwendungsfelder gibt es 
mittlerweile Beispiele in ganz Deutschland. Es könnte ein besonderes Merkmal von 
Warnemünde sein, solche Aktivitäten über eine besondere Dachmarke mit einem Corporate 
Identity (einheitlichen Gestaltungsbild) zu fördern.  
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8. Betriebliches Mobilitätsmanagement 


Ziel des betrieblichen Mobilitätsmanagements ist es, die Mobilität der Mitarbeiter auf dem 
Arbeitsweg und im Rahmen der geschäftlichen bzw. dienstlichen Tätigkeit preiswert, um-
weltfreundlich und gesund zu gestalten. Erste Maßnahmen wurden in diesem Themenfeld 
in Rostock bereits unternommen. So fand schon 2009 eine Erstberatung der Stadtverwal-
tung im Rahmen einer Förderung durch die Deutsche Energieagentur dena statt. Aus dieser 
wurden erste Maßnahmen, wie beispielsweise ein begrenztes Fahrzeugpooling, umgesetzt. 
In einem Folgeschritt wurde 2013 ein Workshop zum betrieblichen Mobilitätsmanagement 
mit Rostocker Betrieben durchgeführt. Aufbauend auf diesen Maßnahmen wurden zwei 
Projekte initiiert: eine Potenzialanalyse für das Fuhrparkmanagement der Stadtverwaltung 
Rostock sowie ein Gemeinschaftsprojekt von fünf Betrieben zum betrieblichen Mobilitäts-
management. 


8.1 Gemeinschaftsprojekt zum betrieblichen Mobilitätsmanagement 


8.1.1 Ausgangssituation und Zielsetzung des Projekts 


Mit diesem Projekt wurde die Zielsetzung verfolgt, anhand von fünf Betrieben beispielhaft 
die Erarbeitung von potenziellen Maßnahmen im Bereich des betrieblichen Mobilitätsmana-
gements dazustellen. Hierbei sollten betriebsindividuelle Lösungen, aber auch betriebs-
übergreifende Ansätze gefunden werden, welche die Mitarbeiter dabei unterstützen, sich 
klimafreundlich und gleichzeitig gesundheitsfördernd auf dem Arbeitsweg zu bewegen.  


Da erfahrungsgemäß ein Großteil der Beschäftigten in zweiradgeeigneten Entfernungen zu 
ihrem Arbeitsort wohnt, wurden mit dem ADFC Landesverband Mecklenburg-Vorpommern 
e. V. Experten in das Projekt eingebunden. Dank des aktiven Mitwirkens in den Workshops 
und einer gezielten Beratung von drei der teilnehmenden Betriebe, konnten wichtige Hin-
weise zur Verbesserung der Zweiradfreundlichkeit gegeben werden. 


An dem Beratungsprojekt nahmen mit der Projekt rk GmbH & Co. KG, der WASTRA-PLAN 
Ingenieurgesellschaft mbH, der Rostocker Straßenbahn AG (RSAG), der Polizeiinspektion 
Rostock und der Stadtwerke Rostock AG fünf Organisationen teil. Somit handelt es sich bei 
den Projektteilnehmern um Betriebe, die sich stark voneinander unterscheiden. Unterschie-
de liegen beispielsweise im Bereich der geschäftlichen Tätigkeit, der Anzahl der Beschäftig-
ten sowie den Standortvoraussetzungen. So nahm mit der „Projekt rk GmbH & Co. KG“ ein 
Messebaubetrieb mit 60 Mitarbeitern an dem Projekt teil, der im ländlich geprägten Stäbe-
low lokalisiert ist. Auf der anderen Seite wurde ebenfalls die Stadtwerke Rostock AG mit 
566 Mitarbeitern hinsichtlich umweltfreundlicher Alternativen auf dem Arbeitsweg betrachtet. 
Darüber hinaus war mit der RSAG ein Unternehmen eingebunden, das sich per se dem 
umweltfreundlichen Verkehr widmet. 


8.1.2 Beschreibung des allgemeinen Projektablaufs und der Methodik 


Das Projekt lief über einen Zeitraum von 13 Monaten und bestand aus gemeinsamen 
Workshops sowie individuellen Beratungen in den Betrieben. Kernelement des Projektes 
war eine JobMOBILEETY-Analyse. Sie besteht aus den Elementen Erreichbarkeitsanalyse, 
Mitarbeiterinformation und Mitarbeiterbefragung. Zur Betrachtung der Mobilität auf den Ar-
beitswegen der Beschäftigten wurde diese Analyse bei allen beteiligten Betrieben durchge-
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führt. Mit einer FLEETRIS-Analyse wurde bei Projekt rk und der Polizeiinspektion Rostock 
ein weiterer Beratungsbaustein durchgeführt. Den Kern bildet eine Analyse der Fahrdaten 
aller Dienst- bzw. Firmenfahrzeuge. Die folgende Abbildung stellt den Projektablauf dar. 


Tabelle 10: Ablauf des Gemeinschaftsprojektes 


Projektschritt Inhalt Datum 
Auftaktworkshop -  Einführung in das Thema Mobilität 


-  Vorstellung der Unternehmen und   
   Ziele 
-  Praktische Vorstellung von Mobilitäts- 
   arten 


11/2014 


Erster Vor-Ort-Beratungstermin -  Identifizierung von Handlungsfeldern 
-  Abstimmungen von Auswertungen    
   und Daten 


02/2015 


Erster Ergebnisworkshop - Vorstellung der Ergebnisse der     
  Erreichbarkeitsanalyse 
- Vorbereitung der Mitarbeiterbefragung 


03/2015 


Zweiter Vor-Ort-Beratungstermin - Vorstellung der betriebsindividuellen 
  Ergebnisse der Erreichbarkeitsanalyse 
- Vorbereitung der Mitarbeiterbefragung 


04/2015 


Zweiter Ergebnisworkshop - Vorstellung der Ergebnisse der  
  Mitarbeiterbefragung 


10/2015 


Dritter Vor-Ort-Beratungstermin - Vorstellung der betriebsindividuellen 
  Ergebnisse der Mitarbeiterbefragung 


11/2015 


Abschlussworkshop - Vorstellung der geplanten Maßnahme 
  der einzelnen Betriebe 
- Diskussion von übergreifenden  
  Maßnahmen 


12/2015 


 


Der Auftaktworkshop im November 2014 stellte den Startschuss des Gemeinschaftsprojek-
tes dar. Die Ausgangssituation der fünf beteiligten Betriebe wurde beschrieben und die Zie-
le zur Verbesserung der  betrieblichen Mobilität erarbeitet. Wie in allen folgenden Work-
shops wurde als Praxisteil die Vorstellung neuer Mobilitätsangebote eingebaut. So konnten 
die Mitarbeiter beispielsweise Pedelecs, Lastenräder und CarSharing testen. Die „Vor-Ort-
Beratungen“ dienten der individuellen Beratung der Betriebe innerhalb der unterschiedlichen 
Projektschritte, wie auch der Vorbereitung der Folgeschritte. In dem ersten Vor-Ort-
Beratungstermin wurde die Ausgangssituation der Betriebe detailliert aufgenommen. In dem 
Abschlussworkshop im Dezember 2015 wurde die Umsetzungsplanung durch die Projekt-
teilnehmer vorgestellt. Weiterhin wurden gemeinsam betriebsübergreifende Maßnahmen 
diskutiert. Es wurden also Mobilitätsthemen bearbeitet, die über den teilnehmenden Einzel-
betrieb hinausgingen. Aufgrund des bevorstehenden Umzuges der Beschäftigten der Poli-
zeiinspektion Rostock in die Ulmenstraße, und des damit verbundenen Parkplatzmangels, 
wurde im April 2015 ein gesonderter Mobilitätstag für die Bediensteten der Polizeiinspektion 
durchgeführt. Auf diesem Informationstag wurden unterschiedliche Mobilitätsangebote vor-
gestellt sowie eine individuelle Mobilitätsberatung angeboten. 


8.1.3 Beschreibung der einzelnen Bausteine 


Der Fokus des Projektes lag auf der Mitarbeitermobilität der teilnehmenden Betriebe, d.h. 
es sollten Handlungsempfehlungen erarbeitet werden, womit die Betriebe eine umwelt-
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freundliche und gesundheitsförderliche Mobilität der Beschäftigten auf dem Arbeitsweg un-
terstützen könnten. 


In der Erreichbarkeitsanalyse wurden alle Verkehrsmittel und Verkehrsmittelkombinatio-
nen für jeden einzelnen Beschäftigten auf Basis der anonymisierten Wohndaten (Postleit-
zahl, Wohnort und Straße) in Bezug auf Kosten, Zeit (Tür-zu-Tür-Betrachtung), CO2-
Ausstoß und Bewegung miteinander verglichen. Weiterhin wurde eine Kombination der er-
mittelten Perspektiven durchgeführt. In der Analyse wurde ein so genanntes „Nutzenopti-
mum“ bei der Verkehrsmittelwahl simuliert. Es wurde beispielsweise angenommen, dass 
die Verkehrsmittelwahl auf Basis von 40% Kosten, 40% Zeit, 10% CO2-Ausstoß und 10% 
körperliche Bewegung entschieden wird. Ziel der Erreichbarkeitsanalyse war es, Transpa-
renz über die theoretischen Möglichkeiten auf den Arbeitswegen zu schaffen. Es sollte auf 
diese Weise dargestellt werden, über welches Potenzial die alternativen Verkehrsmittel ver-
fügen. Die Darstellung der Ergebnisse fand dabei in tabellarischer und kartographischer 
Form statt.  


Aus den erhobenen Daten wurden in einem weiteren Projektschritt individuelle Informati-
onsschreiben für die Mitarbeiter erstellt. Mittels dieser Mitarbeiterinformation erhielten alle 
Beschäftigten Informationen über die Kosten, den Zeitaufwand, den CO2-Ausstoß sowie die 
körperliche Bewegung der unterschiedlichen Alternativen auf ihrem Arbeitsweg. Weitere In-
formationen waren die Darstellung der besten ÖPNV-Verbindung sowie eine kartographi-
sche Darstellung der schnellsten Zweiradstrecke. Diese Form der Mitarbeiterinformation 
verfolgte den Zweck, die Mitarbeiter über Alternativen auf ihrem Arbeitsweg zu informieren. 
Erfahrungsgemäß mangelt es häufig an solch umfangreichen Informationen. 


Den dritten und letzten Analysebaustein des Gesamtprojektes stellte eine online durchge-
führte Mitarbeiterbefragung dar. Sie beinhaltete im Wesentlichen folgende Fragestellun-
gen: 


- Verfügbarkeit von Verkehrsmitteln, ÖPNV-/Bahn-Tickets und Mobiltelefonen; 


- derzeitige Mobilität auf dem täglichen Weg zur Arbeitsstelle;  


- mögliche zukünftige Mobilität sowie der dafür erforderlichen Bedingungen; 


Ziel dieser Befragung war es, das tatsächliche Veränderungspotenzial im Mobilitätsverhal-
ten auf dem täglichen Weg zur Arbeit zu ermitteln. 


In zwei der teilnehmenden Betriebe fand neben der Betrachtung der Mitarbeitermobilität zu-
dem eine Untersuchung der geschäftlichen bzw. dienstlichen Mobilität statt: Auswertung der 
Fahrdaten mittels FLEETRIS-Analyse. Auf Basis der erfassten Fahrdaten wurden die Mobi-
litätsbedarfe der Betriebe visualisiert.  


8.1.4 Ergebnisse der einzelnen Projektteilnehmer 


Eine Zielsetzung des Projektes war es u.a., betriebsindividuelle Maßnahmen zu entwickeln, 
mit deren Hilfe die betroffenen Mitarbeiter dabei unterstützt werden, den Arbeitsweg preis-
wert, umweltfreundlich und gesund zurück zu legen. Aufgrund der unterschiedlichen Aus-
gangssituationen sowie der heterogenen Rahmenbedingungen wurden für die einzelnen 
Betriebe verschiedenartige Ansatzpunkte erarbeitet. 
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Projekt rk GmbH & Co. KG (Projekt rk) 


 


 


 


 


Die „Projekt rk GmbH & Co. KG“ ist ein Komplettanbieter für Messebau, Werbetechnik und 
Präsentationen mit Firmensitz im Gewerbegebiet von Stäbelow, rund 10 Kilometer südwest-
lich von Rostock entfernt. Für die rund 60 Beschäftigten ist nachhaltiges Handeln nichts 
Neues. So wurde das Unternehmen bereits 2011 als „Sustainable Company“ ausgezeich-
net. 2013 und 2015 konnte jeweils die Rezertifizierung erreicht werden. Bereits seit 2012 
unterstützt Projekt rk seine Mitarbeiter bei einer umweltfreundlichen Mobilität auf dem Ar-
beitsweg. So erhalten die Beschäftigten des Unternehmens eine jährliche Einmalzahlung, 
wenn sie mehr als die Hälfte der jährlichen Arbeitswege anders als mit dem PKW allein zu-
rücklegen.  


Die Grundvoraussetzung für das Angebot von alternativen Verkehrsmitteln bei Projekt rk 
sind aufgrund der Wohnorte der Mitarbeiter recht günstig, da 66% der Beschäftigten weni-
ger als 15 Kilometer Arbeitsweg zurücklegen müssen. Der Großteil pendelt dabei von 
Rostock nach Stäbelow. Im Rahmen der Erreichbarkeitsanalyse wurde deutlich, dass bei 
einer reinen Zeitbetrachtung der PKW zumeist die schnellste Alternative darstellt. Für die 
Beschäftigten, die zentral in Rostock wohnhaft sind, könnte hierbei auch ein E-Roller eine 
Alternative darstellen. Aufgrund des fast ein Kilometer langen Fußweges bis zur nächsten 
Bushaltestelle, gehört der ÖPNV nur für sehr wenige Mitarbeiter zu den schnellsten Ver-
kehrsmitteln. 


Unter der Annahme, dass neben der Zeit auch Faktoren wie Kosten, CO2-Ausstoß oder 
Bewegung eine Rolle bei der Verkehrsmittelwahl spielen, verfügt bei Projekt rk der ÖPNV 
kombiniert mit dem Fahrrad (Bike&Ride) über ein nennenswertes Potenzial. Insbesondere 
den Beschäftigten, die entlang der Verbindung Rostock – Warnemünde wohnhaft sind, bie-
ten sich gute Möglichkeiten. Unter denselben Annahmen könnte auch im Nahbereich die 
Zweiradmobilität mit Pedelecs eine Alternative darstellen. 


Die Mitarbeiterbefragung, an der 21 von 58 Beschäftigten teilnahmen, ergab einen hohen 
Anteil an PKW-Nutzern auf dem Arbeitsweg. 18 Mitarbeiter gaben an, den PKW immer 
oder regelmäßig zu nutzen. Als Grund wurden am häufigsten die Faktoren Zeit, Unabhän-
gigkeit und Komfort genannt. Dass es bei Projekt rk durchaus die Bereitschaft zu einer Ver-
haltensänderung gibt, wird dadurch deutlich, dass über 50% eine Änderungsbereitschaft 
angaben. Insbesondere die Zweiradmobilität (Fahrrad und Pedelecs) und das Bilden von 
Fahrgemeinschaften unter Nutzung einer webbasierten Mitfahrbörse wurden genannt. 
Maßnahmen, wie Einführung eines JobRad-Angebotes, Einführung eines Mitfahrportals so-
wie die Überarbeitung des Anreizsystems werden derzeit geprüft. 


„Wir fördern bereits das umweltfreundliche Mobilitätsverhalten unserer Mitarbeiter. Die 
Ergebnisse der in dem Projekt durchgeführten Analysen bieten uns nun weitere Ansatz-
punkte einer nachhaltigen Mobilität.“ 


Michael Kuhn, Geschäftsführer Projekt rk GmbH & Co.KG 
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Abbildung 13: Kartographische Darstellung der nutzenoptimalen Verkehrsmittel 


 


Neben der Mobilität auf dem Arbeitsweg wurde bei der Firma Projekt rk eine Fahrdatenana-
lyse der beiden Acht-Sitzer des Unternehmens durchgeführt. Die FLEETRIS-Analyse ergab, 
dass lediglich ein Fahrzeug eine Auslastung aufweist, die eine dauerhafte Vorhaltung nahe-
legt. Ein zweites Fahrzeug wird lediglich unregelmäßig benötigt. Weiterhin konnte festge-
stellt werden, dass innerhalb von 10 Wochen lediglich eine Fahrt mit mehr als zehn 
Personen stattgefunden hatte, so dass aufgrund der durchgeführten Materialtransporte der 
Einsatz eines Kleintransporters (Caddy-Klasse) statt eines Acht-Sitzers empfohlen wurde. 
Auf der Grundlage dieser Analyseergebnisse wurden beide Acht-Sitzer abgeschafft und ein 
Kleintransporter neu beschafft. Zeitgleich wurde ein CarSharing-Fahrzeug am Unterneh-
menssitz durch den Anbieter Greenwheels bereitgestellt, auf das Projekt rk bei Bedarf zu-
greifen kann. 


WASTRA-PLAN Ingenieurgesellschaft mbH (WASTRA-PLAN) 


 


 


 


 


WASTRA-PLAN ist eine Ingenieurgesellschaft mit insgesamt 34 Mitarbeitern, von denen 26 
am Standort Rostock und acht am Standort Bergen arbeiten. Angeboten werden Ingenieur- 
und Beratungsleistungen zu den Themen: Wasserbau/-wirtschaft, Kompletterschließung, 
Umweltschutz, Straßenbau, Umweltgeotechnik/Spezialtiefbau und Sportanlagenbau. Das 
Unternehmen fördert bereits die Nutzung von Fahrrädern auf dem Arbeitsweg. So stehen 
den Beschäftigten Duschmöglichkeiten, überdachte Abstellanlagen und eine kleine Werk-
statt für Reparaturen zur Verfügung. Für dieses Engagement wurde WASTRA-PLAN be-
reits mehrfach ausgezeichnet. Auch in dem Themenfeld ‚Geschäftliche Mobilität‘ war das 
Unternehmen bereits tätig. Es wurde eine eigene Fuhrparkanalyse der sechs personenun-
gebundenen PKW durchgeführt. Im Ergebnis konnte ein Fahrzeug reduziert werden. 


„Unserer seit längerer Zeit betriebenes Engagement bezüglich einer umwelt- und ressour-
censchonenden Unternehmensphilosophie wurde durch das betriebliche Mobilitätsmana-
gement maßgeblich positiv beeinflusst und hat im Bereich der Fahrzeugnutzung bereits 
Veränderungen ermöglicht.“ 


Jörg Gothow, Geschäftsführer WASTRA-Plan Ingenieurgesellschaft mbH 
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Der in dem Projekt betrachtete Standort Oll-Päsel-Weg Nummer 1 liegt in einem Wohnge-
biet im Nordwesten der Hansestadt Rostock, weniger als 300 Meter von der Straßenbahn-
haltestelle „Rahnstädter Weg“ entfernt. Die Mehrzahl der Beschäftigten wohnt in einer 
zweiradfreundlichen Entfernung zum Arbeitsort. 21 der 26 in Rostock arbeitenden 
Mitarbeiter haben einen Arbeitsweg 
von weniger als 10 Kilometern. Die-
ser Umstand wirkt sich auch auf den 
Zeitvergleich der Verkehrsmittel aus. 
So stellen E-Roller, Pedelecs und 
Fahrräder für viele Mitarbeiter eine 
vergleichbare oder sogar schnellere 
Mobilitätsalternative als der PKW dar. 
Ähnlich verhält es sich beim ÖPNV in 
Kombination mit den Fahrrad (Bike&Ride), der aufgrund der Straßenbahnhaltestelle in un-
mittelbarer Nähe für nahezu die Hälfte der Mitarbeiter zeitlich attraktiv erscheint. Auch unter 
der Berücksichtigung der Faktoren Kosten, CO2-Ausstoß und Bewegung verfügen die ge-
nannten Verkehrsmittel über gutes Potenzial zur Veränderung des Mobilitätsverhaltens auf 
dem Arbeitsweg. Insbesondere Fahrrad- und Pedelec-Nutzung gewinnen dabei an Bedeu-
tung. Die Ergebnisse der Erreichbarkeitsanalyse korrespondieren gut mit denen der Mitar-
beiterbefragung. An dieser nahmen 16 der 26 Mitarbeiter teil. Die Befragten verteilten sich 
ziemlich gleichmäßig auf die PKW- und Fahrrad-Nutzung. Von den Befragten gab lediglich 
eine Person an, den ÖPNV regelmäßig zu nutzen. Als Gründe für die aktuelle Verkehrsmit-
telwahl wurden Unabhängigkeit, Zeit und körperliche Bewegung am häufigsten genannt. 
Grundsätzlich äußerten sich die Befragten zufrieden mit ihrer Verkehrsmittelwahl. Lediglich 
sechs Befragte könnten sich eine Änderung vorstellen. Neben dem Wechsel auf Zweirad-
mobilität und dem damit verbundenen Wunsch nach der Erweiterung der überdachten Ab-
stellmöglichkeiten wurde der Wunsch nach einer CarSharing-Station geäußert. In 
räumlicher Nähe zum Arbeitsort könnte sie eine „Schlechtwetter-Lösung“ bieten.  


Als kurzfristige Maßnahme will WASTRA-PLAN das JobRad-Angebot testweise ausprobie-
ren. Desweiten ist geplant, die Duschmöglichkeit sowie die „Fahrradwerkstatt“ attraktiver zu 
gestalten und weitere Fahrradabstellplätze zu überdachen. Zur Abdeckung der geschäftli-
chen Mobilitätsspitze sowie als Mobilitätsalternative für die Mitarbeiter wurde auf dem Park-
platz des Unternehmens ein CarSharing-Angebot von Greenwheels eingerichtet. Weiterhin 
wird der Einsatz von alternativen Antrieben in der eigenen Firmenflotte geprüft. 


Polizeiinspektion Rostock 


Die Polizeiinspektion Rostock ist im vergangenen Jahr mit weiteren Dienststellen in die 
neue Liegenschaft in der Ulmenstraße eingezogen. Insgesamt befinden sich rund 380 Be-
schäftigte an dem neuen Standort. Die Hälfte der 290 Beschäftigten der Polizeiinspektion 
arbeitet im Schichtdienst, so dass das ÖPNV-Angebot in den Randzeiten nicht immer eine 
geeignete Alternative für den Arbeitsweg darstellt. Auch aus diesem Grund ist der Anteil der 
PKW-Nutzer groß, obwohl die S-Bahn-Haltestelle „Parkstraße“ nur 50 Meter entfernt ist. 
Fußgänger und Radfahrer stellen die Ausnahme dar. Da am Standort Ulmenstraße nur 70 
PKW-Parkplätze zur Verfügung stehen, hatte sich die Polizeiinspektion frühzeitig für eine 
Teilnahme am Projekt ausgesprochen. 
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Auf Grundlage der Wohndaten konnte ermittelt werden, dass über 70% der Bediensteten 
einen Arbeitsweg von weniger als 10 Kilometern zurücklegen. Rund die Hälfte hat lediglich 
5 Kilometer zum Dienstort zu überwinden. Es bestehen demnach gute Grundvoraussetzun-
gen für die Zweiradmobilität. Neben diesen Umständen wurde bei der Standortanalyse fest-
gestellt, dass bereits Fahrradabstellanlagen mit Anlehnbügeln, Dusch- und 
Umkleidemöglichkeiten existieren. Jedoch wurde ein weiterer Bedarf an Abstellmöglichkei-
ten, vor allem an überdachten, ermittelt. 


In den Ergebnissen der Erreichbarkeitsanalyse spiegelt sich die gute Basis für die Zwei-
radmobilität wider. Bei der Analyse wurden die Daten der Bediensteten in vier Gruppen 
ausgewertet: der Tagesdienst mit 157 Bediensteten, zwei Wechselschichten mit 93 bzw. 25 
sowie der Bereitschaftsdienst mit 19 Bediensteten. Zur Vereinfachung wird lediglich in Ta-
ges- und Schichtdienst unterschieden. 


Sowohl unter ausschließlicher Berücksichtigung der Zeit, als auch bei Einbindung der Kos-
ten, des CO2-Ausstoßes sowie der Bewegung, verfügen die unterschiedlichen Zweiradan-
gebote über hohes bis sehr hohes Wechselpotenzial. Dies gilt sowohl für den Tagesdienst, 
als auch für den Schichtdienst. Im Tagesdienst weist die Alternative Bike&Ride ein hohes 
Potenzial auf. So ist diese Kombination für rund 40% der Bediensteten schneller, oder 
gleichschnell im Vergleich zum Pkw. Für die Bediensteten im Schichtdienst stellt der ÖPNV, 
auch als Variante Bike&Ride, für nur wenige Mitarbeiter eine sinnvolle Alternative dar. Für 
Bedienstete des Tagesdienstes, die im Rostocker Umland ohne gute ÖPNV-Anbindung be-
heimatet sind, stellen auch Fahrgemeinschaften eine gute Lösung dar. 


Abbildung 14: Kartographische Darstellung der nutzenoptimalen Verkehrsmittel 


 


Im Vorfeld der Mitarbeiterbefragung wurde für die Polizeiinspektion Rostock ein Informati-
onstag zum Thema Mobilität durchgeführt. Im Rahmen dieser Veranstaltung wurden unter-
schiedliche Mobilitätsangebote vorgestellt. An der anschließenden Mitarbeiterbefragung 
nahmen nur 33 Mitarbeiter der Polizeiinspektion teil, so dass die Ergebnisse in Bezug auf 
die Mitarbeitermobilität lediglich Tendenzen aufzeigen können. 


Rund 70% der Befragten gab an, regelmäßig oder immer den Arbeitsweg mit dem PKW zu-
rück zu legen. Die verbleibenden Befragten verteilen sich gleichmäßig auf das Fahrrad, den 
ÖPNV und das Zufußgehen. Als Gründe für die Verkehrsmittelwahl wurden Zeit, Unabhän-
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gigkeit und Stressfreiheit am häufigsten genannt. Von den befragten Personen gaben rund 
80% an, sich ein geändertes Mobilitätsverhalten vorstellen zu können. Als mögliche Alterna-
tiven wurden Fahrrad-/Pedelec-Mobilität und die Nutzung des ÖPNV genannt. Vor diesem 
Hintergrund erscheint es bemerkenswert, dass mehr als 70% der Befragten noch nie mit 
einem Pedelec gefahren sind. 


Als kurzfristige Maßnahmen hat die Polizeiinspektion die erneute Durchführung einer Mitar-
beiterbefragung geplant. Darüber hinaus ist vorgesehen, die Ausfahrt von Fahrrädern vom 
Betriebsgelände zu erleichtern. Die induktionsgesteuerte Schranke reagierte bisher nicht 
auf Fahrradfahrer. Mittelfristige Maßnahmen sind: 


- Möglichkeit der privaten Nutzung von Dienstfahrrädern 


- Durchführung eines weiteren Informationstages 


- Entwicklung eines Anreizsystems für die Zweiradnutzung 


- Prüfung der Einführung eines Jobtickets 


Rostocker Straßenbahn AG (RSAG) 


 


 


 


 


Die RSAG versteht sich als Mobilitätsdienstleister der Hansestadt Rostock. Mit sechs Stra-
ßenbahn- und 21 Buslinien deckt sie den ÖPNV im gesamten Stadtgebiet ab. Darüber hi-
naus wird seit Mitte 2014 ein Pedelec-Vermietungssystem mit fünf Standorten angeboten. 
In dem Projekt wurde mit dem Standort „Hamburger Straße“ ein Betriebshof und gleichzeitig 
Verwaltungsstandort des Unternehmens betrachtet. Der Standort liegt recht zentral in 
Rostock und ist vom Hauptbahnhof in rund 15 Minuten mit der Straßenbahn erreichbar. 


Es wurden 282 Mitarbeiter berücksichtigt, von denen 47 im Schichtdienst tätig sind. Mit 82% 
bis zu 15 Kilometer und 65% bis zu 10 Kilometer Arbeitsweg wohnen sehr viele der Mitar-
beiter im Nahbereich des Arbeitsortes. Somit stellt die Zweiradmobilität unabhängig von Ta-
ges- oder Schichtdienst eine gute Alternative zum PKW dar. So können beispielsweise rund 
40% der Beschäftigten den Arbeitsweg 
mit dem Fahrrad im Vergleich zum 
PKW schneller oder immerhin gleich-
schnell zurücklegen. Mit dem Pedelec 
sind dies sogar rund 70%. Aufgrund 
der guten ÖPNV-Anbindung ist dieses 
Verkehrsmittel für bis zu 30% zeitlich 
attraktiv. Selbst der Weg zu Fuß zur 
Arbeit könnte für 20 Mitarbeiter eine 
gute Alternative darstellen. Aufgrund 
der Möglichkeit, mit dem Dienstaus-
weis Busse und Straßenbahnen im Stadtgebiet nutzen zu können, stellt dies eine gute Opti-
on zum motorisierten Individualverkehr dar. Bei der Bewertung der infrastrukturellen Gege-
benheiten wurden unter anderem die vorhandenen Fahrradabstellanlagen begutachtet. Es 


 „Als der Mobilitätsdienstleister der Hansestadt Rostock haben wir ganz bewusst das Mobili-
tätsverhalten unser eigenen MitarbeiterInnen auf den Prüfstand gestellt. Die in dem Projekt 
erarbeiteten Ansätze gilt es nun schrittweise in der Praxis umzusetzen. 


Andreas Lüdtke, Abteilungsleiter der Rostocker Straßenbahn AG 
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wurden gute, aber auch verbesserungswürdige Abstellanlagen vorgefunden. In einer Anlage 
wurden die Vorderradhalter (sogenannte „Felgenklemmen“) inzwischen durch Anlehnbügel 
mit ausreichendem Seitenabstand ersetzt.  


An der Mitarbeiterbefragung nahmen 42% der Beschäftigten teil. Von diesen gaben 57 an, 
regelmäßig oder immer den PKW auf dem Arbeitsweg zu nutzen. 36 Beschäftigte nutzen 
mindestens regelmäßig den ÖPNV und 30 ein Fahrrad bzw. ein Pedelec. Ähnlich wie bei 
den anderen Betrieben wurden Zeit, Unabhängigkeit und Stressfreiheit als wesentliche 
Gründe für die Verkehrsmittwahl angeführt. Von 30 Befragten wurde die Bereitschaft geäu-
ßert, regelmäßig oder immer ein Fahrrad oder Pedelec zu nutzen. Mehr als 30 Befragte 
können sich mindestens eine regelmäßige Nutzung des ÖPNV auf dem Arbeitsweg vorstel-
len. Weiterhin sollten alle Abstellanlagen überdacht sein oder sich näher am Arbeitsort be-
finden. Mehr Bewegung und ein Zeitgewinn auf dem Arbeitsweg wurden als potenzielle 
Gründe für einen Wechsel genannt. 


Mittelfristig strebt die RSAG die Umsetzung weiterer Maßnahmen an: 


- Errichtung einer neuen Fahrradabstellanlage  


- Schaffen von Anreizen für „PKW-freie-Mobilität“ 


- Stärkung von Fahrgemeinschaften durch eine geeignete Plattform und privilegierte 
 Parkplätze 


Stadtwerke Rostock AG (Stadtwerke Rostock)  


 


 


 


 


Die Stadtwerke Rostock AG ist der Energiedienstleister in der Hansestadt Rostock und de-
ren Umland. Das Unternehmen mit seinen rund 600 Beschäftigten verkauft  Strom, Erdgas 
sowie Fernwärme und ist als Infrastrukturdienstleister für das Stromnetz in der HRO, das 
regionale Erdgasnetz sowie das Fernwärmenetz in Rostock, Bad Doberan, Kühlungsborn 
und Graal-Müritz verantwortlich. Der Unternehmensstandort „Marienehe“ befindet sich im 
nördlichen Rostock in einem Gewerbegebiet am Schmarler Damm. Er ist mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln innerhalb von 30 Minuten vom Hauptbahnhof aus zu erreichen. Dies ist 
über eine Kombination aus Straßenbahn und Bus möglich oder mit der S-Bahn. Die Bushal-
testelle befindet sich dabei unmittelbar vor dem Betriebsgelände. Die S-Bahn-Haltestelle 
Evershagen hingegen befindet sich rund einen Kilometer von den Stadtwerken entfernt. 


Auch bei den Stadtwerken Rostock wohnt die Masse der Beschäftigten im Nahbereich des 
Unternehmens. So haben rund 60% der Mitarbeiter einen Arbeitsweg von weniger als 10 Ki-
lometern. Es gibt allerdings auch annähernd 100 Mitarbeiter, die täglich einen Arbeitsweg 
von 20 bis zu 80 Kilometern auf sich nehmen.  


„Aufgrund der nicht immer optimalen ÖPNV-Anbindung sowie der räumlichen Nähe vieler 
MitarbeiterInnen zum Arbeitsort, steckt bei uns das größte Potenzial in der Zweiradmobilität. 
Im Rahmen des Projektes wurde eine Reihe von Maßnahmen identifiziert. Diese gehen wir 
jetzt gezielt an.“ 


Dirk Freitag, Hauptabteilungsleiter bei der Stadtwerke Rostock AG 







 


 43 


Abbildung 15: Kartographische Darstellung der Wohnstandorte 


 


Für mehr als 140 Mitarbeiter stellt das Pedelec eine zeitlich attraktive Alternative auf dem 
Arbeitsweg dar. Für mehr als 70 Mitarbeiter trifft dies auf die Fahrradnutzung zu. Trotz der 
kurzen Arbeitswege nutzen vergleichsweise wenig Mitarbeiter Zweiräder. Dies liegt darin 
begründet, dass die Fahrradabstellanlage und der PKW-Parkplatz sich vor dem Firmenzu-
gang befinden und damit kein wesentlicher Zeitvorteil bei der Zweiradnutzung entsteht. Ne-
ben den Zweirädern weisen Fahrgemeinschaften und Bike&Ride ein gewisses Potenzial 
auf. Unter der Berücksichtigung der weiteren Faktoren Kosten, CO2-Ausstoß und Bewe-
gung verfügt vor allem die Fahrrad-Mobilität über ein hohes Potenzial. Bei Entfernungen von 
mehr als 15 Kilometern stellen Fahrgemeinschaften eine Alternative dar.  


Im Rahmen der Bewertung der Infrastruktur konnten einige Verbesserungsvorschläge un-
terbreitet werden. Diese betrafen einerseits die Zufahrt auf das Betriebsgelände, bei der ei-
ne gesonderte Fahrradspur wünschenswert wäre. Andererseits sollten Fahrradabstell-
anlagen auf das Betriebsgelände verlegt und mit modernen Fahrradparkern ausgestattet 
werden. Darüber hinaus wurden Hinweise zur Ausstattung mit Duschmöglichkeiten, Um-
kleide- und Trockenräume gegeben. 


Von der Möglichkeit, an einer Mitarbeiterbefragung teilzunehmen, machten 126 Beschäftige 
(22%) der Stadtwerke Gebrauch. Von den Befragten gaben annähernd 100 an, den PKW 
regelmäßig oder immer auf dem Arbeitsweg zu nutzen. Die regelmäßige Nutzung des Fahr-
rads bzw. Pedelecs wurde von rund 80 angegeben. Mehrfachnennungen waren möglich. 
Die wesentlichen Gründe für die Verkehrsmittelwahl waren bei den Befragten Zeit, Unab-
hängigkeit und Komfort. 


Immerhin 40% der Befragten der Stadtwerke Rostock könnten sich einen Wechsel auf ein 
alternatives Verkehrsmittel auf dem Arbeitsweg vorstellen. Zweiradmobilität in Form von 
Fahrrädern und Pedelecs wurde am häufigsten genannt. Mit beachtlichem Abstand wurden 
ÖPNV und Fahrgemeinschaften erwähnt. Es wurde am häufigsten der Wunsch nach ver-
besserten Umkleide- und Duschmöglichkeiten geäußert. 
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Die Stadtwerke Rostock haben sich bereits intensiv mit der Umsetzung der Maßnahmen 
beschäftigt, so dass im Verwaltungsgebäude bereits neue Waschmöglichkeiten entstanden 
sind. Folgende Maßnahmen sollen künftig verfolgt werden: 


- Umzäunung der äußeren Fahrradabstellanlage 
- Einbau von Duschen im Verwaltungsgebäude 
- Durchführung eines Mitarbeiter-Mobilitätstages 
- Einrichtung einer Mitfahrbörse 
- Ausbau der Zusammenarbeit mit dem örtlichen Fahrradhandel 
- Bereitstellung von Reparaturmaterial für Fahrräder an einem zentralen Ort 


8.2 Potenzialanalyse für das Fuhrparkmanagement der Stadtverwaltung Rostock 


8.2.1 Ausgangssituation und Projektbeschreibung 


Zur Sicherung der betrieblichen Mobilität verfügt die Stadtverwaltung der Hansestadt 
Rostock über 200 Kraftfahrzeuge, die überwiegend dezentral in den Ämtern und Eigenbe-
trieben vorgehalten werden. Gegenstand der Potenzialanalyse waren 154 Fahrzeuge, da-
von 96 Nutzfahrzeuge und 58 Personenkraftwagen. Es existieren bereits an zwei 
Verwaltungsstandorten kleinere Fahrzeugpools. So werden am Standort „Haus des Bauens 
und der Umwelt“ (HdBU) sechs Fahrzeuge von den vor Ort befindlichen Ämtern gemeinsam 
genutzt. Am Standort St.-Georg-Straße werden vier Fahrzeuge für die komplette Stadtver-
waltung vorgehalten. 


Trotz des umfangreichen Fuhrparks gibt es derzeit kein zentrales Fuhrparkmanagement in 
der Stadtverwaltung. Aufgaben wie Reparatursteuerung, Schadensmanagement, Rech-
nungskontrolle und Tankkartenmanagement werden in den Dienststellen dezentral und ne-
benbei bearbeitet. Zur Personenmobilität werden neben den Dienstfahrzeugen ebenfalls 
verschiedene Mobilitätsarten, wie der ÖPNV, die Bahn, Dienstfahrräder, Dienst-Pedelecs, 
Privat-PKW sowie Privatfahrräder genutzt. Es gibt  derzeit keine Vorgaben, die das Mobili-
tätsverhalten der Beschäftigten der Rostocker Stadtverwaltung gezielt in eine gewünschte 
Richtung steuern. Eine solche Steuerung würde eine geeignete Datenbasis samt Kennzah-
len erfordern. Weder Datenbasis noch Kennzahlen standen während des Projektes zentral 
zur Verfügung. 


8.2.2 Ziel und Ablauf des Projektes 


Ziel des Projektes war es, die Ist-Situation der dienstlichen Mobilität der Stadtverwaltung der 
Hansestadt Rostock detailliert zu erfassen. Auf dieser Basis sollen Handlungsempfehlun-
gen für den Fahrzeugeinsatz, das Fuhrparkmanagement und die Einbindung alternativer 
Mobilitätsarten gegeben werden, die in die Erarbeitung eines zukünftigen Fuhrparkkonzep-
tes einfließen. Ziel dieses Konzeptes ist es, konkrete Maßnahmen zur ökonomisch und öko-
logisch nachhaltigen Optimierung der Fuhrpark-basierten betrieblichen Mobilität zu 
beschreiben. Dabei sollen die Maßnahmen die Erreichung folgender Ziele ermöglichen: 


- Senkung des Fuhrpark-bedingten Schadstoffausstoßes  
- Senkung der Fuhrparkkosten  
- Senkung der Prozesskosten  
- Erhöhung der Fahrzeugverfügbarkeit 
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Das Projekt wurde im Februar 2015 mit einer Auftaktveranstaltung gestartet und mit einem 
Strategieworkshop unter Beteiligung der mobilitätsintensiven Dienststellen Ende November 
2015 abgeschlossen. Neben den genannten Veranstaltungen beinhaltete es die Erhebung 
und Auswertung verfügbarer Mobilitätsdaten, die Analyse von Fahrdaten ausgewählter 
Dienstfahrzeuge und die Durchführung von acht Interviews.  


Erhebung und Auswertung verfügbarer Mobilitätsdaten 


Mit dem Ziel, die aktuelle Mobilitätspraxis der Stadtverwaltung der Hansestadt Rostock ab-
zubilden, wurden die Kostendaten der dienstlich genutzten Verkehrsmittel für das Betrach-
tungsjahr 2014 erhoben. Es wurden die Fuhrparkkosten fahrzeuggenau und differenziert 
nach Kostenarten (z.B. Kraftstoff-, Reparatur- und Versicherungskosten) abgefragt. Mittels 
dieser Kostendaten konnte in der Folge dargestellt werden, in welchem Umfang die unter-
schiedlichen Verkehrsmittel für die dienstliche Mobilität zum Einsatz kommen. Die Kosten-, 
Laufleistungs- und Vertragsdaten der Fahrzeuge wurden mittels einer Fuhrparkstrukturana-
lyse ausgewertet. 


Fahrdatenanalyse 


Ein weiterer Analysebaustein stellt die FLEETRIS-Grobanalyse dar. Mit dieser Fahrdaten-
analyse wurden die in den Fahrtenbüchern der Dienststellen dokumentierten Fahrten aus-
gewertet. Es wurden für einen Erfassungszeitraum von 6 Wochen die Fahrdaten von 82 
Fahrzeugen (46 PKW, 36 Transporter) betrachtet. Grundlage für die Analyse bildeten die 
Fahrzeiten (Datum und Uhrzeit) und die Laufleistungen. Im Ergebnis wurde das grundsätzli-
che Potenzial eines Fahrzeugpoolings mit optimierter Disposition dargestellt.  


Interviews mit Vertretern der Dienststellen 


Auf Grundlage der Ergebnisse der Mobilitätsdatenauswertung wurden mit den mobilitätsin-
tensivsten Dienststellen im Juli 2015 insgesamt acht ca. 1,5 stündige Interviews geführt.  


Strategieworkshop 


In einem eintägigen Workshop wurden von 13 Vertretern verschiedener Dienststellen Mobi-
litätsziele für die Stadtverwaltung erarbeitet. Im weiteren Verlauf wurden mögliche Verbes-
serungsmaßnahmen diskutiert und anhand der Ziele bewertet. Die Maßnahmen wurden 
hinsichtlich Wichtigkeit und Dringlichkeit kategorisiert.  


8.2.3 Zusammenfassung der Ergebnisse des Projektes 


Auf Grundlage dieser Erhebung wurde ermittelt, dass die dienstliche Mobilität jährlich ca. 
1,2 Mio. Euro kostet und einen CO2-Ausstoß von ca. 530 Tonnen verursacht. Der städti-
sche Fuhrpark trägt Kosten in Höhe von mehr als 1 Mio. Euro bei und produziert jährlich 
über 450 Tonnen CO2-Ausstoß (siehe Tabelle 11). Mittels der FLEETRIS-Grobanalyse wur-
den die Fahrdaten von 82 (46 PKW, 36 Transporter) Fahrzeugen für einen Zeitraum von 
sechs Wochen ausgewertet. Im Ergebnis konnte aufgezeigt werden, dass durch ein dienst-
stellenübergreifendes Fahrzeugpooling unter Einsatz einer Dispositionssoftware von einem 
Optimierungspotenzial bei den PKW von mehr als 30% und bei den Transportern von mehr 
als 20% ausgegangen werden kann. Unter Berücksichtigung von Kosten für den Einsatz ei-
ner leistungsstarken Dispositionssoftware samt Schlüsseltresore, sowie Kosten für die De-
ckung der Spitzenbedarfe durch externe Ressourcen, sind so jährliche Einsparungen von 
über 70.000 € zu erwarten.  
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Tabelle 11: Aufteilung der CO2-Ausstöße 2014 – je Mobilitätsart 


Mobilitätsart  CO2-Ausstoß Anteil 


Fuhrpark PKW 102 t 19,4% 


Fuhrpark Transporter 354 t 67,0% 


Bahn 9 t 1,7% 


ÖPNV 18 t 3,3% 


Flugzeug 6 t 1,2% 


Taxi 1 t 0,2% 


Privat-Pkw  38 t 7,2% 


Gesamt 529 t 100% 


Abbildung 16:  Beispielhafte FLEETRIS-Analyse der Stadtverwaltung 


 


Im Abschlussworkshop konnten die folgenden Maßnahmen mit der höchsten Priorität ermit-
telt werden: 


- Anreize zur dienstlichen Nutzung von Privatfahrrädern und Monatskarten 


- Anreizsystem zur Nutzung alternativer Verkehrsmittel 


- Einbindung der Ämter und Mitarbeiter in den Veränderungsprozess 


- Pooling von ÖPNV-Tickets (z.B. Monatskarten) 


- Zentrales Fuhrpark- / Mobilitätsmanagement 


- Vollkostenorientierte Beschaffung 


- Ämter- und verkehrsmittelübergreifendes Controlling 


Als zentraler und wichtigster Baustein wird die Einrichtung einer Stelle für ein zentrales 
Fuhrpark- bzw. Mobilitätsmanagement angesehen. Alle anderen Maßnahmen könnten 
durch diese Stelle initiiert und gesteuert werden. Unter Berücksichtigung weiterer Kosten für 
einen Fuhrparkmanager sowie für eine Fuhrparkmanagementsoftware könnten ab 2019 
jährlich rund 90.000 € und ab 2021 mehr als 100.000 € an Einsparungen erwirtschaftet 
werden. Dabei ist von einer Reduzierung des CO2-Ausstoßes von ca. 20% auszugehen. 
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9. Zwischenfazit – CO2-Einsparpotenziale im Mobilitätsmanagement 
Maßgebliches Anliegen des Mobilitätsmanagementkonzeptes ist es, die Mobilität der Ein-
wohner Rostocks sowie der Pendler und Besucher zu einem möglichst umweltfreundlichen 
modal split zu beeinflussen. Dazu tragen die einzelnen Bausteine der Teilkonzepte 1 bis 4 
sehr unterschiedlich bei. Die Ermittlung der Effekte auf die Emission von Klimaschadgasen 
wird auf makroskopischer Betrachtungsebene in aggregierter Form vorgenommen. Dabei 
wird auf das im Rahmen der Erarbeitung des Mobilitätsplanes Zukunft (MOPZ) bearbeitete 
Verkehrsmodell und die Ansätze zur Berücksichtigung der Maßnahmen des Mobilitäts-
managements zurückgegriffen. Ausgehend von den Ergebnissen der Szenarienberechnung 
werden im Stadtgebiet Rostock gemäß derzeitiger Verkehrsprognose im Jahr 2030 etwa 2,86 
Mio. Fahrzeugkilometer pro Tag zurückgelegt, was in etwa auch der heutigen Fahrleistung 
entspricht. Dies ergibt abgemindert um den LKW-Verkehr und den Durchgangsverkehr (keine 
maßgebliche Beeinflussung über die hier betrachteten Maßnahmen des Mobilitätsmanage-
ments) ca. 800 Mio. PKW-km pro Jahr. Infolge der betrachteten Konzepte zum Mobilitätsma-
nagement kann sich die Fahrleistung im Stadtgebiet Rostock (Betrachtung nach 
„Inlandsprinzip“) in Summe um etwa 5 % auf ca. 760 Mio. PKW-km pro Jahr vermindern. Im 
Zielszenario des MOPZ (Stand: April 2016) können die Fahrleistungen um ca. weitere 5 % 
auf etwa 720 Mio. PKW-km pro Jahr abgemindert werden. Zur Bilanzierung der CO2-
Emissionen wurde die jährliche Fahrleistung im Ist-Zustand und für die Prognose mit für die 
Fahrzeugklasse angegebenen Emissionsfaktoren multipliziert. 


 
 


Das Ergebnis zeigt die durch-
schnittlichen CO2-Emissions-
werte für den PKW-Verkehr im 
Analysezustand sowie in den 
Prognoseszenarien. Dabei wird 
deutlich, dass allein durch die 
technische Verbesserung der 
Fahrzeugflotte bereits deutliche 
Emissionsverbesserungen er-
zielt werden. Bei Umsetzung 


der Konzepte zum Mobilitätsmanagement sowie unter Zugrundelegung des Zielszenarios des 
MOPZ können Einsparungen von mehr als 30 % der Emissionswerte im Vergleich zu heute 
erreicht werden. Das entspricht mehr als 42,4 Tausend t Kohlendioxid (CO2). 


10. Gesamtfazit 
Gemeinsam mit Akteuren aus der Hansestadt Rostock und ihrem Umland konnten fünf maß-
gebliche Handlungsfelder des Mobilitätsmanagements herausgearbeitet und beispielhafte 
Maßnahmen zu Erreichung der verkehrs- und umweltpolitischen Zielstellungen entwickelt 
werden. Für die weitere Umsetzung der Maßnahmen ist es besonders wichtig, das Mobili-
tätsmanagement in der Stadt- und Verkehrsplanung noch stärker zu verankern und als 
selbstverständlichen Bestandteil des Verwaltungshandelns auf allen Ebenen zu etablieren. 
Insbesondere ist eine enge Verzahnung mit den Maßnahmen des Mobilitätsplans Zukunft 
(MOPZ) anzustreben.  


Abbildung 17: Klimabilanz für das Stadtgebiet Rostock im Vergleich Ist-Zustand 
und Prognoseszenarien 
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Abkürzungsverzeichnis 


ADFC    Allgemeiner Deutscher Fahrradclub 
AG    Aktiengesellschaft 
App    application software (Anwendungssoftware) 
B.    Beschäftigte 
B (Nr.)    Bundesstraße 
bspw.    beispielsweise 
bzw.    beziehungsweise 
ca.    circa 
CO2    Kohlendioxid 
DB AG    Deutsche Bahn AG 
DFI    Dynamische Fahrgastinformation 
d.h.    das heißt 
E~/e~    Elektro~ (z.B. eMobilität, e-Ticket) 
etc.    ecetera 
e.V.    eingetragener Verein 
EW    Einwohner 
ggf.    gegebenenfalls 
GmbH & Co. KG  Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung & Compagnie Kommandit-


gesellschaft 
HRO    Hansestadt Rostock 
IC    Intercity 
i.e.S.    im engeren Sinne 
inkl.    inklusive 
IT    Informationstechnologie 
IV    Individualverkehr 
KC    Kundencenter 
Kita    Kindertagesstätte 
(K)MM    (Kommunales) Mobilitätsmanagement 
L (Nr.)    Landstraße 
LKW    Lastkraftwagen 
LRO    Landkreis Rostock 
MP    Mobilitätsportal 
MZ    Mobilitätszentrale 
MOPZ    Mobilitätsplan Zukunft 
(N)MIV    (Nicht-)Motorisierter Individualverkehr   
o.ä.    oder ähnlich 
ÖP(N)V    Öffentlicher Personen(nah)verkehr 
ÖV    Öffentlicher Verkehr  
P&R    Park-and-Ride 
PKW    Personenkraftwagen 
QR    quick response (schnelle Antwort) 
rebus    Regionalbus Rostock GmbH 
RSAG    Rostocker Straßenbahn AG 
S-Bahn    Schnellbahn 
SPNV    Schienenpersonennahverkehr 
t    Tonnen 
TK    Teilkonzept 
u.a.    unter anderem 
VRF    Verkaufsraumfläche 
VVW    Verkehrsverbund Warnow 
z.B.    zum Beispiel  
zw.    zwischen 
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1 Ausgangssituation und Projektbeschreibung 


Zur Sicherstellung der betrieblichen Mobilität verfügt die Hansestadt Rostock über 200 
Kraftfahrzeuge, die überwiegend dezentral in den Ämtern und Eigenbetrieben vorgehalten 
werden. Gegenstand der Potenzialanalyse sind 154 Fahrzeuge (96 Nutzfahrzeuge und 58 
Personenkraftwagen) (vgl. Abbildung 1). 
Die Fahrzeuge des Amtes 37 sowie des Eigenbetriebes KOE sind nicht Bestandteil der 
Untersuchungen. Das Amt 37 wurde bei der Betrachtung ausgeklammert, da seitens des 
Amtes darauf verwiesen wurde, dass der Fuhrpark des Amtes vorrangig aus 
Einsatzfahrzeugen besteht. Der Eigenbetrieb KOE stand lediglich für ein Interview zur 
Verfügung. In diesem Interview wurde Seites der Betriebsleiterin deutlich gemacht, dass kein 
Interesse an einer Projektteilnahme besteht.  
Es existieren bereits an zwei Verwaltungsstandorten kleinere Fahrzeugpools. So werden am 
Standort „Haus des Bauens und der Umwelt“ (HdBU) sechs Fahrzeuge von den vor Ort 
befindlichen Ämtern gemeinsamt genutzt. Das Amt 10 hält am Standort St.-Georg-Straße 
vier Fahrzeuge für die komplette Stadtverwaltung vor.  
 


Amt  Pkw  Transporter  Lkw  Gesamt  
10 5 4 0 9 
32 8 1 0 9 
40 4 5 3 12 
42 0 1 0 1 
45 0 2 0 2 
53 1 0 0 1 
60 1 0 0 1 
62 1 2 0 3 
66 10 10 17 37 
67 9 30 13 52 
73 2 2 0 4 
74 1 0 0 1 
82 7 0 0 7 
83 1 0 1 2 
87 8 3 2 13 


Gesamt  58 60 36 154 
Abb. 1: Verteilung des Fuhrparks 
 
Wenn man die Gesamtheit der teilnehmenden Dienststellen1 betrachtet, ist die Anzahl der 
Fahrzeuge innerhalb der Fahrzeuggruppen Pkw, Transporter ähnlich verteilt. Über den 
größten Fahrzeugbestand verfügen mit Abstand die Ämter 66 und 67. Bei den in der 
Abbildung 1 aufgeführten Lkw wurden ebenfalls die Multicars mit hinzugezählt. 


                                                 
1 Wenn im weiteren Verlauf die Gesamtheit der am Projekt teilnehmenden Ämter und Eigenbetriebe 
angesprochen wird, dann wird diese zur Vereinfachung als Dienststelle bezeichnet 
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Trotz des umfangreichen Fuhrparks gibt es derzeit kein zentrales Fuhrparkmanagement 
innerhalb der Verwaltung des Hansestadt Rostock. Aufgaben wie Reparatursteuerung, 
Schadensmanagement, Rechnungskontrolle und Tankkartenmanagement findet dezentral in 
den Dienststellen statt. Diese Aufgaben werden dabei in Nebentätigkeit wahrgenommen. Zur 
Personenmobilität werden neben den Dienstfahrzeugen ebenfalls verschiedene 
Mobilitätsarten, wie der ÖPNV, die Bahn, Dienstfahrräder, Dienst-Pedelecs, Privat-Pkw 
sowie Privatfahrräder genutzt.  
Es gibt  derzeit keine Regelungen, die das Mobilitätsverhalten der Beschäftigten der 
Rostocker Stadtverwaltung gezielt in eine gewünschte Richtung steuern. Eine solche 
Steuerung würde eine geeignete Datenbasis samt Kennzahlen erfordern. Weder Datenbasis 
noch Kennzahlen standen während des Projektes zentral zur Verfügung. Somit stellte die 
mangelnde Transparenz hinsichtlich des aktuellen Nutzungsverhaltens die zentrale 
Herausforderung innerhalb des Projektes dar. 


2 Darstellung des Beratungsauftrages 


Ziel des Projektes war in erster Linie die Ist-Situation der dienstlichen Mobilität der 
Hansestadt Rostock detailliert zu erfassen, um auf dieser Basis Handlungsempfehlungen für 
den Fahrzeugeinsatz, das Fuhrparkmanagement und die Einbindung alternativer 
Mobilitätsarten zu geben. Diese Handlungsempfehlungen sollen in die Erarbeitung eines 
zukünftigen Fuhrparkkonzeptes mit einfließen. Ziel dieses Konzeptes ist es, die konkreten 
Maßnahmen zur ökonomisch und ökologisch nachhaltigen Optimierung der Fuhrpark-
basierten betrieblichen Mobilität zu beschreiben. Dabei sollen die Maßnahmen zur 
Erreichung folgender Ziele geeignet sein: 
 
- Senkung des mobilitätsbedingten Schadstoffausstoßes  
- Senkung der Fuhrparkkosten  
- Senkung der Prozesskosten  
- Erhöhung der Fahrzeugverfügbarkeit 


3 Ablauf des Beratungsprojektes 


Das Projekt wurde im Februar 2015 mit einer kleinen Auftaktveranstaltung unter 
Anwesenheit der Senatoren der Senatsbereiche 2 und 4 sowie der Amtsleitung des Amtes 
10 gestartet. Abgeschlossen wurde das Projekt mit einem Strategieworkshop unter 
Beteiligung der mobilitätsintensiven Dienststellen Ende November 2015. Es umfasste neben 
den genannten Veranstaltungen die Erhebung und Auswertung verfügbarer Mobilitätsdaten, 
die Analyse von Fahrdaten ausgewählter Dienstfahrzeuge und die Durchführung von acht 
Interviews. Das Projekt wurde seitens des Auftraggebers durch den Mobilitätskoordinator 
betreut. 


3.1 Erhebung und Auswertung verfügbarer Mobilitätsdaten 


Mit dem Ziel, die aktuelle Mobilitätspraxis der Stadtverwaltung der Hansestadt Rostock 
abzubilden, wurden die Kostendaten der dienstlich genutzten Verkehrsmittel für das 
Betrachtungsjahr 2014 erhoben. Hierbei wurden die Fuhrparkkosten fahrzeuggenau und 
differenziert nach Kostenarten (z.B. Kraftstoff-, Reparatur- und Versicherungskosten) 
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abgefragt. Während die Kostendaten für die Verkehrsmittel, wie ÖPNV, Bahn oder 
dienstliche Privat-Pkw-Nutzung zentral über das Amt 10 zur Verfügung gestellt werden 
konnten, wurden alle Kosten-, Laufleistungs- und Vertragsdaten der Fahrzeuge dezentral 
über die Ämter zur Verfügung gestellt. Aufgrund der Tatsache, dass es derzeit kein zentrales 
Fuhrparkmanagement, geschweige denn ein Mobilitätsmanagement gibt, war der Prozess 
der Datenbereitstellung mit erheblichem Aufwand für die Verwaltung verbunden. 
Mittels dieser Kostendaten konnte in der Folge dargestellt werden, in welchem Umfang die 
unterschiedlichen Verkehrsmittel im Rahmen der dienstlichen Mobilität zum Einsatz 
kommen. Die Kosten-, Laufleistungs- und Vertragsdaten der Fahrzeuge wurden mittels einer 
Fuhrparkstrukturanalyse ausgewertet. 


3.2 Fahrdatenanalyse 


Ein weiterer Analysebaustein stellt die FLEETRIS-Grobanalyse dar. Mit dieser Form der 
Fahrdatenanalyse wurden die in den Fahrtenbüchern der Dienststellen dokumentierten 
Fahrten ausgewertet. Hierbei wurden für einen Erfassungszeitraum von 6 Wochen (03.05. 
bis 13.06.2014) die Fahrdaten von 82 Fahrzeugen (46 Pkw, 36 Transporter) betrachtet. 
Grundlage für die Analyse waren die Fahrzeiten (Datum und Uhrzeit) und die Laufleistungen. 
Ziel der FLEETRIS-Grobanalyse ist es, das grundsätzliche Potenzial eines Fahrzeugpooling 
mit optimierter Disposition darzustellen. Die Systematik dieser Analyseform stellt die 
folgende Abbildung dar. 
 


 
Abb. 2: Prinzipdarstellung FLEETRIS-Analyse 
 


Das Ergebnis dieser Form der Fahrdatenauswertung ist dabei eine graphische Darstellung 
der Fahrtabschnitte der einzelnen Fahrzeuge sowie eine graphische Darstellung des 
Fahrzeugbedarfs bei optimierter Disposition der betrachteten Fahrzeuge. Die Analyse findet 
dabei unterteilt nach den verschiedenen Fahrzeugklassen und Standorten statt. In Abbildung 
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2 wird das Grundprinzip einer FLEETRIS–Analyse dargestellt. Dabei stellt die obere Grafik 
eine vereinfachte Ist-Nutzung eines Fuhrparks von vier Fahrzeugen an acht Tagen dar. Die 
Kugeln symbolisieren dabei den zeitlichen Einsatz des jeweiligen Fahrzeugs. Die 
dargestellten Fahrzeuge werden in dem Betrachtungszeitraum zwischen 62,5 % und 87,5 % 
ausgelastet. Über alle Fahrzeuge ergibt dies eine Auslastung von 75,0 %. Die zweite Grafik 
zeigt denselben Mobilitätsbedarf, allerdings mittels der FLEETRIS–Systematik verteilt auf so 
wenige wie mögliche Fahrzeuge. Auf diese Weise wird die Bedarfsspitze transparent 
gemacht. 


3.3 Interviews mit Vertretern mobilitätsintensiver Ämter 


Auf Grundlage der Ergebnisse der Mobilitätsdatenauswertung wurden mit den 
mobilitätsintensivsten Dienststellen im Juli 2015 insgesamt acht ca. 1,5 stündige Interviews 
geführt. Hierbei wurden mit den Ämtern 10, 32, 40, 66, 67 und 74 sowie mit den 
Eigenbetrieben 87 und 88 Gespräche geführt. Folgende Fragestellungen bildeten den 
Rahmen der Gespräche: 
 


− Wie ist das Amt/Eigenbetrieb gegliedert, und welche mit Mobilität verbundenen 
Aufgaben werden wahrgenommen? 


− Wie sind Sie dafür mobil? 
− Wie sind die einzelnen Fahrzeuge eingesetzt und ausgelastet?  
− Wie erfolgt derzeit das Fuhrparkmanagement? 
− Wie bzw. mit welchen IT-Werkzeugen planen Sie Ihre mobilen Aufgaben?  
− Warum sind Sie in dieser Form mobil? 
− Welche Maßnahmen zur Optimierung wurden früher vergeblich unternommen? 
− Wie haben Sie bisher auf das Mobilitätsverhalten Ihrer Mitarbeiter/-innen eingewirkt? 
− Welche Hindernisse sehen Sie bei einer Optimierung, wie geht man damit am besten 


um? 
− Was sind Ihre eigenen Ziele in Bezug auf Mobilität?  
− Welche Vorschläge haben Sie zur Weiterentwicklung des Mobilitätssystems? 


 
Auf diese Weise wurde die gelebte Mobilitätspraxis erfasst. 


3.4 Strategieworkshop 


In Vorbereitung des Strategieworkshops wurden den am Projekt teilnehmenden Dienststellen 
am 5. November 2015 die Ergebnisse der Daten-, Prozessanalyse und FLEETRIS -
Grobanalyse vorgestellt, um diese gemeinsam zu diskutieren.  
Zu dem Strategieworkshop am 26. November 2015 wurden durch die Projektleitung die 
mobilitätsintensiven Dienststellen eingeladen.  
Im Rahmen des eintägigen Workshops wurden durch 13 VertreterInnen der Ämter bzw. 
Eigenbetriebe 10, 40, 62, 66, 67, 73 und 87 zunächst Mobilitätsziele der Hansestadt Rostock 
erarbeitet und gewichtet. Im weiteren Verlauf wurden potenzielle Optimierungsmaßnahmen 
diskutiert und anhand der Ziele bewertet. Am Ende des Workshops wurden die Maßnahmen 
hinsichtlich ihrer Wichtigkeit und Dringlichkeit kategorisiert.  
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4 Darstellung der Ist-Situation der betrieblichen M obilität 


In diesem Abschnitt findet eine ökonomische und ökologische Betrachtung des derzeit 
praktizierten Mobilitätsmanagements statt. Dabei findet im ersten Schritt eine Aufstellung der 
gesamten Mobilitätskosten und des mobilitätsbedingten CO2-Ausstoßes statt, um dann in der 
Folge die Nutzung der unterschiedlichen Verkehrsmittel zu betrachten. Da der städtische 
Fuhrpark das zentrale Element im Bereich der betrieblichen Mobilität der Hansestadt 
Rostock darstellt, wird hier ein gezielter Blick auf den derzeitigen Auslastungsgrad der 
einzelnen Fahrzeugklassen geworfen. Geschlossen wird dieser Abschnitt mit weiteren 
Feststellungen rund um die städtischen Fahrzeuge. Diese beinhalten beispielsweise 
Aussagen zum Alter und den Laufleistungen der Fahrzeuge, ebenso wie die Betrachtung der 
praktizierten Beschaffungsformen.  


4.1 Kosten und CO2-Ausstoß der betrieblichen Mobilität 


Zwei wesentliche Ziele des Projektes stellen die Reduzierung der durch die dienstliche 
Mobilität verursachten Kosten und des CO2-Ausstoßes dar. Um Ausgangswerte für die 
dienstlich genutzten Mobilitätsarten zu definieren, wurden für das Jahr 2014 die Daten, wie 
im Abschnitt 3.1 beschrieben erhoben. Insbesondere die dezentrale Abfrage der 
Fuhrparkdaten stellte einige Ämter vor Schwierigkeiten. Die zu diesem Zweck an die 
Dienststellen übergebene Excel-Tabelle konnte trotz mehrerer Nachfragen von einigen 
Ämtern nur lückenhaft ausgefüllt werden. Es liegt daher die Vermutung nahe, dass derzeit 
lediglich in wenigen Ämtern die Grundzüge eines systematischen Fuhrparkmanagements 
betrieben werden. Anders ist es nicht zu erklären, dass zum Teil für die Fahrzeuge keine 
Kraftstoffkosten oder Reparaturkosten benannt werden konnten. Um trotz der fehlenden 
Angaben zu einer Abbildung der Ist-Situation zu gelangen, wurde in diesen Fällen mit 
Annahmen gearbeitet. So wurden dann beispielsweise Kostendaten von vergleichbaren 
Fahrzeugen in Ansatz gebracht. Auf diese Weise wurden für das Jahr 2014 Mobilitätskosten 
in Höhe von rund 1,2 Mio. Euro ermittelt. Wie sich diese auf die unterschiedlichen 
Mobilitätsarten verteilen, wird in der folgenden Abbildung dargestellt. 
 


 
Abb. 3: Aufteilung der Mobilitätskosten 2014 – je Mobilitätsart 
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Die Grafik verdeutlicht, dass mehr als die Hälfte (59 %) der Mobilitätskosten durch die 
betrachteten Nutzfahrzeuge verursacht werden. Den zweitgrößten Kostenblock (25 %) bilden 
die Kosten für die 58 betrachteten Dienst-Pkw. Die übrigen dienstlich genutzten 
Mobilitätsarten verursachen Kosten in Höhe von rund 200.000 € (16 %). Hinter den 
sonstigen Mobilitätskosten verbergen sich die Kosten für den Zuschuss von Jobtickets, für 
Dienstfahrräder / -pedelecs, für die Nutzung des Warnowtunnels, für CarSharing sowie für 
Parkplätze. Weiterhin erklärungsbedürftig sind die Kosten für „Internes CarSharing“. In 
diesem Zusammenhang sind die Kosten der Ämter für die Nutzung der Fahrzeuge des 
Amtes 10 gemeint.  
An dieser Stelle soll schon mal der Hinweis gegeben werden, dass die erfassten Kosten 
nicht das komplette Spiegelbild der dienstlichen Mobilität darstellen. So findet im Rahmen 
der dienstlichen Mobilität in einem nicht zu quantifizierenden Umfang die Nutzung von 
privaten Ressourcen statt, ohne hierfür eine Kostenerstattung zu beantragen. Auf diese 
Weise kommen zeitweise private Fahrräder, Pkw und ÖPNV-Tickets zum Einsatz.  
Wie sich die Mobilitätskosten auf die einzelnen Dienststellen verteilen, wird in der folgenden 
Abbildung dargestellt. 
 


 
Abb. 4: Aufteilung der Mobilitätskosten 2014 – je Dienststelle 
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Die Verteilung der Mobilitätskosten auf die Dienststellen visualisiert, dass annähernd die 
Hälfte der Mobilitätskosten in den Ämtern 66 und 67 anfallen. Der Grund hierfür liegt in dem 
hohen Nutzfahrzeuganteil beider Ämter. Gefolgt werden beide Ämter durch den Eigenbetrieb 
87 und das Amt 10. 
Die unterschiedlich intensive Nutzung der verschiedenen Mobilitätsarten wirkt sich nicht nur 
auf die Kostenstruktur, sondern auch auf den verursachten CO2-Ausstoß aus. Als Grundlage 
für die Ermittlung dienten in erster Linie die Kraftstoffverbräuche des Fuhrparks, wie sie von 
den Dienststellen übermittelt wurden. Diese Literangaben wurden mit den CO2-Werten je 
Liter Kraftstoff entsprechend der TREMOD-Studie2 multipliziert. Etwas schwieriger gestaltet 
es sich, die CO2-Ausstöße der Verkehrsmittel zu ermitteln, von denen keine 
Kraftstoffverbräuche vorliegen. Hier wurden die Kostendaten als Grundlage genutzt. 
Ausgehend von diesen Werten wurde über Kilometerkostensätze aus vergleichbaren 
Projekten die Jahreslaufleistung für das jeweilige Verkehrsmittel errechnet. Diese wurden in 
einem weiteren Schritt mit den Werten des CO2-Ausstoßes pro Kilometer aus der o.g. Studie 
multipliziert. Bei den dienstlich genutzten Privat-Pkw wurde ähnlich vorgegangen. Hier wurde 
die Jahreslaufleistung von den Kosten der Wegstreckenentschädigung abgeleitet. Der 
Einfachheit halber wurde als Kosten pro Kilometer 0,30 € in Ansatz gebracht, obgleich als 
Wegstreckenentschädigung je nach Anlass der Fahrt zwischen 0,25 € und 0,35 € vergütet 
wird. 
 


Mobilitätsart  CO2-Ausstoß Anteil 


Fuhrpark PKW 102 t 19,4% 


Fuhrpark Transporter 354 t 67,0% 


Bahn 9 t 1,7% 


ÖPNV 18 t 3,3% 


Flugzeug 6 t 1,2% 


Taxi 1 t 0,2% 


Privat-Pkw  38 t 7,2% 


Gesamt 529 t 100% 


Abb. 5: Aufteilung der CO2-Ausstöße 2014 – je Mobilitätsart 
 
Die Verteilung der Anteile des mobilitätsbedingten CO2-Ausstoßes verdeutlicht, dass die 
wesentlichen Potenziale zur Reduzierung im Bereich des städtischen Fuhrparks, 
insbesondere der Nutzfahrzeuge liegen. 


4.2 Ergebnisse Fuhrparkstrukturanalyse 


Vor dem Hintergrund des Projektziels, die mobilitätsbedingten Kosten und den CO2-Ausstoß 
zu reduzieren, erscheint eine vertiefende Betrachtung des Fuhrparks angeraten, da dieser 
sowohl den wesentlichen Anteil der Mobilitätskosten, als auch des CO2-Ausstoßes 
verursacht. Diese vertiefende Betrachtung wurde in Form einer Fuhrparkstrukturanalyse 


                                                 
2 Vgl. ifeu – Institut für Energie und Umweltforschung Heidelberg GmbH, „Daten- und Rechenmodell: 
Energieverbrauch und Schadstoffemission des motorisierten Verkehrs in Deutschland  1960-2011“ für 
die Emissionsberichterstattung 2013 (Berichtsperiode 1990-2011) S. 12-14 
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durchgeführt. Im Rahmen dieser Analyse wurde der Fuhrpark der Stadtverwaltung 
hinsichtlich der anfallenden Kostenarten, Laufleistung und Fahrzeugalter betrachtet. Die für 
diese Form der Betrachtung erforderlichen Daten wurden mit Ausnahme der Prozesskosten 
auf die im Abschnitt 3.1 beschriebene Weise von den Ämtern zur Verfügung gestellt. Wie 
schon beschrieben, mussten hierbei einige Daten über Annahmen ermittelt werden. Die auf 
diese Weise ermittelte Fahrzeugkosten unterteilt nach Kostenarten und Dienststellen stellt 
die Abbildung 6 dar. 
 
 


 
Abb. 6: Fuhrparkkosten nach Ämter und Kostenarten 
 


Mit gemeinsam über 760.000 € stellen die Absetzung für Abnutzung (AfA), die Kraftstoff-, 
Reparatur- und Leasingkosten den Löwenanteil der Fuhrparkkosten. Bei den genannten 
Reparaturkosten handelt es sich hier um die Kosten, die für Reparaturen in externen 
Werkstätten anfallen. Im Vergleich dazu sind die in der Werkstatt des Amtes 67 anfallenden 
Kosten mit ca. 16.000 € eher gering. Hierbei handelt es sich allerdings lediglich um die 
anfallenden Materialkosten. Personalkosten und Kosten für den Betrieb der Werkstatt 
wurden hierbei nicht erfasst. Bei der Beschaffung der Dienstfahrzeuge wird zwischen 
Leasing und Kauf unterschieden. Die Hansestadt Rostock beschafft nahezu alle 
Nutzfahrzeuge in dem sie diese kauft. Die Personenkraftwagen werden im Gegensatz dazu 
nahezu ausnahmslos geleast. Mit über 163.000 € in dem betrachteten Zeitraum nehmen die 
Leasingkosten mehr als die Hälfte der gesamten Pkw-Kosten (305.588 €) ein. 
Einen weiteren relevanten Kostenblock stellen die Prozesskosten mit mehr als 116.000 € 
dar. Diese Kostenart wurde im Gegensatz zu allen anderen nicht über die Datenabfrage zur 
Verfügung gestellt. Die Prozesskosten stellen vielmehr den Versuch dar, den 
Prozessaufwand des Managements des Dienstfahrzeugfuhrparks der Hansestadt Rostock in 
Kosten zu bewerten. Hierbei wurden die verschiedenen Prozessschritte (z.B. Beschaffung, 
Zulassung, Rechnungsbearbeitung, Fahrzeugpflege etc.) die für jedes Fahrzeug in gewissen 
Zeitabständen anfallen, in ihrer Häufigkeit eingeschätzt und mit angenommenen 
Personalkosten bewertet. Grundlage für die Prozessschritte und die Zeitansätze waren die 
Erfahrungen aus anderen Projekten in Städten vergleichbarer Größenordnung. 
 
 


Amt AfA Leasing Kraftstoff R & W (eigen) R & W (fremd) In spektion Steuer Versicherung GEZ Prozesskosten Sonstiges Gesamt


10 19.569 € 20.473 € 10.016 € 215 € 4.520 € 4.065 € 1.162 € 7.497 € 720 € 7.570 € 2.556 € 78.363 €


32 977 € 24.899 € 7.614 € 0 € 4.737 € 252 € 324 € 4.479 € 552 € 14.990 € 255 € 59.078 €


40 5.205 € 23.548 € 13.324 € 108 € 6.909 € 0 € 2.045 € 6.273 € 2.588 € 11.679 € 0 € 71.677 €


42 5.736 € 0 € 980 € 0 € 0 € 0 € 365 € 711 € 0 € 608 € 376 € 8.776 €


45 4.200 € 3.456 € 807 € 0 € 143 € 403 € 342 € 913 € 144 € 1.636 € 230 € 12.274 €


53 0 € 2.280 € 1.014 € 0 € 0 € 0 € 152 € 532 € 0 € 1.027 € 0 € 5.005 €


60 0 € 3.539 € 871 € 0 € 0 € 0 € 32 € 314 € 0 € 2.054 € 618 € 7.428 €


62 4.403 € 1.878 € 2.163 € 0 € 1.784 € 361 € 672 € 1.634 € 0 € 2.244 € 0 € 15.140 €


66 46.989 € 21.231 € 62.674 € 0 € 63.294 € 4.520 € 7.517 € 13.718 € 5.733 € 20.806 € 5.009 € 251.490 €


67 107.864 € 19.361 € 57.855 € 15.336 € 68.211 € 0 € 8.013 € 18.754 € 10.351 € 33.773 € 195 € 339.712 €


73 1.762 € 8.759 € 3.486 € 220 € 791 € 284 € 526 € 1.233 € 835 € 4.299 € 724 € 22.919 €


74 0 € 1.449 € 693 € 108 € 0 € 0 € 20 € 430 € 0 € 1.027 € 31 € 3.758 €


82 13.246 € 0 € 12.700 € 0 € 19.892 € 0 € 2.229 € 4.185 € 288 € 4.259 € 0 € 56.799 €


83 400 € 2.231 € 1.090 € 0 € 0 € 0 € 40 € 1.148 € 70 € 608 € 190 € 5.779 €


87 10.100 € 29.955 € 20.040 € 108 € 14.004 € 1.198 € 3.237 € 5.517 € 285 € 9.585 € 2.337 € 96.365 €


Gesamt 220.451 € 163.060 € 195.324 € 16.093 € 184.285 € 11.083 € 26.675 € 67.338 € 21.565 € 116.166 € 12.521 € 1.034.561 €
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Fahrzeugklasse 0-3 4-6 7-9 10-12 13-15 > 15 Gesamt 


Pkw 44 2 8 2 1 1 58 


Transporter 27 8 10 3 9 3 60 


Lkw 11 3 3 2 8 9 36 


Gesamt 82 13 21 7 18 13 154 
Abb. 7: Altersstruktur des betrachteten Fuhrparks 
 
Abbildung 7 stellt die Altersstruktur der Fahrzeuge der in dem Projekt betrachteten 
Dienststellen dar. Es fällt auf, dass 75 % der Fahrzeuge jünger als 10 Jahre sind. Es kann 
also nicht von einem überalterten Fuhrpark gesprochen werden. Gleichwohl befinden sich 
über 30 Fahrzeuge im Fuhrpark, die älter als 13 Jahre sind. Insbesondere bei den 
betroffenen Pkw und Transportern scheint der wirtschaftliche Ersatzzeitpunkt hier 
überschritten zu sein, so dass im Falle von aufwändigen Reparaturen eine Neubeschaffung 
angestoßen werden sollte. 
Eine weitere Perspektive der Betrachtung des Fuhrparks ist die Laufleistung der 
Dienstfahrzeuge. Auf Basis einer geringen Laufleistung, die häufig durch eine schlechte 
Auslastung der Fahrzeuge verursacht wird, erhöhen sich die Kilometerkosten der 
Dienstfahrzeuge. Erfahrungsgemäß stehen das Alter der Fahrzeuge und eine geringe 
Laufleistung in einem gewissen Zusammenhang. So werden häufig alte Fahrzeuge für den 
Fall eines Fahrzeugausfalls als Ersatzfahrzeuge vorgehalten. In der folgenden Abbildung 
werden die Fahrzeuggruppen Pkw, Transporter und Lkw wie schon in Abbildung 7 in einer 
Altersstruktur dargestellt. Diese wird nunmehr um eine Laufleistungsbetrachtung erweitert. 
Es wird also dargestellt, wie viele Fahrzeuge einer Altersgruppe weniger als 5.000, 5.000 bis 
10.000 oder mehr als 10.000 Kilometer pro Jahr fahren. 
 


FzGruppe Alter in Jahre 0-3 4-6 7-9 10-12 13-15 > 15 Gesamt  
Laufleistung in km 


Pkw 
<5.000  7 0 0 0 0 0 7 
5.000 - 10.000 24 0 3 1 1 0 29 
>10.000 13 2 5 1 0 1 22 


Transporter  
<5.000 5 1 2 0 0 0 8 
5.000 - 10.000 10 1 5 1 5 0 22 
>10.000 12 6 3 2 4 3 30 


Lkw 
<5.000 4 2 1 2 5 2 16 
5.000 - 10.000 1 1 2 0 3 1 8 
>10.000 6 0 0 0 0 6 12 


Gesamt   82  13 21 7 18 13 154 
Abb. 8: Laufleistung und Alter des betrachteten Fuhrparks 
 
Der aufgrund von Erfahrungen in anderen Projekten oben beschriebene Zusammenhang 
zwischen dem Alter der Fahrzeuge und einer geringen Laufleistung lässt sich für den 
betrachteten Fuhrpark nur bedingt bestätigen. So fahren von den Fahrzeugen, die 
mittlerweile älter als 10 Jahre sind immer noch 45% mehr als 10.000 Kilometer pro Jahr. 
Lediglich 24% fahren weniger als 5.000 km. Dieser Anteil ist bei einer gezielten Betrachtung 
der Lkw mit 47% deutlich höher. Betrachtet man alle 154 Fahrzeuge so fahren 20 % der 
Fahrzeuge weniger als 5.000 km pro Jahr. 
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Diese Aussage ist allerdings mit einer gewissen Vorsicht zu bewerten, da für insgesamt 17 
Fahrzeuge keine Laufleistungsangaben gemeldet werden könnten. Für die Fahrzeuge 
wurden Vergleichsfahrzeuge herangezogen. 


4.3 Weitere Ergebnisse der Datenanalyse  


Zur besseren Vergleichbarkeit von alternativen Verkehrsmitteln im Bereich der 
Personenmobilität ist die Kennzahl „Kilometerkosten“ eine hilfreiche Größe. In der folgenden 
Abbildung werden die Kilometerkosten verschiedener Verkehrsmittel mit denen der 
betrachteten Dienst-Pkw in Relation gesetzt. Wie bereits im Abschnitt 4.1 dargestellt wurden 
hierbei die Werte der alternativen Verkehrsmittel überwiegend auf Basis von vergleichbaren 
Projekten angenommen. Lediglich die Kilometerkosten der Dienst-Pkw wurden hierbei auf 
Basis der übermittelten Kosten- und Laufleistungsdaten ermittelt. 
 


Mobilitätsart  Fahrleistung p.a. Kosten  € / km  


Dienst-Pkw 632.839 km 305.588 € 0,48 € 


Bahn 202.224 km 44.489 € 0,22 € 


ÖPNV 228.417 km 68.525 € 0,30 € 


Flugzeug 26.707 km 6.677 € 0,25 € 


Taxi 5.795 km 11.589 € 2,00 € 


Privat-Pkw  197.284 km 59.185 € 0,30 € 


Gesamt 1.293.265 km  496.053 km 0,38 € 
Abb. 9: Kilometerkosten unterschiedlicher Verkehrsmittel 
 
Mit 0,48 € pro Kilometer sind die eingesetzten Dienst-Pkw vergleichsweise teuer. Im 
innerstädtischen Verkehr lassen sie sich hier mit dem ÖPNV und den dienstlich genutzten 
Privat-Pkw vergleichen. Beide Alternativen sind auf dem ersten Blick günstiger. Bei den 
dienstlich genutzten Privat-Pkw sind die 0,30 € ein trügerischer Wert. Wie im Abschnitt 4.1 
wurden dieser Wert angesetzt, da je nach Fahrzweck die Wegstreckenentschädigung 0,25 € 
bzw. 0,35 € beträgt. Unabhängig von dieser Ungenauigkeit fallen bei der dienstlichen 
Nutzung von Privat-Pkw weitere Kosten, wie Reparaturkosten, Kosten für den Kommunalen 
Schadensausgleich und zum Teil auch Parkplatzkosten an. 


4.4 Prozessanalyse auf Basis von Interviews  


Wie bereits im Abschnitt 3.3 beschrieben, wurde durch acht Interviews mit den 
mobilitätsintensiven Dienststellen die gelebte Mobilitätspraxis hinterfragt. Auf diese Weise 
wurde die aktuell praktizierten Prozesse im Bereich des Mobilitäts- und 
Fuhrparkmanagements näher betrachtet. Aufgrund der besonderen Bedeutung und des 
innerhalb des Projektauftrages formulierten Projektziels, bildet das Fuhrparkmanagement 
hierbei einen Schwerpunkt. 
 
� Dienststellenübergreifende Ressourcennutzung 
 
In dem derzeitigen Mobilitätssystem der Hansestadt Rostock findet nur an wenigen Stellen 
ein dienststellenübergreifender Einsatz von Ressourcen statt. Wie schon an anderer Stelle 
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dieses Berichtes erwähnt, werden hierbei an den Standorten „HdBU“ und „St.-Georg-Straße“ 
die vorhandenen Fahrzeuge mehreren Dienststellen zur Verfügung gestellt. Während am 
HdBU die im Pool befindlichen sechs Pkw durch die vor Ort befindlichen Dienststellen 
gemeinsam genutzt werden, stehen die vier Pkw in der St.-Georg-Straße allen Dienststellen 
zur Verfügung. An beiden Standorten sind die Pkw über die Software Groupwise für die 
Nutzer buchbar. Diese Software dient grundsätzlich zur Verwaltung von E-Mails, Terminen, 
Aufgaben, Adressen und Dokumenten. Es handelt sich hierbei um keine marktübliche 
Dispositionssoftware, die Ressourcen nach hinterlegten Regeln optimal disponiert. Bei der 
Software Groupwise können die berechtigten NutzerInnen ein Fahrzeug buchen. Eine 
Optimierungsrechnung findet nicht statt. 
Eine weitere dienststellenübergreifende Ressourcennutzung, wie beispielsweise von 
übertragbaren ÖPNV-Tickets findet derzeit nicht statt. 
 
�  Führerscheinkontrolle  
 
Zu den Halterpflichten im Rahmen des Fuhrparkmanagements gehört unter anderem die 
regelmäßige Führerscheinkontrolle. Die Rechtsprechung versteht dabei unter „regelmäßig“ 
eine mindestens halbjährlich durchgeführte Führerscheinkontrolle. Aus den Interviews mit 
den AnsprechpartnerInnen der Dienststellen ging hervor, dass diese Pflichtaufgabe bisher 
nur teilweise wahrgenommen wird. Überwiegend wurde von einer jährlichen Prüfung 
innerhalb der Dienststellen gesprochen. 


�  Geschäftsanweisung zu Dienstreisen und Dienstgängen 
 
Die Prozesse im Bereich der Dienstreisen und Dienstgänge sind in der o.g. 
Geschäftsanweisung beschrieben. Hierbei wird auch beschrieben, dass das Amt 11 eine Art 
interner Servicedienstleister i.Z.m. Dienstreisen darstellt. In den Interviews wurde im 
Zusammenhang mit der Entscheidung der Verkehrsmittelwahl regelmäßig auf diese 
Geschäftsanweisung verwiesen. Gemäß der Aussagen der Interviewpartner findet die 
Entscheidung, welches Verkehrsmittel auf Dienstreisen genutzt wird nach wirtschaftlichen 
Aspekten statt.  Nach Auswertung der genannten Geschäftsanweisung ist eine solche 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung nicht explizit verankert, ebenso wenig ein Vorgehen, wie die 
Wirtschaftlichkeit zu ermitteln ist. In den Interviews wurde ebenfalls regelmäßig geäußert, 
dass bei gemeinsamen Dienstreisen von mehreren Personen aus 
Wirtschaftlichkeitsüberlegungen der Pkw der Bahn vorgezogen wird. Ein solches Vorgehen 
spricht für das wirtschaftliche Handeln im Zusammenhang mit der Durchführung von 
Dienstreisen. Allerdings fehlt hierfür die Grundlage, wie die Wirtschaftlichkeit zu ermitteln ist. 
In der genannten Geschäftsanweisung wird ebenfalls der Einsatz von privaten BahnCards 
beschrieben. Die Kosten für diese werden dann erstattet, wenn die Fahrpreisermäßigungen 
die Kosten der BahnCard erreicht oder überschritten haben. Somit müssen die Nutzer von 
privaten BahnCards zunächst in Vorleistung gehen, bevor eine Erstattung ihrer Kosten 
erfolgt. Diese Regelung kann in zwei unterschiedliche Richtungen wirken. Sie kann dazu 
motivieren die private BahnCard möglichst häufig einzusetzen, um auf diese Weise in den 
Genuss einer Erstattung zu kommen. Sie kann aber auch einer Beschaffung entgegen 
stehen, da eine Rückerstattung ungewiss ist. Dies macht die Wirkung von Anreizen im 
Zusammenhang mit Mobilität deutlich. Gemäß der Interviews und auch mit Blick in die 
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Geschäftsanweisung zu Dienstreisen und Dienstgängen, gibt es bisher kein gezieltes 
Anreizsystem zur Steuerung der Mobilität. 


 
�  Einsatz von privaten ÖPNV-Tickets und übertragbare Monatstickets 


 
Im Rahmen der dienstlichen Mobilität wird auch auf das gute ÖPNV-Netz der Hansestadt 
Rostock zurückgegriffen. Hierzu werden zum einen dienstlich beschaffte Einzeltickets, sowie 
übertragbare  Monatstickets genutzt. Zum anderen setzen die Beschäftigten der 
Stadtverwaltung auch ihre privaten Monatstickets im Rahmen der dienstlichen Mobilität ein. 
Eine finanzielle Beteiligung an den Kosten für die Beschaffung des privaten Monatstickets 
findet nicht statt. Die dienstlichen Tickets werden in den einzelnen Dienststellen regelmäßig 
zentral vorgehalten (z.B. Sekretariat), um allen NutzerInnen den Zugang zu ermöglichen. 
Eine gezielte dienststellenübergreifende Bereitstellung findet derzeit nicht statt. 
 
� Mobilitätskennzahlen 
 
Zur aktiven Steuerung der dienstlichen Mobilität in eine gewünschte Richtung, bedarf es 
Kennzahlen, wie beispielsweise den bereits genannten Kilometerkosten oder den 
Personenkilometerkosten. Nur durch solche Kennzahlen lassen sich unterschiedliche 
Mobilitätsalternativen miteinander vergleichen und sinnvolle Entscheidungen treffen. Ein 
wirkliches Ermitteln von Kennzahlen findet derzeit in keinem Amt statt. Erste Ansätze zur 
Messung der Mobilität in Form von Verbrauchs- und Auslastungsdaten findet lediglich 
vereinzelt statt. 
 
� Fuhrparkmanagement 
 
Das Fuhrparkmanagement ist weitestgehend auf die fahrzeugnutzenden Dienststellen 
dezentralisiert. So werden Aufgaben, wie das Planen und Einhalten von Inspektions- und 
Prüfungsterminen, die Prüfung von Werkstattrechnungen und –qualität sowie die Erfassung 
der Kosten- und Verbrauchsdaten in den einzelnen Ämtern separat durchgeführt. Diese 
Aufgaben, die insbesondere bei den Prüfaufgaben eine ausgeprägte Fachkenntnis 
erforderlich machen, werden i.d.R. in den Ämtern in Nebentätigkeit wahrgenommen. Eine 
gezielte Weiterbildung der beauftragten MitarbeiterInnen wurde von den Interviewpartnern 
nicht erwähnt. 
Eine Ausnahme von der dezentralen Organisation bildet die Fahrzeugbeschaffung. Hier 
findet ein Zusammenwirken zwischen den einzelnen Ämtern sowie den Ämtern 67 und 10 
statt. In dem Beschaffungsprozess organisiert das Amt 67 die Beschaffung und wickelt diese 
in Zusammenarbeit mit dem betroffenen Amt technisch ab. Das Amt 10 stellt die 
Vergabestelle und trifft somit am Ende die Beschaffungsentscheidung. 
Zu einem leistungsfähigen Fuhrparkmanagement gehört neben den bereits genannten 
Prozessen ebenfalls ein aussagefähiges Reporting. Ein solches ist von wesentlicher 
Bedeutung, um Transparenz zu schaffen und damit die Grundlage für Entscheidungen zu 
bilden. Auswertungen können hier in Kosten-, Prozess- und Nutzungsauswertungen 
unterschieden werden. Ein wirklich aussagefähiges Reporting findet derzeit in keinem Amt 
der Rostocker Stadtverwaltung Anwendung. In einzelnen Ämtern und Eigenbetrieben findet 
auf Fahrzeugebene eine Dokumentation der anfallenden Kosten, der Laufleistungen und von 
Einsatzzeiten statt. Dabei gibt es in den Ämtern 40 und 67 auch bereits Kennzahlen, die aus 
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den o.g. Daten abgeleitet werden. Die Datenerhebung im Zusammenhang mit diesem 
Projekt hat allerdings gezeigt, dass die Masse der Ämter lediglich über eine rudimentäre 
Datenbasis verfügt. 
 
� Fahrzeugbeschaffung 
 
Die Beschaffung der Dienstfahrzeuge findet, wie oben beschrieben, in einem gemeinsamen 
Prozess unter Beteiligung der Ämter 67, 10 und dem jeweiligen Amt statt, dass ein Fahrzeug 
zu beschaffen hat. In den Interviews mit den Ämtern 67 und 10 wurde zum einen darauf 
hingewiesen, dass aufgrund der Haussituation lediglich Nutzfahrzeuge gekauft werden 
können. Pkw werden aufgrund geringer Haushaltsmittel nahezu ausschließlich geleast, um 
auf diese Weise nicht den Ergebnishaushalt zu belasten. Auf diese Weise wird der 
Handlungsspielraum im Bereich der Beschaffung eingeschränkt. Weiterhin wurde durch das 
Amt 10 geäußert, dass die im Beschaffungsvorgang verwendeten Leistungsbeschreibungen 
wenige Kriterien enthalten. Es wird eine Beschaffungsstrategie vermisst. 
Vor dem Hintergrund dieser Information wurden die Unterlagen einer beispielhaften 
Beschaffung betrachtet. Es handelte sich um die Beschaffung eines Pritschentransporters für 
das Amt 73. Vergabekriterien waren lediglich der Kaufpreis mit 85% und der Lieferzeitpunkt 
mit 15%. Weitere Kriterien wurden bei der Entscheidungsfindung nicht berücksichtigt. 
Kosten, die durch den laufenden Betrieb über die gesamte Nutzungsdauer (i.d.R. 
mindestens 10 Jahre) des Fahrzeugs entstehen werden, finden bei der Kaufentscheidung 
derzeit keine Rolle. Es findet somit keine vollkostenorientierte Fahrzeugbeschaffung statt. 
 
� Wünsche der InterviewpartnerInnen 
 
Am Ende der ca. 1,5 stündigen Interviews wurden die GesprächspartnerInnen jeweils 
gefragt, welche Wüsche bzw. Erwartungen an ein zukünftiges Mobilitätskonzept der 
Hansestadt Rostock hätten. Folgende Punkte wurde hierbei mehrfach genannt: 
 


-  Verbessertes Fuhrparkmanagement  
-  schnelle Verfügbarkeit der Mobilität 
-  Einbindung von Pedelecs in die dienstliche Mobilität 
-  dienstellenübergreifender Zugriff auf Ressourcen 
-  Einführung des Jobtickets für die Mobilität auf dem Arbeitsweg 
-  Schaffen von Anreizen 


4.5 Ergebnisse der Fahrdatenanalyse 


Wie im Abschnitt 3.2 beschrieben, wurde im Rahmen des Projektes eine Fahrdatenanalyse 
in Form einer FLEETRIS-Grobanalyse für den Zeitraum von sechs Wochen (03.05. bis 
13.06.2014) durchgeführt. In dieser Analyse wurden 82 Fahrzeuge (46 Pkw, 36 Transporter) 
betrachtet. Ziel der FLEETRIS-Grobanalyse ist es, das grundsätzliche Potenzial eines 
Fahrzeugpooling mit optimierter Disposition, also unter Einsatz einer automatisierten 
Dispositionssoftware, darzustellen. 
Die gewählte Analysemethode visualisiert im ersten Schritt die Ist-Situation. Hierbei werden 
die einzelnen Fahrten als dunkelblaue Balken dargestellt. Dabei stellt jede Zeile ein 
Fahrzeug und jede Spalte einen Tag (0 bis 24 Uhr) dar. In den ersten Spalten der Abbildung 
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werden weiterhin die in dem Betrachtungszeitraum gefahrenen Kilometer und die Anzahl der 
Fahrten je Fahrzeug dargestellt. Im unteren Bereich der Abbildung wird die Soll-Situation, 
also bei optimierter Disposition, abgebildet. Die einzelnen Fahrten werden dabei auf so 
wenige Fahrzeuge wie möglich disponiert. Dabei handelt es sich nunmehr um fiktive 
Fahrzeuge eines potenziellen Fahrzeugpools. Auf diese Weise wird der Grundbedarf 
ermittelt, der durch eigene Kapazitäten gedeckt werden sollte. Dieser wird in der Abbildung 
durch eine rote Linie begrenzt. Oberhalb dieser roten Linie wird der Spitzenbedarf 
visualisiert. Hierbei handelt es sich um Bedarfsspitzen, für die es wirtschaftlich nicht sinnvoll 
wäre eigene Kapazitäten vorzuhalten. Diese Fahrten sollten mit externen Kapazitäten, z.B. 
durch CarSharing, gedeckt werden. Bei dieser Optimierungsrechnung findet keine zeitliche 
Veränderung der einzelnen Fahrten statt. 
Die Abbildung 10 stellt eine solche Analyse für die Pkw eines Verwaltungsstandortes der 
Hansestadt Rostock dar. In dem dargestellten Beispiel wurden 12 Pkw betrachtet.  
 
 


 
Abb. 10: FLEETRIS-Analyse für Pkw an einem beispielhaften Standort 
 


In der Visualisierung der Ist-Situation ist bereits erkennbar, dass einzelne Fahrzeuge des 
betrachteten Standortes über mehrere Tage, sogar mehrere Wochen, ungenutzt waren. Bei 
optimierter Disposition könnte der Grundbedarf an Mobilität mit 6 statt bisher 12 Fahrzeugen 
gedeckt werden. Für die Bedarfsspitzen wären in diesem Beispiel 22 Anmietungen einer 
externen Ressource erforderlich gewesen. 
Die Abbildung 11 stellt die identische Methode für die Transporter eines 
Verwaltungsstandortes der Hansestadt Rostock dar. Es ist schnell erkennbar, dass hier ein 
eher regelmäßiger Mobilitätsbedarf vorherrscht, der auch untertägig über mehrere Stunden 
(z.B. 07:00 bis 15:00 Uhr) anhält. Aus diesem Grund fällt das Optimierungspotenzial deutlich 
geringer aus, als bei den Pkw. 
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Abb. 11: FLEETRIS-Analyse für Nutzfahrzeuge an einem beispielhaften Standort 
 


In dem Betrachtungszeitraum hätte der vorhandene Mobilitätsbedarf an 19 von 27 
Diensttagen mit fünf der sechs Transporter gedeckt werden können. 
Auf diese Weise konnte ermittelt werden, dass bei Einsatz einer optierten 
Fahrzeugdisposition die Anzahl der Pkw um über 30 Prozent und der Transporter um ca. 20 
Prozent reduziert werden könnten. An dieser Stelle erscheint aber schon der Hinweis 
wichtig, dass eine solche Fahrzeugreduzierung nur durch eine erhebliche Umorganisation 
möglich sein wird. Wesentliche Elemente sind hier: 
 


- Dienststellenübergreifender Einsatz der Pkw 
- Aufhebung der festen Personenzuordnung im Bereich der Nutzfahrzeuge 
- Fahrzeugdisposition über eine automatisierte Dispositionssoftware 
- Deckung der Bedarfsspitzen im Pkw-Bereich beispielsweise durch CarSharing 
- Einführung eines zentralen Fuhrparkmanagements 


 
Abbildung 12 stellt das finanzielle Optimierungspotenzial der in diesem Projekt betrachteten 
Pkw und Transporter dar.  
 
Optimierungsrechnung Pkw   
Fixkosten (Ist-Situation) 223.082 € 
Optimierung  (37%) 82.540 € 
Kosten Spitzenlast (z.B. CarSharing) 7.790 € 
Optimierungspotenzial (Pkw) 74.750 €  


Optimierungsrechnung Transporter   
Fixkosten (Ist-Situation) 216.336 € 
Optimierung (24%) 51.921 € 
Kosten Spitzenlast (Z.B. Autovermietung) 20.500 € 
Optimierungspotenzial (Transporter) 31.421 €  


Kosten Dispsitionssoftware p.a. 32.844 € 
Optimierungspotenzial (gesamt) 73.327 €  
 
Abb. 12: Optimierungspotenzial Pkw und Transporter 
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Wenn das in der Fahrdatenanalyse aufgezeigte Potenzial auf die Gesamtheit der in dem 
Projekt betrachteten Pkw und Transporter übertragbar ist, dann wäre unter Berücksichtigung 
von den Kosten für die Spitzenlastabdeckung sowie für eine Dispositionssoftware eine 
Kostenreduzierung pro Jahr von über  70.000 € realistisch. 
Weiteres Potenzial würde sich durch die Einbindung der Mobilitätsbedarfe ergeben, die 
bisher durch die dienstlich genutzten Privat-Pkw gedeckt werden. Diese Fahrten würden zu 
einer verbesserten Auslastung der Dienst-Pkw beitragen. Die bisher in den einzelnen Ämtern 
vorgehaltenen ÖPNV-Tickets könnten ebenfalls über die zu beschaffende 
Dispositionssoftware verfügbar gemacht werden, so dass auch hier von einer 
Kostenreduzierung ausgegangen werden kann. Auch eine Einbindung von Lkw und Multicar 
in eine solche Software ist vorstellbar, um auf diese Weise eine erhöhte Auslastung zu 
erzielen.  


5 Ergebnisse des Strategieworkshops 


Ende November 2015 wurde mit VertreterInnen der Ämter bzw. Eigenbetriebe 10, 40, 62, 66, 
67, 73 und 87 ein eintägiger Strategieworkshop zum Thema Mobilität durchgeführt. Ziel 
dieses Workshops war es, potenzielle Optimierungsmaßnahmen durch die VertreterInnen 
der Dienststellen bewerten zu lassen. Am Ende des Workshops sollten die diskutierten 
Maßnahmen hinsichtlich ihrer Wichtigkeit und ihrer Dringlichkeit der Umsetzung eingeschätzt 
werden. In diesem Abschnitt werden die einzelnen Maßnahmen kurz vorgestellt, sowie die 
Workshopergebnisse zusammengefasst. 


5.1 Das Zielsystem der Mobilität 


Damit in einem späteren Schritt die möglichen Maßnahmen zur Mobilitätsoptimierung auch 
bewertet werden konnten, wurde gemeinsam mit den VertreterInnen der o.g. genannten 
Dienststellen ein Zielsystem für die Mobilität der Stadtverwaltung erarbeitet. Hierbei wurden 
zunächst in Gruppenarbeit potenzielle Ziele ermittelt und vorgestellt. Im Folgeschritt wurden 
die Ziele gewichtet. Diese Ergebnisse wurden im Anschluss in der gesamten Gruppe 
diskutiert. Die folgende Abbildung zeigt das Arbeitsergebnis 
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Abb. 13: Zielsystem zur Mobilität der Stadtverwaltung 
 


Die Abbildung 12 stellt die unterschiedlichen Ziele dar, die aus der Sicht der 
WorkshopteilnehmerInnen bei der Entwicklung eines zukünftigen Mobilitätssystems der 
Hansestadt Rostock berücksichtigt werden sollten. Die einzelnen Ziele wurden mit 
Wertungen 1 bis 6 (1 unwichtig, 6 unabdingbar) gewichtet. Die stärksten Ausprägungen 
erhielten hierbei die Ziele Flexibilität, Arbeitsfähigkeit und Verfügbarkeit. Da diese drei Ziele 
inhaltlich sehr nahe beieinander liegen und den übrigen Zielen ebenfalls Bedeutung 
beigemessen wurde, wurden für die weitere Workshoparbeit die Ziele zu drei Zielgruppen 
zusammengefasst. 
 
1. Flexibilität, Verfügbarkeit, Arbeitsfähigkeit  
2. Umwelt, Gesundheit  
3. Reduzierung von Verwaltungsaufwand, Kostenreduzierung  


5.2 Potenzielle Optimierungsmaßnahmen 


Aufgrund der Erkenntnisse aus den Analyseergebnissen, sowie der Inhalte der Interviews, 
wurden durch den Berater im Vorfeld des Strategieworkshops potenzielle 
Optimierungsmaßnahmen für die betriebliche Mobilität der Hansestadt Rostock definiert. 
Diese werden in der Folge kurz skizziert. Die der jeweiligen Maßnahme zugeordnete 
Buchstaben-Zahlen-Kombination war in der weiteren Bearbeitung des Workshops von 
Bedeutung. Auf diese Systematik wird auch in diesem Begriff zurückgegriffen.  
 
A1    Fahrzeugpool mit Dispositionssoftware für Pkw, "nackte" poolbare Kfz    
 
Im Rahmen der Fahrdatenanalyse wurde hohes Optimierungspotenzial durch ein 
Fahrzeugpooling im Bereich der Pkw-Mobilität und moderates Potenzial im Bereich der 
Transporter aufgezeigt. Ein solches Potenzial ist lediglich dann zu realisieren, wenn das 
Pooling mittels einer automatisierten Dispositionssoftware unterstützt wird. Im Rahmen 
dieses Poolings werden die Fahrzeuge dezentral an den bisherigen Standorten eingesetzt, 
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da dort auch der Mobilitätsbedarf besteht. Die Steuerung bzw. Disposition findet zentral über 
eine Software statt. Wichtigste Anforderung an eine einzusetzende Dispositionssoftware ist, 
dass diese über einen Optimierungsalgorithmus verfügt, der die gepoolten Fahrzeuge nach 
unterschiedlichen Kriterien (z.B. Auslastung und/oder Laufleistung) automatisch disponiert. 
Weiterhin wichtig ist eine einfache Bedienbarkeit von der Buchung bis zur Übernahme bzw. 
Rückgabe der Fahrzeuge. Bei der Übernahme bzw. Rückgabe könnten dabei beispielsweise 
Tresorlösungen zum Einsatz kommen. 
Wenn von „nackten“ Kfz die Rede ist, dann sind damit beispielsweise Transporter (Kasten 
und Pritschen) gemeint, die über keine Einbauten (z.B. Regalsysteme) verfügen. 
 
A2    Optimierung der Fahrzeuganzahl in den nicht amtsübergreifend poolbaren  
         Nutzfahrzeugklassen mit Potenzial gemäß der Fahrdatenanalyse 
 
Das in der Fahrdatenanalyse dargestellte Optimierungspotenzial im Bereich der 
Nutzfahrzeuge beinhaltet auch einen Anteil von Fahrzeugen, bei denen lediglich ein 
amtsinternes Pooling in Frage kommt. So würde beispielsweise bei einem Pooling der 
Pritschentransporter des Amtes 67 kaum ein anderes Amt (ggf. das Amt 66) auf diese 
zugreifen. Somit würde der Optimierungseffekt im Wesentlichen durch eine Auflösung der 
zumeist festen Bindung zwischen Personal und Fahrzeugen zustande kommen. Auch diese 
Fahrzeuge würden über die o.g. Dispositionssoftware disponiert werden, allerdings zumeist 
amtsintern. 
 
A3    Erhöhung des Anteils an Elektrofahrzeugen  
 
Das Einsatzgebiet einer Stadtverwaltung, und der damit verbundene Mobilitätsbedarf, sind 
ideal für die Nutzung von Elektrofahrzeugen geeignet. Die zu fahrenden Strecken liegen 
nahezu immer in den derzeit möglichen Reichweiten der E-Pkw. Vor dem Hintergrund der 
Zielsetzung den CO2-Ausstoß zu reduzieren, würde die Einbindung von Elektrofahrzeugen 
positive Effekte erzielen. Insbesondere, wenn der genutzte Strom aus regenerativer Energie 
stammt.  Diese Voraussetzung sind bei der Hansestadt Rostock gegeben. 
 
A4    Integration von Pedelecs, E-Rollern und Lastenrädern in den Fahrzeugpool 
 
Aufgrund der geringen Entfernungen im Stadtgebiet und dem weiteren Umstand, dass eine 
Vielzahl der Dienstgänge alleine, also mit einer Person, durchgeführt wird, bieten sich im 
Rahmen der dienstlichen Mobilität durchaus Alternativen zum Pkw. Insbesondere die 
positive Entwicklung der vergangenen Jahre in dem Bereich der elektrifizierten 
Zweiradmobilität (Pedelecs, E-Roller und E-Lastenräder) unterstützt dieses Potenzial. Eine 
gezielte Einbindung dieser Fahrzeuge in einen neu zu strukturierenden Fahrzeugpool bietet 
hier durchaus Potenzial Pkw zu substituieren. Insbesondere Pedelecs und Lastenräder 
tragen nicht nur positiv zum Umweltschutz, sondern ebenfalls zur Gesundheitsförderung der 
Beschäftigten bei. 
 
A5    Spitzenlastabdeckung über CarSharing  
 
Für die in der Fahrdatenanalyse aufgezeigten Bedarfsspitzen ist ein Vorhalten von eigenen 
Fahrzeugkapazitäten unwirtschaftlich. Aus diesem Grund ist es erforderlich eine externe 
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Ressource in den Prozess der Bedarfsdeckung einzubinden. Hierbei bietet sich das System 
CarSharing mit seinen einfachen Prozessen bei der Fahrzeugübernahme und –rücknahme 
sowie den stundengenauen Tarifen an. Mit dem Anbieter Greenwheels gibt es bereits einen 
Anbieter in der Hansestadt Rostock, der aktuell sein Angebot erweitert. 
 
B1    Führerscheinkontrolle über RFID-Chip auf den Führerscheinen  
 
Die mindestens halbjährliche Führerscheinkontrolle gehört zu den Halterpflichten des 
Arbeitgebers. Die Dienststellen der Hansestadt Rostock kommen dieser Pflicht bisher nur in 
Teilen in einem ausreichenden Maße nach. Der Prozess der in Augenscheinnahme der 
Führerscheine und des Nachfassens bei säumigen MitarbeiterInnen ist sehr aufwändig. Eine 
automatisierte Führerscheinkontrolle, mittels auf den Führerscheinen aufgeklebter RFID-
Chips, würde diesen Prozess erheblich vereinfachen. Eine Führerscheinkontrolle würde 
unmittelbar im Zusammenhang mit der Fahrzeugübernahme eines Poolfahrzeugs stattfinden. 
Eine Fahrzeugübernahme wäre nur möglich, wenn ein Führerschein samt RFID-Chip an den 
Transponder des Schlüsseltresors gehalten wird. Im Hintergrund des Systems würde eine 
Dokumentation stattfinden.  
 
B2    Zentralisierung der Verantwortung für das Fuhrpark- und Mobilitätsmanagement 
 
Lediglich die Beschaffung der Dienstfahrzeuge findet derzeit zentral in der Hansestadt 
Rostock statt. Alle weiteren Prozesse im Bereich des Fuhrpark- und Mobilitätsmanagements 
finden dezentral in den Dienststellen statt. Dies führt automatisch zu Redundanzen. Hierbei 
hat sich jede Dienststelle ihr eigenes System geschaffen, das mehr oder weniger gut 
funktioniert. Allen Dienststellen gemein ist, dass das derzeitige Fuhrparkmanagement in 
Nebenfunktion wahrgenommen wird. Die für diese Funktion eingesetzten Beschäftigten 
wurden bisher nicht in diesem Bereich weitergebildet. 
Das in diesem Themenfeld erhebliches Optimierungspotenzial steckt, wurde spätestens bei 
der Erhebung der Fuhrparkdaten deutlich. Hier konnten z.T. Daten, wie Laufleistungen und 
Kraftstoffkosten nicht zur Verfügung gestellt werden. Ohne eine ausreichende Datenbasis 
lassen sich keine Kennzahlen entwickeln, mit denen der Fuhrpark und die Mobilität gesteuert 
werden kann. 
Durch ein zentrales Fuhrpark- und Mobilitätsmanagement kann ein schlüssiges System 
entwickelt werden, in dem ein qualifizierter Fuhrparkmanager oder eine Fuhrparkmanagerin 
mit der entsprechenden Softwareunterstützung den städtischen Fuhrpark gemeinsam mit 
den Dienststellen optimal gestaltet. 
Ebenfalls von wesentlicher Bedeutung ist die zukünftige Zusammenarbeit mit dem 
Mobilitätskoordinator der Hansestadt Rostock. Im Zusammenwirken können beide eine neue 
Mobilitätskultur in Rostock vorantreiben.  
 
B3    Einführung eines ämter- und verkehrsmittelübergreifenden Mobilitätscontrollings 
 
Um beispielsweise zukünftig den Fuhrpark in Art und Umfang bedarfsgerecht ausgestalten 
zu können, bedarf es Transparenz über die Anzahl und Zeiträume der Fahrten. Weiterhin ist 
von Relevanz, welche Fahrzeugklasse in welcher Häufigkeit benötigt wurde und welche 
Laufleistungen pro Jahr erzielt werden. Wenn dabei ein ämterübergreifender Fahrzeugpool 
betrachtet wird, muss die Datenerfassung und Auswertung ebenfalls ämterübergreifend 
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stattfinden. Für die Budgetierung der finanziellen Mittel der alternativen Verkehrsmittel ist 
ebenfalls eine Transparenz der in Anspruch genommenen Leistungen erforderlich. Aus 
diesem Grund sollte das Mobilitätscontrolling alle genutzten Verkehrsmittel beinhalten. 
Idealer Weise werden die für ein solches Controlling benötigten Daten automatisch generiert. 
Die Möglichkeit für solche Auswertungen bieten Softwarelösungen zur Disposition, zum 
Fuhrparkmanagement und zur Reiseplanung. 
 
B4    Interne Leistungsverrechnung der Poolfahrzeugnutzung 
 
Eine zentral bereitgestellte Leistung, wie die eines Fahrzeugpools, bedarf grundsätzlich einer 
internen Verrechnung der in Anspruch genommenen Leistungen. Findet eine solche 
Verrechnung nicht statt, besteht die Gefahr einer ungesteuerten Nutzung dieser Mobilitätsart. 
Hierbei ist es empfehlenswert die Dienststellen mit einem Mobilitätsbudget auszustatten, aus 
dem die interne Verrechnung, aber auch die Kosten für alternative Verkehrsmittel (z.B. 
CarSharing, ÖPNV, Bahn) bestritten werden. Findet keine interne Verrechnung für die 
Nutzung eines Fahrzeugpools statt, wird die Nutzung von Dienst-Pkw im Vergleich zu allen 
anderen Verkehrsmittels automatisch unschlagbar günstig. In der Folge gibt es für die 
Dienststellen keine Motivation alternative Verkehrsmittel zu nutzen. 
 
B5    Vollkostenorientierte Beschaffung unter Einbeziehung von Kraftstoffverbräuchen,  
         Ersatzteilkosten und anderen Betriebskosten 
 
Ganz grob betrachtet, verteilen sich die nutzungs- und zeitabhängigen Vollkosten eines 
Fahrzeugs zu einem Drittel auf den Wertverlust, zu einem weiteren Drittel auf den Kraftstoff, 
und zum letzten Drittel auf alle sonstigen Kosten (Wartung, Reparatur, Versicherung, Steuer, 
Pflege, Zulassung, Überführung, Aussteuerung (Verkauf bzw. Rückgabe an Leasinggeber), 
Kreditzinsen, Leasingzins, …). Aus diesem Grund sollten alle Kosten in eine  
Kaufentscheidung einfließen. Das bedeutet, dass die Ausschreibungen so gestaltet sein 
sollten, dass beispielsweise Kosten für Inspektionen, Kraftstoffverbrauch (in Form von 
Verbrauchsangaben) ebenso abgefragt werden, wie die Restwerte nach einer definierten 
Nutzungszeit. Aus diesen Angaben können die Vollkosten über die prognostizierte 
Nutzungsdauer ermittelt und damit verglichen werden. 
 
 
C1    Anreizsystem zur Förderung der Nutzung alternativer Verkehrsmittel auf  
        Dienstfahrten und dem Arbeitsweg, über die heutigen Anreize hinaus 
 
Um einen Umstieg auf alternative Verkehrsmittel dauerhaft zu unterstützen, ist der Einsatz 
eines Anreizsystems empfehlenswert. Anreize zu einer Verhaltensänderung können dabei 
durchaus von unterschiedlicher Natur sein. So können dies neben monetären Anreizen (z.B. 
Bezuschussung des Jobtickets bei dienstlicher Nutzung) auch Anreize durch verbesserten 
Komfort (z.B. überdachte Fahrradabstellanlage), zeitliche Vorteile (z.B. Parkplatz für 
Fahrgemeinschaften unmittelbar am Eingang zum Gebäude) oder gestiegenen Status (z.B. 
Pedelec-Fahren wird zur „Chefsache“) sein. Es sollte ein schlüssiges System verschiedener 
Anreize entstehen, das ganz gezielt auf die gewünschten Wirkungen ausgerichtet ist. Von 
isolierten Einzelmaßnahmen ist abzuraten. 
 







     


24 
 


C2    Vermietung von Dienst-Kfz außerhalb der Dienstzeiten an Mitarbeiter  
 
Die Dienst-Pkw werden ganz überwiegend in der Dienstzeit (wochentags von 08:00 bis 
15:00 Uhr) eingesetzt. Außerhalb dieser Zeiten sind die Fahrzeuge komplett ungenutzt. 
Durch eine Vermietung der Dienst-Pkw an die Beschäftigten der Stadtverwaltung können 
zwei Effekte erzielt werden. Zum einen erfahren die Fahrzeuge eine höhere Auslastung und 
erwirtschaften dabei sogar Einnahmen, zum anderen könnte solch ein zusätzliches 
Mobilitätsangebot dazu beitragen, dass Beschäftigte der Stadtverwaltung auf einen eigenen 
privaten Pkw verzichten. Dies könnte beispielsweise die Beschäftigten betreffen, die einen 
Pkw in erster Linie besitzen, um mit diesem den Arbeitsweg zu bestreiten. Hierbei handelt es 
sich häufig um den Zweitwagen der Familie. Ohne den Besitz eines eigenen, dauerhaft 
verfügbaren Pkw wird vermehrt über die Nutzung von alternativen Verkehrsmitteln 
nachgedacht. 
 
C3    Aktive Einbindung der Ämter und Mitarbeiter in den Veränderungsprozess 
 
Veränderungen allgemein erzeugen häufig ein Gefühl von Unsicherheit. Darüber hinaus ist  
das Thema Fuhrpark und Mobilität stark emotional besetzt. Aus diesen Gründen sollten die 
Dienststellen und die betroffenen MitarbeiterInnen aktiv in den Veränderungsprozess im 
Bereich der betrieblichen Mobilität eingebunden werden. Nur auf diese Weise ist es dabei 
möglich, die dienstlichen Belange der einzelnen Dienststellen zu berücksichtigen. 
 
C4    Abstimmung von Mobilitäts- und Gesundheitsmanagement 
 
Mobilität kann zur Gesundheit der MitarbeiterInnen beitragen. Insbesondere eine 
regelmäßige, moderate Bewegung, wie sie beim Fahrrad- oder Pedelec-Fahren auf dem 
Arbeitsweg der Fall ist, hat nachweislich eine positive Wirkung auf die Gesundheit. Aus 
diesem Grund ist es empfehlenswert, das Mobilitäts- und das Gesundheitsmanagement eng 
miteinander zu verbinden. So können beispielsweise Veranstaltungen zu den beiden 
Themengebieten sinnvoll miteinander verbunden werden. 
 
C5    Fahrradabstellanlagen 
 
Gut ausgestattete Fahrradabstellanlagen sind überdacht und verfügen über Bügel, an denen 
die Fahrräder über den Rahmen angekettet werden können. Weiterhin wichtig ist ein 
ausreichender Abstand zwischen den Bügeln, damit die Fahrräder auch bei hoher 
Auslastung der Abstellanlage einfach ein- und ausgeparkt werden können. Von großer 
Bedeutung ist auch die Lokation der Abstellanlage. So stellt eine räumliche Nähe zum 
Eingang des Arbeitsplatzes i.d.R. einen Zeitvorteil gegenüber dem Auto dar. Somit kann 
durch die Bereitstellung von guten Fahrradabstellanlagen die Verkehrsmittel Fahrrad und 
Pedelec durchaus eine Aufwertung erfahren. Somit können gute Fahrradabstellanlagen ein 
Bestandteil eines Anreizsystems sein. 


5.3 Ergebnisse des World Cafés 


Im Anschluss an die Vorstellung der o.g. möglichen Optimierungsmaßnahmen, wurden diese 
durch die Workshopteilnehmer anhand der zuvor ermittelten Zielgruppen bewertet. Diese 
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Bewertung wurde nach der Methode des „World Cafés“ durchgeführt, so dass sich alle 
Teilnehmer an unterschiedlichen Thementischen mit allen Maßnahmen beschäftigen 
konnten. Die Maßnahmen wurden dabei an den Thementischen „Fahrzeugpooling“, 
„Sonstige Mobilitätsprozesse“ und „Anreizelemente“ behandelt. Dabei wurden die einzelnen 
Maßnahmen in der Form bewertet, wie ihr Potenzial zur jeweiligen Zielerreichung ausgeprägt 
erscheint. Das Potenzial wurde dabei in von „sehr niedrig“ bis „sehr hoch“ in fünf Stufen 
unterteilt. In einer abschließenden Runde wurde ebenfalls der Aufwand eingeschätzt, der für 
eine Umsetzung der jeweiligen Maßnahme erforderlich wäre. 
Die folgenden Abbildungen visualisieren dabei die Ergebnisse der jeweiligen Thementische. 
Hierbei wurden folgende Symbole für die Bewertung der Zielgruppen und den Aufwand 
verwendet: 


  = Zielgruppe: Flexibilität, Verfügbarkeit, Arbeitsfähigkeit  


 = Zielgruppe: Umwelt, Gesundheit  


 = Zielgruppe: Reduzierung von Verwaltungsaufwand, Kostenreduzierung  


 = Aufwand der Umsetzung 


 


Abb. 14: Ergebnis Thementisch „Fahrzeugpooling“ 
 
Unter der Überschrift „Fahrzeugpooling“ wurde an diesem Thementisch insbesondere dem 
Pooling von ÖPNV-Tickets ein hohes Optimierungspotenzial zugetraut. In den Maßnahmen 
„Fahrzeugpooling mit Dispositionssoftware für Pkw und nackte Transporter“, „Integration von 
Pedelecs, E-Rollern und Lastenrädern in den Pool“ und „Spitzenlastabdeckung durch 
CarSharing“ wurde ebenfalls Optimierungspotenzial gesehen. 
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Abb. 14: Ergebnis Thementisch „Sonstige Mobilitätsprozesse“ 
 
An dem zweiten Thementisch wurde als die mit Abstand wichtigste Maßnahme das „Zentrale 
Fuhrpark- und Mobilitätsmanagement“ bewertet. Sehr wenig Potenzial wurde hingegen bei 
einer „Internen Leistungsverrechnung“ gesehen. 


 
Abb. 16: Ergebnis Thementisch „Anreizelemente“ 
 
Die Entwicklung eines „Anreizsystems zur Nutzung alternativer Verkehrsmittel“ sowie die 
„Nutzung privater Fahrräder / Monatskarten für Dienstgänge“ wurden durch die 
WorkshopteilnehmerInnen als besonders wichtige Elemente erachtet. Das Einrichten von 
neuen Fahrradabstellanlagen wurde hingegen als weniger relevant eingeschätzt. 
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5.4 Priorisierung der Maßnahmen 


Zum Abschluss des Strategieworkshops wurden die zuvor an den Thementischen 
diskutierten und bewerteten Einzelmaßnahmen in eine „Wichtigkeits- / Dringlichkeits-Matrix“ 
übertragen. Hierbei wurde die Wichtigkeit der Maßnahmen im Wesentlichen den zuvor 
erzielten Arbeitsergebnissen entnommen. Die Dringlichkeit der Maßnahmen wurde in der 
Form durch die WorkshopteilnehmerInnen eingeschätzt, in dem die Fragestellung verfolgt 
wurde, ob die einzelnen Maßnahmen kurz-, mittel- oder langfristig angegangen werden 
sollten. 
 


 
Abb. 17: Ergebnis Priorisierungsrunde 
 


In erster Priorität sind somit folgende Maßnahmen zu ergreifen: 
C7 – Anreize zur dienstlichen Nutzung von Privatfahrrädern und –monatskarten 
C1 – Anreizsystem zur Nutzung alternativer Verkehrsmittel 
C3 – Einbindung der Ämter und Mitarbeiter in den Veränderungsprozess 
A6 – Pooling von ÖPNV-Tickets (z.B. Monatstickets) 
B2 – Zentrales Fuhrpark- / Mobilitätsmanagement 
B5 – Vollkostenorientierte Beschaffung 
B3 – Ämter- und verkehrsmittelübergreifendes Controlling 
 
In zweiter Priorität sind folgende Maßnahmen zu ergreifen: 
A5 – Spitzenlastabdeckung durch CarSharing 
A4 – Integration von Pedelecs, E-Roller und Lastenräder in den Fahrzeugpool 
A1 – Fahrzeugpooling mit Dispositionssoftware für Pkw und „nackte“ Transporter 
C6 – Einführung Jobticket 
 
In dritter Priorität sind folgende Maßnahmen zu ergreifen: 
A3 – Erhöhung der Anteile E-Fahrzeuge 
C4 – Abstimmung Mobilitäts- und Gesundheitsmanagement 
 
In vierter Priorität sind folgende Maßnahmen zu ergreifen: 
C2 – Vermietung der Dienst-Pkw an MitarbeiterInnen 
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C5 – Verbesserung der Fahrradabstellanlagen 
A2 – Optimierung der Fahrzeuganzahl durch amtsinternes Pooling 


6 Fuhrpark- bzw. Mobilitätsmanagement und Definitio n der Einsparpotenziale 


Die Einführung eines zentralen Fuhrpark- bzw. Mobilitätsmanagements wurde von den 
Workshopteilnehmern als eine sehr wichtige und gleichzeitig dringliche Maßnahme bewertet. 
Eine solche Position innerhalb der Verwaltung müsste mit den notwendigen Kompetenzen 
und Werkzeugen ausgestattet werden. Da dieses Themenfeld von zentraler Bedeutung für 
ein zukünftiges Mobilitätskonzept der Hansestadt Rostock ist, wird in diesem Abschnitt die 
inhaltliche Ausgestaltung näher beschrieben. Weiterhin wird ein Blick auf die relevanten 
Softwarelösungen geworfen, um in der Folge weitere finanzielle Einsparpotenziale zu 
benennen. 


6.1 Einführung eines zentralen Fuhrpark- bzw. betrieblichen 
Mobilitätsmanagements 


Von Seiten der am Projekt mitwirkenden Dienststellen wurde der nachdrückliche Wunsch 
formuliert, in erster Linie das Fuhrparkmanagement, also das operative und administrative 
Handling der Fahrzeuge, an einer Stelle zu bündeln. Die Steuerung der Fahrzeugpflege, 
Wartung, Instandhaltung, Reifenwechsel, Schadensbearbeitung sollte an der gleichen Stelle 
angesiedelt sein, wie auch die Verantwortung insgesamt für den zukünftigen Fahrzeugpool. 
Die nutzenden Dienststellen hätten dann außer der Betankung, der Reinigung bei grober 
Verunreinigung sowie der Meldung neuer Schäden keinerlei Verpflichtungen mehr mit den 
Fahrzeugen. In den Dienststellen, die bisher über eigene Fahrzeuge verfügen, würden damit 
alle Prozesse rund um die Fahrzeugbewirtschaftung entfallen. 
Wie schon an einigen Stellen beschrieben, stellte sich die Datenlage im Bereich der 
Fuhrparkkosten, Laufleistungen und Verbräuche in den Dienststellen derzeit lückenhaft dar. 
Um einen zentralen Fuhrparkmanager zukünftig in die Lage zu versetzen, ein wirksames 
Reporting zu betreiben, sollte dieser mit einer marktgängigen Fuhrparkmanagementsoftware 
arbeiten können. In dieser sollten alle Fahrzeuge des städtischen Fuhrparks mit ihren 
Stammdaten hinterlegt sein. Weiterhin sollten alle für den Fuhrpark relevanten Rechnungen, 
einschließlich der Laufleistungen und Verbräuche erfasst werden.  
Ein reines Fuhrparkmanagement erscheint aufgrund der vielfältigen Mobilitätsarten, die 
bereits durch die Dienststellen genutzt werden, zu kurz gegriffen. Aufgrund der immer besser 
werdenden Angebote und der damit einhergehenden Möglichkeiten zur Kostenreduzierung 
wird empfohlen, das zentrale Fuhrparkmanagement mit dem  betrieblichen 
Mobilitätsmanagement zu verknüpfen. 
 
Zu den wesentlichen Aufgaben dieser zentralen Stelle sollten gehören: 
- Management der Nutzfahrzeuge 
- Bewirtschaftung des zukünftigen Fahrzeugpools, bestehend aus Pkw, Kleinbussen, 


Kleintransportern, Zweirädern (Pflege, Reinigung der Fahrzeuge) 
- Bewirtschaftung von übertragbaren ÖPNV-Tickets  
- Steuerung der Instandhaltung für alle Poolfahrzeuge 
- Spitzenlaststeuerung und -abdeckung (beispielsweise über CarSharing – mit der Fa. 


Greenwheels gibt es einen potenten Anbieter vor Ort) 
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- Beschaffung / Konfiguration von Fahrzeugen für den zukünftigen Fahrzeugpool, in 
Abstimmung mit den nutzenden Ämtern bzw. Eigenbetrieben 


- Mitwirkung bei der Erstellung von entsprechenden Dienstreise- und Dienstwagen-
Richtlinien 


- Unterstützung der FahrerInnen bei der Nutzung von Fahrzeugen mit alternativen 
Antriebsarten (es besteht oftmals eine große Hemmschwelle in der Nutzung 
beispielsweise von Gas- oder Elektrofahrzeugen, insbesondere bei der Betankung) 


- Verwaltung von Zweirädern (Fahrräder bzw. Pedelecs) so, dass sie durch guten Pflege- 
und Wartungszustand Freude bei der Nutzung machen 


- aktive Mitwirkung zur Bildung von dienstlichen Fahrgemeinschaften 
- Aufbau eines Mobilitätscontrollings  
- und in Kooperation mit dem städtischen Mobilitätskoordinator und der 


Klimaschutzleitstelle: 
- Beratung der MitarbeiterInnen hinsichtlich des wirtschaftlich und ökologisch sinnvollen 


Mobilitätsmix auf dem Weg zur Arbeit und wieder nach Hause  
- Beratung der MitarbeiterInnen bei der Planung von Dienstreisen hinsichtlich Wahl des 


effizientesten Verkehrsmittels 
- Initiieren und Umsetzen von neuen Mobilitätsangeboten wie Jobtickets,  Lease-Rad, 


private Nutzung von CarSharing u.a.m. 
- Durchführung von Mobilitätstagen an den Verwaltungsstandorten zur Vorstellung von 


Mobilitätsangeboten.  


Das zentrale Fuhrparkmanagement wird im Wesentlichen keine neuen Aufgaben ausführen, 
sondern nur die bisher sehr dezentralisiert durchgeführten Prozesse an einer Stelle 
effizienter bündeln. Insofern ist im Detail zu analysieren, an welchen Stellen der bisherigen 
Organisation Personalressourcen durch Bündelung der Fuhrparkmanagement-  sowie der 
Planungs- und Controllingaufgaben im Bereich der Außendienste frei werden, um diese für 
das zentrale Mobilitätsmanagement zu verwenden.    


6.2 Disposition- und Fuhrparkmanagementsoftware 


Über die Notwendigkeit einer Dispositionssoftware und ihre wesentlichen Funktionalitäten 
wurde schon an im Abschnitt 5.2 hingewiesen. Eine solche Software im Zusammenwirken 
mit der erforderlichen Hardware (Schlüsseltresore) zur Fahrzeugübergabe ist erforderlich, 
um die Optimierungseffekte eines dienstellenübergreifenden Fahrzeugpoolings zu 
realisieren. Um zukünftig den städtischen Fuhrpark mittels Fahrzeug- und Kostendaten, 
sowie daraus generierten Kennzahlen steuern zu können, bedarf es einer leistungsfähigen 
Fuhrparkmanagementsoftware. Zu den wesentlichen Merkmalen einer solche Software 
gehören u.a.: 


- Erfassung und Verarbeitung der Fahrzeugstammdaten (z.B. Hersteller, Typ,  Ausstattung) 
- Erfassung und Verarbeitung der Vertragsdaten (z.B. Leasingraten, -laufzeit, -


laufleistungen) 
- Unterstützung des Schadensmanagements (z.B. Dokumentation der Vorgänge, 


Kommunikation mit Beteiligten) 
- Unterstützung des Fristenmanagements (z.B. Überwachung nach Zeiten und 


Laufleistung) 
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- Unterstützung des Kostenmanagements (z.B. Import und Allokation der Kostendaten) 


6.3 Definition der Einsparpotenziale 


Ein zentrales Ziel der Potenzialanalyse war die Reduzierung der Mobilitätskosten. Auf Basis 
der gewonnen Informationen innerhalb der Datenerhebung, der Prozessanalyse sowie des 
abschließenden Workshops wird nunmehr für einzelne Maßnahmen das finanzielle 
Optimierungspotenzial abgeschätzt. Für das dienststellenübergreifende Fahrzeugpooling 
wurde dies bereits im Abschnitt 4.5 vorgenommen. Abbildung 18 bietet hier einen Überblick 
über die weiteren Optimierungspotenziale 


  Potenzial  Bezugsgröße Grundwert Potenzial in € 
Reduzierung der Prozesskosten 10% Prozesskosten 116.166 € 11.617 € 
Vollkostenoptimierte Beschaffung 5% Gesamtfuhrpark 1.034.561 € 51.728 € 
Pooling der ÖPNV-Tickets 20% ÖPNV-Kosten 68.525 € 13.705 € 
Nutzung alternativer Verkehrsmittel  5% Pkw-Kosten 307.319 € 15.366 € 
Einsatz privater Ressourcen 5% Pkw-Kosten 307.319 € 15.366 € 


Summe       107.782 € 
Abb. 18: Weitere Optimierungspotenziale 
 
Die in Abbildung 18 aufgeführten Maßnahmen haben gemein, dass die Grundvoraussetzung 
für eine nachhaltige Umsetzung dieser Maßnahmen ein zentrales Fuhrpark- bzw. 
Mobilitätsmanagement ist. In der Folge soll die Potenzialeinschätzung in aller Kürze erläutert 
werden. 
 
Reduzierung der Prozesskosten – Im Rahmen der Kostenanalyse wurden die jährlichen 
Prozesskosten des städtischen Fuhrparks mit rund 116.000 € definiert. Es ist davon 
auszugehen, dass durch ein zentrales Fuhrparkmanagement die Prozesse effizienter 
gestaltet werden können. Dieser Effizienzgewinn wurde konservativ mit 10% taxiert. 
 
Vollkostenorientierte Beschaffung – Bisher werden lediglich die Beschaffungskosten 
innerhalb der Kaufentscheidung berücksichtigt. Bei einer Berücksichtigung aller im 
Lebenszyklus eines Fahrzeugs zu erwartenden Kosten, werden wirtschaftlichere 
Kaufentscheidungen getroffen. Hier wird ein Optimierungspotenzial von 5% bezogen auf die 
Vollkosten des Fuhrparks erwartet. 
 
Pooling der ÖPNV-Tickets – Übertragbare ÖPNV- sowie Einzeltickets werden derzeit in den 
einzelnen Dienststellen vorgehalten. Eine dienststellenübergreifende Nutzung findet derzeit 
nicht statt. Eine solche Nutzung, beispielsweise über eine Dispositionssoftware, beinhaltet 
erhebliches Optimierungspotenzial. Hier kann von vergleichbarem Potenzial, wie beim 
Fahrzeugpooling ausgegangen werden. 
 
Nutzung alternativer Verkehrsmittel und Einsatz privater Ressourcen – Aufgrund der kurzen 
Wegstrecken innerhalb der Stadt und des guten ÖPNV-Netzes, erscheinen viele der bisher 
mit dem Dienst-Pkw zurückgelegten Strecken durch alternative Verkehrsmittel (Fahrrad, 
Pedelec, ÖPNV) substituierbar. Sowohl die Nutzung von dienstlichen Ressourcen, als auch 
privater Ressourcen (z.B. privates Monatsticket, privates Fahrrad) bieten hier Potenzial. 
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Beides wurde bezogen auf die bisherigen Pkw-Kosten mit jeweils 5% Optimierungspotenzial 
angesetzt. 
Um diese Optimierungseffekte zu erzielen, sind zunächst Investitionen erforderlich. Hierzu 
gehören die Beschaffung einer Dispositions- sowie einer Fuhrparkmanagementsoftware. 
Weiterhin bedarf es eines Fuhrparkmanagers als zentrale Institution innerhalb der 
Stadtverwaltung. Abbildung 19 stellt die Amortisationsrechnung für diese Investitionen dar. 


Abb. 19: Amortisationsrechnung 


In der Amortisationsrechnung wird davon ausgegangen, dass leistungsstarke 
Softwarelösungen beschafft werden. Insbesondere bei der Dispositionssoftware ist der 
Beschaffungspreis und damit auch der jährliche Service eher im oberen Preissegment 
angesetzt worden. Bei den prognostizierten Einsparungen wurden die zuvor ermittelten 
Werte in Ansatz gebracht. Dabei wird davon ausgegangen, dass erst im Jahr 2019 eine 
komplette Wirksamkeit der ergriffenen Maßnahmen stattfindet. Somit ist auch im Jahr 2019 
mit den ersten Einsparungen zu rechnen. 


7 Schlussbemerkung und Ausblick 


Die Erarbeitung der Potenzialanalyse hat gut zehn Monate in Anspruch genommen. In diese 
wurden nahezu alle Dienststellen der Rostocker Stadtverwaltung eingebunden. Aufgrund der 
unterschiedlichen Datenabfragen und des bisher schwach ausgeprägten 
Fuhrparkmanagements, stellte das Projekt für die Dienststellen einen spürbaren Aufwand 
dar. Insbesondere durch die Interviews und den abschließenden Strategieworkshop wurde 
das Projektergebnis maßgeblich durch die Dienststellen bestimmt, so dass von einer breiten 
Unterstützung der auf diese Weise erarbeiteten Maßnahmen ausgegangen werden kann.  
Im nächsten Schritt sollten nun die Maßnahmen, die in dem Strategieworkshop mit der 
Priorität 1 und 2 versehen wurden, in einen konkreten Aktionsplan mit einer Zeitplanung und 
Verantwortlichkeiten überführt werden. Um dabei auch wirklich alle Potenziale als 
Stadtverwaltung heben zu können, ist es empfehlenswert alle Ämter und Eigenbetriebe in die 
Umsetzung einzubeziehen. 


8 Zusammenfassung 


In diesem Abschnitt werden die wesentlichen Ergebnisse des vorliegenden Berichtes noch 
einmal zusammengefasst, um auf diese Weise einen schnellen Überblick zu bieten.  


einmalig


2016 2017 2018 2019 2020 2021
Beschaffung Dispoitionssoftware 69.000 € 13.800 € 13.800 € 13.800 € 13.800 € 13.800 € 0 €
Beschaffung Fuhrparkmanagementsoftware 10.000 € 2.000 € 2.000 € 2.000 € 2.000 € 2.000 € 0 €
Service Dispositionssoftware 0 € 3.450 € 13.800 € 13.800 € 13.800 € 13.800 € 13.800 €
Service Fuhrparkmanagementsoftware 0 € 500 € 2.000 € 2.000 € 2.000 € 2.000 € 2.000 €
Fuhrparkmanager 0 € 13.750 € 55.000 € 55.000 € 55.000 € 55.000 € 55.000 €
Summe (netto) 79.000 € 33.500 € 86.600 € 86.600 € 86.600  € 86.600 € 70.800 €
19% MwSt 15.010 € 3.753 € 6.004 € 6.004 € 6.004 € 6.004 € 3.002 €
Summe (brutto) 94.010 € 37.253 € 92.604 € 92.604 € 92.60 4 € 92.604 € 73.802 €
Einsparungen Fahrzeugpooling 0 € 24.198 € 36.663 € 73.327 € 73.327 € 73.327 €
Einsparungen weitere Maßnahmen 0 € 35.568 € 53.891 € 107.782 € 107.782 € 107.782 €
Armortisation -37.253 € -32.838 € -2.050 € 88.504 € 88.504 € 107.306 €


Preise: in Euro netto
jährlich
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Der Bericht dokumentiert die Ergebnisse der ca. 10 monatigen Potenzialanalyse für das 
Fuhrparkmanagement der Hansestadt Rostock3. Im Rahmen der Untersuchung sollten 
insbesondere Maßnahmen erarbeitet werden, die im Bereich der dienstlichen Mobilität 
Kosten reduzieren, die Umwelt entlasten und die Prozesse verbessern. 
Das Projekt gliederte sich dabei im Wesentlichen in die Bausteine: Datenanalyse des 
Fuhrparks und weiterer Mobilitätsarten, Prozessanalyse in Form von Interviews, 
Fahrdatenanalyse der Pkw und Transporter und einen abschließenden Strategieworkshop 
mit ausgewählten Dienststellen. 
Innerhalb der Datenanalyse wurden durch die Dienststellen die Kosten-, Vertrags- und 
Laufleistungsdaten des Fuhrparks zur Verfügung gestellt. Dieser Prozess war sehr 
aufwendig, da die erforderlichen Daten in sehr unterschiedlicher Qualität vorgehalten 
werden.  Die Kostendaten der alternativen Mobilitätsarten konnten zentral zur Verfügung 
gestellt werden. Auf Grundlage dieser Erhebung wurde ermittelt, dass die dienstliche 
Mobilität jährlich ca. 1,2 Mio. Euro kostet und einen CO 2-Ausstoß von ca. 530 Tonnen  
verursacht. Der städtische Fuhrpark trägt davon Kosten in Höhe von mehr als 1 Mio. Euro 
und produziert jährlich über 450 Tonnen CO2-Ausstoß. 
In Form einer FLEETRIS-Grobanalyse wurden die Fahrdaten von 82 (46 Pkw, 36 
Transporter) Fahrzeugen für einen Zeitraum von sechs Wochen ausgewertet. Im Ergebnis 
konnte aufgezeigt werden, dass durch ein dienststellenübergreifendes Fahrzeugpooling 
unter Einsatz einer Dispositionssoftware von einem Optimierungspotenzial bei den Pkw 
von mehr als 30% und bei den Transportern von mehr als 20%  ausgegangen werden 
kann. Unter Berücksichtigung von Kosten für den Einsatz einer leistungsstarken 
Dispositionssoftware samt Schlüsseltresore, sowie Kosten für die Deckung der 
Spitzenbedarfe durch externe Ressourcen, sind so jährliche Einsparungen von über 
70.000 € zu erwarten. 
Am Ende der Potenzialanalyse stand im November ein eintägiger Strategieworkshop unter 
Beteiligung von sieben Dienststellen. Hierbei wurden zunächst die wichtigsten Ziele eines 
zukünftigen Mobilitätskonzeptes erarbeitet. Am Ende des Workshops standen ausgewählte 
Einzelmaßnahmen, die hinsichtlich ihrer Wichtigkeit und Dringlichkeit die höchste Priorität 
erhalten hatten. Als Maßnahmen mit der höchsten Priorität wurden erm ittelt: 
- Anreize zur dienstlichen Nutzung von Privatfahrrädern und –monatskarten 
- Anreizsystem zur Nutzung alternativer Verkehrsmittel 
- Einbindung der Ämter und Mitarbeiter in den Veränderungsprozess 
- Pooling von ÖPNV-Tickets (z.B. Monatstickets) 
- Zentrales Fuhrpark- / Mobilitätsmanagement 
- Vollkostenorientierte Beschaffung 
- Ämter- und verkehrsmittelübergreifendes Controlling. 


Insbesondere die Entwicklung einer Stelle für ein zentrales Fuhrpark- bzw. 
Mobilitätsmanagement  wurde im gesamten Projekt und von allen Beteiligten im Workshop 
als zentraler und wichtigster Baustein erachtet. Alle anderen Maßnahmen könnten durch 
diese Stelle initiiert und gesteuert werden. Unter Berücksichtigung weiterer Kosten für einen 
Fuhrparkmanager bzw. eine Fuhrparkmanagerin sowie für eine zu beschaffende 
Fuhrparkmanagementsoftware, könnte die Summe  aller Optimierungseffekte ab 2019 
jährlich rund 90.000 € und ab 2021 über 100.000 € E insparungen erwirtschaften . 


                                                 
3 Alle Ämter und Eigenbetriebe ohne Amt 37 und KOE 
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Anlage    Reduzierungspotenzial des CO 2-Ausstoßes   


 
1. Ausgangssituation 
 
Wie im Abschnitt 4.1 des Berichtes dargestellt, verursachen die Dienst-Pkw und 
Nutzfahrzeuge der Stadtverwaltung mit 456 Tonnen fast 90 Prozent des mobilitätsbedingten 
CO2-Ausstoßes. 
 


Mobilitätsart  CO2-Ausstoß Anteil 


Fuhrpark Pkw 102 t 19,4% 


Fuhrpark Transporter 354 t 67,0% 


Bahn 9 t 1,7% 


ÖPNV 18 t 3,3% 


Flugzeug 6 t 1,2% 


Taxi 1 t 0,2% 


Privat-Pkw  38 t 7,2% 


Gesamt 529 t 100% 


Abb. 1: Aufteilung der CO2-Ausstöße 2014 – je Mobilitätsart 
 
 
2. Prognostizierte Effekte zur CO2-Reduzierung 
 
Durch die Einführung eines zentrales Fuhrpark- und Mobilitätsmanagement werden 
insbesondere folgende Effekte zu einer Reduzierung des CO2-Ausstoßes führen: 
 
- Downsizing im Bereich der Pkw 
Durch ein konsequentes Fahrzeugpooling stehen Fahrzeuge unterschiedlicher Größen 
bedarfsgerecht den Beschäftigten der Verwaltung zur Verfügung. Da für die ganz 
überwiegende Anzahl der Fahrten ein Kleinst-Pkw ausreichend ist und durch das Pooling für 
die wenigen Bedarfe größere Fahrzeuge allen Beschäftigten verfügbar gemacht werden, 
kann bei mehr als 20 Pkw die Fahrzeugklasse reduziert werden. Es findet auf diese Weise 
also ein Downsizing statt. 
 
- Elektrifizierung 
Ein weiterer Effekt des Fahrzeugpooling ist, dass die Fahrzeuge erheblich höher ausgelastet 
werden können und somit höhere Laufleistungen erfahren. Auf diese Weise wird zukünftig 
auch die Elektrifizierung des Pkw-Fuhrparks eine realistische Option sein. 
 


 


- Substitution von Pkw-Fahrten durch alternative Verkehrsmittel 
Ein zukünftig durch ein zentrales Mobilitätsmanagement gesteuertes Mobilitätsverhalten der 
MitarbeiterInnen der Verwaltung bietet die Möglichkeit eine Reihe von Pkw-Fahrten auf 
alternative Verkehrsmittel zu überführen. 
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- Downsizing im Transporter-Bereich  
Auch im Bereich der Transporter befindet sich eine Reihe von Fahrzeugen, bei denen davon 
ausgegangen werden kann, dass diese im Falle eines geänderten Dispositionssystems in 
der Größe reduziert werden könnten. Hier wird von einer Größenreduzierung bei mindesten 
10 Fahrzeugen ausgegangen 
 
Die beschriebenen Effekte führen zu einer prognostizier CO2-Reduzierung im Pkw-Fuhrpark 
von ca. 20% und im Transporter-Fuhrpark von ca. 10%. Somit wird von einer Reduzierung 
des CO2-Ausstoßes von jährlich ca. 57 Tonnen ausgegangen 
 
 


 
Abb. 2: Reduzierung des CO2-Ausstoßes nach Umsetzung der Empfehlungen 
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1. Aufgabenstellung und Ziele des Teilprojektes 


Das Projekt ‚Kommunales Mobilitätsmanagement‘ im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitia-


tive soll die Verkehrsnachfrage und die Verkehrsmittelwahl in der Region Rostock in Richtung 


einer nachhaltigen Mobilität beeinflussen. Um dieses Ziel zu erreichen, wird im Teilkonzept 1 ei-


ne Grundlage für eine verkehrsmittel- und verkehrsträgerübergreifende unabhängige Informati-


on und Beratung zu allen Mobilitätsfragen in der Hansestadt Rostock und im Landkreis Rostock 


geschaffen (z.B. Aufbau einer Mobilitätszentrale). Das angestrebte Leistungsspektrum des ver-


besserten Beratungsangebotes soll laut Vorhabenbeschreibung gleichermaßen Alltagsverkehre 


wie auch touristische Angebote umfassen. Dabei werden sowohl der direkte Kundenkontakt als 


auch Online-Angebote (z.B. Online-Mobilitätsplattform) berücksichtigt.1  


Um das übergeordnete Ziel – eine Stärkung des Umweltverbundes – zu erreichen, wird im Fol-


genden, ausgehend von der aktuellen Situation vor Ort, analysiert, welche Funktion eine Mobili-


tätszentrale in der Hansestadt Rostock und im Landkreis Rostock einnehmen sollte. Dafür wird 


unter anderem untersucht, welche mobilitätsbezogenen Beratungsangebote den konkreten Be-


darf der Kunden treffen und in welchem Umfang sich diese Beratungsleistungen voraussichtlich 


auf das tatsächliche Mobilitätsverhalten auswirken. Des Weiteren wird auf Grundlage verschie-


dener Modelltypen für Mobilitätsservices, die anhand bestehender Projekte exemplarisch 


vorgestellt werden, ein Typ für eine Mobilitätszentrale ermittelt, der am besten auf die 


spezifische Situation und Anfordernisse in der Region Rostock passt. Abschließend gilt es, für 


diesen Typ einer Mobilitätszentrale auch bereits ein vorläufiges Mengengerüst, Betreibermodell 


sowie Umsetzungskonzept zu entwickeln, mit den lokalen Akteuren abzustimmen und 


darzustellen. Auftraggeber dieser Studie ist die Hansestadt Rostock. 


                                                      
1 Hansestadt Rostock: Mobilitätsmanagementkonzept für die Hansestadt und den Landkreis Rostock zur Verbesserung 


der Stadt-Umland-Verkehre. Vorhabenbeschreibung für ein Klimaschutzteilkonzept im Rahmen der Nationalen Kli-
maschutzinitiative 
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2. Grundlagen 


2.1 Ausgangssituation in der Region Rostock 


2.1.1 Lokale Rahmenbedingungen 


Die Hansestadt Rostock wies zum Jahreswechsel 2014/2015 eine Bevölkerungszahl von 


204.167 Einwohnern auf. Im Landkreis Rostock, Teil der Regiopolregion Rostock, wohnen 


211.878 Einwohner.2 Rostock ist ein bedeutendes Oberzentrum und die größte Stadt in Meck-


lenburg-Vorpommern. Insbesondere mit den unmittelbar an die Hansestadt Rostock angrenzen-


den Ämtern des Landkreises Rostock und Bad Doberan bestehen intensive 


Pendlerbeziehungen.3 


Der Tourismus ist in Rostock von großer Bedeutung. Im Jahr 2014 lag die Anzahl der Übernach-


tungen in Rostock bei 1,9 Millionen. Der Großteil der Übernachtungen (1,16 Millionen) verteilt 


sich auf die Ortsteile Seebad Warnemünde, Marktgrafenheide, Hohe Düne und Diedrichsha-


gen.4 Der Anteil der Gäste aus dem Ausland lag dabei bei 8%.5 Zu den am stärksten vertreten-


den Gruppen von Auslandsgästen zählen Besucher aus Schweden, der Schweiz, den 


Niederlanden, Dänemark und Österreich. Das Seebad Warnemünde zählt zu den bedeutsam-


sten Kreuzfahrthäfen in der südlichen Ostsee und ist anhand der Passagierbewegungen der 


größte deutsche Kreuzfahrthafen. Neben den Kreuzfahrten bestehen regelmäßige Passagier-


fähren nach Dänemark, Schweden und Finnland. Als Oberzentrum in Mecklenburg-


Vorpommern dient Rostock auch als Brückenkopf zu weiteren touristischen Zielen außerhalb 


der Hansestadt und dem Landkreis Rostock (wie z.B. Ribnitz-Damgarten, Fischland-Darß-


Zingst, Rügen oder der Mecklenburger Seenplatte). 


Die Stadtstruktur der Hansestadt Rostock stellt als Typologie eine Besonderheit dar. Die Mehr-


heit der Bevölkerung verteilt sich entlang der Warnow von der Innenstadt Richtung Warnemün-


de. Rund ein Drittel der Bevölkerung (37,8%) lebt in den Stadtbereichen im Nordwesten des 


Stadtgebietes westlich der Warnow (Stadtbereiche A, C, D, E, F und G).6 In den Stadtbereichen 


im Nordosten (Stadtbereiche B, P, Q, R, S, T und U), östlich der Warnow leben nur rund 16,3% 


der Bevölkerung.7 In den Innenstädtischen Stadtbereichen (Stadtbereich H bis O) lebt fast die 


Hälfte der Einwohner Rostocks (45.9%).8 Neben den wichtigen Funktionen der Kernstadt 


Rostock ist speziell das Seebad Warnemünde das touristische Zentrum der Hansestadt Rostock 


und erfüllt dadurch eine wichtige Funktion als lokales Zentrum. Der Bahnhof Warnemünde ist 


                                                      
2 www.statistik-mv.de/cms2/STAM_prod/STAM/de/bhf/index.jsp 
3 Amt Warnow-West, Amt Carbäk, Amt Rostocker Heide, Dummerstorf (amtsfrei) und Graal-Müritz (amtsfrei). Vgl. 


Landkreis Rostock – Strukturanalysen und Entwicklungstrends – Karte Pendler HRO. http://www.landkreis-
rostock.de/landkreis/daten_fakten/strukturanalysen/14-Amt_Rostocker_Heide/index.html, abgerufen am 
13.04.2015. 


4 Hansestadt Rostock: Stadt & Politik - Rostock in Zahlen - Verkehr , 
http://rathaus.rostock.de/sixcms/detail.php?id=208&_sid1=rostock_01.c.261.de&_sid2=rostock_01.c.388.de&_sid3
=rostock_01.c.412.de&_sid4=&_sid5=, abgerufen am 08.04.2015. 


5 Vgl. ibid. Anzahl der Übernachtungen von Auslandsgästen: 153.486. 
6 Ortsämter Nordwest 1 (westlich der Warnow) und Nordwest 2. Vgl. Hansestadt Rostock: Stadt & Politik - Rostock in 


Zahlen - Ausgewählte Eckdaten - Bevölkerung - Bevölkerungsentwicklung nach Stadtbereichen. 
http://rathaus.rostock.de/sixcms/detail.php?id=493&_sid1=rostock_01.c.261.de&_sid2=rostock_01.c.388.de&_sid3
=rostock_01.c.200178.de&_sid4=rostock_01.c.408.de&_sid5=, abgerufen am 08.04.2014. 


7 Ortsämter Nordwest 1 (östlich der Warnow) und Nordwest 2. Vgl. ibid. 
8 Ortsämter Mitte und West. Vgl. ibid. 
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zudem (insbesondere im Sommer) Endhaltestation im Regional- (RE) und Fernverkehr (ICE/IC) 


der Deutschen Bahn. 


Abbildung 1: Bevölkerungsverteilung in der Hansesta dt Rostock  


 
(Quelle: eigene Darstellung) 


Die Hansestadt Rostock weist eine bipolare Stadtstruktur auf, bei der sich die Bevölkerung 


schwerpunktmäßig entlang des westlichen Ufers der Warnow vom historischen Innenstadtzent-


rum (Rostock Mitte) bis zum touristisch geprägten Seebad Warnemünde verteilt. Ein weiteres 


bedeutendes Nebenzentrum auf dieser Achse stellt der Stadtteil ‚Lütten Klein‘ dar, der die Funk-


tion eines übergeordneten Versorgungsschwerpunktes für den gesamten Nordwesten der Stadt 


einnimmt. 


2.1.2 Mobilitätsangebots-Mix im Bedienungsgebiet des Verk ehrsverbundes Warnow 


Die Regiopolregion Rostock und der Gültigkeitsbereich des Verkehrsverbundes Warnow bieten 


ein breites Spektrum von Verkehrsmitteln. 
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Tabelle 1: Mobilitätsangebots-Mix im Bedienungsgebi et des Verkehrsverbundes Warnow 


Öffentlicher  
Personen-
verkehr 
(überregional) 


• Eisenbahn (Deutsche Bahn) 
• Passagierfähren (Scandlines, TT-Linie, Stena Line, Finnlines) 
• Luftverkehr, Linienverkehre (Lufthansa, Germanwings) 
• Fernbusse (u.a. BerlinLinienBus, Flixbus/MeinFernbus) 


Öffentlicher  
Personennah-
verkehr 
(ÖPNV) 


• Eisenbahn (DB Regio, S-Bahn Rostock, Mecklenburgische Bäderbahn Molli) 
• Straßenbahn (RSAG) 
• Bus (RSAG, rebus, Verkehrsgesellschaft Vorpommern-Rügen VVR, Mecklen-


burg-Vorpommersche-Verkehrsgesellschaft mbH, Güstrow-Club-Reisen) 
• Fähren (Antaris, Weiße Flotte GmbH) 


Semi-
öffentliche  
Verkehre 


• Taxidienste 
• Car-Sharing (Flinkster, Greenwheels Car Sharing) 
• Pedelec-Sharing (elros Pedelec) 
• Bike-Sharing (DB Call-a-Bike) 
• Automietdienste (u.a. AVIS, Hertz, Europcar, SIXT) 
• Fahrradleihdienste (u.a. Fahrradstation Rostock) 


Nicht-
öffentliche 
Verkehre 


• Motorisierter Individualverkehr 
• Fahrradverkehr (Radwanderwege) 
• Fußgängerverkehr 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Eine begleitende Information und Beratung zum bestehenden Verkehrsangebot wird von den 


großen Verkehrsunternehmen des Verkehrsverbundes Warnow VVW in den nachfolgend aufge-


führten Kundencentern für die breite Öffentlichkeit bereitgestellt: 


RSAG: Hauptbahnhof, Lütten Klein, Doberaner Platz, Dierkower Kreuz (alle in Rostock) 


rebus:  ZOB (Rostock), Bahnhof (Güstrow) 


DB AG: Hauptbahnhof, Lütten Klein, Warnemünde (alle in Rostock), Bahnhof (Güstrow) 


2.1.3 Informations- und Beratungsangebote im Verkehrsverb und Warnow 


Das Leistungsangebot der vier Kundencenter der RSAG  umfasst die folgenden Leistungen:9 


• Information und Beratung: Tarif- und Fahrplanauskünfte für den gesamten VVW 


• Verkauf von Fahrkarten des Verkehrsverbundes Warnow (VVW) 


• Abo-Bearbeitung (inkl. aller Sonderformen wie z.B. Schülerticket) 


• Zahlungsabwicklung ‚Erhöhtes Beförderungsentgelt (EBE)‘ 


• Beschwerdeannahme 


• Fundsachenverwaltung 


• Car-Sharing 


• InterCombi-Ticket (Route Rostock – Dänemark) 


• Souveniers 


• Werbematerial (klassische Printmedien) 


                                                      
9  Quelle: RSAG 
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Zum Leistungsangebot der zwei Kundencenter von Rebus  zählen die folgenden Angebote10 


• im Kundencenter Rostock 


- Fahrplanauskünfte und Verbindungen im VVW 


o Beratungsschwerpunkt Bedienungsgebiet rebus (= Altlandkreis Bad Doberan), 


vereinzelt (selten nachgefragt) Verbindungen der RSAG und DB,  


Sonderfälle werden an das Kundencenter der DB verwiesen 


- Tarifauskünfte und Verkauf von Tickets (VVW) 


o Verkauf von Fernbustickets (ausschließlich für Meinfernbus/Flixbus) 


- Annahme und Weiterverarbeitung von Bedarfsfahrten, Gruppen- und Rollstuhl-


anmeldungen 


- Kundentoiletten, Snackautomat und Kaffeeautomat 


- Monitor informiert über die nächsten Abfahrten am ZOB 


• Kundencenter Güstrow 


- Fahrplanauskünfte und Verbindungen im VVW 


o Beratungsschwerpunkt Bedienungsgebiet der OVG (= Altlandkreis Güstrow) 


- Tarifauskünfte und Verkauf von Tickets (VVW) 


- Annahme und Weiterverarbeitung von Bedarfsfahrten, Gruppen- und Rollstuhl-


anmeldungen 


Spezielle Informationen zu Übernachtungsmöglichkeiten, Veranstaltungen, Messen, Car-


Sharing, Taxiverkehr, Citybike etc. werden in keinem der beiden Kundencenter vorgehalten. 


Der Verkehrsverbund Warnow  ist seit dem Jahr 2014 an eine online-basierte Mobilitäts-


plattform (Datendrehscheibe) angeschlossen. Diese ermöglicht eine Fahrplanauskunft in Echt-


zeit für die Angebote der RSAG, der DB AG und der Scandlines-Fähren nach Gedser Dänemark 


inkl. Tür-zu-Tür-Routenfindung (Rebus befindet sich aktuell noch im Prozess einer Aktivset-


zung). Informationen stehen per Internet, Handy/Smartphone-Apps, Haltestellenanzeigen sowie 


über öffentliche und private Displays zur Verfügung. Die Auskunft ist derzeit auf Verkehrsmittel 


des ÖPNV und SPNV fokussiert. Zukünftig sollen auch Tickets online gekauft werden können 


(mobile ticketing). 


Darüber hinaus bestehen verschiedene weitere Initiativen und Projekte mit dem Ziel, den Um-


weltverbund bzw. multimodales Mobilitätsverhalten in Rostock und Umland zu stärken, u.a.:  


• Projekt zum Betrieblichen Mobilitätsmanagement 


• Sonderangebote für Kinder und Jugendliche (Mobilitätserziehung, VorschulTicket ÖPNV) 


• Erleichterung des Umsteigens zwischen den Verkehrsträgern durch integraleTaktfahrpläne 
(Umsetzbarkeit im Stadt-Umland-Verkehr wird aktuell kontrovers diskutiert) 


• Aufbau eines Verkehrsmanagementsystems mit dem Ziel einer Verkehrslenkung 
(Tief- und Hafenbauamt) 


• Pedelec-Verleihsystem ‚elros‘ 


• Radstation am Hauptbahnhof 


                                                      
10 Quelle: rebus 
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2.1.4 Stärken-Schwächen-Chancen-Risiken-Analyse im Hinbli ck auf das Verkehrsangebot 


Im Rahmen eines mehrstündigen Strategieworkshops wurden im September 2015 in der Stadt 


Rostock mit allen verantwortlichen Akteuren konkrete Angebotsstärken und -schwächen sowie 


Marktchancen und -risiken im Kommunalen Mobilitätsmanagement (einschließlich der Stadt-


Umland-Bezüge) herausgearbeitet. Die vollständige SWOT-Analyse inklusive der hieraus abge-


leiteten Strategieempfehlungen ist dem Bericht „Rahmenkonzept zum Kommunalen Mobilitäts-


management“ zu entnehmen. Auszüge hieraus, die konkret die Leistungen eines wie auch 


immer gestalteten Mobilitätsdienstleistungsangebotes betreffen, finden sich in der nachfolgen-


den Tabelle. 


Tabelle 2: Stärken-Schwächen-Chancen-Risiken-Analys e (Verkehrsangebot HRO/LKROS) 


Stärken-Schwächen-Chancen-Risiken-Analyse (SWOT-Ana lyse)  


Angebotsstärken • Radverkehr: bessere Bewertungen 2013 im Vergleich zur 
Befragung im Jahr  2010 


• 30 Prozent der Befragten nutzen den ÖPNV und das Fahrrad 
in Kombination 


• leistungsstarkes ÖV-Angebot 


Angebotsschwächen • Nutzerkritik am Radverkehr: Sicherheitsempfinden, Abstellanlagen, 
Straßenreinigung, Wetter, Quelle-Ziel-Distanzen, Mitnahmemöglich-
keit im ÖPV, mangelnde Rücksichtnahme unter Verkehrsteilnehmern 


• tlw. unzureichende Vernetzung der Stadt-Umland-Verkehre im ÖV 


Marktchancen • Anteil des Umweltverbundes im Modal Split = 63,6 Prozent 
(Quelle: SrV 2013) 


• favorisierte Verkehrs-Themen: ÖPNV, Rad, Fuß 


• knapp 40 Prozent aller Verkehrsteilnehmer sind Wechselnutzer, ÖPV-
/MIV-Pragmatiker stellen dabei das bedeutendste Wechsler-Segment 
(dieses stellt allerdings hohe Anforde-rungen an die Angebotsqualität) 


• junge männliche Großstädter = Vorreiter für Multi-Mobilität 


• Angebote zur Ausübung multimodaler Mobilität nehmen zu 


• Touristen präferieren die Verkehrsmittel des Umweltverbundes 


Marktrisiken • hohe MIV-Anteile: Berufs-, Einkauf-, Umlandverkehr 


• geringe Wahrnehmung, Relevanz, Akzeptanz intermodaler Mobilitäts-
angebote, Elektromobilität (Pedelec-Nutzung von 0,1 Prozent der in 
Rostock und 0,2 Prozent der im Umland Befragten) 


• Bereitschaft zur Verhaltensänderung lediglich bei 10 Prozent der 
Befragten in Rostock und im Umland gegeben 


• Demographischer Wandel: ältere Generation ggf. mit dem 
angestrebten Angebots-Mix überfordert? 


• Finanzierung diversifizierter Angebote schwieriger 
(weniger Verkehrsbündelung) 


(Quelle: eigene Darstellung) 
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2.1.5 Herausforderungen im lokalen/regionalen Mobilitätsm anagement 


Eine der zentralen Herausforderungen im kommunalen Mobilitätsmanagement der Hansestadt 


Rostock ist die Harmonisierung der noch divergierenden Interessenlagen der verschiedenen 


Verkehrsunternehmen als Betreiber eigener Beratungsstellen. Aktuell führt dies zu einer Wett-


bewerbssituation, die im künftigen Modell nicht mehr gegenwärtig sein sollte. Im Sinne einer um-


fassenden Kundenorientierung ist eine intensive und reibungslose Zusammenarbeit aller 


relevanten Akteure vor Ort anzustreben. Dies wiederum wird nur möglich sein, wenn es mittel-


fristig gelingt, Marktmechanismen für einen fairen Wettbewerb zu etablieren. 


Als Hürde für die Gestaltung eines aus Kundensicht nahtlosen Verkehrssystems erweisen sich 


darüber hinaus auch die komplexen Zuständigkeitsregelungen und Verantwortlichkeiten für Teil-


komponenten der Verkehrssysteme (insbesondere am Hauptbahnhof) sowie die unterschiedli-


chen Aufgabenschwerpunkte der diversen Beteiligten. Primäre Aufgabe eines funktionierenden 


kommunalen Mobilitätsmanagements ist es daher, diese Strukturen mit Hilfe von attraktiven 


Geschäftsmodellen, ggf. unter Einbeziehung privaten Kapitals, zu entflechten und neu zu ord-


nen. 


Auch die noch unzureichende technische Kompatibilität der Datensysteme und die komplexen 


Anforderungen an integrierte, verkehrsangebots- und verkehrsträgerübergreifende Beratungs-


leistungen erschweren derzeit noch eine intensivere Kooperation der ortsansässigen Verkehrs-


unternehmen. Von der Zielvision einer durchgängigen Angebotsvernetzung und Schaffung 


integrierter Systeme ist das aktuelle Angebot noch weit entfernt. Vielversprechende Entwick-


lungsansätze in diese Richtung stellen produktübergreifende DFI-Infos (Informationen im Rah-


men der dynamischen Fahrgastinformation) dar. Diese sind in Form der elektronischen 


Anzeigen am Rostocker Hauptbahnhof sowie als Echtzeitauskünfte der RSAG bereits vorhan-


den und bilden damit eine gute Basis für Erweiterungsmaßnahmen. 


Ein weiteres Hemmnis aus Kundensicht ist die dezentrale Lage des Rostocker Hauptbahnhofes, 


der sich eigentlich als zentraler Verknüpfungspunkt aller Verkehrs- und Beratungsangebote an-


bieten würde. Bei den lokalen Akteuren besteht jedoch eher der Eindruck, dass die Einwohner 


von Rostock lieber das näher an der Innenstadt gelegene Kundenzentrum am „Doberaner Platz“ 


aufsuchen, wenn sie Fragen rund um die Mobilität haben. Hinzu kommt, dass räumlich-bauliche 


Restriktionen und Zugangsbarrieren den Wegeaufwand für diejenigen Verkehrsteilnehmer am 


Hauptbahnhof erheblich erhöhen, die sich systemübergreifend bei verschiedenen Gesellschaf-


ten informieren möchten. So befindet sich rebus auf der Südseite, während die DB AG und 


RSAG auf der Nordseite des Gebäudes ansässig sind. Kunden wünschen sich jedoch eine Leis-


tungsbündelung an einem zentralen Ort mit einem barrierefreien Zugang. 


Hinsichtlich der weiteren Kundenwünsche bestehen allerdings noch relevante Informationslü-


cken. Es gibt kaum gesicherte Erkenntnisse zum Leistungsbedarf und Nachfrageverhalten mög-


licher Zielgruppen, die über die allgemeine Anforderung nach einer bedarfsgerechten, 


intermodalen Mobilitätsangebotsleistung u.a. auch im Freizeitverkehr hinausgehen. Noch völlig 
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ungeklärt sind auch Fragen der Finanzierbarkeit von zielgruppenspezifischen und damit zuneh-


mend diversifizierten Mobilitätsangeboten. 


Da aktuell nicht davon auszugehen ist, dass die Menschen ganz freiwillig auf die Autonutzung 


verzichten, kann eine ausschließliche Orientierung der Mobilitätsmanagementansätze an der 


Nachfrageseite nur in engen Grenzen erfolgreich sein. Hierdurch lassen sich nämlich nur dieje-


nigen Verkehrsteilnehmer erreichen, die ohnehin schon eine prinzipielle Bereitschaft zur Einstel-


lungsänderung aufweisen. Um eine breitere Diffusion nachhaltigen Mobilitätsverhaltens 


anzustoßen, bedarf es neben der nachfrageorientierten Marketingausrichtung auch des politi-


schen Marketings und hierüber einer geeigneten Weichenstellung in der Ordnungspolitik. 


2.2 Potenziale für eine multimodale Mobilität in de r Region Rostock 


Auf der Basis von rund 80 Prozent der Bevölkerung in Deutschland, die jederzeit oder zumindest 


gelegentlich über einen Pkw verfügen können, entfällt heute der weit überwiegende Teil der zu-


rückgelegten Personenkilometer (> 70 Prozent) auf den motorisierten Individualverkehr. Gleich-


zeitig ist jedoch zu beobachten, dass auch Multimobilität für einen nicht unerheblichen Anteil der 


Bevölkerung (rund 49 Prozent) mittlerweile eine selbstverständlich gelebte Alltagspraxis dar-


stellt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Multimobilität im Hinblick auf das Verkehrsmittelset 


(personenspezifischer Mix an Verkehrsmitteln), die Nutzungshäufigkeit der einzelnen Verkehrs-


mittel und deren Einsatzzwecke individuell sehr unterschiedlich gelebt wird. Während bei den 


einen unter flankierender Nutzung alternativer Verkehrsmittel eindeutig die Autonutzung domi-


niert, zeigt sich bei den anderen eine deutlich wechselnde Nutzung der verschiedenen Ver-


kehrsmittel. 


Relevante Fragen in diesem Zusammenhang sind: 


• Wer sind die heute Multimodalen? 


• Welche verschiedenen Formen von Multimodalität gibt es? 


• Wie wird Multimodalität im Alltag gelebt? 


• Welches Potenzial ergibt sich hieraus für die Dienstleistung einer Mobilitätszentrale? 


• Welche Ansatzpunkte zeigen sich für eine Förderung multimodalen Verhaltens? 


Um sich diesen Fragen systematisch anzunähern und darauf basierend strategische Ableitun-


gen treffen zu können, bedarf es zunächst einer genauen Definition des Begriffs der Multi-


modalität . Mit dem Begriff Multimodalität wird die Nutzung verschiedener Verkehrsmittel für 


verschiedene Wege innerhalb eines festgelegten Zeitraumes – meist einer Woche – bezeichnet. 


Wird dagegen nur ein Verkehrsmittel genutzt, handelt es sich um Monomodalität. Unter dem 


Begriff Intermodalität verstehen wir hiervon abweichend die Nutzung mehrerer Verkehrsmittel im 


Verlauf eines Weges. Personen, die intermodale Wege zurücklegen, gehören automatisch zur 


Gruppe der Multimodalen (umgekehrt gilt dies nicht). 


Intermodale Verkehrssysteme verfolgen demnach das Ziel, die Systemwiderstände bei der 


Durchführung intermodaler Wege in Form von Wartezeiten, Preis, Informationsbeschaffung etc. 


soweit wie möglich zu reduzieren. Multimodalen Verkehrssystemen ist es ein Anliegen, im Hin-


blick auf mehrere Verkehrsträger attraktive Angebote bereitzustellen, so dass objektive Wahl-
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möglichkeiten zwischen den Angebotsalternativen bestehen. Eine Vernetzung der einzelnen 


Verkehrsträger ist somit nur in intermodalen Verkehrssystemen tatsächlich erforderlich.  


Intermodale Wege treten in der Praxis eher selten auf (< 10 Prozent), da sie regelmäßig mit ei-


nem höheren Aufwand auf Nutzerseite verbunden sind und somit auch eine höhere Verhaltens-


bereitschaft voraussetzen. Darüber hinaus unterscheiden sich die Zielgruppen: 


• Intermodale Schnittstellen – wie Park&Ride-Plätze – richten sich bspw. an spezifische Nut-
zergruppen im Umland von Städten, die im Alltagsverkehr unterwegs sind. 


• Der multimodale Ausbau eines Verkehrssystems – z.B. Ausbau von Radwegen – richtet sich 
dagegen an die breite Masse. 


Eine verbindende intermodale Komponente könnte hierbei die Bereitstellung von Fahrradabstel-


lanlagen an den Haltestellen des Öffentlichen Nah- und Fernverkehrs darstellen. 


Zusammenfassend lässt sich also sagen: 


Während der intermodale Ausbau des Verkehrssystem einer Optimierung von Reiseketten im 


Sinne einer Reduzierung des Raumwiderstandes dient, zielt Multimobilität darauf ab, über ein 


breites Angebot und einen einfachen Zugang zu verschiedenen Verkehrsträgern die Wahlmög-


lichkeiten zu erweitern. 


Da es im laufenden Projekt „Kommunales Mobilitätsmanagement in der Region Rostock“ vor-


rangig um eine konsequente Umsetzung des Nachhaltigkeitskonzeptes geht, steht hier die För-


derung der spezifischen Angebotsstärken, eine Verbesserung der allgemeinen Erreichbarkeit 


mit den Verkehrsmitteln des Umweltverbundes – mithin das Thema Multimobilität – im Fokus.  


Nachfolgend wird daher zunächst der Anteil von multimodalen Personen in Rostock ermittelt 


und zwar basierend auf folgender Klassifikation von Modalgruppen, die sich in der Forschungs-


landschaft als besonders relevant herausgestellt haben: 


• monomodale MIV-, ÖV- und Fahrrad-Nutzer (3 Gruppen) 


• bimodale MIV-Fahrrad-, MIV-ÖV- und Fahrrad-ÖV-Nutzer (3 Gruppen) 


• trimodale MIV-ÖV-Fahrrad-Nutzer (1 Gruppe) 


Eine differenzierte Berücksichtigung von Fußgängern sowie eine Unterscheidung von MIV-


Fahrern und MIV-Mitfahrern erfolgt nicht, da die der Marktpotenzialanalyse zugrundeliegenden 


Studien hierzu keine Angaben machen. 


Bei der Ermittlung des Potenzials für Multimobilität in Rostock erweist sich jedoch eine genaue 


Definition des Begriffs „Multimobilität“ als unumgänglich. Während nämlich bei einer weitgefass-


ten Begriffsdefinition eine lediglich einmalige Nutzung eines alternativen Verkehrsmittels zum 


Hauptverkehrsmittel (im Verlauf einer Woche) ausreicht, um eine Person der Gruppe der Multi-


mobilen zuzuordnen, verlangt eine enge Begriffsdefinition ein Mindestmaß in Bezug auf die Nut-


zungshäufigkeit der verschiedenen Verkehrsmittel (maximaler Wegeanteil eines Verkehrsmittels 


= 75 Prozent). Es ist zwar davon auszugehen, dass Personen mit einer flexibleren Verkehrsmit-


telnutzung (echte Multimobile) eine höhere Bereitschaft zu einer weiteren nachhaltigen Verhal-


tensänderung aufweisen als diejenigen, die sich lediglich sporadisch multimobil verhalten. 







 


Schlussbericht TK 1 Konzeption für eine Mobilitätszentrale und ein Mobilitätsportal 17 
 


Letztere versprechen jedoch wiederum größere Nachhaltigkeitseffekte, wenn es gelingt, diese 


dauerhaft zu einem echten multimobilen Verhalten zu bewegen. 


Je nach Definitionsansatz zum Multimobilitätsbegriff verhalten sich heute im Durchschnitt 48 


Prozent (weiter Ansatz) bzw. 26 Prozent (enger Ansatz) aller Personen multimodal. Für einen 


nennenswerten Teil der Bevölkerung ist damit die Nutzung von mehr als nur einem Verkehrsmit-


tel im Verlauf einer Woche eine selbstverständlich gelebte Alltagspraxis. Die meisten Multimobi-


len nutzen überwiegend das Auto und ergänzen dieses um den ÖV oder das Fahrrad. Ein 


kleiner Teil nutzt alle drei Verkehrsmittel. Multimodale, die ausschließlich den Umweltverbund 


nutzen (z.B. in der Kombination Rad-ÖV), machen mit rund 5 Prozent nur einen vergleichsweise 


geringen Anteil in der Bevölkerung aus. 


Dabei ist festzustellen, dass der Anteil multimodaler Personen erheblich in Abhängigkeit von den 


Merkmalen des Verkehrsraumes und den soziodemographischen Eigenschaften seiner Einwoh-


ner variiert. Multimobilität stellt demnach vor allem eine urbane Verhaltensweise junger Erwach-


sener dar. In Kernstädten ist nicht nur der Anteil multimodaler Personen überdurchschnittlich 


hoch, es kommt auch zu einem im Vergleich zum Gesamtdurchschnitt hohen Anteil monomoda-


ler ÖV-Nutzer. Mehr als die Hälfte der Kernstadtbewohner kann diesen beiden Verhaltenswei-


sen zugeordnet werden. In den verdichteten und ländlichen Kreisen dominiert hingegen die 


monomodale Auto-Nutzung. Während multimodale Kernstadtbewohner neben dem Auto über-


wiegend mit dem ÖV unterwegs sind, nutzen Personen in ländlichen Kreisen eher das Fahrrad 


komplementär zum Auto. Lediglich der Anteil an trimodalen Personen variiert wenig in Abhän-


gigkeit des Raumes. 


Wird Multimobilität nicht im Wochenrhythmus, sondern mit einer größeren Zeitspanne betrach-


tet, erweist sich ein durchaus beachtenswerter Anteil monomodaler Autofahrer als multimodal. 


Mehr als ein Drittel von ihnen nutzt andere Verkehrsmittel immerhin ein bis drei Mal im Monat 


und ein weiteres knappes Drittel greift seltener als monatlich darauf zurück. In diesen Fällen ist 


davon auszugehen, dass die alternativen Verkehrsmittel überwiegend im Freizeitverkehr zum 


Einsatz kommen. Interessant ist hierbei, dass bereits die seltene Nutzung anderer Verkehrsmit-


tel bei monomodalen Autofahrern die Raumwahrnehmung und die Einschätzung der Erreichbar-


keit verändert. So bewerten monomodale Autofahrer, die ein anderes Verkehrsmittel selten 


nutzen, die Erreichbarkeit von Zielen mit diesem Verkehrsmittel besser als Personen, die das 


betrachtete Verkehrsmittel nie nutzen. Dies ist zwar noch keine ausreichende, aber zumindest 


schon einmal notwendige Voraussetzung für eine häufigere Nutzung der Verkehrsmittel des 


Umweltverbundes. 


Werden die zur Multimobilität verfügbaren empirischen Kennzahlen auf die Situation der Hanse-


stadt Rostock mit ihren 21 Stadtteilen bezogen, ergibt sich für deren Einwohner das folgende 


differenzierte Mobilitätsverhalten. 
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Tabelle 3: Verkehrsmittelwahlverhalten der Einwohne r in Rostock 11 


Einwohner


2014 MIV mono ÖV mono Rad mono Sonstige Multimobile
A Warnemünde 7827 4.238 703 202 131 2.554
B Rostock-Heide 1565 848 139 36 22 519
C Lichtenhagen 14091 7.098 1.286 350 234 5.123
D Groß Klein 12932 6.513 1.182 309 201 4.728
E Lütten Klein 16931 8.812 1.524 450 314 5.832
F Evershagen 16571 8.242 1.521 411 285 6.111
G Schmarl 8616 4.258 792 210 140 3.217
H Reutershagen 18108 9.435 1.612 449 304 6.309
I Hansaviertel 8456 4.342 734 199 141 3.040
J Gartenstadt/Stadtweide 3362 1.630 322 85 54 1.272
K Kröpeliner-Tor-Vorstadt 19154 9.639 1.562 382 305 7.266
L Südstadt 14703 7.655 1.296 376 276 5.100
M Biestow 2817 1.417 271 72 45 1.012
N Stadtmitte 18785 9.456 1.619 417 289 7.004
O Brinckmansdorf 8170 4.131 771 197 116 2.954
P Dierkow-Neu 10615 5.318 949 223 147 3.979
Q Dierkow-Ost 1092 576 101 28 18 368
R Dierkow-West 1146 607 105 28 18 388
S Toitenwinkel 13409 6.708 1.210 297 191 5.004
T Gehlsdorf 4321 2.227 391 98 57 1.547
U Rostock-Ost 1177 617 108 25 14 413


203.848 103.767 18.199 4.844 3.300 73.738


51 9 2 2 36


Nr Stadtbereich


Gesamtsumme


Anteil in Prozent


Verkehrsmittelwahlverhalten (berechnet)


 
(Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014 unter Berücksichtigung altersspezifischer Verhaltensunterschiede) 


Legt man die enge Begriffsdefinition von Multimobilität zugrunde, wird das Auto von 50,9 Pro-


zent der Rostocker Bürger ausschließlich oder zum weit überwiegenden Teil (> 75% der Wege) 


genutzt. Echte Multimobile sind in der Bevölkerung mit einem Anteil von 36,2 Prozent vertreten 


und die auf lediglich ein Verkehrsmittel des Umweltverbundes fokussierten Verkehrsteilnehmer 


erreichen immerhin noch 12,9 Prozent. In Summe ergibt sich damit ein Anteil von 49,1 Prozent 


nachhaltig orientierten Verkehrsteilnehmern. Die Multimobilitätswilligen lassen sich dabei weiter-


hin in folgende Untergruppen mit spezifischen Verkehrsmittelkombinationen einteilen. 


                                                      
11 In dieser und den folgenden Tabellen zum Verkehrsmittelwahlverhalten können Rundungsfehler auftreten. 
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Tabelle 4: Spezifisches Verkehrsverhalten in Rostoc k nach Verkehrsmittelkombinationen 


MultiMO MIV-Rad MIV-ÖV Rad-ÖV trimodal
A Warnemünde 2.554 945 996 128 485
B Rostock-Heide 519 192 202 26 99
C Lichtenhagen 5.123 1.895 1.998 256 973
D Groß Klein 4.728 1.749 1.844 236 898
E Lütten Klein 5.832 2.158 2.274 292 1.108
F Evershagen 6.111 2.261 2.383 306 1.161
G Schmarl 3.217 1.190 1.254 161 611
H Reutershagen 6.309 2.334 2.460 315 1.199
I Hansaviertel 3.040 1.125 1.186 152 578
J Gartenstadt/Stadtweide 1.272 471 496 64 242
K Kröpeliner-Tor-Vorstadt 7.266 2.688 2.834 363 1.380
L Südstadt 5.100 1.887 1.989 255 969
M Biestow 1.012 374 395 51 192
N Stadtmitte 7.004 2.591 2.731 350 1.331
O Brinckmansdorf 2.954 1.093 1.152 148 561
P Dierkow-Neu 3.979 1.472 1.552 199 756
Q Dierkow-Ost 368 136 144 18 70
R Dierkow-West 388 144 151 19 74
S Toitenwinkel 5.004 1.851 1.951 250 951
T Gehlsdorf 1.547 572 603 77 294
U Rostock-Ost 413 153 161 21 78


73.738 27.283 28.758 3.687 14.010


37 39 5 19


Multimodale Verkehrsteilnehmer (berechnet)
Nr Stadtbereich


Gesamtsumme


Anteil in Prozent  
(Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014) 


Unter den Multimobilen sind die Gruppen mit komplementärer ÖV- oder Rad-Nutzung zum Auto 


in etwa gleich groß. Sie machen einen Anteil von 39 bzw. 37 Prozent unter den Multimobilen 


aus. Verkehrsteilnehmer, die drei Verkehrsmittel in Kombination nutzen (Trimodale), sind mit 


rund 19 Prozent vertreten, während die Gruppe der Rad-ÖV-Kombinierer lediglich 5 Prozent er-


reicht. 


Geht es nun darum, das Nachfragepotenzial für Leistungen einer zu entwickelnden Mobilitäts-


zentrale zu bestimmen, ist es sinnvoll, sich vor allem auf die Nutzergruppen im Bereich Mobilität 


zu konzentrieren, die bisher noch kein ausreichend nachhaltiges Verkehrsmittelwahlverhalten 


erkennen lassen. Während Multimobile und ausschließliche Nutzer des Umweltverbundes of-


fensichtlich mit dem vorhandenen Angebot gut zurechtkommen und das angestrebte nachhalti-


ge Mobilitätsverhalten bereits praktizieren, sind es gerade die monomodalen Autofahrer, die 


ein mehr oder weniger großes multimodales Verhalten spotenzial versprechen . 


Um zu einer korrekten Einschätzung der Größenordnung dieses Potenzials zu kommen, sind 


zunächst – entsprechend der engen Definition des Mobilitätsbegriffs  (nur dieser gilt für die 


weitere Potenzialbetrachtung ) – die Verkehrsteilnehmer herauszurechnen, die bereits heute 


mindestens einmal wöchentlich ein alternatives Verkehrsmittel zum Auto benutzen (und den-


noch mehr als 75 Prozent aller Wege im Auto zurücklegen). Für die verbleibenden monomoda-


len Autofahrer wird dann weiterhin im Hinblick auf die folgenden Untergruppen unterschieden: 
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• Verkehrsteilnehmer ohne multimodales Verhaltenspotenzial  
(alle Wege werden heute mit dem Auto absolviert) 


• Verkehrsteilnehmer mit einem kleinen multimodalen Verhaltenspotenzial  
(aktuell seltenere Nutzung alternativer Verkehrsmittel zum Auto als einmal im Monat) 


• Verkehrsteilnehmer mit einem großen multimodalen Verhaltenspotenzial  
(aktuelle Nutzungshäufigkeit alternativer Verkehrsmittel zum Auto 1 bis 3 mal im Monat) 


Tabelle 5: Multimodales Verhaltenspotenzial bei der  Modalgruppe MIV mono 


MIV mono MIV > 75% MIV 100% kein mV kleines mV großes mV
A Warnemünde 4.238 1.096 3.142 943 1.005 1.194
B Rostock-Heide 848 219 629 189 201 239
C Lichtenhagen 7.098 1.836 5.262 1.579 1.684 2.000
D Groß Klein 6.513 1.684 4.828 1.448 1.545 1.835
E Lütten Klein 8.812 2.279 6.533 1.960 2.090 2.482
F Evershagen 8.242 2.131 6.110 1.833 1.955 2.322
G Schmarl 4.258 1.101 3.157 947 1.010 1.199
H Reutershagen 9.435 2.440 6.995 2.098 2.238 2.658
I Hansaviertel 4.342 1.123 3.219 966 1.030 1.223
J Gartenstadt/Stadtweide 1.630 421 1.208 362 387 459
K Kröpeliner-Tor-Vorstadt 9.639 2.493 7.146 2.144 2.287 2.716
L Südstadt 7.655 1.980 5.676 1.703 1.816 2.157
M Biestow 1.417 367 1.051 315 336 399
N Stadtmitte 9.456 2.446 7.011 2.103 2.243 2.664
O Brinckmansdorf 4.131 1.068 3.063 919 980 1.164
P Dierkow-Neu 5.318 1.375 3.942 1.183 1.262 1.498
Q Dierkow-Ost 576 149 427 128 137 162
R Dierkow-West 607 157 450 135 144 171
S Toitenwinkel 6.708 1.735 4.973 1.492 1.591 1.890
T Gehlsdorf 2.227 576 1.651 495 528 627
U Rostock-Ost 617 159 457 137 146 174


103.767 26.836 76.931 23.079 24.618 29.234


100 30 32 38


Gesamtsumme


Anteil in Prozent


Multimodales Verhaltenspotenzial (mV) bei MIV mono
Nr Stadtbereich


 
(Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014) 


In der Gesamtheit ergibt sich damit ein konkretes multimodales Verhaltenspotenzial bei fast 


54.000 Bürgern der Hansestadt Rostock. Das heißt, neben den ohnehin schon multimobilen 


Einwohnern in Rostock zeigt ein gutes weiteres  Viertel der Einwohner von Rostock (26,4 


Prozent) ebenfalls die Bereitschaft, alternative Ve rkehrsmittel zum Auto zumindest spo-


radisch zu nutzen  und sind daher vergleichsweise gut ansprechbar. Differenziert nach Ver-


kehrsmittelalternativen entfallen von diesem Gesamtpotenzial rund 42,7 Prozent auf die 


Kombination MIV-ÖV, 40,7 Prozent auf die Kombination MIV-Rad und 16,6 Prozent auf die 


Kombination MIV-Rad-ÖV. 
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Tabelle 6: Multimodales Verhaltenspotenzial differe nziert nach Modalgruppen 


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
A Warnemünde 2.199 939 894 366
B Rostock-Heide 440 188 179 73
C Lichtenhagen 3.684 1.572 1.498 614
D Groß Klein 3.380 1.443 1.374 563
E Lütten Klein 4.573 1.952 1.859 762
F Evershagen 4.277 1.826 1.739 712
G Schmarl 2.210 943 898 368
H Reutershagen 4.896 2.090 1.991 816
I Hansaviertel 2.253 962 916 375
J Gartenstadt/Stadtweide 846 361 344 141
K Kröpeliner-Tor-Vorstadt 5.002 2.135 2.034 833
L Südstadt 3.973 1.696 1.615 662
M Biestow 736 314 299 123
N Stadtmitte 4.908 2.095 1.995 817
O Brinckmansdorf 2.144 915 872 357
P Dierkow-Neu 2.760 1.178 1.122 460
Q Dierkow-Ost 299 128 122 50
R Dierkow-West 315 134 128 52
S Toitenwinkel 3.481 1.486 1.415 580
T Gehlsdorf 1.156 493 470 193
U Rostock-Ost 320 137 130 53


53.851 22.987 21.894 8.970


43 41 17Anteil in Prozent


Gesamtsumme


StadtbereichNr
Multimodales Verhaltenspotenzial n. VM


 
(Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014) 


Klammert man nun noch die Verkehrsteilnehmer mit einer ungünstigen Zielanbindung im Hin-


blick auf die Verkehrsmittelalternativen aus, so bleibt immerhin ein beachtliches Potenzial von  


 


 


gewonnen werden können. Insgesamt besteht damit bei 20 Prozent der Einwohner von 


Rostock eine realistische Chance auf eine spürbare Verhaltensänderung in Richtung ei-


nes nachhaltigeren Mobilitätsverhaltens.  Für welche Wegezwecke sich Verhaltensänderun-


gen ergeben könnten, zeigen die folgenden zwei Tabellen. 


•   9,3 Prozent  der Einwohner von Rostock, die für eine häufigere ÖV-Nutzung  und 


• 10,7 Prozent  der Einwohner von Rostock, die für eine häufigere Rad-Nutzung  
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Tabelle 7: Multimodales Verhaltenspotenzial im ÖV n ach Wegezwecken 


ÖV gesamt Arbeit Bildung Einkauf
A Warnemünde 939 204 207 365
B Rostock-Heide 188 41 41 73
C Lichtenhagen 1.572 342 346 612
D Groß Klein 1.443 314 317 561
E Lütten Klein 1.952 425 429 759
F Evershagen 1.826 397 402 710
G Schmarl 943 205 207 367
H Reutershagen 2.090 455 460 813
I Hansaviertel 962 209 212 374
J Gartenstadt/Stadtweide 361 79 79 140
K Kröpeliner-Tor-Vorstadt 2.135 465 470 830
L Südstadt 1.696 369 373 660
M Biestow 314 68 69 122
N Stadtmitte 2.095 456 461 815
O Brinckmansdorf 915 199 201 356
P Dierkow-Neu 1.178 256 259 458
Q Dierkow-Ost 128 28 28 50
R Dierkow-West 134 29 30 52
S Toitenwinkel 1.486 323 327 578
T Gehlsdorf 493 107 109 192
U Rostock-Ost 137 30 30 53


22.987 5.001 5.057 8.940


22 22 39Anteil in Prozent


Gesamtsumme


Stadtbereich
Multimodales Verhaltenspotenzial n. Wegezwecken


Nr


 
(Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014) 


Tabelle 8: Multimodales Verhaltenspotenzial im Radv erkehr nach Wegezwecken 


Rad gesamt Arbeit Bildung Einkauf
A Warnemünde 894 202 276 595
B Rostock-Heide 179 40 55 119
C Lichtenhagen 1.498 338 463 997
D Groß Klein 1.374 310 425 914
E Lütten Klein 1.859 420 575 1.237
F Evershagen 1.739 393 537 1.157
G Schmarl 898 203 278 598
H Reutershagen 1.991 450 615 1.325
I Hansaviertel 916 207 283 610
J Gartenstadt/Stadtweide 344 78 106 229
K Kröpeliner-Tor-Vorstadt 2.034 459 629 1.353
L Südstadt 1.615 365 499 1.075
M Biestow 299 68 92 199
N Stadtmitte 1.995 451 617 1.328
O Brinckmansdorf 872 197 269 580
P Dierkow-Neu 1.122 253 347 747
Q Dierkow-Ost 122 27 38 81
R Dierkow-West 128 29 40 85
S Toitenwinkel 1.415 320 437 942
T Gehlsdorf 470 106 145 313
U Rostock-Ost 130 29 40 87


21.894 4.945 6.767 14.568Gesamtsumme


Nr Stadtbereich
Multimodales Verhaltenspotenzial n. Wegezwecken


 
(Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014) 
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2.3 Mögliche Zielgruppen für ein differenziertes Mo bilitätsmanagement 


Schlüsselfaktor für eine erfolgreiche Gestaltung von Mobilitätsangeboten ist die Kenntnis des 


• aktuellen Leistungsbedarfs, 


• konkreten Nachfrageverhaltens und 


• bevorzugten Kommunikationsstils 


 auf der Kundenseite. 


Hiermit verbundene Fragen sind:  


• Welche strategischen Zielgruppen können im Multimobilitäts-Markt unterschieden werden? 


• Welche Motive spielen bei der Verkehrsmittelwahl eine dominierende Rolle? 


• Welche Marketingmaßnahmen im Umweltverbund erreichen ihre Zielgruppen? 
(siehe „PR-Konzept“) 


• Welche Marketinginstrumente (Werbeträger) erzielen die höchste Akzeptanz? 
(siehe „PR-Konzept“) 


• Welche Argumente überzeugen in der Kommunikation bzw. werden gewünscht? 
(siehe „PR-Konzept“) 


2.3.1 Strategische Zielgruppen 


Gemäß der in Kapitel 2.2 vorgenommenen Marktpotenzialanalyse können in der Stadt Rostock 


folgende strategische Zielgruppen unterschieden werden: 


Monomodale Autofahrer (100 %)  


Einwohneranteil 37,7% der Einwohner 


 
Typischer Vertreter • erwerbstätige Person (30-49 Jahre) 


• Innenstädter (lange Wege) oder Auspendler 


Nutzung alternativer  
Verkehrsmittel 


lediglich sporadisch (seltener als wöchentlich) 


Status • hauptsächlich Berufstätige 
• ein Viertel von ihnen gehört der Gruppe der Rentner an 


Alter Personen in den mittleren Altersklassen 


Haushaltgröße/-typ Mehrpersonenhaushalte mit kleinen oder bereits größeren Kindern 


Geschlecht Männer dominieren 


Strategie Potenzialerschließung 
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Multimodale MIV-ÖV-Nutzer  


Einwohneranteil 14,1% der Einwohner  


 
Typischer Vertreter 


• junge Frauen (18-25 Jahre) in urbanem Gebiet 
• Generation 65plus: 


mobilitätseingeschränkte und fitte Senioren 
Nutzung alternativer  
Verkehrsmittel 


keine genauen Angaben verfügbar 


Status • ein Drittel der Gruppe ist berufstätig 
• hoher Anteil an Personen in der Ausbildung oder in Rente 


Alter • überdurchschnittlich oft Personen zwischen 14 und 25 Jahren oder  
• Personen, die älter als 70 Jahre sind. 


Haushaltgröße/-typ keine genauen Angaben verfügbar 


Geschlecht Anteil der Frauen liegt in dieser Gruppe weit über dem Durchschnitt 


Strategie Stabilisierung des Verhaltens bzw. Ausweitung Wegeanteil im ÖV 


 


Multimodale MIV-Fahrrad-Fahrer  


Einwohneranteil 13,4% der Einwohner 


 
Typischer Vertreter 


• Generation 65plus: 
Nicht- oder Teilzeiterwerbstätige 


• Best Ager (50 bis 65 Jahre): 
anspruchsvolle Genießer 


Nutzung alternativer  
Verkehrsmittel 


keine genauen Angaben verfügbar 


Status 


• Rentner, 
• Teilzeiterwerbstätige und nicht Erwerbstätige, 
• Hausfrauen/-männer 
sind leicht überrepräsentiert. 


Alter überproportional viele Personen im Alter zw. 61 und 70 Jahren  


Haushaltgröße/-typ Die Anteile der Personen, die in Mehrpersonenhaushalten mit Kin-
dern leben, liegen leicht über dem Durchschnitt. 


Geschlecht ausgewogenes Geschlechterverhältnis 


Strategie Stabilisierung des Verhaltens bzw. Ausweitung Wegeanteil mit Rad 
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Monomodale Autofahrer (75 %)  


Einwohneranteil 13,2% der Einwohner 


 
Typischer Vertreter 


• erwerbstätige Person (30-49 Jahre): Innenstädter 
• Best Ager (50 bis 65 Jahre): 


anspruchsvolle Genießer 
Nutzung alternativer  
Verkehrsmittel 


• wöchentliche Nutzung alternativer Verkehrsmittel 
• Autonutzung bei mehr als 75% der Wege 


Status • Personen sind meistens berufstätig 
• ein Vierteil von ihnen gehört auch der Gruppe der Rentner an 


Alter Personen in den mittleren Altersklassen vertreten 


Haushaltgröße/-typ Mehrpersonenhaushalte mit kleinen oder bereits größeren Kindern 


Geschlecht keine genauen Angaben verfügbar 


Strategie Ausweitung des Wegeanteils mit 
Verkehrsmitteln des Umweltverbundes 


 


Monomodale ÖV-Nutzer  


Einwohneranteil 8,9% der Einwohner 


 
Typischer Vertreter Generation 65plus 


Nutzung alternativer  
Verkehrsmittel 


keine genauen Angaben verfügbar 


Status • Nichterwerbstätige 
• Rentner 


Alter • Die ÖV-Nutzer erreichen einen hohen Altersdurchschnitt. 
• Ein gutes Drittel der Personen ist älter als 70 Jahre. 


Haushaltgröße/-typ 
Gut die Hälfte der Personen lebt in Singlehaushalten und die Haus-
halte verfügen über die geringste Pkw-Ausstattung. 


Geschlecht 
Die Gruppe ist weiterhin durch einen hohen Frauenanteil 
gekennzeichnet. 


Strategie Bestätigung des Verhaltens 
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Trimodale  


Einwohneranteil 6,9% der Einwohner 


 
Typischer Vertreter 


• Jugendliche (14 bis 17Jahre): 
junge multimodale Großstädter 


• junge Erwachsene (18 bis 29 Jahre): Studenten 


Nutzung alternativer  
Verkehrsmittel 


keine genauen Angaben verfügbar 


Status größtenteils Schüler 


Alter 
• Gruppe wird von den 14- bis 25-Jährigen dominiert, 
• Personengruppe mit dem niedrigsten Altersdurchschnitt 


Haushaltgröße/-typ 
• wohnen bei ihren Eltern (bzw. in Studenten-WGs). 
• leben überdurchschnittlich oft in Städten ab 100.000 Einwohner 


Geschlecht keine genauen Angaben verfügbar 


Strategie Stabilisierung des Verhaltens 


 


Monomodale Fahrradfahrer  


Einwohneranteil 2,4% der Einwohner 


 
Typischer Vertreter 


• Jugendliche (14 bis 17Jahre): 
junge multimodale Innenstädter 


• Generation 65plus: eher fitte Senioren 


Nutzung alternativer  
Verkehrsmittel 


keine genauen Angaben verfügbar 


Status ein gutes Vierteil der Fahrradfahrer ist berufstätig 


Alter 
• sehr junge Personen bis zu einem Alter von 17 Jahren 
• der Anteil älterer Personen ab 71 Jahren liegt über dem 


Durchschnitt 


Haushaltgröße/-typ 


• junge Personen: Schüler und Auszubildende, die überwiegend in 
größeren Haushalten mit guter Pkw-Ausstattung leben; 


• älteren Personen: Rentner, die überwiegend in Singlehaushalten 
mit niedriger Pkw-Ausstattung leben 


Geschlecht keine genauen Angaben verfügbar 


Strategie Stabilisierung des Verhaltens 
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Multimodale Fahrrad-ÖV-Nutzer  


Einwohneranteil 1,8% der Einwohner 


 
Typischer Vertreter 


• Jugendliche (14 bis 17Jahre): 
junge multimodale Großstädter 


• effizienzorientierte Trendsetter (18 bis 29 Jahre): 
IT wichtiger als Auto 


• Generation 65plus: fitte Senioren 


Nutzung alternativer  
Verkehrsmittel 


keine genauen Angaben verfügbar 


Status überdurchschnittlich oft Schüler oder Rentner 


Alter 
• Gruppe der 14- bis 25-Jährigen und  
• Gruppe der ab 61-Jährigen 
überproportional vertreten 


Haushaltgröße/-typ 
sehr niedrige Pkw-Ausstattung und 
einen Schwerpunkt in größeren Städten 


Geschlecht sehr hoher Frauenanteil 


Strategie Stabilisierung des Verhaltens 


 


Monomodale Fußgänger  


Einwohneranteil 1,6 % der Einwohner  


 
Typischer Vertreter Generation 65plus: fitte Senioren 


Nutzung alternativer  
Verkehrsmittel 


keine genauen Angaben verfügbar 


Status 
• Nichterwerbstätige 
• Rentner 


Alter Gruppe mit höchstem Altersdurchschnitt 


Haushaltgröße/-typ überwiegend Rentner, die in Single- oder Paarhaushalten wohnen 


Geschlecht hoher Frauenanteil 


Strategie Bestätigung des Verhaltens 


Eine weitere Zielgruppe  ohne genauere Charakterisierung  stellen die Kinder bis 13 Jahre  


dar. Strategisches Ziel ist hier eine umfangreiche Mobilitätssozialisation, die gewährleistet, dass 


sich die zukünftig Heranwachsenden später auch tatsächlich multimodal verhalten können. 
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2.3.2 Ansprechbarkeit der identifizierten Zielgruppen 


Die Vertreter der strategischen Zielgruppen lassen sich besonders gut ansprechen, wenn eine 


Veränderung in der persönlichen Lebenssituation dieser Personen eintritt. Diese Lebensmomen-


te fungieren als ‚window of opportunity‘ (Gelegenheitsfenster) für Verhaltensänderung, da in 


ihnen gewohnheitsmäßig verfestigte Verhaltensroutinen bewusst hinterfragt werden. In folgen-


den Situationen kann dieser Prozess durch ein professionelles Customer-Relationship-


Management (CRM) / Kundenbeziehungsmanagement begleitet werden: 


 


 


 


 


 


 


3. Anforderungen an nutzer-/zielgruppengerechte Mob ilitätsdienstleistungen 


Die Anforderungen an nutzer-/zielgruppengerechte Mobilitätsdienstleistungen können im Rah-


men von insgesamt sechs Motivfeldern , die für die Autonutzung der Autoaffinen und der Mul-


timobilen eine entscheidende Rolle spielen, beschrieben werden: 


 
 


 


 


 


 


 


 


 


 


Diese Hauptmotive treten in Situationen auf, in denen das eigene Auto klar präferiert wird. 


Dabei werden sie ergänzend überlagert oder kombiniert mit weiteren Motiven wie: 


 


 


 


 


 


 


• Transport  von Gütern und Beförderung von Personen 


• Erreichbarkeit  von Ausflugs- und Urlaubszielen außerhalb der Stadt 


• Flexibilität  hinsichtlich der Mobilitätsorganisation und Distanzüberwindung 


• Privatheit  – Privatsphäre, emotionale Bindung und Sicherheit 


• Kostenersparnis  beim Umstieg auf Verkehrsmittel des Umweltverbundes 


• Familienorganisation  – Alltagsmobilität mit Kindern 


• Bequemlichkeit – Komfort 


• Erlebnis – Fahrspaß 


• Planungssicherheit / Funktionssicherheit – Nutzbarkeit der Infrastruktur 


und der Anlagen 


• geringer Planungs- und Organisationsaufwand 


• Sicherheit – vor allem subjektive Sicherheit 


• Gesundheitsaspekt / Stressvermeidung 


• Schulwechsel / Ausbildungseinsteiger 


• Berufseinsteiger / Arbeitsplatzwechsel 


• Neubürger bzw. Umzügler 


• Familiengründung 


• Neu-Rentner / -Pensionäre 
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3.1 Kundenanforderungen an multimodale Mobilitätsan gebote 


Bei genauerer Betrachtung der verschiedenen Hauptmotive inklusive der Begleitmotive ergeben 


sich folgende konkrete Kundenanforderungen mit klaren Maßnahmenempfehlungen zur Förde-


rung von multimodalem Verhalten. 


Tabelle 9: Transport- und Erreichbarkeitsmotiv der Autonutzung 


Kundenbedarf  Chancen zur Förderung von Multimobilität  


Das ideale Verkehrsmittel 
• ist geräumig, bietet allen Insassen genug Platz 
• ermöglicht problemlose Transporte (Einkauf, 


Möbel) 
• kann als privates Zwischenlager dienen 


Transportalternativen sind 
• Lastenfahrrad 
• Taxi 
• Car-Sharing 
• Mietwagen 
• Pkw-Ausleihe aus dem privaten Umfeld 
• Lieferdienste 


Gründe für die Autonutzung (insbes. Urlaub, Ausflüge) 
• Erreichbarkeit von Reisezielen (Entfernung, Zeit) 
• Mobilität am Zielort 
• Flexibilität bei der Organisation (z.B. Startzeitpunkt) 
• Bequemlichkeit beim Gepäcktransport 
• Einfacher Umgang mit Kindern 


Maßnahmenempfehlungen  
• Integrierte Mobilitäts- und Touristeninformation 
• spezielle Mobilitätsangebote für Urlauber, Tages- 


touristen und Ausflugsgäste 
• Schaffung der Voraussetzungen für eine familien-


freundliche multi- bzw. intermodale Mobilität 


Argumente gegen alternative Verkehrsmittel 
• Fahrt wird als zu planungsintensiv und teuer empfun-


den (Mietwagen). 
• ÖV-Nutzung wird als zu umständlich, zeitaufwändig 


oder gar nicht durchführbar beschrieben. 
• ÖV-Nutzung ist oft mit längeren Fußwegen am Zielort 


verbunden (Anschlussverbindungen fehlen oder sind 
nicht ausreichend). 


• Keine Planungssicherheit bei einer intermodalen Nut-
zung von ÖPNV und Rad (volle Züge, Konflikte mit an-
deren Fahrgästen, defekte Aufzüge, Rolltreppen) 


Maßnahmenempfehlungen 
• Schaffung eines multi- bzw. intermodal nutzbaren in-


tegrierten Verkehrsangebotes über Systemgrenzen 
(Stadt bzw. Verkehrsverbund) hinweg 


• Gewährleistung von / der 
− Planungssicherheit für Hin- und Rückfahrt 
− Funktionssicherheit von infrastrukturellen Anlagen 
− ausreichender Flexibilität 
− akzeptablen Komfortstandards für alle Nutzer 
− Diebstahlschutz durch spezielle Radabstellanla- 


gen an Bahnhöfen 


Tabelle 10: Flexibilitätsmotiv im ÖPNV 


Kundenbedarf  Chancen zur Förderung von Multimobilität  


Flexibilität besitzt aus Nutzersicht mehrere Dimensionen: 
• räumliche Dimension (Tür-zu-Tür-Erreichbarkeit) 
• zeitliche Dimension (zeitlich unabhängig, spontan) 
• emotionale Dimension (individuell unabhängig mobil) 


• Ziele sollten unmittelbar von Tür-zu-Tür erreichbar 
sein. 


• Wichtige Faktoren sind Zeitgewinn beim Zu- und Ab-
gang zu den Verkehrsmitteln, ein geringer Planungs-
aufwand, eine hohe Planungssicherheit sowie eine 
reibungslose Schnittstellenbewältigung beim Wech-
sel zu einem anderen Verkehrsmittel. 


• Das mit der Unabhängigkeit verbundene Freiheitsge-
fühl darf nicht durch die Abhängigkeit von anderen 
Personen oder von Taktzeiten eingeschränkt werden. 


Je nach Lebenssituation und anderen Rahmen-
bedingungen spielt Flexibilität als Motiv eine unterschied-
lich starke Rolle bei der Verkehrsmittelwahl. 


Definition zielgruppenspezifischer Leistungspakete 
• Rentner, Arbeitssuchende und Studierende können 


im Allgemeinen flexibler mit ihrer Zeit umgehen. 
• Vollzeit-Erwerbstätige mit Kindern im Haushalt sind 


im Alltag zeitlich oft sehr eng „getaktet“. 
 


Die Zu-, Wechsel- und Abgangszeiten beim ÖPNV werden 
zwar als ein Nachteil erlebt, tagsüber ist es jedoch noch 
hinnehmbar; nachts wird es zum Problem: 


• zu geringe Taktdichte 
• abweichende Streckenführung 
• schwer kalkulierbare Anschlusssicherung (insbes. bei 


Störungen) 


• Alternativangebote in den Schwachlastzeiten  
• mehr Planungssicherheit bei gleichem Planungsauf-


wand (Schaffung von Rückfallebenen) 
• Keine unzumutbaren Einschränkungen der Nut-


zungsmotive Zeitgewinn, Erholung und Ermöglichung 
von Nebenaktivitäten 
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Tabelle 11: Flexibilitätsmotiv der Autonutzung 


Kundenbedarf  Chancen zur Förderung von Multimobilität  


Beim eigenen Auto spielt die jederzeitige Verfügbarkeit und 
das damit verbundene Gefühl, den Tagesablauf unabhän-
gig und selbstbestimmt gestalten zu können, eine dominie-
rende Rolle.  


• In der Stadt wird die Flexibilität aufgrund der Abhängig-
keit von verfügbaren Parkplätzen und erhöhtem Ver-
kehrsaufkommen als eingeschränkt erlebt. 


• Hier bieten das Fahrrad, (das Motorrad) und der ÖPNV 
aus Nutzersicht mehr Flexibilität. 


Vorteile der „one-way-Funktion“ beim Car-Sharing : 
• multimodale Nutzung eines anderen Verkehrsmittels 


auf dem Rückweg möglich (z.B. nach Alkoholgenuß) 
• Wegfall der Reservierung und aller hiermit verbun- 


denen Planungsaufwände (mehr Spontaneität) 
Vorteile des stationsgebundenen Car-Sharings: 


• längerfristige Planungssicherheit 
• Vermeidung der Stellplatzsuche 


Herausstellung der spezifischen Nutzenvorteile zur Kom-
pension der Nachteile: 
• geringere Flexibilität in Bezug auf Platzverhältnisse und 


Kindersitze 
• Abstriche bei der Spontaneität und Privatheit 


Mietwagen gelten hinsichtlich des Planungsaufwandes und 
der Planungssicherheit im Vergleich zum eigenen Auto als 
unflexibel und ermöglichen kaum eine spontane Nutzung. 


Mietwagen werden dennoch 
• als praktisch für Urlaubsfahrten und Transporte 
 angesehen. 
• als teilweise günstiger als der öffentliche Verkehr 


bewertet. 


Das Taxi wird unregelmäßig in besonderen Alltags-
situationen verwendet, wobei spontane Entscheidungen, in 
denen zeitliche und räumliche Flexibilität als Motiv ent-
scheidend sind, überwiegen. 


Das Taxi wird 
• meistens für kürzere Strecken innerhalb der Stadt in 


Anspruch genommen, wenn die Vorteile überwiegen 
(weniger aus reiner Bequemlichkeit). 


• bis auf die Preisgestaltung als äußerst positiv bewertet.  


 


Tabelle 12: Flexibilitätsmotiv der Fahrradnutzung 


Kundenbedarf  Chancen zur Förderung von Multimobilität  


Auch das Fahrrad bietet als individuelles Verkehrsmittel die 
gewünschte zeitliche und räumliche Flexibilität. 
Das Unabhängigkeitsgefühl spielt neben zusätzlichen 
Motiven wie körperliche Bewegung, Fahrspaß und Kosten- 
sowie Zeitersparnis gegenüber anderen Verkehrsmitteln 
eine Rolle. 


Vorteil des Fahrrades gegenüber dem Auto: 
• Vermeidung von Stress (Parkplatzsuche, hohes Ver-


kehrsaufkommen, Konfliktpotenzial) 


Vorteil des Fahrrades gegenüber dem ÖPNV:  
• Vermeidung von Wartezeiten 
• höhere Planungssicherheit 


Reduzierung der Nachteile des Fahrrades: 
• Wetterabhängigkeit: Komplementärangebote 
• Entfernungsabhängigkeit: Pedelec-Verleih 
• Körperliche Anstrengung: Pedelec-Verleih 
• Konflikte im Verkehrsraum: Verkehrsraumgestaltung 
• Diebstahlgefahr: diebstahlsichere Abstellanlagen 
• Vandalismusgefahr: bewachte Abstellanlagen 


Die Überwindung größerer Distanzen und Transporte wer-
den im Zuge der intermodalen Nutzung von Rad und ÖPNV 
als bequemer und zeitlich sowie räumlich flexibler bewertet. 


• Entschärfung des in den öffentlichen Verkehrsmitteln 
zu Tageszeiten mit erhöhtem Verkehrsaufkommen ent-
stehenden Konfliktpotenzials. 


• Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Zugangs- 
infrastruktur (Rolltreppen, Aufzüge) zu den Verkehrs-
mitteln. 
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Tabelle 13: Motiv der Privatheit 


Kundenbedarf  Chancen zur Förderung von Multimobilität  


Privatheit beschreibt das Bedürfnis der Autonutzer, über 
einen eigenen Raum in der Öffentlichkeit zu verfügen, der: 
• es ermöglicht, sich sicher und geschützt zu fühlen; 
• ein „Zu-Hause-Gefühl“ suggeriert; 
• Entspannung bietet; 
• eine Lagerung persönlicher Gegenstände erlaubt. 


Im Vergleich dazu wird der ÖPNV – insbes. nachts – als 
eher unsicheres Verkehrsmittel erlebt. 
• Erhöhung des subjektiven Sicherheitsgefühls 
• Car-Sharing als Komplementärangebot 


(Multimobile erkennen hier parallel die Vorteile einer 
direkten, bequemen Verbindung ohne nächtliches Um-
steigen Wartezeiten und lange Fußwege) 


Radfahrer fühlen sich durch alltägliche Nutzungskonflikte 
mit anderen Verkehrsteilnehmern stark belastet. Dies 
schränkt den Einsatz des Rades in Zeiten höheren Ver-
kehrsaufkommens ein. 


Entschärfung des Konfliktpotenzials zwischen  
den verschiedenen Verkehrsteilnehmern durch eine 
entsprechende Raumgestaltung in den Verkehrsmitteln 
und eine adäquate Verkehrsführung im öffentlichen 
Raum. 


Im ÖPNV wird die unkontrollierbare, soziale Nähe zu ande-
ren Verkehrsteilnehmern teilweise als unangenehm oder 
störend empfunden. Daher werden Individual-
verkehrsmittel bevorzugt. 


Eine Unterstützung des Radfahrtrends und des Car-
Sharing bietet die Chance, dass sich Aspekte von Privat-
heit künftig mehr auf das individuelle Fortkommen ohne 
Auto beziehen. 


Tabelle 14: Motiv der Kostenersparnis 


Kundenbedarf  Chancen zur Förderung von Multimobilität  


Wesentlicher Entscheidungsfaktor für die Verkehrsmittel-
wahl sind die im Vergleich wahrgenommenen Kosten. 
Klassische Vergleichsvarianten sind: 
• ÖPNV- versus Autokosten 
• ÖPNV- versus Radnutzungskosten 
• ÖPNV- versus Car-Sharing-/Taxi-Kosten 


Der Kostenvergleich zwischen ÖPNV- und Autonutzung 
wirkt oft als Hemmnis für die ÖPNV-Nutzung, da die 
„Total Cost of Ownership“ (Gesamtkosten) des Autos in 
der Regel nicht berücksichtigt werden. 
• Angebot von „Gesamtkosten“-Vergleichen 
 
Die Autokosten sind ein entscheidender Faktor für eine 
mögliche Autoabschaffung bzw. Nichtanschaffung bei: 
• Multimobilen, die aktuell noch ein Auto besitzen; 
• Autoaffinen, die schon einmal ein Auto ab-, dann je-


doch wieder angeschafft haben. 
Verkehrsteilnehmer mit dem Fahrrad als Hauptver-
kehrsmittel beschreiben den ÖPNV als zu teuer. 
• Hauptmotiv der Radnutzung ist die Kostenersparnis 


Für Multimobile stellen die monetären Kosten einen we-
sentlichen Faktor neben dem Zeit-, Planungs- und Organi-
sationsaufwand dar. 


Alternativen zum ÖPNV sind: 
• privates Autoteilen 
• Taxi: wird als teure Option  wahrgenommen 


− hohe Kosten müssen durch andere Motive wie Be-
quemlichkeit, Schnelligkeit, Zuverlässigkeit, Direkt-
verbindung, geringer Planungsaufwand ausgeglichen 
werden (bzw. auch geteilte Nutzung des Taxis auf 
dem Rückweg) 


• Mietwagen 
− (teilweise) Refinanzierung durch paralleles Angebot 


als Mitfahrgelegenheit 
• Mitfahrgelegenheit 


Die positive Bewertung des eigenen Autos seitens der 
Autoaffinen wird hinterfragt, sobald das Verkehrsauf-
kommen deutlich zunimmt, da dies mit Stress und erhöh-
tem Konfliktpotenzial verbunden ist. 


Wo das eigene Auto durch die schwierige Parkplatz-
suche als hohe Belastung empfunden wird, können 
Kostenvorteile dazu motivieren, auf das Car-Sharing 
(bzw. Mietwagen) umzusteigen. 
• Anspruchshaltung der Autoaffinen ist jedoch, dass die 


Angebote einsatzfähig wie das eigene Auto und „preis-
lich tragbar“ sein sollen. 


Für Multimobile spielen Kosten beim Vergleich von Car-
Sharing und Taxi eine geringere Rolle, wenn: 
• es schnell gehen soll; 
• der Zusatzaufwand, der mit dem Car-Sharing verbunden 


ist, als zu hoch eingeschätzt wird; 
• beabsichtigt wird, Nebentätigkeiten (lesen, arbeiten, 


telefonieren) auszuführen.  
In diesen Fällen wird das Taxi bevorzugt. 


Wenn kein eigenes Auto verfügbar ist, 
• gewinnen andere Optionen an Bedeutung und  
• Preisvorteile relativieren sich. 
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Fazit zum Motiv der Kostenersparnis  
• Kostengestaltung und -transparenz bieten wichtige Ansatzpunkte, die eine multimodale Verkehrsmittelnutzung 


unterstützen. 
• Die Kostenhöhe und die fehlende Kostentransparenz stellen wichtige Nutzungsbarrieren für die Mitnahme des 


Fahrrades im ÖPNV und für die Car-Sharing-Nutzung dar. 
• Auch das Taxi wird aus Kostengründen als dauerhafte Option im Alltag abgelehnt. 
• Da sowohl das Taxi als auch das Car-Sharing als bequemes und höchst flexibel einsetzbares Verkehrsmittel betrachtet 


werden, können diese von einer kostentransparenten Gegenüberstellung zum eigenen Auto profitieren. 
• Die Kostenersparnis beim Radfahren (gegenüber Auto und ÖPNV) sowie die erlebten Zeitvorteile gegenüber allen 


anderen Verkehrsmitteln auf kürzeren Strecken bieten weiteres Entwicklungspotenzial für das Radfahren. 


Motiv Familienorganisation – Alltagsmobilität mit Kindern  


Die Familiengründung und der damit einhergehende Organisationsaufwand stellen ein wichtiges Mo-


tiv für die Autoanschaffung  dar. Bei erhöhtem Aufwand der alltäglichen Mobilitätsorganisation, 


beispielsweise im Falle der Koppelung von dienstlichen Transporten auf privaten Wegen oder der 


Betreuung von älteren Familienangehörigen, wird das Auto als zwingend notwendig im Alltag be-


trachtet (Einkaufen, Bring-Dienste etc.). 


Tabelle 15: Motiv Familienorganisation 


Kundenbedarf  Chancen zur Förderung von Multimobilität / 
Einsatz von Alternativen  


Motiv Autoanschaffung 
• Bei größeren Entfernungen (z.B. Ausflüge) ist das 


Auto das bevorzugte Fortbewegungsmittel, um mit 
Kindern unterwegs zu sein. 


• Für die tägliche Mobilitätsorganisation werden über-
wiegend andere Verkehrsmittel genutzt (Rad oder 
ÖPNV). 


• Koppelung von dienstlichen Transporten auf privaten 
Wegen 


• Betreuung von älteren Familienangehörigen 
• Einkaufen, Bring-Dienste etc. 


• ÖPNV wird für die Wochenendfreizeit aufgrund des 
Transportbedarfes und der fehlenden 
Sicherheit bzw. des höheren Aufmerksamkeitsauf-
wandes für die Kinder abgelehnt. 


• Die Nutzung des ÖPNV, insbesondere die Ausstat-
tung am Bahnhof und im Zug wird oft als wenig fa-
milienfreundlich und zu teuer herausgestellt. 


• Multimobilitätswillige mit Kindern im Haushalt haben 
alle das Fahrrad als Hauptverkehrsmittel und fahren 
auch zusammen mit ihren Kindern zur Kita oder zur 
Schule. 


 
• Car-Sharing, Mietwagen und privates Autoteilen 


werden nur von wenigen Familien als denkbare Al-
ternativen in Erwägung gezogen. Für einen mögli-
chen Umstieg werden Kosten und mögliche 
Flexibilitätseinbußen, insbesondere bei mehreren 
Kindern auch der Umgang mit Kindersitzen betref-
fend abgewogen. 


 
• Wenn bereits ein Auto vorhanden ist, wird die Fort-


bewegung mit Kindern per Rad und Radanhänger, 
sofern sichere Abstellanlagen vorhanden sind, 
durchaus in Erwägung gezogen, jedoch als zu teuer 
in der Anschaffung betrachtet. 


Motiv Alltagsorganisation mit Kindern 
• Bequemlichkeit 
• Flexibilität 
• Zeitersparnis 
• Kostenersparnis 
• Sicherheit (man muss nicht so sehr auf die Kinder 


aufpassen und auf Langsamkeit Rücksicht nehmen) 
• Transport (von Kindern und Gegenständen) 
• Entspannung (Kinder können entspannt im Auto 


schlafen und müssen sich nicht in der S-Bahn quälen) 


Mobilitätserziehung im Alltag 


• Eltern versuchen Kindern ein Bewusstsein für die Verkehrsmittelnutzung zu vermitteln. 
o Dieser Prozess wird als zeitaufwändig und anstrengend empfunden, da die Kinder lernen sollen, aufmerksam 


auf den Verkehr zu achten und sich sicher fortzubewegen. 
o Generell wird besonders der Fahrrad- und Fußverkehr in einer Großstadt als sehr gefährlich für die Kinder 


wahrgenommen. 
• Eltern und Kinder nutzen gemeinsam den ÖPNV, um Strecken auszuprobieren und diese später auch flexibel allein 


nutzen zu können. 
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• Das gemeinsame Einüben der Nutzung des Umweltverbundes sorgt dafür, dass Kinder auf die selbständige Ver-
kehrsmittelnutzung vorbereitet werden, aber auch weitere Motive wie körperliche Bewegung, Kosten- oder Zeiter-
sparnis und Umweltschutz spielen eine Rolle. 


Fazit Familiäre Mobilität 
• Die tägliche Mobilität mit Kindern ist in Großstädten auch ohne eigenes Auto zu bewältigen, ohne dass dieses 


dabei prinzipiell vermisst wird. 
o Für bestimmte Situationen, wie gemeinsame Ausflüge mit den Kindern oder zur Verknüpfung mehrerer 


Alltagswege wird das (eigene) Auto als bequemste Option erachtet. 


• Damit der Umweltverbund für die Mobilität von und mit Kindern eine ernstzunehmende Alternative (ohne eigenes 
Auto) darstellt, ist die Verfügbarkeit der Infrastrukturen für die Nutzung des Fahrrades und des ÖPNV ein zentra-
ler Ansatzpunkt. 


 Forderungen für eine stärkere Nutzung des Umweltverbundes sind: 
o sichere und großzügig gestaltete Radwege 
o Entschärfung von Gefahrenstellen im Verkehrsnetz 


• familienfreundlichere Gestaltung von Bahnhöfen, Zügen und Bussen (zu unbequem) 
o barrierefreier Zugang 
o verbesserte Sicherheit während der Fahrt (z.B. Haltegriffe für Kinder) 
o Alternative Angebote zum privaten Auto wie Car-Sharing und Mietwagen müssen eine flexible Nutzung 


ermöglichen, um für Einsätze im Rahmen der Familienorganisation bereit zu stehen. 
� Angebot von Kindersitzen 
� größere Auswahl an Fahrzeugtypen (u.a. auch für Großfamilien geeignet) 


o Angebot von Fahrrad-Kinderanhänger-Kombinationen bei Fahrradverleihanbietern 


3.2 Empfehlungen zur Gestaltung des Marketing-Mix i m Mobilitätsmanagement  


In einer Gesamtschau aller Kundenanforderungen lassen sich die folgenden zentralen Empfeh-


lungen zur Gestaltung des Marketing-Mix im Mobilitätsmanagement ableiten: 


Tabelle 16: Marketing-Mix-Faktoren im Mobilitätsman agement 


Produkt 


• Gestaltung eines multi- bzw. inter-
modalen Verkehrsangebotes über 
bestehende Systemgrenzen hinweg 


- pünktlich, verlässlich, flexibel, sicher und vernetzt 
sowie komfortabel und routiniert nutzbar 


- spezielle Zu- und Abbringer-Lösungen: 
Weiterfahrt vom Bahnhof ins Stadtgebiet 


- Fahrgemeinschaftsbildung 
(ggf. auch mit Betriebsfahrzeugen – BMM) 


- Ausbau des Park&Ride- sowie Bike&Ride-Systems 


- Ausbau von Fahrgemeinschaftsparkplätzen an 
Autobahnausfahrten 


• Bereitstellung unterschiedlicher, 
miteinander verknüpfter Nutzungs- 
und Informationsangebote 
(integrierte Plattform) 


- anbieterübergreifend mit der Möglichkeit zur adres-
satenbezogenen/nutzeradäquaten Filterung von 
Informationen 


• Verfügbarkeit einer App, die einen 
Vollkostenvergleich mit individuel-
len Parametern zwischen den Ver-
kehrsmitteln liefert  


- Berücksichtigung des Wunsches nach Kostenein-
sparung durch einen objektiven Preis-Leistungs-
Vergleich 
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• Erleichterung der gemeinschaftli-
chen Autonutzung 


- z.B. durch attraktivere Versicherungstarife 


• Angebot von dezentralen Mobili-
tätsberatungen 


- Berücksichtigung des Wunsches nach mehr per-
sönlichem Kontakt durch den Einsatz von mehr 
Servicepersonal 


• Schnüren von zielgruppenspezifi-
schen Mobil-Paketen 


- altersgerechte Beratungsangebote für die Genera-
tion 65plus (Demographischer Wandel) 


- Förderung von positiven Erlebnissen: z.B. durch 
Unterhaltung, Entspannung, etwas Anregendes ne-
benbei tun 


• Gewährleistung der Mobilität am 
Zielort für Touristen in Rostock 
und Umland 


- integrierte Leistungserstellung der Mobilitäts- und 
Tourismuszentrale 


• strikte Ausrichtung der Mobilitäts-
angebote auf die Kundenbedürfnis-
se in den Bereichen: 


-  Transport, Erreichbarkeit, Flexibilität, Privatheit, 
Kostenersparnis und Familienorganisation, z.B.  


o „one-way-Fähigkeit“ der Verkehrsmittelnutzung 


o mehr Personalpräsenz und persönliche Kom-
munikation 


o exzellentes Störungsmanagement 


o hoher Reisekomfort, angenehme Atmosphäre 
(insbes. an den Verknüpfungspunkten) 


Kommunikation 


• Zielgruppenspezifische Maßnah-
men, basierend auf den Motiven 
und Einstellungen der Nutzer 


 


- Betonung der persönlichen, emotionalen, individu-
ellen Vorteile anstatt abstrakter gesellschaftlicher 
Ziele: z.B. Energiesparen ist wichtiger als Klima-
schutz 


- Betonung des Gesundheitsaspektes: sich bewe-
gen, mobil sein (kein Verzichts-/Benachteiligungs-
gefühl erzeugen) 


- Aufwertung des Selbstbildes der Nutzer der Ver-
kehrsmittel des Umweltverbundes 


• One-to-one-Marketing basierend 
auf einem Customer-Relation-
ship-Management-System 


- Nutzung spezifischer Lebensmomente zur Förde-
rung einer Änderung des individuellen Verkehrs-
verhaltens (z.B. Neubürgermarketing) 


• Förderung der emotionalen Bin-
dung an den Umweltverbund 


- ÖPNV-Community, ÖPNV-Wiki, ÖPNV-Blog 


- Mobilitätspaten, die Neueinsteigern mit Rat und Tat 
zur Seite stehen 
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- kleine Sympathiegesten 


o besondere Hilfsbereitschaft / Serviceorientie-
rung des Fahrpersonals 


o Belohnungs- und Bonussysteme / kleine Auf-
merksamkeiten zu bestimmten Anlässen 


- Erlebnismarketing (Flow-Erlebnis) 
o Informationen, Musik 
o Entspannung 
o originelle / humorvolle Werbung 
o Aktionsmarketing 


Distribution 


• Erleichterung der Planungs-, Bu-
chungs- und Abrechnungsmög-
lichkeiten 


- Implementierung eines übergreifenden Tarif- und 
Abbuchungssystems 


• Mobilitätserziehung im Alltag 


 


- Berücksichtigung der Bedeutung einer auf Multi-
mobilität ausgerichteten Mobilitätssozialisation und 
Ermöglichung eines Erwerbs der hierfür erforderli-
chen Mobilitätskompetenz 


Preis 


• Abschöpfung der bei verschiede-
nen Zielgruppen bestehenden 
Zahlungsbereitschaft 


 


- kostenpflichtige Zusatzleistungen (überzeugte Mul-
timobile)  


- Mobil-Pakete (Drei- bzw. Vier-Personen-Haushalte) 


- dynamische Verkehrsinformationen (Erwerbstätige) 


- Dienstleistungen einer Mobilitätsagentur (Personen 
bzw. Familien ab einem Haushaltseinkommen von 
2.000,- €) 


- Erwerbstätige (Job-Tickets -> Betriebliches Mobili-
tätsmanagement) 


• Einführung einer Abrechnungsform, 
die sich an der tatsächlichen Ver-
kehrsmittelnutzung orientiert 


- „Pay-as-you-go-Schema“ 


(Quelle: eigene Darstellung) 


3.3 Gesamtfazit – nutzer-/zielgruppengerechte Mobil itätsdienstleistungen 


Ziel der Einrichtung von Mobilitätszentralen ist es, das Verkehrsmittelwahlverhalten des Einzel-


nen in Richtung einer verstärkten Nutzung umweltfreundlicher Verkehrsmittel zu verändern. Das 


Verkehrsmittelwahlverhalten hängt jedoch stark von den objektiven Faktoren der verkehrsmittel-


spezifischen Angebotsqualität ab. Die Möglichkeiten einer Mobilitätszentrale, auf das Verkehrs-


mittelwahlverhalten direkt Einfluss zu nehmen, sind daher begrenzt. 
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Eine Mobilitätszentrale kann mit ihren Services … 


 


 


 


 


 


 


… letztlich nur so erfolgreich sein, wie das von ihr zu vermarktende „Produkt“ (die multimodalen 


Mobilitätsangebote). 


 


 


 


 


 


 


 


4. Zielgruppengerechtes Leistungsspektrum von Mobil itätsservices 


Im multimodalen Verkehr geht es vorrangig um das Angebot von nahtlosen, zeit- und kosten-


günstigen Reiseketten vom Ausgangs- bis zum Zielort, die optimal auf den Tagesablauf der po-


tenziellen Nutzer abgestimmt sind. Hinzu kommt die individuell wahrgenommene Qualität des 


Angebots, z.B. im Hinblick auf die Länge von Wartezeiten und den Aufwand bei Umsteigevor-


gängen. Insgesamt lässt sich rückblickend eine deutliche Verbesserung bei den multimodalen 


Angeboten feststellen. Sowohl im Hinblick auf die Bereitstellung von Informationen als auch die 


Implementierung vereinfachter Abrechnungsprozesse hat sich in der Vergangenheit einiges ge-


tan. Darüber hinaus hat die Kooperation zwischen den verschiedenen Anbietern in Bezug auf 


die Abstimmung von Leistungsangeboten und Tarifen erkennbar zugenommen. Dienstleis-


tungsanbieter im Umweltverbund betrachten sich nicht mehr per se als Konkurrenten, sondern 


nehmen vermehrt auch die Vorteile einer komplementären Angebotsergänzung wahr. Dennoch 


sind die Angebote im Sinne einer durchgängigen Mobilität („seamless mobility“) oft noch nicht 


ausgereift und weiter ausbaufähig. 


In der nachfolgenden Tabelle werden die Mobilitätswünsche und Anforderungen der Nutzer ge-


ordnet nach den jeweiligen Mobilitätsformen dargestellt und zugleich den Angeboten der poten-


ziellen Mobilitätsdienstleister zugeordnet.  


 


• Information 


• Beratung 


• Koordination 


• Kooperation 


Weisen die Mobilitätsangebote für sich genommen bereits einen hohen 


Reisekomfort auf und geht es anschließend vorwiegend um ihre 


optimale Vernetzung untereinander und Bekanntmachung in der Öffentlich-


keit, hat die Mobilitätszentrale die größte Chance, ihrem Handlungsauftrag 


gerecht zu werden. 
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Tabelle 17: Zusammenführung von Kundenanforderungen  und Mobilitätsangebotsformen 


Klassische 
Mobilitätselemente  


Zentrale Kundenanforderungen Neue, ergänzende 
Angebotsformen 


Pkw-Nutzung • Car-Sharing (one-way): inkl. Verleih von Kin-
dersitzen und Angebot unterschiedlicher Fahr-
zeugkonzepte 


• Mietwagen 


• Mitfahrgelegenheit 


• privates Auto-Teilen bzw. private Pkw-Ausleihe 


• Taxi-Dienste 


• (Lieferdienste – kein Sharing-Angebot i.e.S.) 


 


Fahrrad-Nutzung • Fahrradverleih: inkl. Lastenfahrräder, Pedelecs 
und Fahrradanhänger für die Beförderung von 
Kindern 


• Radabstellanlagen/Diebstahlschutz 
(mit oder ohne Werkstattservice) 


 


ÖV-Nutzung • hochfrequentes, flächendeckendes, verlässli-
ches und pünktliches Leistungsangebot im 
ÖPNV 


• familienfreundliche Gestaltung von Bahnhöfen, 
Zügen und Bussen 


• Bike&Ride sowie verlässliche Fahrradmitnahme 
in öffentlichen Verkehrsmitteln 


• Park&Ride: u.a. auch Fahrgemeinschaftspark-
plätze an Autobahnauffahrten 


• Zubringer-Lösungen im Hinblick auf die Weiter-
fahrt vom Bahnhof in das Stadtgebiet 


 


Angebotsvernetzung • mehr Personalpräsenz 


• Vollkostenvergleich: z.B. Mobilitätsdurchblick 
Schweiz 


• Mobilitätserziehung: Kindergarten und Grund-
schule 


• Echtzeit-Verkehrsinformationen und dynami-
sches Routing 


• Mobilität am Zielort 


o integrierte Mobilitäts- und Touristeninfor-
mation 


o Zugang aller Mobilitätsangebote auch für 
Besucher und Tagesausflügler 


o Spezielle Mobilitätsangebote für Urlauber 


 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Wie sich die aktuelle Angebotssituation im Mobilitätsmarkt vor dem Hintergrund des derzeitigen 


Leistungsbedarfes auf Kundenseite im Hinblick auf die Motive: Transport, Erreichbarkeit, Flexibi-


lität, Privatheit, Kostenersparnis und Familienorganisation zeigt, ist den nachfolgenden Ausfüh-


rungen zu entnehmen. 


Sharing-Angebote 


Fahrrad-Verleihsysteme 


Mobilstationen 


Mobilitätsservices 
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4.1 Sharing-Angebote 12 


Sharing-Angebote entwickeln sich international zu einer neuen Angebotskomponente am Ver-


kehrsmarkt. Die Angebote decken mittlerweile viele Kombinationen zwischen Nutzen und Besit-


zen ab. So können neben dem traditionellen, stationsbasierten Car-Sharing nun auch Fahrzeu-


Fahrzeuge für (wenige) Minuten gemietet und beliebig geparkt („free-floating-Car-Sharing“), als 


auch private eigene Fahrzeuge über professionelle Vermietungsplattformen vermietet werden 


(„Peer-to-Peer-Car-Sharing“, „P2P-Car-Sharing“). Mitfahrgelegenheiten haben sich zu Smart-


phone-basierten „RideShare-Plattformen“ entwickelt, die Millionen von Fahrtvermittlungen pro 


Jahr durchführen.  


Kooperationen mit den Verkehrsunternehmen bestehen in der überwiegenden Zahl der Fälle in 


gemeinsamer Information und Beratung durch eine verkehrsmittelübergreifend informierende 


Mobilitäts- oder Servicezentrale (z.B. Leipzig, Oldenburg, Wolfsburg, Wuppertal, Frankfurt und 


Stuttgart). In Bremen, Bremerhaven, Köln, Oldenburg, Dresden, Bielefeld und Osnabrück wer-


den darüber hinaus Sonderkonditionen für die Car-Sharing-Mitgliedschaft und/oder den Car-


Sharing–Monatsbeitrag oder auch Startgutschriften für ÖV-Abo-Kunden der Verkehrsunterneh-


men bzw. Verkehrsverbünde angeboten. Die umfangreisten Kooperationen bieten gemeinsame 


Mobilpakete, die aus einem Fahrausweis im Chipkartenformat bestehen und zum einen das 


Jahresabo für den ÖV zum anderen den Ausweis für das Car-Sharing-Unternehmen bieten (z.B. 


Freiburg/RegioMobilCard und Hannover/HANNOVERmobil). 


Derzeit lassen sich vier mögliche Kooperationsformen bei der Vernetzung von ÖV- und Car-


Sharing-Angeboten unterscheiden: 


a) Lockere Werbe- und Vertriebskooperationen zwischen ÖV und Car-Sharing: 
fast alle Verbünde sowie verstärkt bei der DB  


b) Car-Sharing in Eigenregie der Verkehrsunternehmen: 
DB mit Flinkster (früher auch Wuppertal) 


c) Gemeinsame Gesellschaft ÖV und Car-Sharing: 
Cambio in Brüssel/Belgien 


d) MobilPaket: 


• Bremen: Bremer Karte Plus Auto Card (1998) 


• Modellprojekte in Mannheim und Aachen (2002) 


• Züricher Verkehrsverbund Kombi-Abo (2002) 


• Hannover: HANNOVERmobil (2004) 


• Freiburg: RegioMobilCard 


• Region Berlin-Potsdam: Kooperation der ViP mit greenwheels, Sixt Car Club und DB 


• Düsseldorf (2012) 


Inzwischen arbeiten auch die großen Autohersteller an Lösungen, mit denen sie verloren ge-


glaubte Zielgruppen zurückgewinnen können. Die Idee einer punktuellen und kurzzeitigen Nut-


zung eines Autos für spezifische Wegezwecke ohne dessen Eigentum wird von ihnen nun für 


eigene Angebote genutzt: 


                                                      
12 Region Hannover / team red Deutschland GmbH/2014 
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• So startete Daimler 2008 sein Car-Sharing-Projekt “car2go” mit dem Smart und hat es nach 
Versuchen in Ulm und Austin (Texas, USA) auf mittlerweile 25 Städte in Europa und den 
USA ausgeweitet. 


• Das im November 2012 in Stuttgart gestartete car2go-Projekt mit Elektro-Smarts weist in-
zwischen 500 Fahrzeuge auf und zählt über 30.000 registrierte Kunden (Stuttgarter Zeitung, 
Juni 2014). 


• Im November 2012 meldete car2go allein in Berlin nach 6 Monaten Geschäftsaktivität 
25.000 Kunden. 


Diese Zahlen belegen eine steigende Nachfrage nach den neuen Angeboten und beweisen 


auch die grundsätzliche Zahlungsbereitschaft in einem völlig neu entstandenen Markt. Neben 


Mercedes-Benz sind inzwischen auch zahlreiche andere Automobilkonzerne im 


Car-Sharing-Markt aktiv, wie z.B. 


• Volkswagen mit Quicar, 


• BMW mit DriveNow, 


• Peugeot-Citroen mit seinem Mietkonzept Multicity und 


• die Porsche-Holding mit VW e-Ups in Wien. 


Parallel dazu gibt es auch noch unabhängige Anbieter wie CiteeCar. Mit diesen Angeboten ma-


chen die großen Konzerne den alteingesessenen Car-Sharing-Anbietern massiv Konkurrenz. 


Dabei greifen sie aktuelle Trends und neue Nachfrageformen auf, indem sie sich von den stati-


onsbasierten Angeboten lösen und frei im Stadtgebiet verfügbare Fahrzeuge anbieten. Aller-


dings sind auch die klassischen Car-Sharing-Anbieter wie Stadtmobil oder Cambio nach wie vor 


sehr erfolgreich im Markt aktiv, ebenso die DB-Tochter Flinkster und book-n-drive. Auch diese 


Anbieter haben die Zeichen der Zeit erkannt und lösen sich inzwischen von ihren ausschließlich 


stationsbasierten Angeboten. So hat Stadtmobil am 02.07.2014 sein Free-floating-Angebot 


JoeCar auch in Heidelberg eröffnet. 


• In Mannheim können die 30 JoeCars bereits seit Sommer 2013 genutzt werden. 


• In der Landeshauptstadt Hannover ging dieses Konzept  2012 an den Markt, wo den Kun-
den seitdem 30 „Stadtflitzer“ zur Verfügung stehen. 


Laut Angaben des Bundesverbandes Car-Sharing (bcs) sind in Deutschland rund 757.000 Per-


sonen bei den Car-Sharing-Anbietern registriert (Stand 01.01.2014). Von diesen nutzen rund 


437.000 Personen auch oder ausschließlich die free-floating-Angebote. Mit einem deutlich über 


den allgemeinen Verkehrszuwachsraten liegenden Wachstum im Car-Sharing-Bereich hat die 


Quote der Car-Sharing-Nutzer mittlerweile einen Anteil von 1,13 Prozent bei der Führerschein-


fähigen Bevölkerung in Deutschland erreicht. Im stationsbasierten Car-Sharing können die Nut-


zer aktuell auf 7.700 Fahrzeuge an 3.900 Car-Sharing-Stationen bei 110 Car-Sharing-Anbietern 


in jetzt 380 Städten und Gemeinden in Deutschland zurückgreifen. Die Anzahl der frei im Stra-


ßenraum verfügbaren Car-Sharing-Fahrzeuge lag Anfang 2014 hingegen noch bei 6.250 Fahr-


zeugen. 


Im deutschen Städteranking 2013 (nur Großstädte über 200.000 Einwohner) führt Karlsruhe mit 


1,93 Car-Sharing-Fahrzeugen pro 1.000 Einwohner klar vor Stuttgart (1,38), Köln (1,17), Düs-


seldorf (1,00) und München (0,87). Berlin nimmt den sechsten Platz mit 0,82 Car-Sharing-
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Fahrzeugen pro 1.000 Einwohner ein, während Hannover auf dem siebten Platz mit 0,69 Fahr-


zeugen pro 1.000 Einwohner folgt. Im Durchschnitt aller deutschen Städte mit mehr als 200.000 


Einwohnern liegt die Versorgungsrate bei Car-Sharing-Fahrzeugen bei ca. 0,45 Fahrzeugen pro 


1.000 Einwohner. 


In den mit Rostock von der Einwohnerzahl her am ehesten vergleichbaren Städten (Einwohner-


zahl zwischen 200.000 und 250.000) ergibt sich diesbezüglich für das Jahr 2014 das folgende 


Ranking: 


1. Freiburg  150 Car-Sharing-Fahrzeuge 0,65 Fahrzeuge pro 1.000 EW 


2. Mainz    61 Car-Sharing-Fahrzeuge 0,30 Fahrzeuge pro 1.000 EW 


3. Lübeck    61 Car-Sharing-Fahrzeuge 0,29 Fahrzeuge pro 1.000 EW 


4. Kiel    53 Car-Sharing-Fahrzeuge 0,22 Fahrzeuge pro 1.000 EW 


5. Halle (a.S.)   49 Car-Sharing-Fahrzeuge 0,21 Fahrzeuge pro 1.000 EW 


6. Erfurt    43 Car-Sharing-Fahrzeuge 0,21 Fahrzeuge pro 1.000 EW 


7. Braunschweig   28 Car-Sharing-Fahrzeuge 0,11 Fahrzeuge pro 1.000 EW 


8. Rostock (2015)   10 Car-Sharing-Fahrzeuge 0,05 Fahrzeuge pro 1.000 EW 


Eine entscheidende Größe für den Erfolg von Car-Sharing-Angeboten ist dabei die Verfügbar-


keit von Stellplätzen. Eine große Herausforderung stellt dieser Erfolgsfaktor vor allem deshalb 


dar, weil Car-Sharing insbesondere dort erfolgreich ist, wo räumliche Enge die Zahl der im Stra-


ßenraum verfügbaren Stellplätze reduziert. Damit steht das Car-Sharing immer auch im direkten 


Wettbewerb mit allen anderen Personen oder Institutionen, die die knappen Straßenflächen be-


anspruchen. 


Derzeit gibt es keine klare Regelung in der Straßenverkehrsordnung, die es erlaubt, den Car-


Sharing-Anbietern direkte Parkplätze im Straßenraum zuzuweisen wie bei Taxi-Diensten. Im 


Rahmen diverser Pilotprojekte werden aktuell Auswege gesucht, die sich mit verschiedenen Va-


rianten der Entwidmung und Sondernutzung von Flächen beschäftigen. Die Car-Sharing-


Anbieter wiederum bemühen sich ihrerseits, kreative Antworten auf diese Probleme zu finden.  


Besonders erfolgreich sind dabei Modelle, die auf einen festen Parkplatz verzichten und das 


Fahrzeug innerhalb eines mehrere Straßen umfassenden Bereichs auf einem der frei verfügba-


ren Stellplätze abstellen.  


Stadtmobil nutzt in Hannover diese Möglichkeit, um seinen Kunden die Fahrzeuge des One-


Way-Angebotes „Stadtflitzer“ zur Verfügung zu stellen. Darüber hinaus hat die Stadt Hannover 


jedoch auch die Möglichkeiten nach § 8 Niedersächsisches Straßengesetz umfassend genutzt 


und sechs Stellplätze im öffentlichen Straßenraum für Car-Sharing reserviert. Weitere vier wer-


den derzeit teileingezogen. Als Best Practice kann auch das Host-basierte Konzept des Anbie-


ters CiteeCar gelten. Ein am Stellplatz wohnhafter Host / Nutzer übernimmt das Fahrzeug und 


hat damit Anrecht auf einen Anwohnerparkausweis. Das Fahrzeug wird durch den Anbieter Ci-


teeCar gekauft, gewartet und vermietet, aber dem „Host“ zur Nutzung überlassen. Diese Lösung 


sorgt ohne aufwändige Umwidmung oder infrastrukturelle Maßnahmen auch in dicht besiedelten 


Gebieten für ein Car-Sharing-Angebot. Das Fahrzeug wird dann nicht an einem festen Stellplatz 
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abgestellt, sondern innerhalb eines meist auf ein bis zwei Querstraßen begrenzten Gebietes. 


Der Standort wird dem Nutzer über SMS / Smartphone-App mitgeteilt. In der Hansestadt Bre-


men wurde im Leitbild 2020 die Vorgabe gemacht, bis 2020 20.000 Car-Sharing-Nutzer in der 


Stadt zu erreichen. Dazu sollen u.a. weitere Car-Sharing-Standplätze im öffentlichen Straßen-


raum ausgewiesen, Neubaugebiete gleich mit Car-Sharing versorgt, die Integration in den 


ÖPNV verstärkt und umfassende Informations- und Marketingkampagnen durchgeführt werden. 


Insgesamt sind die Angebotsausprägungen bei den Car-Sharing-Angeboten in Deutschland je-


doch sehr unterschiedlich. Dabei können fünf Dienstleistungskonzepte klar identifiziert werden: 


(1)  das klassische, stationsbasierte Car-Sharing; 


(2)  das Free-floating-Car-Sharing als stationsunabhängiges System; 


(3)  das Peer-to-Peer („P2P“-) Car-Sharing als Autoteilen zwischen Privatpersonen; 


(4)  das Angebot „RideSharing“ oder „Trip-Sharing“: dies umfasst die Angebote unter den 


deutschen Sammelbegriffen Fahrgemeinschaften und Pendlerportale; 


(5)  das „Corporate Car-Sharing“ als spezifische Car-Sharing-Lösung für Unternehmen: die-


ses Angebot ist einerseits Teil der Angebote der etablierten Anbieter, wird aber parallel 


entweder durch neue Anbieter (z.B. Fleetster) angeboten oder stellt eine Angebotserwei-


terung der etablierten Fuhrparkmanagement-Unternehmen dar (z.B. AlphaCity); 


4.1.1 Stationsbasiertes Car-Sharing 


Das klassische, stationsbasiertes Car-Sharing wird in Deutschland in unterschiedlichen Organi-


sationsformen betrieben: 


a) Kleinere Vereine und Nachbarschaftsgruppen: Diese Gruppen legen lediglich die Kosten 


um, sind also nicht gewinnorientiert und operieren meist in einem lokalen oder Stadtteil-


bezogenen Umfeld, teils in ehrenamtlicher Arbeit. Sie stellen die größte Zahl der Car-


Sharing-Anbieter dar, bieten aber in der Regel nur einzelne Fahrzeuge an. 


b) Kapitalgesellschaften (in Form einer GmbH oder AG): Viele Gesellschaften sind Ausgrün-


dungen aus Vereinen oder professionell geführte Vereine, die mit Car-Sharing durch Pro-


fessionalisierung größere Teile der Bevölkerung erreichen wollen. Neben diesen privat 


organisierten Gruppen gibt es eine Reihe kommerzieller Anbieter, in der Regel im Rahmen 


von Automobil- oder Logistik-Konzernen. 


Die größten Anbieter in diesem Markt sind: 


Flinkster ist das stationsbasierte Car-Sharing-Angebot der Deutsche-Bahn-Tochter DB Rent 


GmbH. Das Unternehmen ist einer der Marktführer in Deutschland: 250.000 registrierten Kun-


den werden rund 3.100 Fahrzeuge in 140 Städten angeboten (darunter über 100 Elektrofahr-


zeuge). Ein Großteil der Fahrzeuge wird allerdings über Franchisenehmer eingebracht, die unter 


eigenem Logo firmieren (z.B. teilauto in Dresden, Leipzig und Halle). Durch die Standorte der 


Car-Sharing-Fahrzeuge direkt an den Bahnhöfen (wie auch in anderen Stadtbereichen) sowie 


eine (ansatzweise) Einbindung des Zugangs in die Buchungsprozesse der Deutschen Bahn ist 


Flinkster vor allem für Bahnreisende attraktiv, zumal die Inanspruchnahme der Dienstleistung 


optional mit der BahnCard verknüpft werden kann. Darüber hinaus entwickelt und betreibt DB 
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Rent firmenspezifische Car-Sharing-Lösungen, beispielsweise für Fluggesellschaften und Ser-


vice-Flotten. 


Stadtmobil erreicht in Berlin, Rhein-Ruhr, Hannover und Umgebung, Rhein-Main, Rhein-Neckar, 


Stuttgart und Umgebung, Karlsruhe und Umgebung sowie Pforzheim rund 42.000 Kunden, die 


auf insgesamt 1.900 Fahrzeuge zurückgreifen können. Die Stadtmobil-Unternehmen in Mann-


heim, Heidelberg und Hannover kombinieren darüber hinaus seit 2012 als neuestes Angebot 


stationsbasiertes mit dynamischem (free-floating) Car-Sharing. 


cambio Car-Sharing hat rund 40.700 Kunden, 1.000 Fahrzeuge und eigene Stationen in 15 


deutschen Städten (Aachen, Berlin, Bielefeld, Bonn, Bremen (auch Standort der Buchungszent-


rale), Bremerhaven, Hamburg, Köln, Lüneburg, Oldenburg, Saarbrücken, Uelzen, Winsen, 


Wuppertal) sowie in mehreren Städten in Belgien (Aarlen, Antwerpen, Bergen, Brügge, Brüssel, 


Chiney, Gent, Hasselt, Kortrijk, Löwen, Lier, Lüttich, Mechelen, Mons, Namur, Oostende, Ottig-


nies, Turnhout und Zwijndrecht). 


Greenwheels in Berlin, Braunschweig, Dresden, Düsseldorf, Hamburg, Nürnberg, Pinneberg, 


Potsdam, Regensburg, Rostock und mehreren Städten im Ruhrgebiet hat rund 10.000 Kunden 


und über 300 Fahrzeuge. Dabei fallen in Berlin und Potsdam für Inhaber von Abo-, Semester- 


und Jobtickets ebenso wie für Inhaber der DB-BahnCard 25/50/100 nur die Hälfte der Kautions-


beiträge an. Greenwheels Deutschland und die niederländische Mutterfirma wurden vor einiger 


Zeit von der Volkswagen AG über Beteiligungsgesellschaften gekauft. 


book-n-drive ist vorwiegend im Rhein-Main-Gebiet präsent. Stationsbasiert bietet dieses Unter-


nehmen seinen 14.800 Kunden 450 Fahrzeuge in sieben Städten an. Teilhaber dieses Unter-


nehmens sind die Mainova AG und die ABG Frankfurt Holding (stadteigene 


Wohnungsbaugesellschaft) zu je 33 Prozent. 


Quicar ist als Car-Sharing-Tochter der Volkswagen AG bislang nur in Hannover vertreten und 


hält dort für ihre 10.000 Kunden 170 Fahrzeuge bereit. 


teilAuto (Mobility Center GmbH) stellt an 360 Stationen in 16 Städten 600 Fahrzeuge für täglich 


rund 20.000 Privat- und Geschäftskunden bereit. 20 feste Mitarbeiter erwirtschaften auf dieser 


Basis einen Jahresumsatz in Höhe von ca. 6,0 Millionen EUR. 


Hervorzuhebende Best Practice-Beispiele unter untypischen Rahmenbedingungen sind: 


Langenhagen-Weiherfeld / Stadtteil Kaltenweide: Hier entsteht ein neues Wohngebiet für Fami-


lien mit Kindern im Gründen mit sehr guter Verkehrsanbindung an die Zentren von Langenha-


gen und Hannover. Gemeinsam mit der üstra und Stadtmobil Hannover GmbH bietet die 


Entwicklungsgesellschaft Langenhagen mbH Neubürgern ein Mobilitätspaket mit besonderen 


Konditionen zur Nutzung des Car-Sharing-Angebots an. Derzeit sind im Weiherfeld ein Pkw und 


ein Transporter stationiert. 


Bürgerengagement Hübenthal: Obwohl Car-Sharing-Anbieter auf eine kritische Nutzermasse für 


eine wirtschaftliche  Leistungserstellung angewiesen sind und daher in der Regel nur in größe-


ren Gemeinden (ab 50.000 Einwohner) operieren, beweisen kreative Initiativen immer mal wie-


der, dass es auch anders geht. So ist es dem besonderen Bürgerengagement in Hübenthal (ein 


kleiner Ortsteil von Witzenhausen in der Nähe von Kassel) zu verdanken, dass es dort das An-


gebot „Dorfauto“ bestehend aus insgesamt 3 Pkw gibt. Da in Hübenthal kein ÖPNV existiert und 
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alle Bewohner auf das Auto angewiesen sind, stellt diese Initiative für rund 30 Personen (ein 


Viertel der Bevölkerung von Hübenthal) eine attraktive Mobilitätsalternative dar. Mit den Dorfau-


tos werden monatlich ca. 3.000 Kilometer zurückgelegt. Inzwischen haben sich auch bereits ex-


terne Nutzer aus Gertenbach, Blickershausen und Ziegenhagen in das Angebot integriert, 


dessen vertragliche Grundlage der Mustervertrag Car-Sharing des Verkehrsclubs Deutschland 


(VCD) ist. Die Buchungen erfolgen hierbei über eine einfache Kalenderwebsite. 


Car-Sharing Vaterstetten: Der eingetragene Verein Vaterstettener Auto-Teiler (in der Nähe von 


München) hat in 20 Jahren ein flächendeckendes Netz von Stellplätzen mit 22 Fahrzeugen auf-


gebaut und inzwischen auch die Gemeindegrenzen überschritten. Das Erfolgskonzept ist hier 


ein starkes ehrenamtliches Engagement, verbunden mit einer Unterstützung aus der Gemeinde 


und der gemeinsamen Suche nach Fördermöglichkeiten. 


4.1.2 Free-Floating-Car-Sharing 


Free-floating-Systeme (auch „one-way„- oder Punkt-zu-Punkt-Systeme genannt) bieten Fahr-


zeuge an, die am Zielort der Fahrt innerhalb eines abgegrenzten Stadtgebietes an jedem (lega-


len) Ort abgestellt werden können, also nicht an den Startpunkt der Fahrt zurückgebracht 


werden müssen. Da die Fahrzeuge somit mehrmals am Tag ihre Position wechseln und dabei 


keine  festen Stellplätze haben, werden die aktuellen Standorte über Smartphone-basierte Sys-


teme („Apps“) angezeigt und gebucht.  


Die bekanntesten Angebote sind: 


Stadtflitzer von Stadtmobil: Dieses Angebot ist mit 30 Fahrzeugen auf Hannover beschränkt. 


JoeCar nennt sich hingegen ein analoges Angebot der Stadtmobil-Gruppe in Mannheim und 


Heidelberg, das dort seit Juli 2014 existiert und ebenfalls „one-way“-Fahrzeuge einsetzt. Damit 


kombiniert Stadtmobil als erster großer Anbieter stationsbasiertes mit stationsunabhängigem 


Car-Sharing und bietet seinen Kunden die Flexibilität, nahtlos zwischen beiden Systemen zu 


wechseln. 


car2go ist ein dynamisches Mietwagen-Konzept („free-floating“) des deutschen Automobilher-


stellers Daimler sowie des Mietwagenunternehmens Europcar. Über 230.000 registrierte Nutzer 


in sieben Städten in Deutschland können hierbei über 3.500 Fahrzeuge verfügen. Seit Februar 


2014 werden darüber hinaus unter dem Namen „car2go black“ Fahrzeuge der Mercedes B-


Klasse angeboten, die zwar an festen Stationen geparkt, aber dennoch auch „one-way“ zwi-


schen den Stationen genutzt werden können, so zum Beispiel zwischen Berlin und Hamburg. In 


Stuttgart, Amsterdam und San Diego betreibt car2go dabei ausschließlich elektrische Flotten. In 


Stuttgart wurde hierfür eine flächendeckende Ladeinfrastruktur mit derzeit über 230 Stromtank-


stellen und über 400 Ladepunkten aufgebaut, die sukzessive über die Stadtgrenzen hinaus in 


die Region ausgedehnt wird. Eine Besonderheit ergibt sich bei diesem Modell noch im Hinblick 


auf die Kundenregistrierung, die vom Betreiber an interessierte private Unternehmen gegen eine 


Aufwandsentschädigung fremdvergeben wird. Zwar lässt sich durch die Umsätze keine volle 


Stelle finanzieren, regelmäßige Kundenkontakte und zusätzliche Umsätze können jedoch für 


Dritte durchaus einen Anreiz darstellen. 
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DriveNow ist ein Angebot von BMW und Sixt und besteht überwiegend aus Fahrzeugen diverser 


BMW-Baureihen (u.a. Mini) sowie teils auch elektrischen Fahrzeugen. Das Abstellen der Fahr-


zeuge erfolgt an beliebiger Stelle innerhalb eines definierten Geschäftsgebietes („free-floating“) 


und ähnelt damit dem Angebot von car2go. Für über 290.000 registrierte Nutzer stehen aktuell 


in fünf Städten über 2.360 Fahrzeuge bereit. 


Multicity ist ein stationsunabhängiges System von Citroën mit rund 7.700 registrierten Kunden, 


das derzeit nur in Berlin angeboten wird. Die Flotte besteht ausschließlich aus ca. 350 batterie-


elektrisch betriebenen Citroën C-Zero, die ihren Ladestrom zu 100% aus Ökostrom über die im 


Berliner Stadtgebiet verteilten Ladesäulen beziehen.  


Ein hervorzuhebendes Best Practice-Beispiel ist: 


Fahrzeugzugang per Smartphone: Neuere Buchungssysteme verwenden ausschließlich das 


Smartphone als Zugangssystem zum Fahrzeug, d.h. die Ausgabe und Nutzung einer Plastikkar-


te mit eingebauten Chip ist nicht mehr notwendig. Eine derartige Technik wird z.B. bei car2go 


black und dem neuen „one-way“-Anbieter SpotCar in Berlin verwendet. Die Annäherung an das 


Fahrzeug wird registriert, ggf. ein am Fahrzeug eingeblendeter Code abgefragt, und dann die 


Verriegelung des Fahrzeugs freigegeben. Der Beweis der technischen Reife steht noch aus, 


wird aber mittelfristig erwartet. Der Vorteil ist ein einfacherer Systemzugang für den Kunden bei 


gleichzeitig niedrigeren Kosten für den Anbieter. 


4.1.3 Peer-to-peer-Car-Sharing (Privates Car-Sharing) 


Einen noch relativ neuen Trend stellen die privaten Auto-Teil-Systeme dar, die in den letzten 


Jahren im Verkehrsmarkt in Erscheinung getreten sind. Die bisherigen Angebote sind weitest-


gehend identisch, eine Differenzierung erfolgt zumeist über die Qualität der Smartphone- 


Apps, die den Systemzugang ermöglichen. 


Die bekanntesten Portale, in denen Privatpersonen ihre Fahrzeuge anbieten können, sind: 


tamyca (abgeleitet von „take my car“ – „nimm mein Auto“): Hierbei handelt es sich um Deutsch-


lands erste und größte Plattform für privates Car-Sharing, die im November 2010 an den Start 


ging. Sie bietet ihren Nutzern im Bereich von mehr als 650 Postleitzahlen die Möglichkeit, Autos 


von Privatpersonen oder gewerblichen Anbietern zu mieten oder auch das eigene Auto zur 


Vermietung einzustellen. Bemerkenswert ist die Zusammenarbeit mit lokalen Opel-Autohäusern, 


die über diesen modernen Weg Mietwagen für Privatpersonen anbieten. 


Autonetzer: Dieses Stuttgarter Unternehmen bietet Fahrzeuge in ganz Deutschland an.  


Nachbarschaftsauto: Dieses Angebot wird von einem Berliner Unternehmer vorgehalten. 


Rent-n-roll: Diese 2011 in Hamburg gegründete Startup-Firma bietet derzeit in fünf deutschen 


Städten rund 70 Fahrzeuge an. 


4.1.4 Corporate Car-Sharing 


Bei dieser Form des Car-Sharing handelt es sich um gewerbliches Car-Sharing und meint die 


organisierte, gemeinschaftliche Nutzung eines gewerblichen Fahrzeugpools. Signifikanter Un-


terschied zum „klassischen“ Car-Sharing ist die Einbindung in das Flottenmanagement bei Un-
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ternehmen und Behörden. Die mit Car-Sharing-Technologie ausgerüsteten Fahrzeuge werden 


den interessierten Unternehmen hierbei durch einen spezialisierten Anbieter als Flotte zur Ver-


fügung gestellt und dabei gleich von mehreren Arbeitnehmern genutzt (im Unterschied zum heu-


te oft üblichen, persönlichen Dienstwagen). Die Fahrzeugnutzung wird über das Internet gebucht 


und dann per Chipkarte für jeden Fahrtwunsch realisiert. Dabei kann das Unternehmen neben 


der gewerblichen auch die private Nutzung der Fahrzeuge erlauben, die anschließend über die 


Gehaltsabrechnung verrechnet wird. Für die Unternehmen ergibt sich so nicht nur eine bessere 


Auslastung der Fahrzeuge im Betrieb, sondern auch eine Möglichkeit zur anteiligen Refinanzie-


rung der Fahrzeuge durch die private Nutzung der Mitarbeiter. Aufgrund dieser ökonomischen 


Einsparungsmöglichkeiten unter ökologischen Gesichtspunkten gilt Corporate Car-Sharing als 


ein hoch innovatives Flottenmanagementkonzept.  


Hervorzuhebende Best Practice-Beispiele sind 


Hansestadt Bremen: Einem Bericht des Senats vom Oktober 2013 ist zu entnehmen, dass be-


reits 332 von den insgesamt 47.000 Bediensteten zur Benutzung von Car-Sharing-Angeboten zu 


Dienstzwecken berechtigt sind. Ziel des Senats ist es, die Zahl der Car-Sharing-Nutzer unter 


den Bediensteten deutlich zu steigern und damit Dienstfahrzeuge und dienstliche Fahrten mit 


Privat-Pkw deutlich zu reduzieren.  


Stadt Mannheim: Die Stadt Mannheim nutzt seit 2007 über einen Rahmenvertrag Car-Sharing 


für alle Fachbereiche der städtischen Verwaltung. Zwei Drittel der Fahrleistungen werden mit 


Kleinwagen und ein Fünftel davon mit Kombifahrzeugen abgewickelt. Mittelklassefahrzeuge, 


Kleintransporter (bzw. Kleinbusse) und Minis werden auf den übrigen Fahrten eingesetzt.  


Kreis Ostholstein: Hier wurden 3 der 19 Dienstfahrzeuge von StattAuto Kiel übernommen. Inte-


ressant in diesem Zusammenhang ist, dass die Verwaltung am Umsatz der Car-Sharing-


Anbieter beteiligt wird und alle Fahrzeuge von StattAuto zu günstigen Konditionen nutzen kann. 


book-n-drive Rhein-Main: Das in Wiesbaden ansässige Unternehmen stellt in der Rhein-Main-


Region über 400 Fahrzeuge zur Verfügung, die auf viele Stationen verteilt sind. Das RMV-


eTicket dient dabei seit 2013 als Zugangsmedium zum Car-Sharing. Seit Ende 2011 sind der 


Frankfurter Energieversorger Mainova AG und die stadteigene Wohnungsgesellschaft ABG 


Frankfurt Holding zu je 33 % Mitgesellschafter bei book-n-drive. Unabhängig davon erhielten 


Mieter der ABG Holding bereits seit 2009 vergünstigte Konditionen bei book-n-drive. 


4.1.5 Kooperation zwischen Car-Sharing und Mietwagengewer be 


Im Dezember 2009 wurde durch das Opel-Autohaus zusammen mit dem Anbieter „Drive“ ein 


Car-Sharing-Angebot für Lünen initiiert. Ein gemeinsamer, zentraler Standort wurde im Februar 


2010 in Kooperation mit der Stadt Lünen am Rathaus eröffnet. Die Fahrzeuge fungieren seither 


als sichtbarer Werbeträger für das Angebot von Opel Rent. Das Autohaus profitiert im Rahmen 


der Kooperation mit dem Anbieter „Drive Car-Sharing“ durch einen professionellen Auftritt im In-


ternet inklusive Buchungsplattform und Fahrzeugzugangstechnologie. 
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4.1.6 Kooperation zwischen Verkehrsunternehmen und dem Mi etwagengewerbe 


Entsprechende Kooperationen werden bereits von zahlreichen Verkehrsunternehmen praktiziert, 


um den Abo-Kunden ein zusätzliches Mobilitätsangebot unterbreiten zu können. Dabei sind ins-


besondere Transportfahrzeuge interessant. Die verhandelten Rabatte zur Mietpreisermäßigung 


werden an den Abo-Kunden weitergegeben. 


4.1.7 Kooperation zwischen Verkehrsunternehmen und dem Ta xigewerbe  


Die Übernahme von Beförderungsleistungen für ÖV-Kunden in nachfrageschwachen Zeiten und 


Räumen durch Taxi-Unternehmen ist eine in zahlreichen Städten und Regionen übliche Praxis 


(z.B. Taxi-Ruf). So kann zum Beispiel der HANNOVERmobil-Kunde seine Taxifahrten mit der 


Kundenkarte bargeldlos bezahlen und bekommt zusätzlich noch einen Kundenrabatt. 


4.1.8 Fahrgemeinschaften und Mitfahrzentralen („RideShari ng“) 


Für Mitarbeiter von Unternehmen, die keine attraktiven ÖPNV-Verbindungen haben und über re-


lativ große Distanzen pendeln müssen, bieten sich hingegen eher Fahrgemeinschaften an. Vor-


teile dieser Form des Auto-Teilens sind vor allem eine Reduzierung der Mobilitätskosten, des 


Verkehrsaufkommens bzw. des Parkplatzbedarfs und der Luftschadstoffe. Inzwischen bietet ei-


ne ganze Reihe von Internetportalen die Möglichkeit, Fahrgemeinschaftspartner zu suchen und 


auch selbst Fahrten anzubieten. Zunehmend finden auch Lösungen über Smartphone-Apps 


Verbreitung. Insgesamt ist der Markt – bestehend aus einigen großen Anbietern und unzähligen 


kleinen Plattformen und Initiativen – stark fragmentiert. Dies führt dazu, dass sich die Nutzer auf 


viele Plattformen verteilen und somit nur eine geringe Chance besteht, geeignete Partner zu fin-


den. Für die Umsetzung in einem Unternehmen oder in einer Region sollte es daher primäres 


Ziel sein, eine attraktive Plattform auszuwählen und möglichst viele Nutzer auf diese Plattform 


zu führen. Speziell für Berufspendler bieten in erster Linie drei Portale ein umfassendes und pro-


fessionelles Angebot für ganz Deutschland: 


• www.flinc.org 


• www.pendlerportal.de 


• www.mitfahrgelegenheit.de 


Das Portal mitfahrgelegenheit.de fokussiert sich auf einfache Fahrten über längere Distanzen 


und bietet in Zusammenarbeit mit dem ADAC Mitfahrmöglichkeiten zwischen nahezu allen deut-


schen Städten.   


Das Portal flinc ist etwas innovativer im Hinblick auf die Anbindung von Smartphones und Social 


Media und bietet Mitfahrgelegenheiten von und nach über 100 deutschen Städten. 


Im Vergleich hierzu ist das Pendlerportal etwas konservativer, dafür aber gerade für den weniger 


routinierten Nutzer übersichtlicher gestaltet. In der Zusammenarbeit mit zahlreichen Kreisen und 


Kommunen bietet es Mitfahrgelegenheiten in vielen Bundesländern an. 


Übersicht der marktrelevanten Anbieter mit deutschlandweit verfügbaren Pendlerportalen: 


• flinc www.flinc.org 


• Mitfahrgelegenheit.de www.Mitfahrgelegenheit.de 
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• mifaz www.mifaz.de 


• Pendlernetz www.Pendlernetz.de 


• Pendlerportal www.Pendlerportal.de 


• Drive2day (mitfahren.de) www.drive2day.de 


• mitfahrzentrale.de www.Mitfahrzentrale.de 


• bessermitfahren.de www.bessermitfahren.de 


• BlaBlaCar www.blablacar.de 


• fahrgemeinschaft.de www.Fahrgemeinschaft.de 


• raumobil www.raumobil.de 


• Matchrider www.matchrider.de 


Eine Spezialisierung auf einen Ballungsraum lohnt sich für die Anbieter nicht, da die genutzte 


Technologie ohne räumliche Beschränkungen bundesweit genutzt werden kann. 


Die Auswahl einer geeigneten Plattform für RideSharing-Angebote sollte sich idealerweise an 


folgenden Indikatoren orientieren: 


• Technische Qualität (angebotene Features, Zuverlässigkeit) 


• Übersichtlichkeit und Nutzerführung 


• Sicherheit für den Nutzer 


• Kosten für den Nutzer / den Anbieter 


• Bestehende regionale Verbreitung / bestehende Nutzerzahlen 


• Zuverlässigkeit des Anbieters 


Hervorzuhebende Best Practice-Beispiele sind 


Mobilfalt in Nordhessen: Bei diesem für die schwach besiedelten Regionen Nordhessens entwi-


ckelten Angebot handelt es sich um eine wegweisende Integration von RideSharing-Angeboten 


(Mitfahrgelegenheiten bei privaten Personen) in den Regelverkehr des ÖPNV (siehe 


www.mobilfalt.de). Hierbei werden regelmäßige Pkw-Pendelfahrten in den ÖPNV-Fahrplan inte-


griert, d.h. private Pkw-Fahrten werden über die Fahrplanauskunft des NVV als Fahrtauskünfte 


angezeigt. Während das Land Hessen Mobilfalt finanziert, kooperieren der Werra-Meißner- und 


der Schwalm-Eder-Kreis bei der konkreten Realisierung. Unter www.mobilfalt.de werden die 


Mobilfalt-Strecken angezeigt. Dort kann auch angeben werden, zu welcher der vorgesehenen 


Zeiten eine private Fahrt angeboten werden soll. Erscheint diese Fahrt im System, gilt Fahrt und 


Fahrer als fest eingeplant. Fahrer einer Mobilfalt-Fahrt erhalten für jeden zurückgelegten Kilo-


meter, bei dem jemand mitfährt, eine Kilometerpauschale von 30 Cent. Dies entspricht der aktu-


ellen steuerrechtlichen Pauschalabgeltung für Fahrzeugkosten (Quelle: www.mobilfalt.de). 


Quicars „Hannovers Gesichter“: Auf der Facebook-Seite des Anbieters gibt es einen öffentlichen 


City-Guide, der es jedem User ermöglicht, seine Insider-Tipps einzutragen, um andere darüber 


diskutieren zu lassen. Einige ausgesuchte Aussagen werden über Plakate und Screens in der 


Stadt weitergegeben und mit den Hannoveranern geteilt. 
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4.2 Fahrradverleihsysteme 


Öffentliche Fahrradverleihsysteme (FVS) sind eine Form der Fahrradvermietung, bei der die 


Fahrräder meist im öffentlichen Raum oder an öffentlich zugänglichen Stationen zur Verfügung 


stehen. Diese Systeme werden von Unternehmen, Kommunen und Kommunalverbänden oder 


Verkehrsbetrieben eingerichtet. Im Gegensatz zu einem eigenen Fahrrad muss sich der Nutzer 


nicht um die Wartung, Abstellung und Sicherung des Fahrrades kümmern. Zu Beginn des 21. 


Jahrhunderts haben viele Kommunen derartige Systeme als ein neues öffentliches Mobilitätsan-


gebot und Mittel zur Förderung des Radverkehrs allgemein entdeckt. Öffentliche Fahrradverleih-


systeme finden sich heute weltweit. Die bekanntesten FVS in Deutschland unterscheiden sich 


hinsichtlich verschiedener Merkmale wie Betreibermodell, System und Bedeutung im Sinne der 


Größe. Auch in Rostock gibt es ein Fahrradverleihsystem (‚elros‘), das 31 Pedelecs an insge-


samt fünf Standorten in der Stadt (3x) und im Umland (2x) zur Verfügung stellt13. 


4.2.1 Konzeptvarianten 


Projektkoordinatoren sind auf Usedom der Landkreis, in der Modellregion Ruhr der Regional-


verband Ruhr (RVR) zusammen mit der Stadt Dortmund in Vertretung für alle beteiligten Kom-


munen, in Mainz die Mainzer Verkehrsbetriebe (MVG) und in den Projekten Stuttgart, Kassel 


und Nürnberg die jeweilige Stadt. 


In der Umsetzung der Projekte wurden ebenfalls unterschiedliche Betreibermodelle gewählt. In 


der Stadt Mainz sind die Mainzer Verkehrsbetriebe (MVG) Betreiber des FVS. Alle übrigen Pro-


jektbeteiligten greifen auf die bereits systemerfahrenen Betreiber von Fahrradverleihsystemen in 


Deutschland – DB Rent und Nextbike – zurück. In der Stadt Kassel war die Stadt bis zum Ende 


der ersten Förderperiode 2012 selber rechtlicher Betreiber. Seit dem 1. Januar 2013 fungiert die 


DB Tochter, DB Rent GmbH, sowohl als Systembetreiberin als auch Verantwortliche für das 


operative Geschäft, das sie bisher als externe Auftragnehmerin durchführte. Auf der Insel Use-


dom wurde mit der „UsedomRad“ eine eigene FVS-Betreibergesellschaft gegründet, die neben 


dem Leadpartner, Landkreis Vorpommern-Greifswald, auch weitere Partner aus der Region 


(Verkehrsunternehmen, Kommunen und Tourismusverbände) einbezieht. Seit Januar 2013 


agiert die UsedomRad GmbH wirtschaftlich unabhängig, die Finanzierung erfolgt weitgehend 


durch Verleihgebühren und Werbeeinnahmen. Der bisherige Projektträger, der Landkreis Vor-


pommern-Greifswald, unterstützt jedoch weiterhin personell und administrativ. Die Systemkom-


ponenten (Fahrräder, Ausleihsystem) werden dabei von externen Anbietern (Nextbike) bezogen. 


In Fragen der Logistik (Distribution der Fahrräder) und des Schadensmanagements bedient sich 


lediglich die Stadt Kassel des bundesweit tätigen Betreibers DB Rent. In den anderen Projekten 


sind es lokale Anbieter.  


Mit insgesamt 2.300 Fahrrädern an 300 Stationen in 10 beteiligten Kommunen ist das Projekt 


MR Ruhr nach der Umsetzung aller Ausbaustufen das zahlen- und flächenmäßig größte FVS 


                                                      
13http://rathaus.rostock.de/sixcms/detail.php?id=46470&_sid1=rostock_01.c.263.de&_sid2=rostock_01.c.225019.de&_s


id3=rostock_01.c.225020.de&_sid4=&_sid5= 
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einer Gruppe von im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 


(BMVBS) evaluierten Projekten. Die anderen in die Evaluierung einbezogenen FVS werden 


ebenfalls nach Umsetzung aller Ausbaustufen über 500 bis 960 Leihfahrräder verfügen, wobei in 


Stuttgart 100 Pedelecs eingesetzt werden sollen, um die für die Stuttgarter Topographie typi-


schen Hanglagen für das bestehende FVS „Call a Bike Fix“ zu erschließen. Auf der Insel Use-


dom stellt das FVS insofern eine Besonderheit dar, als dass bereits eine große Konzentration 


von Fahrradverleihangeboten vorhanden war, diese jedoch keine Vernetzung aufwiesen und 


somit kein einheitliches System bestand. 


4.2.2 Ausleih-Verfahren 


Der Zugang zu den Ausleihsystemen der FVS funktioniert meist über Telefon und Mobilfunk-


applikationen oder entsprechende Ausleih-Terminals an den Verleihstationen. Lediglich auf 


Usedom gibt es auch mit Personal besetzte Verleihstationen mit zusätzlichen Serviceangeboten. 


Die Registrierung ist bei allen FVS telefonisch oder online möglich, bei Metropolradruhr auch am 


Terminal oder per App. Ein für den Nutzungskomfort wichtiger Aspekt ist die Möglichkeit, die 


Fahrräder mittels einer elektronisch lesbaren Chipkarte auszuleihen. Hierfür steht in Nürnberg 


seit dem Systemstart eine Kundenkarte sowie auch das eTicket des ÖPNV-Betreibers zur Ver-


fügung. In Mainz besteht die Möglichkeit zur elektronischen Ausleihe seit Januar 2012 und mit 


Beginn der Fahrradsaison 2012 hat auch die Metropol-Region Ruhr die Entleihe via eTicket ein-


geführt.  


Ebenso wichtig wie die elektronische Ausleihe ist die elektronische und mobile Verfügbarkeits-


prüfung, die mittels Internetseiten und zusätzlich über eine Smartphone App in allen Modellpro-


jekten erfolgen kann. 


4.2.3 Charakteristische Merkmale der bekanntesten FVS 


Während sich das FVS auf Usedom als einziges Projekt vor allem an Touristen als zentrale 


Zielgruppe richtet, beziehen die anderen Projekte Nutzergruppen wie Pendler und Nutzer des 


ÖV mit ein (MR Ruhr, Stuttgart) oder richten sich hauptsächlich auf diese aus (Kassel, Mainz, 


Nürnberg). 
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Tabelle 18: Charakteristische Merkmale der bekannte sten FVS 


 Kassel Mainz Nürnberg Ruhr Stuttgart* Usedom 


Name der 


FVS 


Konrad MVGmein- 


Rad 


NorisBike metropol-


radruhr 


Call a Bike 


Pedelec 


Stuttgart 


UsedomRad 


Fördermittel-


nehmer und 


Koopera-


tionspartner 


Stadt Kassel 


(nach 1. För-


derperiode 


schließlich 


DB Rent) 


Stadt Mainz, 


MVG 


Stadt 


Nürnberg, 


nextbike 


Regionalver-


band Ruhr, 


Stadt Dort-


mund, VRR;  


nextbike 


Stadt  


Stuttgart, 


DB Rent 


Landkreis 


Vorpom-


mern-


Greifswald, 


UsedomRad 


GmbH 


(seit 2013 


UsedomRad 


alleinig) 


Betreiberkonzepte 


Betreiber DB Rent MVG nextbike nextbike DB Rent UsedomRad 


Ausleih-


system 


DB Rent Sycube nextbike nextbike DB Rent, 


EnBW 


nextbike 


Fahrräder Simpel Simpel nextbike nextbike DBRent z.T. nextbike 


Logistik und 


Schadens-


management 


DB Rent MVG Stadtreklame 


Nürnberg 


PIA Neue Arbeit UsedomRad 


Zielgruppen 


Zielgruppen Pendler; 


ÖV-Nutzer, 


Studierende 


vor allem 


MVG-Abo-


Kunden und 


Studierende 


vor allem 


Pendler, 


Gelegen-


heitsnutzer, 


Touristen 


Touristen 


Kulturhaupt-


stadt 2010, 


später v.a. 


Pendler 


Geschäfts-


reisende, 


Besucher der 


Stadt 


vor allem 


Touristen, 


Pendler 


Größe der FVS (Stand 11/2013) 


Anzahl 


Stationen 


(umgesetzt) 


52 120 


(102) 


66 


(77) 


300 


(300) 


45 106 (davon 


39 bemannt 


und 8 auf 


polnischem 


Staatsgebiet) 


Anzahl 


Fahrräder 


nach Typ 


(umgesetzt) 


500 960 


(950) 


810 3.000 


(2.300) 


400 Räder, 


100 Pedelecs 


1.000  


(davon 50 


Pedelecs) 


Ausleihsysteme 


Terminal ja, teilweise 


an einem Teil 


der Stationen  


ja ja ja Tel., online, 


Terminal 


nein, Tel., 


online 


Ausleihe Tel. eTicket 


Chipkarte 


Tel., Kunden-


karte, Mobil-


funknummer 


+ PIN, App, 


QR-Code; 


Registrierung 


ermöglich 


überreg. 


Nutzung–


eingeschr. 


Winter-


betrieb14 


Tel., eTicket, 


QR-Code 


Tel., 


Terminal 


Tel., Verleih-


station 


Schließ-


system 


elektronisch 


via Funk, 


Schloss am 


Rad 


elektronisch, 


Schloss-


Kupplung an 


Station  


Zahlen-


schloss 


Zahlen-


schloss 


- Zahlen-


schloss 


                                                      
14 Im Winter werden an rund 20 Prozent der Stationen (dezentrale Lagen mit geringen Ausleihzahlen) die technischen 


Komponenten ausgebaut. In diesem Zeitraum ist die Ausleihe über die Terminals an diesen Stationen nicht mög-
lich.  
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15 Im Winter werden an rund 20 Prozent der Stationen (dezentrale Lagen mit geringen Ausleihzahlen) die technischen 


Komponenten ausgebaut. In diesem Zeitraum ist die Ausleihe über die Terminals an diesen Stationen nicht mög-
lich.  


 Kassel Mainz Nürnberg Ruhr Stuttgart* Usedom 


Ausleihsysteme 


Terminal ja, teilweise an 


einem Teil der 


Stationen  


ja ja ja Tel., online, 


Terminal 


nein, Tel., 


online 


Ausleihe Tel. eTicket Chip-


karte 


Tel., Kunden-


karte, Mobil-


funknummer + 


PIN, App, QR-


Code; 


Registrierung 


ermöglicht 


überregionale 


Nutzung– 


teilweise 


eingeschränk-


ter Winter-


betrieb15 


Tel., eTicket, 


QR-Code 


Tel., 


Terminal 


Tel., Verleih-


station 


Schließsystem elektronisch 


via Funk, 


Schloss am 


Rad 


elektronisch, 


Schloss-


Kupplung an 


Station  


Zahlenschloss Zahlenschloss - Zahlenschloss 


Feste Stellplätze nein ja ja ja - nein 


Besonderheiten Bootbag 


hinten 


Bootbag / 


Koffer hinten 


Fahrradkorb 


vorn 


Fahrradkorb 


vorn 


- Kinderräder, 


-sitze, 


-anhänger, 


-helme, 


Tandems 


Smartphone 


App 


ja -  


Fahrradver-


fügbarkeit an 


Stationen, 


Durchführung 


Ausleihvor-


gang  


ja -  


Fahrradver-


fügbarkeit an 


Stationen  


ja -  


Fahrradver-


fügbarkeit an 


Stationen, 


Durchführung 


Ausleihvor-


gang  


ja -  


Fahrradver-


fügbarkeit an 


Stationen, 


Durchführung 


Ausleihvor-


gang  


ja ja -  


Fahrradver-


fügbarkeit an 


Stationen  


 Kassel Mainz Nürnberg Ruhr Stuttgart* Usedom 


Tarifsysteme 


Normaltarif 


(7/2013)  


1 €/60 min 1 €/30 min 1 €/30 min. 1 €/30 min 1 Minute 3 €/60 min;  


6 Euro/180 min; 


9 €/Tag  


vorheriger 


Normaltarif 


(gültig bis)  


0,50 €/30 min. 


(12/2012) 


unverändert unverändert 1 €/60 min 


(2/2013) 


30 min. frei, 


0,08 €/min. 


(Rad), 0,12 


€/min. (Pede-


delc), 9 €/Tag 


(Rad), 13,50 


€/Tag (Pede-


lec) 


9 €/Tag 


(12/2011) 


Tarif Zeitkarten-


inhaber 


10 € bzw. 20 € 


(nur im Car-


sharing Abo-


Paket) mtl. 


Fahrtguthaben 


0,50 €/30 min erste 30 min 


frei 


erste 30 min 


frei 


-- nein, aber mit 


Tagesticket 


kostenlose 


Nutzung von 


Bussen 


Studententarif 1 Std frei pro 


Fahrt, (3 € 


Pflichtbeitrag/ 


Semester) 


0,50 €/30 min Aufpreistarif: 


erste 30 min 


frei, danach 


0,50 €/30 min 


(2 € mtl.) 


Aufpreistarif: 


erste 30 min 


frei, danach 


0,50 €/30 min 


(2 € mtl.) 


-- nicht angeboten 
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 Kassel Mainz Nürnberg Ruhr Stuttgart* Usedom 


Tarifsysteme 


Aufpreistarife 


(+ Aufpreis) 


BC-Tarif: erst 


15 min frei, 


danach 1 €/60 


min (15 € p.a.) 


erste 30 min 


frei, danach 


0,50 €/30min 


(59 € p.a.) 


erste 30 min 


frei, danach 


0,50 €/30 min 


(3 € mtl.); für 


Zeitkarteninh. 


2 € mtl. 


erste 30 min 


frei, danach 


0,50 €/30 min 


(3 € mtl.); für 


Zeitkarteninh. 


1,50 € mtl. 


-- nicht 


angeboten 


Innovative Idee Nachttarif, 


Studenten-


tarif,Funk-


technik 


Lernendes 


System, Ge-


päckboxen 


Regionale 


Vernetzung, 


Radreservie-


rung (geplant) 


Anbindung 


Gewerbe-


gebiete, 


Gepäckauf-


bewahrung 


Pedelecs, 


automatische 


Ladeterminals 


Integration 


privater Ver-


leiher, z.T. 


Personal an 


den Stationen 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


(Quelle: BMVBS/2013 und Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


* Daten zu Stuttgart von 2011 - Das Modellprojekt Stu ttgart wurde aufgrund von Verzögerungen im 
Systemaufbau und der inhaltlichen Schwerpunktsetzung auf Pedelecs im Jahr 2013 nicht evalu-
iert. 


4.2.4 Vor- und Nachteile verschiedener Konzeptvarianten b ei den FVS 


Bei einer genaueren Betrachtung der verschiedenen FVS-Projekte zeigt sich, dass die unter-


schiedlichen Betreibermodelle aus Sicht der Projektinitiatoren (Kommune, Kreis, Verkehrsbe-


trieb) mit verschiedenen Vor- und Nachteilen verbunden sind.  


Als vorteilhaft erwies sich die Entscheidung, mit DB Rent und Nextbike externe und etablierte 


Betreiber von Fahrradverleihsystemen zu beauftragen, da diese aufgrund ihrer umfangreichen 


Erfahrungen im Systemaufbau und Betrieb auch kürzere Planungs- und Testphasen realisieren 


konnten. Zudem können die Betreiber bei der Wahl von einheitlichen Rädern, Stationen und der 


Implementierung eines vorhandenen Buchungssystems Mengeneffekte und Synergien – ge-


schickte Preisverhandlungen vorausgesetzt – erzielen und die Kosten senken. Weiterhin wird 


 Kassel Mainz Nürnberg Ruhr Stuttgart* Usedom 


Nutzerzahlen (Durchschnitt 01/2012 – 09/2013, für Mainz 05/2012 – 09/2013)  


Anzahl monat-


licher Auslei-


vorgänge 


Durchschnitt 


17.677 22.859 4.788 7.168 - 1.787 


Mittlere Aus-


leihen Rad/Tag 


Durchschnitt 


1,16 0,78 0,2 0,13 - 0,06 


Mittlere Aus-


leihdauer 


(Fahrten < 8h) 


in min 


40 18 41 57 - 708 


Anteil der 


Rundfahrten 


13% 4% 19% 26% - 85% 


Bediengebiet (Stand 09/2013) 


Größe (km²) 54 64 94 783 - 1.102 


Verleih-


stationsdichte 


(Stationen/ 


km²) 


1, 


(Kerngebiet: 


5,3) 


1,6 


(Kerngebiet: 


11,4) 


0,8 


(Kerngebiet: 


8,2) 


0,4 - 0,1 


Betriebs-


beginn 


Frühjahr 


2012 


Januar 


2012 


Mai 


2011 


Juni 


2010 


Oktober 


2011 


April 


2011 
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den Nutzern bei der Auswahl am Markt etablierter Betreiber eine überregionale Nutzbarkeit der 


FVS auf Basis und Kenntnis dieser „Systemfamilie“ ermöglicht. Vorteilhaft ist grundsätzlich auch 


eine Einbindung der ÖV-Betreiber als Betreiber des Fahrradverleihsystems. Da in dieser Kon-


stellation eher die Bereitschaft besteht, eine tarifliche ÖV-Integration finanziell zu unterstützen 


und ein integriertes Informationsangebot zu schaffen, wird die ÖV-Integration erheblich erleich-


tert.  


Grundsätzlich zeigte sich bei den bestehenden Systemen, dass die „Eigenentwicklungen“ stör-


anfälliger waren als die Systeme „von der Stange“. Mit der Auswahl eines etablierten Betreibers 


können aber auch einige nachteilige Einschränkungen einhergehen. So sind die Gestaltungs-


möglichkeiten der Systemeigenschaften (Räder, Stationen und Buchungssystem) meist be-


grenzt. Der Umsetzungszeitplan wird durch den externen Betreiber bestimmt und eine 


Transparenz hinsichtlich der Gesamtkosten und Einnahmen besteht in der Regel nicht. 


Die genannten Aspekte stellen eine Entscheidungshilfe zur Wahl des Betreibermodells dar und 


können bei der Planung berücksichtigt werden. Es kommt aber immer auf die lokalen Rahmen-


bedingungen und Gegebenheiten wie auch auf das Verhandlungsgeschick der Kommunen an.  


4.2.5 Integration der FVS in den ÖV 


Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die projektbezogene Integration der Fahr-


radverleihsysteme in den ÖV. 


Tabelle 19: Integration der Fahrradverleihsysteme i n den öffentlichen Verkehr 


 Kassel Mainz Nürnberg Ruhr Stuttgart Usedom 
Räumliche ÖV-Integration 
Stationen 
an ÖV-
Haltestellen 


ja ja ja ja ja ja 


Erweiterung 
des ÖPNV-
Angebots/ 
Lücken-
schluss 


- 30 Stationen 
in Stadt- 
gebieten 
ohne ÖPNV-
Anbindung 


2 Stationen 
in Gewerbe- 
gebieten 


- - - 


Tarifliche ÖV-Integration 
Einzeltickets Guthaben-


codes (30 
min. auf 
ÖPNV-Fahr-
scheine) 


- - Einzelticket-
scanner 
geplant 


- Tageskarte 
für ÖPNV 
und FVS 


Vergünsti-
gungen für 
ÖPNV-
Abonnenten 


Jahres-Abo: 
10 Std. mtl. 
gratis 


für ÖV-
Zeitkarten u. 
Semesterti-
ckets 50%ige 
Ermäßigung, 
für alle übri-
gen Nutzer 
50% Nach-
lass bei 
Jahresgebühr 
von 18€; 
Zeitkarten u. 
Sem.-Ticket 
Gebühr 29 € 
p.a. und alle 
übrigen 59 € 
p.a zus. erste 
30 min kos-
tenlos. 
 


Jahres-Abo: 
erste 30 min. 
gratis 


Jahres-Abo: 
erste 30 min. 
gratis 


reduzierter 
Tarif mit 
VVS-Abo 


Tarifliche und 
informationel-
le Koopera-
tion mit Bus-
linienbetrei-
bern und (ab 
2014) mit der 
Usedomer 
Bäderbahn 
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 Kassel Mainz Nürnberg Ruhr Stuttgart Usedom 
Tarifliche ÖV-Integration  
Mobilitäts-
karte 


Jahres-Abo 
(inkl. Car-
Sharing): 
20 Std. mtl. 
gratis 


- - - - geplant 


Vergünsti-
gungen für 
Studenten 


erste 45 min. 
gratis bei 1 € 
Semester-
beitrag 


Grundpreis-
freie Nutzung 
des FVS 


- - - - 


Sonstige Pauschal-
tarife für 
Gruppen 


- - - reduzierter 
Tarif mit 
BahnCard 


 


(Quellen: BMVBS/2013 und Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


Hinsichtlich der Information der Nutzer über die Leistungen des FVS sind zwei Handlungsfelder 


zu betrachten. Zu einen die werblich-informatorische Einbindung in Flyer, Werbekampagnen 


und Internetauftritte, zum anderen die Integration des Angebotes in die Online-


Fahrplanauskunft. 


Die werblich-informatorische Einbindung ist in Kassel (Infos an Haltestellen, Stationen des FVS 


im Haltestellennetz des ÖPNV abgebildet, Werbung auf Trams und Bussen, Infoflyer an Abo-


Kunden, Internet-Integration) am weitesten fortgeschritten. In Nürnberg wurden Abo-Kunden 


postalisch informiert (bei Firmenkunden noch geplant), eine breit angelegte Informationskam-


pagne durchgeführt und spezielle Informationen an Stationen und Fahrzeugen des ÖPNV ange-


bracht. Auf Usedom informieren Haltestellenschilder und die ÖV-Betriebe sowie eine 


Internetseite ‚usedom-rad.de‘ über den Fahrradverleihservice. Zur Integration des Angebotes in 


die Online-Fahrplanauskunft liegen zu Kassel, Nürnberg und Usedom keine Informationen vor. 


In Mainz hat eine Integration in das Fahrgastinformationssystem der MVG stattgefunden wie 


auch in Stuttgart in das System des VVS. In der MR Ruhr ist die Integration in die Fahrgastinfo 


des VRR geplant (Stand August 2011). 


4.2.6 Ausleihvorgänge und Nutzungen im Vergleich 


Die Nutzerzahlen der betrachteten FVS zeigen eine unterschiedlich starke Inanspruchnahme 


der Systeme. Bis 2011 lag die höchste Nutzung pro Rad und Tag bei dem seit mehreren Jahren 


bestehenden und daher schon sehr bekannten System in Stuttgart mit durchschnittlich 0,51 


Ausleihvorgängen. Das in 2011 noch am wenigsten genutzte System ist das FVS im Ruhrgebiet 


mit durchschnittlich 0,05 Ausleihvorgängen pro Tag und Rad. Bis 2013 hat sich die Situation 


dann im Gebiet der MR Ruhr verbessert. Von den auch in 2013 evaluierten Systemen ist Kassel 


mit 1,16 Ausleihvorgängen an die Spitze getreten.  
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Tabelle 20: Monatliche Kennwerte der FVS pro Rad un d Tag 


Modellprojekt Bezug Maßgebender  
Zeitraum 


Ausleihen 
pro Rad 
und Tag 


Pkm pro 
Rad und 
Tag 


Ausleihen 
mit Start = 
Ziel 


Ausleihstd. 
pro Rad und 
Tag < 8h 


MR Ruhr Bester Monat 08/2011 
 
07/2013 


0,08 
 


0,23 


0,30 
 


1,12 


 
 


 
 


0,18 


MR Ruhr Durchschnitt 06/2011 bis 
08/2011 
 
04/2012 bis 
09/2013 


0,05 
 
 


0,13 


0,20 
 
 


0,56 


44 % 
 
 


26 % 


 
 
 


0,12 
 


Nürnberg Bester Monat 
 
 


08/2011 
 
07/2013 


0,23 
 


0,40 


0,60 
 


1,09 


  
 


0,25 


Nürnberg Durchschnitt 05/2011 bis 
08/2011 
 
04/2012 bis 
09/2013 


0,18 
 
 


0,20 


0,48 
 
 


0,54 


22 % 
 
 


19 % 


 
 
 


0,13 


Stuttgart Bester Monat 07/2010 0,90 1,91   


Stuttgart Durchschnitt 01/2009 bis 
08/2011 


0,51 1,06 5 %  


Usedom Bester Monat 08/2011 
 
08/2012 


0,10 
 


0,14 


1,52 
 


1,32 


  
 


1,98 


Usedom Durchschnitt 04/2011 bis 
08/2011 
 
04/2012 bis 
09/2013 


0,06 
 
 


0,06 


0,87 
 
 


0,55 


88 % 
 
 


85 % 


 
 
 


0,69 


Kassel Bester Monat 08/2012 2,39 5,49  2,74 


Kassel Durchschnitt 04/2012 bis 
09/2013 


1,16 2,72 13 % 0,76 


Mainz Bester Monat 07/2013 1,64 4,43  0,51 


Mainz Durchschnitt 05/2012 bis 
09/2013 


0,78 2,07 4 % 0,23 


(Quelle: BMVBS/2013 und Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015)  


Alle Projekte blieben in 2011 hinter den damals prognostizierten Nutzungshäufigkeiten zurück 


(z.B. MR Ruhr 0,08 statt 2 Ausleihvorgängen pro Rad und Tag im stärksten Monat). Die längste 


Ausleihdauer (20 Std.) auf Usedom geht auf die touristische Nutzung und die tarifliche Ausge-


staltung zurück (kürzeste Zeiteinheit Tagestarif). Aber auch die 4 bzw. 5 Stunden mittlere Aus-


leihdauer in MR Ruhr und in Nürnberg deuten auf vornehmlich längere Fahrten im 


Freizeitverkehr hin. Die Häufigkeiten der Ausleihen mit Start=Ziel (Rundfahrten) lassen Rück-


schlüsse auf die Art der Nutzung zu. Bei langen Ausleihen und einer hohen Quote Start = Ziel-


Fahrten liegt die Vermutung von Rundfahrten nahe. Diese beträgt in Stuttgart in 2011 nur 5 %, 


wohingegen sie in der MR Ruhr 44 % beträgt (2011). In der MR Ruhr werden die Räder am we-


nigsten in der für öffentliche FVS eigentlich typischen Weise – als Kurzzeitleihe für einfache 


Fahrten im Alltagsverkehr – genutzt. Diese Art der Nutzung ist in Nürnberg und Stuttgart deutlich 


weiter verbreitet. Bis 2013 sinkt der Wert im MR Ruhr auf 26 %. Den geringsten Wert weist 


Mainz mit 4 % auf (2013).  
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4.2.7 Verfügbarkeit alternativer Verkehrsmittel bei Nutzu ng ÖFVS 


Bezogen auf einen konkreten, per ÖFVS zurückgelegten Weg standen den Nutzern zusätzlich 


alternative Verkehrsmittel zu Verfügung, die aber nicht genutzt wurden. Dabei war nicht der Be-


sitz (bis auf ÖV-Zeitkarte), sondern die Verfügbarkeit ausschlaggebend. Von den Befragten be-


saßen zwischen 57 % und 80 % eine ÖV-Zeitkarte, zwischen 28 % und 44 % verfügten über 


einen Pkw und zwischen 37 % und 50 % der Befragten hätten ein privates Fahrrad nutzen kön-


nen. Die deutliche Pkw-Verfügbarkeit gegenüber der geringen ÖV-Zeitkartenverfügbarkeit auf 


Usedom erschließt sich aus der Urlaubssituation. 


Abbildung 2: Verfügbarkeit ÖV-Zeitkarte für den mit  dem ÖFVS zurückgelegten Weg 
aus der Stationsbefragung 


 
(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


Abbildung 3: Verfügbarkeit Pkw für den mit dem ÖFVS  zurückgelegten Weg 
aus der Stationsbefragung 


 
(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 
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Abbildung 4: Verfügbarkeit privates Rad für den mit  dem ÖFVS zurückgelegten Weg 
aus der Stationsbefragung 


 
(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


Zusätzlich wurde in den Modellprojekten Kassel, Ruhrgebiet und Usedom erfragt, ob speziell für 


diesen konkreten, mit dem ÖFVS zurückgelegten Weg eine alternative ÖV-Verbindung bestan-


den hätte. Im städtischen Bereich stellte für 7 % bzw. 9 % der Wege das ÖFVS eine Ergänzung 


dar, da keine ÖV-Verbindung verfügbar war. 


Abbildung 5: Verfügbarkeit ÖV-Verbindung für den mi t dem ÖFVS zurückgelegten Weg 
aus der Stationsbefragung 


 
(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 
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4.2.8 Zusammensetzung der Nutzergruppen 


In allen Modellprojekten stellen Vollzeiterwerbstätige und Studenten etwa 80 % der Nutzenden 


(z.B. Nürnberg: Studenten 8 % und Vollzeiterwerbstätige 72 %). Alle anderen Personengruppen 


sind deutlich geringer repräsentiert.  


Abbildung 6: Anteile der Personengruppen differenzi ert nach Bevölkerung und 
Nutzerinnen und Nutzer aus der Haushaltsbefragung 


 
(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


4.2.9 Pkw-Verfügbarkeit 


Die Verfügbarkeit unterschiedlicher Verkehrsmittel beeinflusst das Verkehrsmittelwahlverhalten. 


In der Bevölkerungsprobe ist die Pkw-Verfügbarkeit meist höher als in der Nutzergruppe, aller-


dings steht auch über 60 % der Vollzeit-Erwerbstätigen Nutzerinnen und Nutzer ein Pkw zur Ver-


fügung. Zudem greifen ÖFVS-Nutzer häufiger auf Car-Sharing Angebote zurück als die übrige 


Bevölkerung, allerdings auf deutlich niedrigem Niveau. 
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Abbildung 7: Pkw-Verfügbarkeit differenziert nach d er Bevölkerung und Nutzerinnen und 
Nutzer aus der Haushaltsbefragung 


 
(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


4.2.10 Genutzte Fahrscheine im Öffentlichen Verkehr 


Der Anteil der ÖV-Zeitkartenbesitzer ist in der Nutzer/Nutzerinnengruppe mit 56 % bis 69 % et-


wa doppelt so hoch wie in der Bevölkerungsstichprobe mit 25 % bis 34 %. Einen differenzierten 


Aufschluss über die benutzen ÖV-Fahrkarten bietet die folgende Abbildung. 


Abbildung 8: Anteil der im öffentlichen Verkehr ben utzten Fahrkarten differenziert nach 
Bevölkerung und Nutzerinnen und Nutzern aus der Hau shaltsbefragung 


 


(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 
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4.2.11 Wohnort 


Für die Nutzung der ÖFVS ist die Entfernung zwischen Wohnort und nächster Verleihstation von 


großer Bedeutung. In den Projektgebieten Nürnberg und Ruhrgebiet wurden daher in der Haus-


haltsbefragung neben Stadtbewohnern auch Umlandbewohner befragt. Nutzerinnen und Nutzer, 


die in den städtischen Bereichen der Modellprojekte wohnen, leben deutlich näher an einer 


ÖFVS-Station als die Haushalte der Personen die das ÖFVS nicht nutzen. 


Tabelle 21: Wohnort der Haushalte differenziert nac h Bevölkerung und Nutzerinnen und 
Nutzern aus der Haushaltsbefragung 


Modellprojekt Stichprobe Entfernung zwischen Wohnung und 
nächster ÖFVS-Station 


Mittelwert Median 


Kassel Bevölkerung 0,50 km 0,45 km 


Kassel Nutzer 0,35 km 0,25 km 


Mainz Bevölkerung 0,55 km 0,35 km 


Mainz Nutzer 0,35 km 0,20 km 


Nürnberg Bevölkerung 1,25 km 0,55 km 


Nürnberg Nutzer Stadt (80 %) 0,55 km 0,30 km 


Nürnberg Nutzer Umland (20 %) 10,00 km 5,90 km 


Ruhrgebiet Bevölkerung 1,85 km 1,30 km 


Ruhrgebiet Nutzer Stadt (88 %) 0,75 km 0,35 km 


Ruhrgebiet Nutzer Umland (12 %) 14,00 km 13,80 km 


(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


4.2.12 Nutzungshäufigkeit der Öffentlichen Fahrradverleihs ysteme 


Die Nutzungshäufigkeit von ÖFVS wird aus den beiden folgenden Abbildungen ersichtlich. Dabei 


muss berücksichtigt werden, dass die zugrundeliegenden Grundgesamtheiten unterschiedlich 


sind. Die Grundgesamtheit der Stationsbefragung ist die Anzahl der Ausleihvorgänge, weswe-


gen Nutzerinnen und Nutzer, die das ÖFVS häufiger nutzen, eine höhere Wahrscheinlichkeit 


haben, in die Stichprobe zu gelangen (Abbildung 10). Daher sind Verschiebungen gegenüber 


den Ergebnissen zur Haushaltsbefragung nicht zu vermeiden. Deutlich wird aber, dass mehr 


Personen als Nutzende registriert sind und die aktive Nutzergruppe relativ klein ist. Hier entfallen 


zwei Drittel der Ausleihvorgänge auf ein Sechstel der Nutzerinnen und Nutzer.  
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Abbildung 9: Nutzungshäufigkeiten der ÖFVS aus der Haushaltsbefragung 


 
(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


Abbildung 10: Nutzungshäufigkeiten der ÖFVS aus der  Stationsbefragung 


 
(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


4.2.13 Nutzungsdauer 


Wie erwartet, ist die Nutzungsdauer bei städtischen ÖFVS überwiegend durch kurze Ausleih-


vorgänge geprägt, im Gegensatz zur touristisch ausgerichteten Situation auf Usedom. In Mainz 


sind die Ausleihen am kürzesten (dabei wurden die Daten um systembedingte Fehler im Ver-


leihsystem bei der Erkennung von Fahrradrückgaben bereits bereinigt). 
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Abbildung 11: Ausleihdauer in den Modellprojekten a us den Nutzungsdaten 


 
(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


4.2.14 Substituierte Verkehrsmittel 


Bei der Betrachtung, zu welchen Anteilen die Leihräder der ÖFVS andere Verkehrsmittel erset-


zen, wurden nur regelmäßig durchgeführte Wege (mind. einmal pro Monat) berücksichtigt. Dem-


nach hätten die Befragten für 22 % bis 35 % der regelmäßigen Wege die Fortbewegungsmittel 


‚zu Fuß gehen‘ und ‚privates Rad‘ gewählt und für 49 % bis 64 % der Wege wären öffentliche 


Verkehrsmittel genutzt worden, wenn es die ÖFVS nicht geben würde. Pkw-Selbstfahrer erset-


zen – je nach Modellprojekt – zwischen 1 % und 10 % ihrer Wege im MIV mit den Angeboten 


der ÖFVS. Weitere 6 % bis 11 % der regelmäßigen Wege wären ohne das ÖFVS gar nicht 


durchgeführt worden oder die Wegekette des Tages hätte anders ausgesehen. 
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Abbildung 12: Ersetzte Verkehrsmittel nach Personen kilometern mit dem ÖFVS 
aus der Stationsbefragung 16 


 
(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


4.2.15 Entwicklung der Nutzung seit dem Start der Fahrradv erleihsysteme  


In den Projekten Nürnberg, Ruhrgebiet und Usedom haben sich die Ausleihzahlen mit deutlich 


positivem Trend entwickelt. Im Ruhrgebiet stieg die Nutzung im zweiten Betriebsjahr 2011 stark 


an, in Nürnberg wurden bereits seit dem Start relativ viele Räder ausgeliehen, auf Usedom seit 


der Urlaubssaison 2011. In Nürnberg haben die Nutzerzahlen schon während eines sehr kurzen 


Betriebszeitraums (05-08/2011) stetig zugenommen von anfänglich ca. 2.400 im Monat Mai auf 


rund 5.400 im August 2011. Im Modellgebiet der MR Ruhr stiegen die Nutzerzahlen von anfäng-


lich sehr geringem Niveau im Sommer 2011 deutlich an und erreichten im August 2011 fast 


2.500 Ausleihvorgänge. Dies ist einer gewissen Anlaufphase geschuldet, zumal der Ausbau 


stark zeitverzögert statt „auf einen Schlag“ erfolgte und die begleitende Kommunikation zur Be-


kanntmachung des FVS äußerst knapp ausfiel. 


Tabelle 22: Monatliche absolute Kennwerte der FVS  (Quelle: BMVBS/2013) 


Modellvor-
haben 


Bezug Bezugszeit-
raum 


Anzahl 
Aus-
leihvor-
gänge 


Per-
sonen
kilo-
meter 


Mittlere 
fahrt-
weite 
[km] 


Aus-
leihstd. 


Mittlere 
Ausleih-
dauer 
[min] 


Median 
Ausleih-
dauer 
[min] 


Ruhrgebiet Bester 
Monat 


08/2011 2.449 9.793 4,0 6.334 155 55 


Ruhrgebiet Durch-
schnitt 


06/2011 bis 
08/2011 


1.049 4.107 3,9 3.492 309 58 


Nürnberg Bester 
Monat 


08/2011 5.452 14.037 2,6 11.473 126 18 


Nürnberg Durch-
schnitt 


05/2011 bis 
08/2011 


4.228 11.086 2,6 15.508 247 19 


Stuttgart Bester 
Monat 


07/2010 12.512 26.577 2,1 8.469 41 11 


Stuttgart Durch-
schnitt 


01/2009 bis 
08/2011 


6.956 14.570 2,1 6.334 63 11 


Usedom Bester 
Monat 


08/2011 1.660 24.904 15,0 30.990 1120 566 


Usedom Durch-
schnitt 


04/2011 bis 
08/2011 


931 14.165 15,0 18.129 1195 577 


                                                      
16 Aus welchem Grund hier laut Überschrift Personenkilometer und nicht Wege betrachtet wurden, wird aus der Quelle 


nicht ersichtlich.  
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4.2.16 Redistribution 


Ein ganz wesentliches Erfolgskriterium aus Sicht der ÖFVS-Nutzerinnen und Nutzer ist die Ver-


fügbarkeit von Leihrädern an den ÖFVS-Stationen. Idealerweise sollte zu jeder Zeit an jeder 


Station sowohl ein Leihrad verfügbar sein als auch die Möglichkeit bestehen, ein Leihrad zu-


rückzugeben. Da die Nachfrage aber zeit- und richtungsabhängig ist, wird eine Redistribution 


der Leihräder durch den Betreiber notwendig. Nur so kann die Verfügbarkeit von Leihrädern und 


freien Stellplätzen gewährleistet werden. Bei der Redistribution werden Leihräder von ÖFVS-


Stationen mit einem Leihrad-Überschuss zu den Stationen mit einem Mangel an Leihrädern um-


verteilt. Um in den Nutzungsdaten die Redistributionsvorgänge zwischen den Ausleihvorgängen 


ausfindig zu machen, wird die Startstation aus jedem Datensatz der Nutzungsdaten mit der Ziel-


station des vorherigen Ausleihvorgangs mit demselben Leihfahrrad verglichen. Weichen diese 


Werte voneinander ab, ist von einer Redistribution des Leihrades auszugehen. Nach dieser Me-


thode wird das Einholen eines Leihrades in die Werkstatt und späterem Einsetzten an einer an-


deren Station auch als Redistribution gewertet. In der folgenden Tabelle 23 sind die Kennwerte 


der Redistribution für die Modellprojekte dargestellt. Unter Radkilometer Redistribution sind die 


Kilometer angegeben, die die Leihfahrräder bei der Umverteilung zurückgelegt haben. 


Tabelle 23: Kennwerte zur Redistribution aus den Nu tzungsdaten 


 Kassel Mainz Nürnberg Ruhrgebiet Usedom 
Maßgebender 
Zeitraum 


04/2012 
bis 
09/2013 


05/2012 
bis 
09/2013 


04/2012 
bis 
09/2013 


04/2012 
bis 
09/2013 


04/2012 
bis 
09/2013 


Anzahl Redistribu-
tionsvorgänge 


42.000 43.000 11.000 26.000 5.000 


Anzahl Ausleihen 318.300 392.300 86.200 129.100 32.200 


Mittlere Redistributi-
onsentfernung [km] 


3,0 3,2 3,1 6,8 16,0 


Radkilometer 
Redistribution [km] 


126.700 139.900 35.100 173.400 78.800 


Radkilometer 
Ausleihen [km] 


747.800 1.036.000 230.300 574.500 300.900 


Anteil Radkm 
Redistribution an 
Radkm Ausleihen 


17 % 14 % 15 % 30 % 26 % 


Anteil Ausleihen mit 
vorausgegangener 
Redistribution 


13 % 11 % 13 % 20 % 15 % 


(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


4.2.17 Evaluation der bekanntesten FVS 


Bisherige Wirkungsüberprüfungen bei den FVS zeigen die Wichtigkeit einer engen Zusammen-


arbeit mit den örtlichen Verkehrsbetrieben. Für einen leichten Umstieg vom ÖPNV auf die Leih-


fahrräder und die Realisierung von einfachen intermodalen Wegeketten sorgt eine weitgehende 


räumliche Integration der FVS-Stationen, die sich in unmittelbare Nähe zu Haltestellen oder 


Bahnhöfen befinden. Eine zusätzliche optische Hinweisführung auf die FVS-Standorte durch das 


Aufstellen von Hinweisschildern in Bahnhöfen und U-Bahn-Haltestellen unterstützt die Wahr-


nehmung/Integration zusätzlich. 
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Eine Integration in die verfügbaren Informationssysteme sehen alle Fahrradverleihprojekte vor. 


Diese ist bisher in Kassel am weitesten vorangeschritten. Bei den übrigen Projektteilnehmern 


sind die Maßnahmen unterschiedlich weit umgesetzt. Zusätzliche Informations- und Marketing-


maßnahmen sind geplant. 


Eine Ausweitung des räumlichen Erschließungsgrades durch FVS als Anschlussverkehrsmittel 


im ÖPNV konnte bereits in Mainz und Nürnberg in bisher nicht von öffentlichen Verkehrsmitteln 


bedienten Stadtgebieten beobachtet werden und führte, insbesondre in Nürnberg, zu Ergänzun-


gen zum dort lückenhaften ÖPNV. 


Tariflich wurde das Fahrradverleihsystem in den ÖPNV integriert, denn es gibt in fast allen be-


trachteten Projekten Vergünstigungen für die ÖPNV-Abo-Kunden (z.B. Studenten in Kassel und 


Mainz) sowie auch für Einzelfahrten (geplant in Kassel und MR Ruhr) in Form von Freiminuten 


für die Nutzung des Fahrradverleihsystems. Ein Kombiticket (Tagesticket) für die Nutzung von 


ÖPNV und FVS gibt es bisher allerdings nur auf Usedom17. In Kassel ist darüber hinaus die In-


tegration von verschiedenen Mobilitätsangeboten auf Basis einer Mobilitätskarte für das FVS, 


die CarSharing-Angebote und den ÖPNV-Zugang geplant.  


Zusammenfassend können drei Faktoren festgehalten werden, die für eine sinnvolle ÖV-


Integration von Fahrradverleihsystemen wichtig sind und die zu den erwarteten Synergien von 


ÖV und FVS führen können: 


 
• gemeinsame Informationen in Form von Informationskampagnen, 


Internetauftritt, integrierter Fahrplanauskunft mit Buchungsmöglich-
keit der FVS, Information der ÖPNV-Abo-Kunden; 


• Tarifintegration in Form von Vergünstigungen von ÖPNV-Abo-
Kunden sowie Einzelticketnutzern; 


• räumliche Integration durch Stationswahl in unmittelbarer Nähe zu 
den ÖV-Haltepunkten sowie entsprechender Hinweisbeschilderung 
(z.B. an Bahnhöfen). 


 


Erfolgsfaktoren, die für das Zustandekommen einer intensiveren ÖV-Integration von FVS exis-


tenziell sind, finden sich vor allem im politischen Entscheidungsprozess, den radverkehrlichen 


Rahmenbedingungen und den planungsbestimmenden Faktoren. 


Im politischen Entscheidungsprozess ist insbesondere die Unterstützung aus dem Stadtrat und 


der Stadtverwaltung sehr hilfreich. Eine unbürokratische Zusammenarbeit der Beteiligten kann 


die Planungszeiträume erheblich verkürzen. Zusätzlich erleichtern Maßnahmen einer Anschub-


finanzierung und/oder öffentlichen Förderung die kommunale Entscheidung für ein FVS. Eine 


bereits vorhandene kommunale Radverkehrsförderung begünstigt die Rahmensetzung ebenso 


wie ein radverkehrsfreundliches Klima, in dem im Idealfall eine Konformität des FVS mit den 


Verkehrsentwicklungsplänen erreicht wird. Events (lokal oder regional: z.B. Kulturhauptstadt) 


können dabei als Türöffner fungieren. 


                                                      
17 außerhalb der Modellprojekte auch in Dresden: https://www.dvb.de/de-de/service/mietfahrraeder/ (Bike+Ride-Ticket) 
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Begünstigende Rahmenbedingungen finden sich sowohl im verkehrlichen wie auch im gesell-


schaftspolitischen Umfeld. Die allgemeine Bedeutungszunahme des Radverkehrs (Modal Split, 


öffentlicher Diskurs, Mobilitätskultur) wie auch der aktuell weltweite Boom der FVS begünstigen 


und erleichtern die Entscheidung zur Umsetzung von FVS. Hilfreich für eine zeitnahe Umset-


zung ist vor diesem Hintergrund die frühzeitige Klärung der finanziellen Rahmenbedingungen, 


zumal sich die Kosten in den meisten Fällen nicht allein durch Nutzungsgebühren decken las-


sen. Für eine mittelfristig tragfähige Finanzierung ist es notwendig, die FVS durch öffentliche 


Fördergelder, Sponsoring und/oder durch Werbeeinnahmen (z.B. auf den Rädern oder in einer 


Querfinanzierung durch Werbung auf anderen öffentlichen Flächen) sowie andere Finanzie-


rungsquellen zu unterstützen. Es sollte unbedingt auch frühzeitig geklärt werden, unter welchen 


Bedingungen die Finanzierung nach der ersten Förderperiode fortgeführt werden kann. 


Planungsseitig sind eine hohe Motivation sowie eine große Kooperationsbereitschaft der rele-


vanten internen Akteure für die Umsetzung erfolgsbestimmend. Durch die Integration von Akteu-


ren aus Wirtschaft und Gesellschaft kann die Basis der Systemförderung verbreitert werden. 


Externe Fachberatung war bei der Planung ebenso hilfreich wie die Einbeziehung erfahrener Be-


treiber, wodurch Planung und Aufbauprozess beschleunigt wurden. Über klare vertragliche Re-


gelungen in den Betreiberverträgen bei externem Betrieb können Anforderungen und 


Zielvorgaben etwa zur Systemqualität, zu Projektterminen, zu Räderverfügbarkeiten und zu an-


gestrebten Ausleihzahlen festgelegt werden, um Unstimmigkeiten im Projektverlauf zu vermei-


den. Zusätzliches Personal in den Stadtverwaltungen beschleunigte wiederum den 


Umsetzungsprozess. 


4.2.18 Fazit der Evaluierungen 


Die Leihräder werden sowohl im Alltag als auch in der Freizeit, durch Einheimische wie Urlau-


ber, geplant oder auch spontan, für eine Viertelstunde oder ganze Tage genutzt sowie auch 


nach Mitternacht bzw. zu Zeiten, an denen kein ÖPNV mehr verkehrt, eingesetzt. 


Typologisiert man Nutzer und Nutzerinnen, so sind diese zwischen 20 und 49 Jahre alt, wobei 


das Durchschnittsalter über die vier städtisch geprägten Modellprojekte hinweg rund 36 Jahre 


beträgt. Öffentliche Fahrräder werden dabei insgesamt häufiger von Männern als von Frauen 


genutzt. Bei den Nutzerinnen und Nutzern der ÖFVS handelt es sich in erster Linie um Voller-


werbstätige und Studierende (rund 80 % der Nutzenden), die in allen Modellprojekten über ein 


etwas niedrigeres Haushaltsnettoeinkommen verfügen als der Durchschnitt der Bevölkerung.18 


Das Nürnberger Gewerbegebiet „Nordostpark“ ist ein gelungenes Beispiel für die Nutzung des 


ÖFSV durch Pendler bei unzureichender ÖPNV-Erreichbarkeit. Die räumliche Nähe des Wohn-


orts zur nächsten ÖFVS-Station ist dabei ein wesentlicher Erfolgsfaktor, denn Nutzer und Nutze-


rinnen wohnen deutlich näher an den Stationen als „Nicht-Nutzer und -Nutzerinnen“. Darüber 


hinaus erfreut sich auch Car-Sharing unter ÖFVS-Nutzern einer größeren Beliebtheit als in der 


übrigen Bevölkerung. Beide Zielgruppen sind inter- und multimodal unterwegs und folgen damit 


                                                      
18 Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015 
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dem Trend „nutzen statt besitzen“. Insofern kommt auch Spontanentscheidungen mit einem An-


teil von aktuell 14 bis 32 Prozent bei den Ausleihvorgängen eine wachsende Bedeutung zu. Der 


Anteil der Nutzerinnen und Nutzer der ÖFVS, die eine ÖPNV-Zeitkarte haben, ist etwa doppelt 


so groß wie in der Bevölkerung. Dafür haben sie seltener einen Pkw zur Verfügung und nutzen 


den ÖV häufiger als die Bevölkerung insgesamt. 


Für die meisten der mit dem ÖFVS-Leihrad zurückgelegten Wege besteht eine alternative 


ÖPNV-Verbindung. Diese wäre auch von rund der Hälfte der ÖFVS-Nutzer für den geplanten 


Weg in Anspruch genommen worden, wenn es das ÖVFS nicht gäbe. Insofern können die 


ÖFVS helfen, überbeanspruchte Linien zu entlasten und Lücken in der ÖPNV-Versorgung zu 


schließen. Durch die Verknüpfung von ÖFVS und ÖPNV, letzterer spielt insbesondere im Vor- 


und Nachlauf der zurückgelegten Wege eine wichtige Rolle, werden intermodale Wegeketten oft 


erst ermöglicht. Im städtischen Umfeld werden die Leihräder nämlich überwiegend nur für kurze 


Wege genutzt (Nutzungsdauer < 30 Minuten), so dass, begünstigt durch eine auf Kurzfahrten 


abgestimmte Tarifstruktur, die Bedeutung der ÖFVS als Zubringer bzw. „Verkehrsmittel der letz-


ten Meile“ deutlich wird. Insgesamt lässt sich feststellen, dass eine starke Nutzung der Leihfahr-


radsysteme, gemessen in Ausleihvorgängen pro Rad und Zeitraum, durch verschiedene 


Faktoren begünstigt wird. Diese werden nachfolgend – gegliedert nach Einflussfaktoren – dar-


gestellt: 


Stationsnetz  


Ein stadtweiter Ausbau des Stationsnetzes ermöglicht die Nutzung des FVS im gesamten Stadt-


gebiet. Kern eines Systems sollte das Stadtzentrum sein. Geschäftsviertel, Universitäten und 


Wohngebiete bieten sinnvolle Erweiterungsmöglichkeiten. Weiterhin sollten die Stationen durch 


genügend Platz zum Ausbau flexibel an den Bedarf angepasst werden können.  


Tabelle 24: Erfolgsfaktoren und Herausforderungen f ür die Stationsnetzgestaltung 


Erfolgsfaktoren 


• Dichtes Netz im Bereich wichtiger Verkehrsrelationen; 
• Periphere Stationen an ausgewählten wichtigen Zielen; 
• Netzplanung auf Basis des bestehenden Verkehrsmodells; 


Herausforderungen  


• Veränderung des Stationsnetz schwierig, wenn Stationen mit Fundamenten ausge-
stattet sind; 


• Bei der Netzplanung besteht ein Spannungsverhältnis zwischen Flächenerschließung 
und Verdichtung: 


(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 
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Systemgestaltung und Nutzerfreundlichkeit  


Ein leichter Zugang zum FVS, mit einfachen Registrierungsvorgängen, wenn möglich direkt an 


der Station, sowie schnelle und selbsterklärende Ausleihvorgänge über mehrere Kanäle, etwa 


per Kundenkarte/Terminal, Telefon sowie mobiles Internet und auf jeden Fall qualitativ hochwer-


tige Apps, sind eine Grundvoraussetzung für den Erfolg des Systems. Die einfache Handhabung 


der Räder und Verschlusssysteme sowie umfassende Information und Service für die Kunden 


sind weitere Rahmenbedingungen, die die Nutzung vereinfachen. Dazu gehören insbesondere 


auch leicht verfügbare Informationen über das Stationsnetz und die Räderverfügbarkeit – online 


abrufbar in Form von Netzplänen und Smartphone-Apps.  


Tabelle 25: Erfolgsfaktoren und Herausforderungen f ür die Anmeldungs-, Buchungs- und 
Informationssysteme 


Erfolgsfaktoren 


• 24-Std.-Hotline; 
• Gut erläuterter, einfacher Registrierungs- und Ausleihprozess; 
• Funktionelle Smartphone-App; 
• ÖPNV-Anbieter als Registrierungsstellen; 
• Erprobtes Buchungssystem; 
• Nutzerfeedback zur Störungsmeldung; 


Herausforderungen  


• Unzuverlässige Technik zur Buchung, Ausleihe und Rückgabe von Leihfahrrädern; 
• Lange Zeiten für Fehlerbehebung; 
• Relativ hoher Aufwand für Neukunden zu Erstregistrierung; 
• Verzögerte Nutzung bei Anmeldung ohne Kreditkarte; 


(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


Tarifgestaltung / ÖPNV-Integration  


Die FVS sollen ein inter- und multimodales Verhalten fördern und müssen daher weitestgehend 


räumlich, tariflich und informatorisch in den ÖPNV integriert werden. Nur so wird das FVS zu ei-


nem integralen Bestandteil eines öffentlichen Verkehrsangebots. Im Einzelnen sind Kennzei-


chen einer gelungenen Integration:  


 
• Die gemeinsame Vermarktung der FVS durch alle Projektbeteiligten 


in Form von Internetauftritten, integrierter Fahrplanauskunft mit Bu-
chungsmöglichkeit der FVS, Information der ÖPNV-Abo-Kunden und 
Neukunden ist ein wichtiges und erfolgsbestimmendes Maßnah-
menpaket.  


• Eine umfassende Tarifintegration in Form von preislichen Vergünsti-
gungen oder Freiminuten für ÖPNV-Abo-Kunden und auch für Ein-
zelticketnutzer. 


• Mit der Standortwahl für die Stationen in unmittelbarer Nähe zu ÖV-
Haltepunkten sowie entsprechenden Beschilderungen an unüber-
sichtlichen Stellen (z.B. Bahnhöfen, U-Bahnhöfen etc.) gelingt eine 
umfassende räumliche Integration des Systems. 
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Die Gestaltung des Tarifsystems bewegt sich im Spannungsfeld zwischen attraktiven Tarifen für 


die Nutzer und der Gewährleistung eines wirtschaftlichen Betriebs auch ohne Fördergelder. Eine 


kurze Taktung befördert die angestrebte Kurzzeitnutzung der Räder. Gedeckelte Tagestarife 


ermöglichen eine längere Nutzung. Freiminuten (i.d.R. 30) fördern Attraktivität und Akzeptanz 


der FVS.  


Tabelle 26: Erfolgsfaktoren und Herausforderungen f ür die Tarifgestaltung 


Erfolgsfaktoren 


• Einfach verständliches Tarifsystem; 
• Freiminuten als Nutzungsanreiz; 
• Tarifliche ÖV-Integration: Zeitkarten, Semestertickets; 
• Tarifliche Integration mit weiteren Mobilitätsangeboten, z.B. Car-Sharing; 


Herausforderungen  


• Tarifgestaltung im Spannungsfeld Kostendeckung vs. Attraktivität; 
• Kooperation mit ÖV-Betreibern; 
• Verrechnung zwischen ÖV-Betreibern und ÖFVS-Betreibern; 


(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


Einführungsform 


Der „Big-Bang“, sprich die FVS-Inbetriebnahme mit einem dichten Netz vom ersten Tag an, ist 


einer länger andauernden und kleinstufigen Ausbauweise vorzuziehen. Zum Start des Systems 


sollte eine gewisse Netzdichte vorhanden sein, um eine kritische Nutzermasse zu erreichen (vgl. 


Stuttgart). Anschließend ist eine weitere stetige Steigerung der Nutzerzahlen durch geeignete 


Vermarktungsmaßnahmen anzustreben, um die langfristige Wirtschaftlichkeit der FVS sicherzu-


stellen. 


Tabelle 27: Erfolgsfaktoren und Herausforderungen d es Planungs- und Umsetzungs-
prozesses 


Erfolgsfaktoren 


• Planungssicherheit durch indirekte Nutzerfinanzierung (Semesterticket, Zeitkarten); 
• Politische Unterstützung und Haushaltsmittel für dauerhafte Weiterführung; 
• Wille des Betreibers, das System dauerhaft anzubieten; 


Herausforderungen  


• Hohe Betriebskosten aufgrund von Wartung und Redistribution; 
• Unsicherheit bezüglich der Ersatzinvestitionen nach längerer Laufzeit; 
• Gestaltung von Betreiberverträgen, die öffentlichen Einfluss auf die ÖFVS sichern; 


(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 
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Weiterentwicklung  


Um die Attraktivität der Fahrradverleihsysteme zu steigern und die Nutzung zu erhöhen, sind 


Weiterentwicklungen auch nach dem Systemaufbau wichtig. Dies betrifft zum einen die Ausleih-


systemtechnik, die durch technische Verbesserungen (eTicketing, Nahfunktechnik, Smartpho-


ne-Apps) nutzerfreundlicher gestaltet werden kann, zum anderen auch die Erschließung neuer 


Nutzergruppen. Schließlich kann ein erfolgreiches System durch innere Verdichtung oder äuße-


re Ausdehnung (im Stadt-Umland-Bereich) erweitert werden. 


Tabelle 28: Erfolgsfaktoren und Herausforderungen f ür die Weiterführung nach Ende der 
Förderphase 


Erfolgsfaktoren 


• Finanzielle Förderung und Prozessbegleitung durch Bundesverkehrsministerium; 
• Auflagen im Zuwendungsbescheid zur Rückzahlung bei Einstellung des ÖFVS; 
• Hohe Akzeptanz und Identifikation mit ÖFVS in der Bevölkerung; 
• Fahrradpolitische Sensibilität (Ruhrgebiet); 
• Petition zur Fortführung (Kassel); 
• Gewinnung von Partnern zur Ko-Finanzierung; 
• Langfristige Finanzplanung; 
• Gewinnung neuer Nutzergruppen; 


Herausforderungen  


• Nicht gesicherte Weiterfinanzierung nach Förderende wegen kommunaler Haushalts-
lage; 


• Unwirtschaftlicher Betrieb des ÖFVS; 
• Infragestellung des Nutzens im Verhältnis zu den Kosten des ÖFVS; 
• Heterogene Rahmenbedingungen in den Städten; 


(Quelle:Wuppertalinstitut/Uni Stuttgart 2015) 


4.2.19 Schlussfolgerungen 


Systemqualität 


Technisch ausgereifte und hochwertige Systeme haben einen höheren Nutzungskomfort und 


daher mehr Ausleihvorgänge. Systeme mit Terminals werden tendenziell besser bewertet als 


Systeme ohne Terminals. Auch automatische Verriegelungssysteme und hochwertige Smart-


phone-Apps sind ebenso ausleihefördernd wie hochwertige Fahrräder (z.B. mit einem innovati-


ven stufenlosen Getriebe wie in Mainz und Kassel). 


Systemstruktur 


Systeme mit höherer Stationsdichte werden stärker genutzt (pro Rad und Tag) als Systeme mit 


geringerer Dichte. Die Nähe der Wohnung zu einer Station ist ebenso nachfragefördernd, wobei 


dieses Nachfragepotenzial wahrscheinlich weiter bei geringer Erschließungsqualität des ÖV im 


Kernbereich des ÖFVS steigen wird. 
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Nutzungsweise und Redistribution 


Die Umverteilung von Leihrädern von voll besetzten Stationen hin zu Stationen mit Leihradbe-


darf verursacht einen erheblichen Betriebsaufwand, der – bei gleicher Angebotsqualität – mög-


lichst gering zu halten ist. Tendenzen zu übergreifenden Umverteilungsrichtungen konnten nicht 


ermittelt werden, aber größere Stationen mit vielen Leihrädern könnten diesen Aufwand verrin-


gern. Flexible Systeme, die keine Begrenzung der Abstellplätze bedingen (wie dies in Mainz bei 


dem verwendeten Kupplungssystem anzutreffen ist), gehören ebenso zu einer förderlichen Sta-


tionsarchitektur. 


Wirtschaftlicher Betrieb von ÖFVS 


Ein kostendeckender Betrieb ist bei einer Ausleihe von 3 bis 4 Stunden pro Rad oder mindes-


tens 4- bis 6-maliger Ausleihe pro Tag unter der Voraussetzung direkter oder indirekter Nut-


zungseinnahmen von einem Euro pro Stunde gegeben. Diese Werte werden derzeit von keinem 


der Modellprojekte erreicht. Hamburg (im Blick auf die Nutzerzahlen erfolgreichstes ÖFVS) ver-


dankt seine hohe Auslastung insbesondere der kostenfreien, weil öffentlich finanzierten, Nut-


zung in den ersten 30 Minuten, ohne dabei kostendeckend zu sein. Die Erweiterung des 


Nutzerkreises, z.B. durch pauschale Zeitverträge für Studierende (Integration in das Semesterti-


cket) oder mit Betrieben und der öffentlichen Verwaltung, ist ebenso ein Faktor zur Kostende-


ckung wie die Vermarktung der Räder als Werbefläche. 


4.3 Mobilstationen 


4.3.1 Konzeptidee 


Moderne Städte zeichnen sich durch multimodale Mobilität aus. Teil dieser „neuen“ Mobilität 


sind Mobilstationen, die nicht nur ein sichtbares Element im städtischen Raum darstellen, son-


dern auch als ein wichtiges Infrastrukturelement zur effizienten Umsetzung des multimodalen 


Ansatzes fungieren. Als Verknüpfungspunkte und Schnittstellen des Umweltverbunds stärken 


und unterstützen sie Multimobilität und bieten dem Nutzer eine maximale Bequemlichkeit. Dabei 


werden die Aufgaben, die eine Mobilstation erfüllen soll, von der jeweiligen Lage im Raum be-


stimmt. So unterscheiden sich innerstädtische Mobilstationen von denen in Quartiers- oder Ge-


werbegebietslage sowie von Lagen in ländlichen Räumen. 


Mobilstationen nehmen vorrangig die Aufgabe eines intermodalen oder multimodalen Verknüp-


fungspunktes wahr, bei denen der ÖPNV das Rückgrat des Mobilitätsangebotes bildet. Je nach 


Lagetyp können an den Mobilstationen auch weitere Aufgaben, wie die Beschleunigung der Rei-


sezeit, die Substitution von Wegen mit dem eigenen Pkw, die Reduzierung von Dienstwagen 


oder die Verbesserung der Erreichbarkeit, angestrebt bzw. erreicht werden. Besonders im länd-


lichen Raum leisten Mobilstationen künftig einen wichtigen Beitrag zur Sicherung und Verbesse-


rung der Erreichbarkeit verschiedener Ziele und damit zur Sicherstellung der Daseinsvorsorge. 


Durch ein Mobilitätsangebot, das den ÖPNV rund um die Uhr ergänzt (z.B. durch Car-Sharing 
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und/oder Fahrradverleihsysteme), kann mit Mobilstationen auch im ländlichen Raum eine lü-


ckenlose Versorgung mit Mobilität, auch ohne eigenes Auto, sichergestellt werden. 


Grundsätzlich bildet also die Verknüpfung von Verkehrsangeboten die Basis und Kernaufgabe 


einer Mobilstation, die durch die weiteren Funktionen bzw. Aufgaben als Mehrwert gegenüber 


einem intermodalen Verknüpfungspunkt ergänzt wird. Die Tiefe der Angebotsvernetzung diffe-


riert dabei mit den verschiedenen Raumtypen, so dass nicht an allen Standorten sämtliche mög-


lichen Verkehrsmittel eingebunden werden. Daraus resultiert, dass es nicht die typische 


Mobilstation gibt. Vielmehr können verschiedene Abstufungen vorgenommen werden. Grund-


sätzlich wird in der Verknüpfung der Verkehrsmittel zunächst nur eine räumliche Konzentration 


verschiedener Verkehrsmittel gesehen, die durch eine hervorhebende Gestaltung ersichtlich 


wird.  


4.3.2 Ausstattungsvarianten 


Aufgrund der bereits kurz skizzierten Unterschiede in der räumlichen Lage, den daraus resultie-


renden verfügbaren Flächen und dem zu erwartenden Umfang von Mobilstationen ist es nicht 


zielführend, eine einheitliche Ausstattungshierarchie für alle Stationen zu empfehlen. Daher wird 


beispielhaft jeweils eine Hierarchisierung für ein städtisches Netz und ein regionales Netz von 


Mobilstationen aufgezeigt. Die jeweiligen Ausstattungsmerkmale und Leistungen sollen deshalb 


modulartig verstanden werden, die je nach Standorttypus und Nutzerbedürfnis bzw. Nachfra-


gesituation auf- und ausgebaut werden können. 


Tabelle 29: Ausstattungsmerkmale für städtische Mob ilstationen (S = kleinste Variante) 


Größe Stationstyp Verkehrsangebote Sonstige Ausstattung 


S mindestens zwei 
Verkehrsmittel, 
wenig sonstige 
Ausstattung 


• Bus und Car-Sharing-Station 
• Car-Sharing-Station, Fahrrad-


verleihstation und Fahrradab-
stellanlage 


• Einheitliches Design 
• Witterungsschutz 
• Notruf-/Informationssprechstelle 


M mindestens drei 
Verkehrsmittel 


• Straßen-/Stadtbahn, Bus und 
Car-Sharing-Station 


• Bus, Car-Sharing-Station, 
Fahrradverleih-Station und 
Taxi 


• Einheitliches Design 
• Witterungsschutz 
• Sitzgelegenheiten 
• Kiosk 
• WLAN-Punkt 
• Notruf-/Informationssprechstelle 
• Verkaufsautomaten 


L mehr als drei 
Verkehrsmittel, 
umfassende, 
sonstige 
Ausstattung 


• SPNV, Straßen-/Stadtbahn, 
Bus und Car-Sharing-Station, 
Fahrradverleih-Station, Taxi 
und Fahrradabstellanlage 


• Straßen-/Stadtbahn, Bus, 
Fahrradverleih-Station,  
Fahrradabstellanlage,  
Pkw-Stellplätze 


 


• Einheitliches Design 
• Aufenthaltsraum 
• Sitzgelegenheiten 
• Bäckerei 
• WLAN-Punkt 
• Servicepunkt 
• Ladestation E-Pkw 
• Ladestation E-Bike 
• Öffentliche WC-Anlage 
• Photovoltaikanlage 


Lagebezogene 
Ergänzungen 


• Lastenfahrrad 
• Fernbus 


• Gepäckschließfächer 
• Stadtplan 


(Quelle: Geschäftsstelle Zukunftsnetz Mobilität NRW/2015) 
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Tabelle 30: Ausstattungsmerkmale für regionale Mobi lstationen (S = kleinste Variante) 


Größe Stationstyp Verkehrsangebote Sonstige Ausstattung 


S mindestens zwei 
Verkehrsmittel, 
wenig sonstige 
Ausstattung 


• Bus und Car-Sharing-Station 
• Bus, Fahrradverleihstationen 


und Fahrradabstellanlage 


• Einheitliches Design 
• Witterungsschutz 
• Notruf-/Informationssprechstelle 


M mindestens drei 
Verkehrsmittel 


• SPNV, Schnell-/Regionalbus, 
Car-Sharing-Station 


• SPNV, Schnell-/Regionalbus, 
Fahrradverleih-Station, 
Pkw-Stellplätze 


• Einheitliches Design 
• Witterungsschutz 
• Sitzgelegenheiten 
• Kiosk 
• WLAN-Punkt 
• Notruf-/Informationssprechstelle 
• Verkaufsautomaten 


L mehr als drei 
Verkehrsmittel, 
umfassende, 
sonstige 
Ausstattung 


• SPNV, Straßen-/Stadtbahn, 
Bus und Car-Sharing-Station, 
Fahrradverleih-Station und  
Taxi 


• SPNV, Schnell-/Regionalbus, 
Car-Sharing-Station, Fahrrad-
verleih-Station und Fahrrad-
abstellanlage 


• Einheitliches Design 
• Aufenthaltsraum 
• Sitzgelegenheiten 
• Bäckerei 
• WLAN-Punkt 
• Servicepunkt 
• Ladestation E-Pkw 
• Ladestation E-Bike 
• Öffentliche WC-Anlage 
• Photovoltaikanlage 


Lagebezogene 
Ergänzungen 


• Lastenfahrrad 
• Fernbus 


• Gepäckschließfächer 
• Stadtplan, Regional- und Gemein-


depläne 


(Quelle: Geschäftsstelle Zukunftsnetz Mobilität NRW/2015) 


Die Optimierung von intermodalen Verknüpfungspunkten ist primäres Ziel. Mobilstationen sollten 


in naher Zukunft an allen Bahnhöfen den Fahrgästen zur Verfügung stehen. Hier ist dann auf 


kurzem Wege ein Umstieg vom Zug oder der Stadtbahn auf den Bus, das Fahrrad oder das 


Car-Sharing-Fahrzeug möglich. Auch können hier Leihfahrräder vorgehalten sowie Einrichtun-


gen zur Ladung von Elektro-Fahrrädern und Elektroautos installiert werden. Eine Ergänzung der 


angebotsseitig umfassenderen Mobilstationen durch kleinere Mobilpunkte mit einer geringeren 


Auswahl an Verkehrsmitteln ist optional ebenfalls denkbar. Ziel ist die Schaffung von Mobilstati-


onen an allen Stadtbahn-Endhaltestellen in einer Region. Zudem sollte in jeder Gemeinde min-


destens ein „Mobilpunkt“ eingerichtet werden. Genutzt werden können ggf. auch Park&Ride-


Anlagen, sofern diese günstig gelegen sind. 
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Hervorzuhebende Best Practice-Beispiele sind: 


Mobilpunkte Bremen: Optimale Verknüpfung zwischen Car-Sharing und ÖPNV bietet die Stadt 


Bremen mit ihren „mobil.punkten“ und „mobil.pünktchen“. Hier handelt es sich um intermodale 


Mobilstationen, die verschiedene Verkehrsträger einschließlich Fahrrad vernetzen und die im öf-


fentlichen Straßenraum deutlich wahrnehmbar sind. 


Bremen: mobil.punkt  


Stadttyp/Einwohnerzahl große Großstadt/550.000 EW 


Anzahl der Stationen k.A. 


Umsetzungsstand in Betrieb (Pilotphase) 


Hierarchisiertes System • mobil.punkt 
• mobil.pünktchen 


Integrierte Verkehrsangebote (Anga-
ben in Klammern existieren nicht an 
allen Stationen)  


mobil.punkt 
• (Stadt/Straßenbahn) 
• (Bus) 
• Car-Sharing 
• (Fahrradabstellanlagen) 


mobil.pünktchen 
• Car-Sharing 


(2 Stellplätze) 
• (Fahrradabstellanlagen) 


Zusatzangebote • Kiosk 
• Ladestation für E-Autos 
• Ladestation für E-Bikes/Pedelecs 


Regionale Ausdehnung nein 


Öffentliche/private Fläche Sondernutzung im öffentlichen Straßenraum 


Tarife/Zugang Es gelten die Standardtarife des Car-Sharing-Angebotes. 


Betreiber Freie und Hansestadt Bremen 


switchh (Hamburg): Mit switchh wurde in Hamburg eine multimodale Karte eingeführt, die die 


ÖPNV-Angebote des Hamburger Verkehrsverbundes (HVV) mit dem Car-Sharing Angebot von 


car2go und dem Fahrradverleih von nextbike verknüpft. Die individuellen Fahrzeuge stehen an 


sogenannten „switchh-Punkten“ in direkter Nähe von U-Bahn-Haltestellen. Dort kann der Nutzer 


zwischen kurz- und langfristigen Kfz-Anmietungen und z.T. Leihfahrrädern auswählen oder die 


P+R-Anlage nutzen. Mit der ersten Anlage Berliner Tor (Eröffnung Mai 2013) sowie Harburg und 


Bergedorf (Eröffnung Dezember 2013) wird dieses Angebot an drei derartigen Mobilstationen 


vorgehalten. car2Go kann je sechs, Europcar je zwei Stellplätze nutzen. Wandsbek-Markt wird 


der vierte von insgesamt zehn Mobilitäts-Service-Punkten, die bis Ende 2015 entstehen sollen. 


Folgen sollen die Bahnhöfe Altona, Schlump und Kellinghusenstraße. Planungen für einen Aus-


bau laufen auch für Sternschanze, Dammtor/ Stephansplatz, Barmbek/ Saarlandstraße. Derzeit 


stehen 700 car2go Fahrzeuge des grundsätzlich stationsunabhängigen Systems zur Verfügung. 


Die genutzten Flächen befinden sich jeweils im Besitz der Hamburger Hochbahn und können 


daher ohne gesonderte rechtliche Regelungen in Anspruch genommen werden. 
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Hamburg: „Switchh“  


Stadttyp/Einwohnerzahl große Großstadt/1,75 Mio. EW  


Anzahl der Stationen 7 in Betrieb; 8 in Planung/Umsetzung 


Umsetzungsstand in Betrieb (Pilotphase) 


Hierarchisiertes System nein 


Integrierte Verkehrsangebote (Anga-
ben in Klammern existieren nicht an 
allen Stationen)  


• (SPNV) 
• U-Bahn 
• Bus 
• Taxi 
• Car-Sharing 
• Autovermietung 
• (Fahrradverleihsystem) 
• B+R 


Zusatzangebote Servicepunkt (an einer Station) 


Regionale Ausdehnung nein 


Öffentliche/private Fläche Sondernutzung im öffentlichen Straßenraum 


Tarife/Zugang Switchh-Card: Einheitliches Zugangsmedium für alle Angebo-
te; Abrechnung über die Betreiber; Registrierung im Switchh-
Servicepunkt für alle Angebote möglich 


Betreiber Hamburger Hochbahn AG 


 


Weitere Beispiele in Steckbriefform 


Bielefeld: MoBiel Greenstation  


Stadttyp/Einwohnerzahl kleine Großstadt/330.000 EW 


Anzahl der Stationen 1 


Umsetzungsstand in Betrieb 
(Pilotprojekt im Rahmen des Projektes „Ticket to Kyoto“) 


Hierarchisiertes System nein 


Integrierte Verkehrsangebote (Anga-
ben in Klammern existieren nicht an 
allen Stationen)  


• Stadt- und Straßenbahn 
• Bus 
• Taxi 
• Car-Sharing 
• Parkplätze für private Kfz 
• Fahrradabstellanlagen 
• B+R 


Zusatzangebote • Kiosk 
• Energiegewinnung durch Photovoltaikanlage 
• Ladestation für E-Autos 
• Ladestation für E-Bikes/Pedelecs 


Regionale Ausdehnung nein 


Öffentliche/private Fläche private Fläche MoBiel 


Tarife/Zugang Rabatt für ÖPNV-Abo-Kunden bei Car-Sharing-Nutzung; keine 
integrierte Zugangskarte/ Abrechnung 


Betreiber MoBiel (Verkehrsunternehmen) 
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Leipzig: Leipzig mobil  


Stadttyp/Einwohnerzahl große Großstadt/560.000 EW 


Anzahl der Stationen 3 


Umsetzungsstand Testphase 


Hierarchisiertes System nur Einzelstation 


Integrierte Verkehrsangebote (Anga-
ben in Klammern existieren nicht an 
allen Stationen)  


• SPNV 
• Bus 
• Car-Sharing 
• Fahrradverleih mit Pedelecs 


Zusatzangebote keine 


Regionale Ausdehnung nein 


Öffentliche/private Fläche unbekannt 


Tarife/Zugang unbekannt 


Betreiber Gesellschaft der Stadt Leipzig zur Erschließung, Entwicklung 
und Sanierung von Baugebieten mbH (LESG) 


 


Kreis Steinfurt: STmobil  


Stadttyp/Einwohnerzahl 3 Landgemeinden/12.000 EW 


Anzahl der Stationen 1 Zentralstation, 2 Ausgabepunkte, periphere Abstellanlagen 


Umsetzungsstand in Betrieb (Ausbauphase) 


Hierarchisiertes System ja 


Integrierte Verkehrsangebote (Anga-
ben in Klammern existieren nicht an 
allen Stationen)  


• (SPNV) 
• BUS 
• (Taxi) 
• (Car-Sharing in Planung) 
• Fahrradverleih (mit Pedelecs) 
• Fahrradabstellanlagen 


Zusatzangebote Shop-inShop-System mit Einzelhandel  


Regionale Ausdehnung Mobilstation Mettingen arbeitet mit Gemeindeverwaltung 
Recke und Westerkappeln zusammen 


Öffentliche/private Fläche teils öffentlich, teils privat 


Tarife/Zugang spezielles ÖV-Ticket mit Zusatznutzung 


Betreiber RVM Regionalverkehr Münsterland i. A. des Kreises Steinfurt 


  


Offenburg: EinfachMobil  


Stadttyp/Einwohnerzahl große Mittelstadt/60.000 EW 


Anzahl der Stationen 4 in Umsetzung; 3 in Planung 


Umsetzungsstand in Umsetzung 


Hierarchisiertes System flexibles Modulsystem mit einzelnen Ausstattungsmerkmalen; 
keine hierarchisierten Standards 


Integrierte Verkehrsangebote (Anga-
ben in Klammern existieren nicht an 
allen Stationen)  


• (Fernbus) 
• (SPNV) 
• Bus 
• (Taxi) 
• Car-Sharing 
• Fahrradverleih (teilw. Mit Pedelecs) 
• Fahrradabstellanlagen 


Zusatzangebote Energiegewinnung durch Photovoltaikanlage 


Regionale Ausdehnung nein 


Öffentliche/private Fläche Sondernutzung im öffentlichen Straßenraum 


Tarife/Zugang Einführung einer Mobilitätskarte geplant 


Betreiber Stadt Offenburg 







 


Schlussbericht TK 1 Konzeption für eine Mobilitätszentrale und ein Mobilitätsportal 77 
 


Meschede: Mobilstation  
Stadttyp/Einwohnerzahl kleine Mittelstadt/30.000 EW 


Anzahl der Stationen 1 


Umsetzungsstand in Betrieb 


Hierarchisiertes System nur Einzelstation 


Integrierte Verkehrsangebote (Anga-
ben in Klammern existieren nicht an 
allen Stationen)  


• SPNV 
• Bus 
• Car-Sharing 
• Fahrradverleih mit Pedelecs 


Zusatzangebote geführte Segway-Touren 


Regionale Ausdehnung nein 


Öffentliche/private Fläche Privatgrundstück DB AG 


Tarife/Zugang Normaltarife der Anbieter, keine integrierte Mobilitätskarte 


Betreiber DB Regio Bus/Busverkehr Ruhr-Sieg (BRS) 


4.3.3 Betreibermodelle für Mobilstationen 


Primär liegen die Aufgaben hierbei in der Organisation und Koordinierung bei Verpachtung, 


Vermietung und Vergabe von Flächen und Räumlichkeiten und der Flächeninstandhaltung. 


Zwecks Integration von ÖPNV-Angeboten sollte der Betreiber der Haltestellenanlagen involviert 


werden. Zusätzliche Verkehrs- und Serviceangebote können überwiegend von privaten, meist 


spezialisierten Mobilitätsdienstleistern eingebracht werden. Sie beschränken sich dabei auf die 


Bereitstellung und Redistribution ihrer Angebote und nehmen Aufgaben wie Wartung und In-


standhaltung auch nur angebotsbezogen war.  


Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, ein kommunales Unternehmen als Betreiber vorzuse-


hen, was in Deutschland bisher jedoch – abgesehen vom Projekt Stmobil im Kreis Steinfurt – 


noch kein Standardmodell ist. Teilleistungen bringen jedoch bereits die Städte Osnabrück (mit 


ihrem Car-Sharing-Angebot „stadtteilauto“) und Mainz (mit dem Fahrradverleihsystem „MVG-


meinRad“) ein. Information und Marketing sollte koordiniert und ganzheitlich für die Mobilstation 


als Gesamtprodukt erfolgen. Daher eignet sich hierfür vor allem die Kommune oder das kom-


munale Verkehrsunternehmen (ggf. mit Unterstützung durch eine Kommunikationsagentur). 


Das Thema des Zugangs und eines einheitlichen Zugangsmediums obliegt idealerweise dem 


Verkehrsunternehmen. In Zusammenarbeit mit weiteren Mobilitätsdienstleistern sollte sicherge-


stellt werden, dass ein einheitliches Zugangsmedium die nahtlose Nutzung der verschiedenen 


Verkehrsangebote ermöglicht. 


Ein weiteres Realisierungsmodell nennt sich B2B-Modell und richtet sich nicht an Endkunden, 


sondern an Städte als Zielgruppe. Private Firmen bieten hierbei den Städten maßgeschneiderte, 


integrierte, multimodale Mobilitätslösungen an und agieren dabei als Systemintegrator und Auf-


traggeber der verschiedenen Teilkomponenten (Siemens hat hierfür bereits eine spezielle Ge-


schäftseinheit ‚Infrastructure & Cities‘ eingerichtet). In diesem Fall würde eine derartige Mobil-


station als „schlüsselfertiges“ Modul ggf. im Rahmen einer öffentlich-privaten Partnerschaft als 


sog. BOOT-System („build-own-operate-transfer“) erstellt.  
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Tabelle 31: Vorteile der verschiedenen Betreibermod elle 


Kommunaler Betreiber 


• einfachere Einwerbung von Fördergeldern;  


• leichtere städtebauliche Integration; 


• größere Flächenverfügbarkeit; 


• erleichterte Schaffung der bauplanungsrechtlichen Genehmigungen;  


Verkehrsunternehmen als Betreiber  


• leichtere tarifliche Integration; 


• interdisziplinäres Praxis-Know-how im Haus; 


• zusätzliche Vermittlungsebene zwischen Behörde sowie Nutzerinnen 


und Nutzern; 


Public Private Partnership als Betreiber 


Betreibermodelle in Form von PPP (BOOT oder anderen Konzeptionen) 


ermöglichen es der öffentlichen Hand, trotz finanzielle Engpässe bestimmte 


öffentliche Aufgaben, insbesondere die Errichtung oder Sanierung von Infra-


struktureinrichtungen und deren späteren Betrieb, zu erfüllen. Die Frage der 


Wirtschaftlichkeit der Projekte kann dabei nicht pauschal beantwortet wer-


den, da die erzielten Ergebnisse bei den zumeist sehr individuell ausgestal-


teten Projekten höchst unterschiedlich ausfallen.  


(Quelle: eigene Darstellung) 


4.4 Mobilitätsservices (Informations-/Beratungs-/Bu chungsangebote) 


Rückgrat einer vernetzten Mobilität, die einen deutlich höheren Organisations- und Informati-


onsbedarf auf Nutzerseite generiert als die modale Nutzung einzelner Verkehrsmittel, ist der 


barrierefreie Zugang zu allen Verkehrssystemen durch einfache und standardisierte Informa-


tions- und Buchungssysteme. Dadurch soll der Aufwand für die Beschaffung der erforderlichen 


Informationen und die Nutzung der vorhandenen Verkehrsangebote für die Multimobilitätsinte-


ressierten möglichst klein gehalten werden. 


Dieses Idealbild erfüllen die aktuellen Angebote zurzeit noch nicht, auch wenn es inzwischen ei-


ne Vielzahl von Ansätzen gibt, derartige Dienstleistungen mit steigender Qualität am Markt zu 


etablieren. Dabei können grundsätzlich folgende – zum Teil auch bereits untereinander vernetz-


te – Angebotsformen (Mobilitätsservice-Typen) unterschieden werden: 


• Mobilpakete (z.B. HANNOVERmobil/Hannover)  


• Webbasierte Mobilitätsplattformen (z.B. smile/Wien und switchh/Hamburg) 


• Mobilitätszentralen 
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- … in städtischen Bereichen (z.B. MobiCenter/Wuppertal) 


- … in Stadt-Umland-Bereichen (z.B. RMV) 


- … in ländlichen Bereichen (z.B. Westfalen) 


• Mobilitätsagenturen (z.B. Potsdam in Planung) 


• Integrierte Verkehrsleitzentralen (z.B. IVLZ Stuttgart, VMZ Berlin) 


4.4.1 Mobilpakete 


Seite Ende der 90er Jahre gibt es kombinierte Zugangssysteme oder Mobilpakete, die über ein 


Ticket in Form einer Chipkarte dem Nutzer unterschiedliche Mobilitätsangebote erschließen. 


Anbieter dieser Karten sind in der Regel ÖV-Unternehmen, die mit Car-Sharing-Unternehmen 


kooperieren. 


• Bremer Karte Plus Auto Card (seit 1998): Diese Karte kombiniert das Jahresabo der BSAG 
mit den Funktionen eines „elektronischen Autoschlüssels“ für das örtliche Car-Sharing-
Angebot und einer aufladbaren Geldkarte der Bremer Sparkasse. 


• Kombi-Abo des Züricher Verkehrsverbundes (seit 2002): Dieses Angebot kombiniert das 
Jahresabo des ZVV mit dem Zugang zur gesamten Flotte des Schweizer Car-Sharing Un-
ternehmens Mobility in allen Landesteilen und offeriert dabei unterschiedliche Konditionen 
für Gelegenheits- und Vielnutzer.  


• RegioMobilCard des Regio-Verkehrsverbundes Freiburg (seit 2004): Mit dieser Karte wer-
den die Leistungen der Car-Sharing-Mitgliedschaft und der übertragbaren RVF-Jahreskarte 
sowie Preisreduzierungen bei Taxifahrten (um 50%), Autovermietungen und Fahrraddienst-
leistungen kombiniert.  


• HANNOVERmobil (seit 2004): Für einen Zusatzbeitrag zum monatlichen GVH-MobilCard-
Abopreis (zuletzt in Höhe von 7,95 €) wird das Leistungsspektrum um folgende Services er-
weitert: kostenlose BahnCard 25, Car-Sharing-Mitgliedschaft bei Stadtmobil ohne Anmelde-
gebühr und Monatsbeitrag, Rabatte bei Fahrradhändlern, um 20 Prozent ermäßigte Taxi-
Tarife bei Hallo Taxi 3811, Gepäck- und Lieferservice sowie Sonderkonditionen bei der 
HERTZ-Autovermietung. Die „HANNOVERmobil Card“ wird immer stärker zu einer Zu-
gangskarte für vielfältige Dienstleistungen einer ganzen Region. So sind im Leistungsspekt-
rum nicht nur die genannten Mobilitätsangebote enthalten, sondern auch Dienstleistungen 
wie Büchereien, Schwimmbäder, Kinos und weitere Freizeitangebote.  


• Mobil in Düsseldorf: Mit dem Kombi-Ticket der Rheinbahn AG werden die Verkehrsangebote 
von Bus&Bahn, car2go und des Fahrradverleihsystems nextbike verknüpft. Für 74,90 Euro 
monatlich kann das MonatsTicket1000 erworben werden, welches alle ÖPNV-Leistungen für 
das Stadtgebiet Düsseldorf beinhaltet sowie eine Mobilitätsgarantie bis zu 25,00 Euro, 90 
Freiminuten pro Monat bei car2go und täglich vier Stunden Fahrradfahren mit nextbike. 
Hierfür muss sich der Kunde bei car2go anmelden und den Bestellschein der Rheinbahn AG 
einreichen, die Registrierung für nextbike erfolgt dann automatisch. 


• MobilCard Hessisch Oldendorf: Das neue Angebot integriert die Nutzung von Bus und Pede-
lec. Mit den Pedelecs können die Haltestellen der Buslinie 20 von den Standorten Hessisch 
Oldendorf (Markt), Krückeberg (Alberbach) und Fischbeck (Paschenburg) in rund 10 Minu-
ten Fahrtzeit erreicht werden, um anschließend mit dem alle 30 Minuten verkehrenden Bus 
weiter zum Bahnhof Hameln zu gelangen. Der Zugang zu diesem Service wird über die Mo-
bilCard ermöglicht, die in unterschiedlichen Preisstufen (Gesamtpreis: 79,00 € im Monat 
bzw. Zusatzkosten von 14,20 € pro Monat zum Preis eines Jahres-Abo) angeboten wird. 
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Noch stellen die Mobilpakete, gemessen an den beschränkten Verkaufszahlen, Nischenproduk-


te dar. Wesentlich für eine steigende Kundenakzeptanz ist – neben dem zu erreichenden Kun-


denvorteil (z.B. Rabatt) – der für ein multimodales Verkehrserlebnis notwendige Bedienungs-


komfort. Eine Bündelung der schwerpunktmäßig nachgefragten Mobilitätsangebote in einem 


integrierten Angebot ist deshalb für den langfristigen Erfolg von multimodaler Mobilität von gro-


ßer Bedeutung. 


4.4.2 Webbasierte Mobilitätsplattformen 


Unabhängige Informations- und Buchungssysteme, die bereits alle Mobilitätsbedürfnisse in einer 


Stadt oder Region abdecken, gibt es aktuell noch nicht. In den letzten Jahren haben sich jedoch 


viele beachtenswerte Initiativen in diese Richtung weiterentwickelt. 


• Mobility Map und CarJump: Diese anbieterunabhängigen Informationsplattformen bündeln 
alle verfügbaren Informationen zu den einzelnen Anbietern und ihren Fahrzeugstandorten in 
einer Kartenanzeige und stellen diese per Smartphone-Apps zur Verfügung. Dabei kann 
sich der Kunde mittels der Apps nicht nur über die Mobilitätsangebote informieren, sondern 
hierüber auch direkt Buchungsvorgänge über die entsprechenden Systeme der Anbieter 
auslösen. Auf dem Weg zu intermodalen Auskunftsplattformen integrieren die Angebote 
schon heute alle denkbaren Sharing-Formen, d.h. Free-floating-Car-Sharing, stationsbasier-
tes Car-Sharing, Peer-2-Peer-Car-Sharing und auch Leihfahrradsysteme wie nextbike und 
Call-a-Bike.  


• Quernutzungen: Auch Stadtmobil bietet seinen Mitgliedern schon heute die Möglichkeit, 
Fahrzeuge anderer Stadtmobil- und auch Cambio-Organisationen sowie grenzüberschrei-
tend in der Schweiz, Österreich und in Frankreich tätiger Gesellschaften zu nutzen. In glei-
cher Weise arbeiten auch car2go (Daimler) und Flinkster (Deutsche Bahn AG) seit Mitte 
2014 bei der Buchung und Nutzung ihrer Fahrzeuge zusammen. 


• Qixxit: Hierbei handelt es sich um ein Mobilitätsportal der DB AG, das seit dem Jahr 2012 
diverse Verkehrsträger übergreifend verknüpft und dadurch eine flächendeckende Reise-
planung von Tür zu Tür anbietet. Die Dienstleistung verfolgt dabei einen intermodalen 
(Kombination von Verkehrsmitteln im Verlauf der Reise) und intramodalen Ansatz (Angebot 
verschiedener Anbieter pro Verkehrsmittel), der ein verkehrsträgerneutrales und ausschließ-
lich an den Mobilitätsbedürfnissen des Kunden ausgerichtetes Angebot gewährleistet. Das 
Portal steht als Online-Anwendung zur Verfügung und kann als mobile App sowohl von And-
roid-Smartphones als auch vom iPhone erreicht werden. Nutzer können die Abfragen opti-
mal an ihre Bedürfnisse anpassen (z.B. Ausschluss von Verkehrsmitteln, Einstellung der 
gewünschten Reisegeschwindigkeit oder maximalen Anzahl an Umstiegen) und bekommen 
anschließend eine Vielzahl an Verbindungen angezeigt. Der größte Nachteil ist aktuell noch, 
dass mit Flinkster nur ein großer Carsharing-Anbieter im System vertreten ist und hierbei 
noch die stationsunabhängigen Fahrzeuge fehlen. Auch Drivenow oder stationäre Anbieter 
wie Citeecar enthält die App aktuell noch nicht. 


• moovel: Mit dieser App möchte Daimler junge Großstädter anlocken, denen ein eigenes Au-
to eher lästig ist. Moovel ist flexibler und bietet eine multimodale Navigation über verschie-
dene Verkehrsträger hinweg an. Ob Tram, Taxi oder einen Smart von car2go - die App 
schlägt seinen Nutzern stets mehrere, alternative Verkehrsmittel vor.  


• smile (Wien): Smile ist eine integrierte Mobilitätsplattform mit Handy-App für alle Verkehrs-
mittel, quasi ein universeller Zutrittsschlüssel für diverse Verkehrssysteme, den die Nutzer 
immer mit dabei haben. Die Plattform ermöglicht die Information über, Buchung und Bezah-
lung sowie Nutzung verschiedenste(r) Verkehrsmittel (inter- und multimodal). Sie informiert 
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über verfügbare Verkehrsmittel in der Nähe, Start-Ziel-Verbindungen, Preise und Tickets, 
die anschließend auch direkt gebucht und bezahlt werden können. Initiator dieses Angebo-
tes sind die Wiener Stadtwerke zusammen mit 14 weiteren Mobilitätspartnern. Ziel ist eine 
österreichweite Nutzung. Aktuell finden  daher bereits Kooperationsgespräche mit der Hol-
ding Graz und der Linz AG statt. Die Kosten werden auf voraussichtlich sieben Millionen Eu-
ro geschätzt, wovon drei Millionen Euro durch Klima- und Energiefonds gefördert werden 
sollen. Die verbleibende Summe teilen sich die ÖBB und die Wiener Stadtwerke je zur Hälf-
te (50 Prozent) auf. Die Markteinführung ist für Ende 2015 geplant. 


• switchh (Hamburg - Plattform in Kombination mit Mobilstationen): Switchh ist eine elektroni-
sche Mobilitätsauskunfts-und Buchungssoftware für den Raum Hamburg. Die Software 
kann über Web-Anwendungen oder die App genutzt werden. Über die Online-Anwendungen 
können die Nutzer den Startpunkt und das Fahrtziel eingeben, woraufhin das System alter-
native Möglichkeiten der Verkehrsmittelnutzung anzeigt. Träger ist die Hamburger Hoch-
bahn AG in Kooperation mit dem mit dem Hamburger Verkehrsverbund (HVV), dem Car-
Sharing-Anbieter car2go (ab 2016 weiter Anbieter geplant: DriveNow, cambio, Citeecar), 
dem Autovermietungsunternehmen Europcar und StadtRAD. Das System ist allen Kunden 
über eine All-In-One-Mobilitätskarte mit einmaliger Registrierungsgebühr ohne monatlichen 
Mitgliedsbeitrag (‚pay-as-you-go‘-Schema) zugänglich. Die Kombination aus ÖV, CarSha-
ring, Fahrradverleihsystem und und Autovermietung bietet den Kunden eine multi- und in-


termodale Verkehrsmittelnutzung über eine integrierte Anwendung (www.switchh.de). Eine 
Besonderheit dieses Modells ist zudem die Errichtung von sieben Mobilstationen (switchh 
Punkte) inkl. eines Kundencenters am switchh Punkt Berliner Tor. Bis zum Jahr 2017 soll 
das Netz von derzeit 7 auf 15 Mobilstationen ausgebaut werden.  


4.4.3 Mobilitätszentralen  


…in städtischen Bereichen 


Mobilitätszentralen gibt es in Deutschland seit dem Jahr 1995, beginnend mit der Einführung 


des MobiCenter in Wuppertal als erste Einrichtung dieser Art. Kern des Angebotes ist eine ver-


kehrsträger- und verkehrsmittelübergreifende Kundeninformation und -beratung über die kom-


plette Reisekette hinweg. Zu diesem Zweck stehen in einer zentral gelegenen 


Kundengeschäftsstelle meist zwei bis drei Beraterplätze zur Verfügung, die von drei bis fünf Mit-


arbeitern (inkl. Urlaubsvertretung) bedient werden. Zur Abdeckung der nachfrageschwachen 


Zeiten (nachts und am Wochenende) wird die Kundenauskunft entweder von überregional täti-


gen Call-Centern übernommen oder auch in das Aufgabenspektrum von Betriebsleitzentralen 


der lokalen Verkehrsunternehmen integriert. Auffällig ist, dass es insgesamt fast so viele Träger-


formen und Betreibermodelle gibt, wie Anwendungsbeispiele gezählt werden können. Dies liegt 


zum einen an den jeweiligen ortsspezifischen Rahmenbedingungen, zum anderen jedoch auch 


an dem individuellen Engagement der beteiligten lokalen Akteure. So gibt es beispielsweise bei 


der Mobilitätsberatung in Münster eine Aufgabenteilung zwischen der Stadt und dem Verkehrs-


unternehmen, bei der jeder Akteur eine Vollzeitstelle finanziert, während in Wuppertal das kom-


plette Dienstleistungsangebot ausschließlich von dem Verkehrsunternehmen erbracht wird. 


Weitere Formen der intrakommunalen Zusammenarbeit stellen sich wie folgt dar: 


• Mobilitätsmanagement in Zürich: Während die Leitung des Tiefbauamtes die Gesamtkoordi-
nation des Mobilitätsmanagements übernimmt, liegt das operative Geschäft im Fachbereich 
Verkehrsplanung. Hier sind vor allem die Verkehrsbetriebe Zürich und die Verkehrssteue-
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rungs-zentrale eng miteinander verbunden. Allerdings wurde auch schon früh darauf geach-
tet, die ämterübergreifende Koordination des Themas durch eine personelle Vernetzung der 
Verkehrsplanung mit dem Gesundheits- und Umweltamt sowie dem Städtebauamt zu stär-
ken. Hierfür wurde extra eine neue Arbeitsgruppe ‚Mobilitätsstrategie‘ gegründet. Die Trä-
gerschaft für die Mobilitätsberatung verteilt sich dabei auf die Stadt und Region sowie das 
Land, die Verkehrsunternehmen und ihre Verbände.  


• Mobilitätsmanagement in München: Erste Aktivitäten wurden hier über Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte eingeleitet, so dass die Startförderung über externe Finanzierungs-
quellen gesichert war. Anschließend haben verschiedene Ämter der Stadt die dauerhafte 
Finanzierung bestimmter Strukturen (z.B. die Stelle eines Mobilitätsmanagers) übernom-
men. Weiche Maßnahmen im Mobilitätsmanagement sollten zudem automatisch finanziell 
abgesichert werden, z.B. über einen bestimmten Prozentsatz an den Infrastrukturaufwen-
dungen, etwa im Zuge von Straßenneubauten. Innovativ ist auch der Beschluss der Stadt 
München, ein Förderprogramm aufzulegen, das Unternehmen von 50 Prozent der Kosten 
für die Mobilitätsberatung freistellt. 


• Mobilé (Münster): Diese Einrichtung wurde gemeinsam von folgenden Partnern gegründet: 
Stadtwerke Münster, Deutschen Bahn AG, Regionalverkehr Münsterland, Westfalen Bus 
und VCD Kreisverband Münster.  Vereinbart wurde dabei, dass die Stadt Münster für die Inf-
rastrukturkosten aufkommt, während sich die Verkehrsunternehmen verpflichten mussten, 
die Personalkosten zu tragen. Die Marketingkosten fallen anteilig bei der Stadt  zu 70 Pro-
zent und bei den Verkehrsunternehmen zu 30 Prozent an. Die Radstation, die von einem 
privaten Unternehmen mit Unterstützung der Stadtwerke Münster, der Deutschen Bahn AG, 
der Deutschen Post AG, der Sparda-Bank Münster und der Westfälischen Bauindustrie ge-
führt wird, finanziert sich selbst. Ebenso kann auch das Car-Sharing, das mit Unterstützung 
der Stadtwerke Münster, der Deutsche Bahn AG, dem Regionalverkehr Münsterland, West-
falen Bus, Taxiunternehmen, Autoverleihern und dem ADFC angeboten wird, über Nutzer-
entgelte kostendeckend betrieben werden. 


• MobiCenter (Wuppertal): Alleiniger Träger des MobiCenters ist die Wuppertaler Stadtwerke 
AG, die auch die dauerhafte Finanzierung der Einrichtung garantiert. Dadurch ist die Dienst-
leistung relativ unabhängig von kommunalpolitischen Entscheidungen und es besteht nur 
ein geringer Abstimmungsbedarf mit weiteren Partnern. Dennoch wurde ein umfangreiches 
Kooperationsnetz-werk bestehend aus der Deutschen Bahn AG, privaten Initiativen wie VCD 
und ADFC, der Verbraucherzentrale, der Bergischen Universität Wuppertal und der Stadt 
Wuppertal aufgebaut, um vielfältige Dienstleistungen – u.a. auch den Verkauf von Veran-
staltungstickets – anbieten zu können. Eine Besonderheit in Wuppertal ist der komplemen-
täre Einsatz eines Info-Mobils als rollendes Beratungszentrum im Rahmen von stadtteil-
bezogenen Event-Aktionen. Dabei besteht die Anforderung, dass sich der hierbei entste-
hende Beratungsaufwand (Mobilitätsberater im Außendienst) zumindest teilweise refinanzie-
ren soll. Eine weitere wichtige Erkenntnis in diesem Anwendungsbeispiel war, dass die 
Kundenberatung in der Geschäftsstelle (face-to-face) von der Kundenberatung am Telefon 
(Call-Center) abgekoppelt werden sollte, um Kunden in der Geschäftsstelle nicht unnötig 
lange warten lassen zu müssen, wenn Telefonate während der Stoßzeiten auflaufen. 


… in Stadt-Umland-Bereichen 


Im Rhein-Main-Verkehrsverbund (RMV) wird die Mobilitätsberatung verbundweit auf der Basis 


von 19 dezentral verteilten Mobilitätszentralen und weiteren 9 MobilitätsInfo (gleiches Service-


angebot, kürzere Öffnungszeiten) angeboten. Die ‚Verkehrsinsel‘ in Frankfurt stellt hierbei mit 5 


Mitarbeitern an 2 Beraterplätzen die größte Einrichtung ihrer Art dar. Träger der dezentral ange-


siedelten, örtlichen Mobilitätszentralen sind die lokalen ÖPNV-Aufgabenträger bzw. deren Ver-
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kehrsgesellschaften. Eine personelle Unterstützung leisten ergänzend zum Teil auch die Stra-


ßenverkehrsbehörden der jeweiligen Städte. Der RMV ist hingegen für die verbundweiten tele-


fonischen Auskunftsaktivitäten unter einer zentralen Rufnummer und die Bereitstellung einer 


internetbasierten Mobilitätsdatenbasis (beinhaltet alle Verkehrsträger und -systeme in der Regi-


on inkl. Informationen zum Flughafen) zuständig. Aufbau und Pflege der Mobilitätsdatenbank 


obliegt einem 4-köpfigen Redaktionsteam des RMV. Webbasiert stehen diese Daten anschlie-


ßend den örtlichen Mobilitätszentralen, der Telefonauskunft des RMV, den Telefonzentralen der 


Verkehrsunternehmen und auch den Kunden (RMV-Website) zur Verfügung. Durch diese Auf-


gabenteilung ergibt sich insgesamt ein komplexes Gefüge von Partnerschaften zwischen dem 


RMV, den lokalen Aufgabenträgern, Verkehrsunternehmen und Landeseinrichtungen (Ver-


kehrsdatenverbund).  


… in ländlichen Bereichen 


Ergänzend zu den Mobilitätszentralen in Münster und Hamm wurde in Westfalen ein Netzwerk 


von ÖPNV-Servicezentralen in den 6 ländlich strukturierten Kreisen Borken, Coesfeld, Soest, 


Steinfurt, Unna und Warendorf aufgebaut. Um die wirtschaftliche Tragfähigkeit dieser Einrich-


tungen zu gewährleisten, wurde fallweise entschieden, die telefonische und persönliche Bera-


tung in den Bereichen Mobilität und Tourismus an einem integrierten Standort (z.B. Hamm) 


anzubieten. Kosteneinsparungen ließen sich hierbei vor allem durch gemeinsam genutzte 


Räumlichkeiten und die Zusammenlegung des Vertriebs generieren. 


Finanziert wird die kombinierte Mobilitäts- und Tourismuszentrale in Hamm durch die Stadt, die 


Stadtwerke und den Verkehrsverein. Die Baufinanzierung für die gemeinsame Einrichtung über-


nahm die Stadt Hamm, während die Betriebskosten zu gleichen Teilen von den Stadtwerken 


Hamm und dem Verkehrsverein Hamm geleistet werden. Dabei werden die Ausgaben des Ver-


kehrsvereins zu 40 Prozent von der Stadt Hamm bezuschusst, der Rest muss über Verkaufser-


löse selbst erwirtschaftet werden. 


Träger der ÖPNV-Servicezentralen sind die jeweiligen Kreise sowie das kommunalen Regional-


verkehrsunternehmen Westfälische Verkehrsgesellschaft (WVG) bzw. deren Töchter (die Regi-


onalverkehre Münsterland & Ruhr-Lippe sowie die Verkehrsgesellschaft Kreis Unna). Der 


operative Betrieb wurde zunächst durch die jeweiligen Verkehrsunternehmen der WVG-Gruppe 


(Ausnahme Kreis Warendorf: hier waren neben dem Kreis alle im Kreis tätigen Verkehrsunter-


nehmen als Träger an der Einrichtung beteiligt) sichergestellt. Alle anderen Verkehrsunterneh-


men im Bedienungsgebiet unterstützten die Servicezentralen durch Informationsbereitstellung 


und -austausch. Die Steuerung der Gesamtaktivitäten erfolgte dabei durch den Regionalverkehr 


Münsterland. Finanzielle Unterstützung in Form einer Personalförderung für 20 Personen wurde 


anfänglich zudem aus dem ‚Landesprogramm für Sicherheit und Service im ÖPNV‘ für gewährt. 


Eine Beschäftigung weiterer Mitarbeiter konnte über die Schwerbehindertenförderung realisiert 


werden. Mit Auslaufen der Landesförderung entschieden sich die Verantwortlichen dann jedoch 


die Servicezentralen zu schließen und die Beratungs- sowie Dispositionsleistungen (Fahrten-


vermittlung) an ein Call-Center fremd zu vergeben.  
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Träger der Mobilitätszentrale ‚Weserbergland‘ im Landkreis Hameln-Pyrmont ist die Kraftver-


kehrsgesellschaft Hameln mbH (KVG Hameln) in enger Zusammenarbeit mit der Verkehrsge-


sellschaft Hameln-Pyrmont mbH (VHP) und den Stadtwerken Bad Pyrmont (SWP).  


Maßnahmen zur Sicherstellung der wirtschaftlichen Tragfähigkeit sind hier u.a. die Begrenzung 


auf ausschließlich telefonische Auskünfte, die Kombination von innerbetrieblichen Aufgaben mit 


der Kundenberatung und eine Integration der Kundenberatung in das Aufgabenspektrum von 


Betriebsleitzentralen zu Schwachlastzeiten. 


4.4.4 Mobilitätsagenturen 


Mobilitätsagenturen weisen ein im Vergleich zu Mobilitätszentralen deutlich ausgeweitetes Leis-


tungsspektrum auf und integrieren in ihr Portfolio nahezu alle denkbaren Angebote rund um das 


Thema Mobilität. Neben dem Kommunalen und Betrieblichen Mobilitätsmanagement (Beratung 


und Consulting) werden hier auch weitere Leistungen für spezifische Zielgruppen in anderen Be-


reichen offeriert, z.B.: 


• spezielle Beratungsleistungen für Besucher und Touristen (in Kooperation mit Tourismus-
zentralen), 


• Begleitservices für mobilitätseingeschränkte Personen, 


• Mobilitätssozialisation in Kindergärten und Grundschulen sowie 


• Betreuung von Neubürgern und Umzüglern (zusammen mit Wohnungsbaugesellschaften 
und Vermietern). 


Dabei ist zu bedenken, dass diese ausgeweiteten Dienstleistungsformen neue Anforderungen 


an die Qualifizierung des eingesetzten Personals stellen.  


Ein zumindest im Hinblick auf die Vermarktung bekanntes Beispiel für eine solche Einrichtung 


stellt Potsdam dar, obwohl sich der genaue Realisierungszeitraum derzeit nicht verlässlich ermit-


teln lässt. Seit 2011 gibt es dort jedoch relativ konkrete Vorstellungen darüber, wie nutzerge-


rechte, ein multimodales Verkehrsverhalten fördernde Mobilitätsservices idealerweise aussehen 


sollten. Neben der Bereitstellung einer webbasierten multimodalen Informations-, Buchungs- 


und Abrechnungsplattform: 


• multimodale, personalisierte Verkehrsinformationen im IV und ÖV, 


• Buchung multimodaler Angebote, 


• multimodales Routing, 


• Mobilitätsvergleiche und 


• Kostenanalysen, 


• dem Angebot  spezieller digitaler Informationsangebote: 


• Smartphone-Apps, 


• Mobilitätsmonitor mit standortbezogenen Umgebungsinformationen, 


sind auch Formen der Direktberatung (für Bürger, Organisationen und Unternehmen) in einer 


Kundengeschäftsstelle und spezielle Aktionstage mit Eventcharakter geplant. Weiterhin wird in-


tensiv darüber nachgedacht, Mobilpakete analog zum Modell in Hannover aufzulegen (z.B. 
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Potsdam MobilCard als VIP Jahreskarte mit Zusatzleistungen) und in diesem Zuge mit unter-


schiedlichen in Potsdam agierenden Mobilitätsdienstleistern (VBB, ViP, Havelbus, DB, Taxi, 


nextbike, Carsharing, Autovermietungen u. a.) zu kooperieren.  


4.4.5 Integrierte Verkehrsleitzentralen 


Integrierte Verkehrsmanagementzentralen beeinflussen in erster Linie das Verkehrsangebot, 


zunehmend aber auch die Verkehrsnachfrage durch Verkehrsinformationen oder gar Service-


leistungen wie intermodales Tür-zu-Tür-Routing. Durch eine permanente Orientierung an aktuel-


len Situationen in Verbindung mit darauf abgestimmten dynamischen Maßnahmen wirken sie 


quasi als Verkehrsmakler und versuchen einen möglichst störungsfreien Ablauf des Verkehrs-


geschehens zu gewährleisten.  


Die Aufgaben im Verkehrsmanagement werden in der Regel mit eigenem Personal der Kom-


munalverwaltungen erledigt, das mit technischen Dienstleistungen durch Unternehmen der Pri-


vatwirtschaft unterstützt wird. Aufgaben können jedoch auch ganz oder teilweise beliehen sein. 


Denkbar sind darüber hinaus Kooperationen mit Dienstleistern, die den Datenaustausch bis hin 


zur Abstimmung von Rahmenbedingungen hinsichtlich der Informationspräsentation gegenüber 


den Verkehrsteilnehmern bzw. Kunden der jeweils angebotenen Mobilitätsdienstleistungen um-


fassen.  


Die zeitaktuelle Erfassung von Daten über den Verkehr bildet dabei die Grundlage für alle weite-


ren Prozessschritte zur Leistungsbereitstellung: 


• Detektion über eigene Systeme oder Zukauf von Daten 


• Datenverarbeitung und Erstellung eines Gesamtverkehrslagebildes (teilweise fließen auch 
Prognosen mit unterschiedlichem Zeithorizont ein) 


• Generierung von Entscheidungen für die Verkehrssteuerung und -lenkung oder Information 
der Verkehrsteilnehmer 


• Übertragung der Entscheidungen an die angeschlossenen Verkehrsleit- und -informations-
systeme 


Zentrale Aufgabe des Verkehrsmanagements im definierten Zuständigkeitsbereich ist es, Stö-


rungen im Verkehr, die für einen absehbaren Zeitraum die Mobilität einschränken, zu vermeiden 


bzw. zu minimieren. Durch einen übergreifenden Strategieansatz im Stadt-Umland-Bereich und 


das gemeinsame Handeln kann beispielsweise auch optimal auf hohe Nachfragen durch die 


täglichen Pendlerströme oder durch An- bzw. Abreiseverkehre zu Großveranstaltungen voraus-


schauend reagiert werden. 


Vor diesem Hintergrund verfolgt das Konzept der Integrierten Verkehrsleitzentrale (IVLZ) in 


Stuttgart die folgenden Ansätze: 


• integrierter Ansatz zur Förderung des Öffentlichen Verkehrs bei gleichzeitiger Optimierung 
aller individuellen Verkehre 


• Gewährleistung von Mobilität bei minimiertem Verbrauch an Energie, Verkehrsflächen und 
Reisezeiten 
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• abgestimmte Kombination von Verkehrslenkung, Kapazitätsmanagement und Verkehrsin-
formation 


• Zusatzfunktion als Mobilitätszentrale für das Stadtgebiet 


• präventive Entwicklung von Steuerungsstrategien auf der Grundlage einer  Ermittlung und 
Vorhersage der Gesamtverkehrslage 


Dabei erweisen sich die nachfolgend darstellten Ziele für die konkrete Ausgestaltung der IVLZ 


als handlungsleitend: 


• reibungsloser Ablauf des Gesamtverkehrs  und Reduzierung von Staus 


• Verlagerung der Fahrten vom motorisierten Individualverkehr auf den öffentlichen  Perso-
nennahverkehr 


• Koordination und Management der Verkehre bei Veranstaltungen und Baustellen 


• Realisierung einer Verkehrsvorschau in den Medien 


• Ausweisung von Alternativrouten 


• Reduzierung des Parksuchverkehrs durch dynamische Parkleitinformationen 


• Schaffung besserer Dispositionsgrundlagen für den Wirtschaftsverkehr 


• Verbesserung der Qualität der Verkehrsmeldungen 


• Optimierung der Fahrgastinformation (pre-trip und on-trip) 


• emissionsabhängige Verkehrssteuerung 


Träger der IVLZ sind das Amt für öffentliche Ordnung der Landeshauptstadt Stuttgart, das Tief-


bauamt der Landeshauptstadt Stuttgart, die Stuttgarter Straßenbahnen AG und das Polizeiprä-


sidium Stuttgart. Sie stellen auch das qualifizierte Fachpersonal auf der operativen und 


strategischen Ebene. Zur Erfüllung der Aufgaben bei der Verkehrssteuerung und -lenkung wur-


de diesen Mitarbeitern per Vertrag die erforderliche Anordnungsbefugnis erteilt. Eine Betriebs-


ordnung regelt darüber hinaus Aufgaben, Tätigkeiten und Arbeitsweisen in der IVLZ im Detail. 


Das federführende Amt für die IVLZ ist das Amt für öffentliche  Ordnung. Die Finanzierung der 


Einrichtung teilen sich die Landeshauptstadt Stuttgart auf der einen Seite (verkehrstechnische 


Einrichtungen, Räumlichkeiten, Büroeinrichtung, technische Grundausstattung inkl. Wartung) 


und die Stuttgarter Straßenbahnen AG und das Polizeipräsidium auf der anderen Seite (fach-


spezifische technische Ausstattung inkl. Wartung und eigenes Personal). 


Die Systemkomponenten für die Verkehrssteuerung/-lenkung umfassen aktuell: 


• Netzbeeinflussung (Empfehlung von Alternativrouten über dynamische Wegweiser) 


• Streckenbeeinflussung (Harmonisierung des Verkehrsflusses durch Geschwindigkeitsemp-
fehlungen) 


• Knotenbeeinflussung (ausschließlich über die  Lichtsignalsteuerung) 


• Tunnelsysteme 


• Lichtsignalsteuerung (inkl. Stadtbahn- und Busbevorrechtigung sowie umweltgerechte Steu-
erung) 


• Informationstafeln 


• Parkleitsysteme 


• Fahrstreifensignalisierung 
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• Verkehrsinformationen 
- pre-trip 
- on-trip 


Maßnahmen im Bereich Strategie-/Ereignismanagement betreffen die folgenden Felder 


• Baustellenmanagement 


• Veranstaltungsmanagement 


• Störfallmanagement 


Strategisch geplant sind darüber hinaus die nachfolgend aufgeführten Entwicklungen: 


• Intermodalität und Vernetzung 
- Verkehrsmittelübergreifende und integrierte Verkehrslenkung 
- Einführung der Stuttgart Service Card 
- Weiterentwicklung der städtischen Mobilitätsberatung 
- Schaffung eines Forums für alle Mobilitätsarten 


• Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
- Einfachere Nutzung des ÖPNV 
- Kürzere Reisezeiten und höhere Pünktlichkeit 
- neue Kunden im Gelegenheitsverkehr gewinnen 


• Berufsverkehr 


• Stadteigene Mobilität 


• Mobilität in der Region 


• Motorisierter Individualverkehr (MIV) 


• Nicht-motorisierter Individualverkehr (NMIV) 
- Fahrrad 
- Fußgänger 


• Wirtschaftsverkehr 


• Öffentlichkeitsarbeit 


Eine konzeptionell-inhaltliche Weiterentwicklung ist auch in den folgenden Bereichen vorgese-


hen: 


• Unterstützung von Rettungsdiensten 


• Ausbau der Verkehrslageerfassung 


• Ausbau der Standorte für Verkehrsinformationstafeln 


• Immissionsabhängige Verkehrssteuerung 


• Busbevorrechtigung 


• Projekt NAVIGAR: nachhaltige Verkehrssteuerung mit integrierter Navigation 


• Personelle Weiterentwicklung 


Zusammenfassend sind in der folgenden Übersicht alle in den Kapiteln Sharing-Angebote, Fahr-


radverleihsysteme, Mobilstationen und Mobilitätsservices erwähnten komplementären Mobili-


tätsdienstleister zum Öffentlichen Personenverkehr dargestellt. 
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Abbildung 2: Übersicht über komplementäre Mobilität sdienstleister zum ÖV 


 
(Quelle: in Anlehnung an Gertz/2012) 
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5. Geschäftsmodelle von Mobilitätsprovidern 


Ein wesentlicher Erfolgsfaktor für Angebote im Rahmen des Mobilitätsmanagements ist eine 


stabile Finanzierungsgrundlage. Daher gilt es, Geschäftsmodelle zu finden, deren Finanzierung 


auch auf Dauer gewährleistet ist. Dies wiederum ist am ehesten denkbar, wenn für die den ÖV 


ergänzenden Mobilitätsdienstleistungen eine Vollkostendeckung über die Tarifeinnahmen er-


reicht wird. In einem Tarifmodell mit Kontingentierung würden die Mobilitätsanbieter demgemäß 


einen festen Anteil je Kunde erhalten, in nutzungsabhängigen Tarifmodellen wäre hingegen eine 


entsprechende Einnahmenaufteilung erforderlich. Folgende Kooperations-/Organisations-


modelle sind vor diesem Hintergrund grundsätzlich denkbar: 


Tabelle 32: Kooperations-/Organisationsmodelle für Mobilitätsprovider 


Kooperations-/Organisationsmodelle 


Kooperationsverträge  zwischen 
ÖV-Unternehmen und anderen 
Mobilitätsanbietern 


Strategie eines Minimalisten 


Alle Anbieter konzentrieren sich auf ihr Kerngeschäft und reali-
sieren das vom Kunden geforderte Minimalangebot an zusätzli-
chen Leistungen mit Hilfe von Partnern.  


• Eine für den Einstieg in vernetzte Mobilitätsservices 
einfach zu realisierende Form der unternehmensüber-
greifenden Zusammenarbeit. 


• Es besteht für einzelne Anbieter die Gefahr, von risiko-
freudigeren Akteuren verdrängt zu werden. 


ÖV-Unternehmen treten als 
Full-Service-Anbieter auf , die 
komplementäre Leistungen an  
Subunternehmen vergeben 


Strategie eines Vermittlers 


Ein ÖV-Unternehmen tritt dem Kunden gegenüber als Full-
Service-Anbieter auf und greift dabei in den Kompetenzfeldern, 
die es nicht selber besetzen will, auf Kooperationspartner und 
deren spezifisches Know-how zurück. 


• Das unternehmerische Risiko bleibt überschaubar. 


• Die Erlöse fallen geringer aus als bei der Eigenerstellung 
der Leistungen und die Mobilitätsangebote lassen sich 
schwerer steuern. 


ÖV-Unternehmen treten als 
Mobilitätsintegrator auf 
(ggf. unter der Prämisse, 
Teilleistungen auch fremd 
zu vergeben – z.B. komplexe 
IT-Anwendungen) 


Strategie eines Integrators 


Ein ÖV-Unternehmen tritt dem Kunden gegenüber als Full-
Service-Anbieter auf und erbringt dabei alle Leistungen selbst. 


• Vorteil ist der Durchgriff auf alle Erstellerorganisationen, 
wodurch auch umfangreiche Synergien realisiert und ein 
hoher Wertschöpfungsgrad erzielt werden können. 


• Nachteilig sind die hohen Investitionen und der hohe 
Aufwand beim Kompetenzerwerb. Ferner kann es beim 
Aufbau eines auf breiter Basis hochvernetzten Mobilitäts-
netzwerkes zu erheblichen Interessenkonflikten kommen. 
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Eigenerbringung  der Leistungen 
im Mobilitätsmanagement (Infor-
mation, Beratung, Koordination, 
Kommunikation) durch die Kom-
munalverwaltung 


 


 


 


Strategie eines neutralen Koordinators 


Die Kommunalverwaltung bündelt alle Mobilitätsangebote wert-
frei und gleichberechtigt unter dem neutralen Dach der verant-
wortlichen Gebietskörperschaft. 


• Vorteile bestehen in der Möglichkeit zur zentralen, durch-
gängigen Steuerung des gesamten Mobilitätsgeschehens. 


• Strukturelle Gründe und Ressourcenengpässe lassen den 
Aufbau eines eigenen kommunalen Angebots angesichts 
der anzustrebenden hohen Vernetzungsbreite eher nicht als 
geeignete Option erscheinen.  


Gründung einer neuen Eigenge-
sellschaft  durch eine oder meh-
rere Gebietskörperschaften 
(ggf. unter Beteiligung von priva-
ten Dritten) 


 


Strategie der Teilprivatisierung  


Für den Aufbau einer eigenständigen Gesellschaft (unter Betei-
ligung mehrerer – ggf. auch privater – Partner) wäre die Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung (GmbH) eine geeignete 
Gesellschaftsform. 


Vorteile dieses Vorgehens wären: 


• Sach- und Personalmittel werden nicht unmittelbar in den 
kommunalen Haushalten abgebildet. 


• Der kommunale Einfluss wird über die entsprechende Betei-
ligung in den satzungsmäßigen Gremien sichergestellt. 


• Zusätzliche Weisungsrechte der Kommunen können über 
Leistungs- und Geschäftsbesorgungsverträge oder sonstige 
Verträge festgelegt werden. 


• Genauso kann die finanzielle Beteiligung der Kommunen 
über entsprechende Verträge und Leistungsvereinbarungen 
begrenzt werden. 


• Wenn der jeweilige Gesellschaftszweck dies zulässt, ist 
auch eine Beteiligung von kommunalen Gesellschaften der 
Gebietskörperschaften (z.B. die jeweiligen Stadtwerke oder 
Verkehrsunternehmen) möglich. 


Aufgrund der Komplexität dieses Modells erscheint es allerdings 
erst bei gemeinsamen umfangreicheren technischen Lösungen 
eine relevante Option zu sein. 


Ausschreibung:  
Vergabe der kompletten 
Betreiberleistung an einen 
privaten Dritten 


Strategie der vollständigen Privatisierung 


Dieses Modell sieht die vollständige Auslagerung der Leistungen 
im Mobilitätsmanagement an einen privaten Dritten vor. 


• Der Vorteil dieses Vorgehens besteht – trotz der zu erwar-
tenden höheren Kosten – darin, sich nicht gleich zu Beginn 
langfristig durch eigene starre Strukturen zu binden. Zudem 
besteht die Möglichkeit, das benötigte Know-how schneller 
bereitzustellen und zunächst erst einmal Erfahrungen mit 
dem neuen Angebot zu sammeln. 


• Nachteilig ist die begrenzte Einflussnahme auf die konkrete 
Durchführung der übertragenen Aufgaben und damit die 
Durchsetzung der verkehrspolitischen Interessen. 
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Fazit 


Kooperationsverträge zwischen ÖV und den anderen Beteiligten sind die am einfachsten zu rea-


lisierende und gleichzeitig flexibelste Organisationsform. Sie eignen sich daher grundsätzlich in 


der Anfangsphase beim Aufbau neuer Strukturen im Mobilitätsmanagement. 


6. Stufenkonzept für den Aufbau von Mobilitätsservi ces 


6.1 Die vier Pfeiler eines erfolgreichen Mobilitäts konzeptes 


Die Optimierung der Schnittstellen zwischen den Verkehrsträgern kann auf drei verschiedenen 


Ebenen erfolgen, und zwar auf der: 


• baulich-architektonischen Ebene (z.B. Errichtung moderner Mobil-Stationen) 


• organisatorischen Ebene (Koordination der Prozessgestaltung und Personalgestellung) 


• informellen Ebene (Kooperation im Hinblick auf die Aufgabenerfüllung) 


Bei der Betrachtung verschiedener Best-Practice-Beispiele zeigt sich deutlich die Notwendigkeit, 


langfristig und verlässlich für eine inhaltliche wie strategische Basis zu sorgen. Dabei ist es uner-


lässlich, dass alle relevanten Mobilitätsakteure gemeinsam an vier grundlegenden Pfeilern  ar-


beiten, um ein innovatives und effizientes Mobilitätskonzept implementieren zu können. 


Abbildung 3: Die vier Pfeiler eines erfolgreichen M obilitätskonzeptes 


 


1. Schaffung einer gemeinsamen Plattform , um die Ziele zu vereinheitlichen und 
gemeinsame Initiativen für das Mobilitätssystem zu entwickeln. 


2. Erarbeitung und Umsetzung einer gemeinsamen Vision und Strategie  aus der das 
Aussehen des künftigen Mobilitätssystems klar hervorgeht. 


3. Strenge Ausrichtung an den identifizierten Nutzerbedürfnissen  und ihren Verhaltens-
mustern, um ein funktionierendes multi- und intermodales Angebot zu schaffen. 


4. Sicherstellung von Marktmechanismen , die einen fairen Wettbewerb zwischen den 
verschiedenen Verkehrsträgern und Geschäftsmodellen ebenso gewährleisten, wie einen 
Einstieg neuer Akteure ermöglichen.  
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Die strategische Ausrichtung des künftigen Mobilitätskonzeptes sollte dabei eine grundlegende 


Vernetzung des Mobilitätssystems vorsehen, bei der ein nachhaltiges und modernes Verkehrs-


system entsteht, das die Mobilitätswertkette vollständig integriert und dadurch die Verbraucher-


freundlichkeit und Akzeptanz bei den Bürgern erhöht.  


Dabei ist ein stufenweises Vorgehen anzustreben, das sich an der Idee „think big, start small“ 


orientiert. Das große Ganze – die Zielvision – sollte bereits durchdacht sein, auch wenn der 


Start erst einmal klein erfolgt. Sonst werden möglicherweise bereits in der Startphase Entschei-


dungen getroffen, deren Umsetzung eine Ausweitung auf eine größere Lösung möglicherweise 


verhindert. 


6.2 Zentrale Erfolgsfaktoren für die Gestaltung von  Mobilitätsservices 


Erfolgskritisch für die Gestaltung von tragfähigen Mobilitätsservices ist eine intensive Auseinan-


dersetzung mit den folgenden Aspekten: 


stabiles Trägernetzwerk 


• Wer muss, soll, kann beteiligt werden – ggf. in welcher Funktion? 


• Wer sollte unbedingt in die Vorbereitung und Umsetzung eingebunden werden? 


• Zurückstellen eigener Ambitionen und Offenheit gegenüber allen Beteiligten 


• Einbeziehung etablierter Partner mit Fachwissen 


• Einbeziehung von lokalen/regionalen Multiplikatoren 


langfristige Finanzierungszusagen 


• sichere, langfristige Finanzierungsbasis 


• mögliche Zusatzeinkünfte durch Verkaufsservice berücksichtigen 


multi- / intermodales Leistungsangebot 


• Angebots-Mix des Grundnutzens 


• Angebots-Mix des Zusatznutzens 


qualifiziertes Personal 


• Kenntnis des Angebots durch eigene Erfahrung 


• vertiefte Kenntnis der angebotenen Leistungen 


• Beratung aus der verinnerlichten Kundensicht 


Betriebsstruktur 


• maximale Flexibilität und Synergien nutzen  


• klare Absprachen und Regelungen 


• schlanke Strukturen 


• flexible und veränderungswillige Leitungspersonen 







 


Schlussbericht TK 1 Konzeption für eine Mobilitätszentrale und ein Mobilitätsportal 93 
 


Alles-aus-einer Hand (one-stop-Shopping):  


• Bündelung sämtlicher Informationen an (einem) zentralen Ort(en) 


• zentrales versus dezentrales Konzept (ggf. abgestufte Beratungsleistungen) 


• Kombination zwischen Präsenz und virtuellem Angebot (oder ggf. Call-Center) 


Smartcards, die es den Kunden erlauben, sämtliche Verkehrsmittel mit einer einzigen kontaktlo-


sen Chipkarte zu nutzen. 


• Reduktion des Transaktionsaufwandes  


• nur ein bargeldloses Bezahlsystem mit Abrechnung nach Bestpreissystem 


• Rabattierung mit monetärem Vorteil bei der Bündelung gegenüber einem Einzelkauf der 
Leistungen 


• Grad der gewünschten Technik-Diffusion darf die einfache Nutzbarkeit nicht konterkarieren 
– Vereinheitlichung und Vereinfachung stehen im Vordergrund 


Kommunikation / Marketing 


• einheitliches, äußeres Erscheinungsbild und Transparenz des Leistungsangebotes 


• Strategien zur Beeinflussung des Mobilitätsverhaltens 


• „Statusgewinn“ beim Kunden durch Nutzung eines innovativen Mobilitätskonzeptes 


6.3 Schrittweiser Aufbau von Mobilitätsservices 


Grundsätzlich empfiehlt sich, wie bereits eingangs erwähnt, ein stufenweiser Aufbau von Mobili-


tätsservices, bei dem der Grad der Vernetzung und Komplexität der Angebote sowie der Tech-


nikintegration sukzessive immer weiter steigt (immer unter der Prämisse: in großen 


Dimensionen denken (think big), kleinschrittig vorgehen (start small)). 


In einer ersten Ausbaustufe  hat es sich bewährt, zunächst ÖV-Angebote mit Car-Sharing (sta-


tionsgebunden und stationsungebunden), Fahrradverleihsystemen und Taxi-Diensten zu kombi-


nieren. Der vorläufige Verzicht auf branchenfremde Angebote dient einer Reduktion der 


Komplexität und hilft bei der notwendigen Profilierung des für die Kunden noch neuen Angebo-


tes. Best Practice-Beispiele in dieser Phase stellen die „one fits all“-Angebote in Hannover, Düs-


seldorf und Berlin dar. Ein nächster Schritt innerhalb dieser Ausbaustufe ist der Aufbau einer 


multimodalen Online-Mobilitätsinformationsplattform, die auf den bestehenden ÖV-Informations-


plattformen aufsetzen kann und damit bereits über die Vorteile hoher Zugriffszahlen und einer 


leistungsfähigen Technik verfügt. Es wird allerdings zu diesem frühen Zeitpunkt noch davon ab-


geraten, den Technikausbau zu Lasten des Kundennutzens und eines einfachen Zugangs vo-


ranzutreiben.  


Für die zweite Ausbaustufe  wird empfohlen, den Vernetzungsgrad der Angebote zu erhöhen 


und insgesamt mehr Mobilitätsdienstleistungen – und damit auch mehr Kooperationspartner – in 


das Leistungsspektrum zu integrieren. Üblicherweise werden in dieser Phase auch anbieter- und 


produktübergreifende Vertriebsstrukturen (z.B. in Form des Agenturverkaufs) deutlich ausgewei-


tet. (Beispiele siehe Stufe 1) 
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Die dritte Ausbaustufe  sieht dann häufig schon eine Integration direkter Konkurrenzunterneh-


men in einem Mobilitätssegment (z.B. mehrere stationsgebundene Car-Sharing-Unternehmen) 


vor. In dieser Phase entwickeln sich die ehemaligen Kundencenter oder Servicezentralen zu 


echten Mobilitätszentralen weiter, die anbieterneutral über alle relevanten multimodalen Ver-


kehrsangebote in einer Region informieren. Um den Kunden bei der Vielfalt des Angebotes die 


Orientierung zu erleichtern, wird oft begleitend eine integrierte Außenkommunikation unter einer 


gemeinsamen (Dach-)Marke angestrebt. (Beispiel Deutsche Bahn AG) 


Ab der vierten Ausbaustufe  erfolgt schließlich auch eine Erhöhung der Leistungstiefe durch 


Ausweitung des Leistungsumfangs bei den jeweiligen Verkehrsmitteln und Dienstleistungen. 


Nachdem erste Erfahrungen in der Zusammenarbeit der Anbieter und in der Kundenakzeptanz 


gesammelt werden konnten, ist in dieser Phase auch eine zunehmende organisatorisch-


strukturelle Integration vorstellbar. Hierbei haben jedoch zunächst die tariflich-monetäre Integra-


tion sowie die organisatorische und kommunikative Vernetzung Priorität vor den Aspekten einer 


stärkeren Integration des Zugangs und der Bezahlfunktionen. (Planungsvariante Potsdam) 


In einer fünften Ausbaustufe  geht es dann um die Entwicklung von zielgruppenspezifischen 


Angeboten. Statt des bisherigen „one fits all“ steht in dieser Phase die individuelle Zusammen-


stellung von Leistungspaketen im Vordergrund, die dem Kunden Wahlmöglichkeiten bei der 


Kombination von verschiedenen Angeboten einräumt. Dabei ist allerdings darauf zu achten, die 


Kunden hinsichtlich der Auswahloptionen nicht zu überfordern. Ein wichtiges Kriterium für die 


Ausgestaltung der Leistungspakete sind auch finanzielle Vorteile für die jeweiligen Nutzer. Bei 


den Tarifen sind sowohl Freiminuten-Konzepte (z.B. Düsseldorf) als auch prozentuale Rabatte 


(z.B. Hannover) denkbar. Weiterhin bieten sich ebenso Bonuskonzepte für umfangreichere Mo-


bilpakete an, bei denen irgendwo im Angebotssystem gesammelte Bonuspunkte an anderer 


Stelle wieder eingelöst werden können. (Beispiel: Verkehrspaket bei der "Travel Integrated 


Rhein-Main AG") 


Auf einer sechsten Ausbaustufe  ist schließlich zu prüfen, inwieweit die technische Integration 


weiter voranschreiten kann. Maßnahmenfelder liegen in der Etablierung eines integrierten Ver-


kehrs-, Mobilitäts- und Störungsmanagements über eine zentrale Leitstelle (inkl. dynamischem 


Routing im Straßennetz) und der Einrichtung von anbieterübergreifenden, integrierten Bu-


chungs-, Zugangs-, Abrechnungs- und Bezahlsystemen (integrierte Kundendatenbank). In die-


ser Phase könnten Dienstleistungen tatsächlich erstmals alle aus einer Hand (one-stop-


shopping) angeboten werden. (Beispiele zur Verknüpfung VSM & MM: Berlin, Stuttgart)  


Die siebente Ausbaustufe  dient abschließend einer bundesweiten Vernetzung aller regionalen 


Angebote. Dieser Aspekt ist von Beginn an mitzudenken, damit später auch eine durchgehende 


Kompatibilität aller Angebotskomponenten gewährleistet werden kann. Eine Umsetzung macht 


ggf. jedoch erst zu einem späteren Zeitpunkt Sinn, wenn in den verschiedenen Regionen die kri-


tischen Nutzermassen für die jeweiligen Dienste vorhanden sind. (Beispiel: Schweiz) 
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6.4 Hemmende Faktoren bei der Umsetzung entsprechen der Mobilitätsservices  


• ungenügende Ressourcen (Zeit, Finanzmittel, Personal) beim Aufbau und Betrieb 


• ungenügende Bekanntheit des Angebotes in der Öffentlichkeit 


• Schwächen in der Produktgestaltung (Verkehrssystem und Beratung) und der Vermarktung 


• fehlendes Bewusstsein für bereichsübergreifende Aufgaben – Blockaden an den 
Schnittstellen 


• unzureichend qualifiziertes Personal 


• mangelnde Vernetzung mit bestehenden Dienstleistungen und Akteuren 


• mangelnde Vernetzungs-/ Veränderungsbereitschaft bei den Partnern  


• Neuerungen gegenüber ablehnende Haltung auf den Entscheiderebenen 


• ungenügender Imagewechsel im Zuge der Wachstumsphasen 


6.5 Förderliche Faktoren für die Umsetzung entsprec hender Mobilitätsservices 


• Position frühzeitig besetzten und die Innovationsfähigkeit im Wettbewerb (besonders zur Au-
tomobilindustrie) in einem kurzen Zeitraum unter Beweis stellen 


• Grundvoraussetzung ist eine hohe Kooperationsbereitschaft des ÖV in einer aktiven Rolle 
(nicht abwarten, dass Andere auf einen zukommen) 


• Ausnutzen der Marktposition im Hinblick auf Kundenbasis, Bekanntheitsgrad und Vor-Ort-
Präsenz 


• Keine ausschließliche Fokussierung auf technische Lösungen ohne die Kundenakzeptanz 
zu beachten – einfach zu bedienende Lösungen müssen im Vordergrund stehen 


• Heterogene Kundeninteressen bedingen eine hohe Flexibilität in der Angebotszusammen-
stellung – Schlüsselfaktor! 


• Schaffung umfassender Informationsportale, die alle Mobilitätsangebote verknüpfen, über 
deren Verfügbarkeit informieren sowie Buchungs- und Abrechnungsvorgänge erlauben. 


7. Entwicklung eines Betriebskonzeptes für Mobilitä tsdienstleistungen 


7.1 Von Rahmenbedingungen zu Anforderungen 


Lokale Entwicklungen geschehen immer im Kontext gesamtgesellschaftlicher Entwicklungen 


und werden von diesen beeinflusst. In einem ersten Schritt sollen daher aktuelle gesellschaftli-


che Trends in Bezug auf Mobilitätsverhalten, -bedarf und -möglichkeiten aufgezeigt werden. Ziel 


ist es, die daraus resultierenden Anforderungen an das Angebot von Mobilitätsdienstleistungen 


in der Region Rostock im Überblick darzustellen, um diese im Betriebskonzept ausreichend be-


rücksichtigen zu können. 


7.1.1 Soziodemographische Entwicklungen 


Die Nachfrage nach Mobilitätsangeboten ist direkt abhängig von der Anzahl, Struktur und Vertei-


lung der Bevölkerung. Während die Hansestadt Rostock und die Gemeinden im angrenzenden 


Stadt-Umland-Raum seit geraumer Zeit moderate bis nennenswerte Bevölkerungsgewinne ver-


zeichnen, weisen die weiter entfernt liegenden Räume – von wenigen Ausnahmen abgesehen –
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vorwiegend Bevölkerungsverluste auf. Dabei hat insbesondere die sinkende Zahl schulpflichtiger 


Kinder in eher ländlich strukturierten Gebieten erhebliche Konsequenzen für Verkehrsanbieter. 


Eine Abnahme der Schülerverkehre, die eine zentrale Stütze der Angebotsstruktur des ÖPNV in 


diesen Regionen darstellen, führen zu Einnahmeverlusten und machen es besonders in dünner 


besiedelten Räumen schwierig, ein attraktives ÖV-(Grund-)Angebot aufrechtzuerhalten. Dies 


stellt den ÖPNV vor neue Herausforderungen. Einerseits gilt es, sich den hieraus resultierenden 


Nachfrageveränderungen anzupassen. Anderseits besteht die Chance, den Abwanderungs-


trends im Umland durch eine gute Anbindung an ein übergeordnetes ÖPNV-System und attrak-


tive alternative Mobilitätsangebote für Pendler gezielt entgegenzuwirken. Insgesamt geht es 


hierbei um eine praktikablere Verknüpfung von Individualverkehr und öffentlichem Verkehr, die 


entsprechend der unterschiedlichen räumlichen Entwicklungen (Stadt, Stadtrand und Umland-


gemeinden) auf durchgängig vernetzte und an der Nachfrage orientierte differenzierte Mobilitäts-


lösungen setzen muss. Denkbare Alternativen zum klassischen ÖPNV wären flexible 


Bedienungsformen wie Anrufsammeltaxen, Bürgerbusse und eventuell Rufbusse sowie auch 


neue Mobilitätsformen wie private Mitnahmeverkehre und innovative Car- und Bike-Sharing-


Konzepte. Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass sich neben der Anzahl auch die Zusammen-


setzung der Bevölkerung spürbar verändern wird. So führt die steigende Lebenserwartung bei 


gleichzeitig sinkender Geburtenrate zu einem kontinuierlich höheren Anteil älterer Menschen. 


Zudem sind ältere Menschen bis ins hohe Alter mobil und häufiger unterwegs als in den Gene-


rationen zuvor. Mit der zunehmenden Zahl mobiler, älterer Menschen wächst daher auch der 


Bedarf an barrierefrei zugänglichen ÖPNV-Angeboten. Dies betrifft unter anderem die behinder-


tengerechte Gestaltung von Haltestellen und Auskunftssystemen oder die Innengestaltung von 


Bussen mit mehr Platz für Rollatoren und Rollstühle. Die steigenden Ansprüche einer zuneh-


mend Convenience-orientierten Gesellschaft verstärken vor diesem Hintergrund den Ruf nach 


einer allgemeinen Qualitätsverbesserung der Mobilitätsangebote, die trotz des anhaltenden Kos-


tendrucks nach wie vor erklärtes Ziel der Unternehmen und Verbandsgremien ist. Zwar sind 


rund drei Viertel der Unternehmensvertreter davon überzeugt, dass ihre Kunden das aktuelle 


ÖPNV-Angebot für „sehr gut“ oder zumindest als „ausreichend“ befinden, unübersehbar ist je-


doch auch, dass immerhin ein Viertel der Unternehmen glaubt, ihr Angebot werde von den 


Fahrgästen als „unzureichend“ bewertet. 


Tabelle 33: „Was meinen Sie: Wie beurteilen die Men schen in Ihrer Kommune bzw. in Ihrem  
Bedienungsgebiet das heutige ÖPNV-Angebot?“ 


Unternehmensgröße 
nach Zahl der 
Beschäftigten 


Das Angebot wird 
als sehr gut  
angesehen. 
[in %] 


Das Angebot wird 
als ausreichend  
angesehen. 
[in %] 


Das Angebot wird 
als unzureichend  
angesehen. 
[in %] 


Gesamt- 
ergebnis 
[in %] 


bis 50 Beschäftigte 9,09 68,18 22,73 100 
51 – 100 Beschäftigte 4,55 72,73 22,73 100 


101 – 250 Beschäftigte 11,76 55,88 32,35 100 
251 – 500 Beschäftigte 8,00 68,00 24,00 100 


501 – 1.000 Beschäftigte 33,33 33,33 33,33 100 
1.001 – 2.000 Beschäftigte 41,67 41,67 16;67 100 


ab 2.001 Beschäftigte 30,77 46,15 23,08 100 
Gesamt 16,44 57,53 26,03 100 


(Quelle: Umfrage der Hans-Böckler-Stiftung bei ÖPNV-Unternehmen Dezember 2014/Januar 2015. 
Hans-Böckler-Stiftung: Fakten erzeugen Meinungen – Meinungen werden zu Fakten. Düsseldorf 2015.) 
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Diesem von den Unternehmensvertretern gezeichneten positiven Bild der angebotsbezogenen 


Kundenwahrnehmung mögen die ÖPNV-Betriebs- und Personalräte hingegen nicht folgen. Sie 


beurteilen die Situation völlig anders und gehen mehrheitlich davon aus, dass die Kunden das 


Angebot als dringend verbesserungswürdig ansehen. 


Tabelle 34: Planung von Verbesserungen für die Fahr gäste 


Unternehmensgröße 
nach Zahl der Beschäftigten 


JA 
[in %] 


NEIN 
[in %] 


Gesamtergebnis [in 
%] 


bis 50 Beschäftigte 86,36 13,64 100 
51 – 100 Beschäftigte 72,73 27,27 100 


101 – 250 Beschäftigte 79,41 12,00 100 
251 – 500 Beschäftigte 88,00 68,00 100 


501 – 1.000 Beschäftigte 94,44 05,56 100 
1.001 – 2.000 Beschäftigte 83,33 16,67 100 


ab 2.001 Beschäftigte 92,31 07,69 100 
Gesamt 84,25 15,75 100 


(Quelle: Umfrage der Hans-Böckler-Stiftung bei ÖPNV-Unternehmen Dezember 2014/Januar 2015. 
Hans-Böckler-Stiftung: Fakten erzeugen Meinungen – Meinungen werden zu Fakten. Düsseldorf 2015.) 


7.1.2 Nachhaltigkeit 


Ein weiterer Trend der letzten Jahre ist die stärkere Berücksichtigung ökologischer Gesichts-


punkte. Zentrale Herausforderungen wie der Klimawandel, die Verknappung von Ressourcen 


oder die wachsende Zahl an Gesundheitsproblemen durch Verkehrsemissionen haben im Mobi-


litätssektor zu einem dringenden Handlungsbedarf geführt. Darüber hinaus ist auch das ökologi-


sche Bewusstsein der Bevölkerung gestiegen, wodurch die Sensibilität für Umwelt- und 


Gesundheitsthemen zugenommen hat. Dies wiederum führt zu steigenden Ansprüchen in den 


Bereichen Nachhaltigkeit, Luftreinhaltung und Lärmschutz. Der ÖPNV stellt im Vergleich zum 


privaten Pkw eine umweltfreundliche Alternative dar und wird in der Bevölkerung auch als sol-


che wahrgenommen. Dennoch wird von Verkehrsunternehmen langfristig erwartet, dass sie ihr 


Angebot noch umweltfreundlicher gestalten, beispielsweise durch Busse mit alternativen An-


triebsenergien wie Elektrizität, Erdgas oder Wasserstoff. Obwohl sich die Energiepreise aktuell 


auf ein Rekordtief eingependelt haben und die Ausgaben für die Mobilitätsausübung vor diesem 


Hintergrund gesunken sind, werden diese zukünftig voraussichtlich wieder steigen. Bei tarifli-


chen Anpassungen ist daher langfristig darauf zu achten, dass auch finanziell schwächere Be-


völkerungsgruppen – insbesondere unter der Annahme einer steigenden Altersarmut – 


uneingeschränkt Zugang zu erschwinglichen Mobilitätsangeboten haben. Der Nachhaltigkeits-


gedanke spiegelt sich dementsprechend auch in aktuellen politischen Zielsetzungen wieder. So 


setzt das EU Weißbuch Verkehr von März 2011 beispielsweise eine THG Reduktion im Verkehr 


von mindestens 60 Prozent bis 2050 gegenüber 1990 fest. Auf Bundesebene soll nach dem 


„Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung“ 


der Bundesregierung von September 2010 der Energieverbrauch im Verkehr bis 2020 gegen-


über 2005 um mindestens 10 Prozent und bis 2050 um mindestens 40 Prozent reduziert wer-


den. Aktuell ist der Pkw mit 77 Prozent der größte CO2-Emittent im Verkehrssektor. Hier kann 


der ÖPNV eine nachhaltige Alternative darstellen. Um jedoch Nutzer wirkungsvoll davon zu 


überzeugen, ihren Pkw zu Gunsten des ÖPNV öfter einmal stehen zu lassen oder ganz abzu-


schaffen, muss ein attraktives Mobilitätsangebot geschaffen werden, das für Nutzer einen er-
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kennbaren Mehrwert darstellt. Hier reicht es nicht aus, Pkw-Fahrten lediglich zu problematisie-


ren. Ebenso haben auch ausschließlich Maßnahmen im Bereich der ÖPNV-


Angebotsverbesserung keinen entscheidenden Einfluss auf das Verkehrsmittelwahlverhalten. 


Auf begleitende restriktive Maßnahmen kann in der Regel nicht verzichtet werden – auch wenn 


sie im klassischen Sinne nicht zum Mobilitätsmanagement zählen. Erst im Zuge einer Verände-


rung der Rahmenbedingungen durch die Verkehrspolitik und -planung erfolgt mit hoher Wahr-


scheinlichkeit eine Neubewertung dieser Rahmenbedingungen durch die einzelnen 


Verkehrsnachfrager. Die Neubewertung der Verkehrssituation durch Einzelne addiert sich dann 


sukzessive zu kollektivem Wandel, wenn es sich im Rahmen des individuellen Abwägungspro-


zesses bei der Verkehrsmittelwahl ergibt, dass nachhaltige Verhaltensweisen subjektiv-rational 


oder auch psychisch-emotional einen höheren Nutzen für die Verkehrsteilnehmer bieten. Unter 


dieser Voraussetzung kann es zu einer breiteren Umsetzung nachhaltigen Handelns in der Be-


völkerung kommen. Die vorstehenden Ausführungen machen deutlich, dass es vor allem einer 


Kombination von ganz unterschiedlichen Maßnahmen („push&pull“) bedarf, um akzeptable Ver-


haltensangebote für die Bevölkerung zu kreieren und auch zu kommunizieren. Dabei können 


mittels ökonomischer, infrastruktureller und organisatorischer Maßnahmen die bei der Inan-


spruchnahme einzelner Verkehrsträger entstehenden Belastungen und Nutzen so geändert 


werden, dass insgesamt neue Bewertungssituationen bezüglich der verschiedenen Verkehrs-


systeme geschaffen werden. 


7.1.3 Verändertes Nutzerverhalten 


Neben der Flexibilisierung und Pluralisierung von Lebens- und Arbeitsstilen haben sich auch die 


Mobilitätsbedürfnisse und Ansprüche aller Verkehrsteilnehmer weiter ausdifferenziert. Insbe-


sondere der Anteil des Freizeitverkehrs, der im Wesentlichen individuellen Charakter hat, ist ge-


stiegen und macht etwa die Hälfte aller zurückgelegten Wege aus. Hier sind neue, differenzierte 


und flexible Mobilitätskonzepte gefragt, die für diesen Verkehrszweck ausreichende Nutzungs-


anreize bieten und gleichzeitig finanzierbar bleiben. Veränderte Ansprüche und Verhaltenswei-


sen im Hinblick auf Mobilität äußern sich auch in einer pragmatischeren und flexibleren 


Verkehrsmittelwahl der Nutzer. Dabei werden zunehmend verschiedene Verkehrsmittel mitei-


nander kombiniert oder alternativ eingesetzt. Dabei ist eine generelle Stärkung des Umweltver-


bunds (ÖPNV, Rad, zu Fuß gehen) sowie auch ein gleichzeitig wachsender Anteil flexibler 


Sharing-Angebote (Bike-/Car-Sharing und Mitfahrgelegenheiten) zu beobachten. Inzwischen 


sind rund 50 Prozent der Bevölkerung multimodal unterwegs, d.h. nutzen regelmäßig mehr als 


ein Verkehrsmittel pro Tag. Viel diskutiert wird in diesem Zusammenhang auch der Trend „Nut-


zen statt Besitzen“ (alternativ: „Mobilität statt Auto“ bzw. „Funktion statt Image“). In der Tat ist 


der Neuwagenkauf und Autobesitz insbesondere bei jungen Erwachsenen (18 bis 29 Jahre) in 


den letzten Jahren rückläufig. Neue Luxusgüter wie Smartphones oder stylische Fahrräder tre-


ten als neue Statussymbole verstärkt an die Stelle des privaten Autos. Die Nutzerpotenziale für 


neue, innovative Mobilitätsangebote, die auf den unbeschränkten Zugang (Verfügbarkeit) statt 


auf den Besitz von Mobilitätsmöglichkeiten setzen, erscheinen vor diesem Hintergrund beacht-


lich und bei weitem nicht ausgeschöpft. Welchen Anteil am Gesamtverkehrsaufkommen solche 
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flexiblen Lösungen tatsächlich erreichen können, wird dabei wesentlich von ihrer Qualität und 


Verlässlichkeit abhängen. 


Um diese zu gewährleisten, hat sich in jüngster Zeit der Aufbau von Mobilstationen bewährt, die 


einen möglichst reibungslosen Wechsel zwischen den verschiedenen Verkehrsmitteln ermögli-


chen. Eine weitere wesentliche Voraussetzung für eine breite Akzeptanz und damit hohe Wirk-


samkeit von multimodalen Mobilitätslösungen liegt in der informatorischen Verknüpfung der 


Verkehrsmittel, die zu einer Minimierung des Informationsbeschaffungsaufwandes führt. Zu die-


sem Zweck empfehlen sich die Errichtung einer Mobilitätszentrale und der begleitende Aufbau 


einer internetbasierten Mobilitätsplattform. Beide Angebote bezwecken die Bereitstellung eines 


barrierearmen Zugangs zu allen multimodalen Mobilitätsdienstleistungen aus einer Hand. Ideal-


erweise werden die systemspezifischen Informationen dabei um allgemeine Informationen und 


spezielle Dienste – wie Echtzeitinformationen zur Verkehrslage im Raum Rostock, multimodales 


Routing und innovative Ortungs- sowie Navigationsdienste – ergänzt. Im Sinne der mit diesen 


Angeboten angestrebten Kundenbindung versteht es sich von selbst, dass die angebotenen In-


formationen und Dienstleistungen möglichst zuverlässig, aktuell, einfach verfügbar und umfas-


send sein sollten. 


Grundsätzlich geht es hierbei um zwei miteinander verbundene Entwicklungsstränge: 


a) zum einen um die physische Vernetzung der Verkehrssysteme (z.B. Mobilstationen) und 


b) zum anderen um die informatorische Verknüpfung der einzelnen Verkehrsmittel 
(Mobilitätszentrale und Mobilitätsplattform). 


Um die Inanspruchnahme von alternativen Mobilitätsangeboten zu fördern, hat es sich als ziel-


führend erwiesen, insbesondere die nichtmonetären Kosten zu reduzieren. Nichtmonetäre Kos-


ten sind vor allem Zeitaufwand (z.B. Fahrt- und Wartezeiten) und angenommene Risiken (z.B. 


Planbarkeit und Verlässlichkeit). Eine Reduzierung des Zeitaufwandes ist beispielsweise mög-


lich durch: 


• Schaffung von Tariftransparenz: übersichtliche Strukturen, verständliche Zonen-
Einteilungen, einsehbare Preisschritte, gute Vermittlung und symbolische Visualisierung; 


• Gewährleistung eines reibungslosen Betriebsablaufes im ÖPNV: Pünktlichkeit, Anschlusssi-
cherung, Schnelligkeit; 


• Verbesserung der Zugänglichkeit zu Beratungs- und Fahrkartenbezugsstellen, insbesondere 
für die anspruchsvollen, Convenience-orientierten Best Agers; 


• schnelle, unkomplizierte Abwicklung von Verwaltungsangelegenheiten und schnelle, kulante 
Bearbeitung von Beschwerden (ggf. Zusammenlegung von Verwaltungstätigkeiten und 
dadurch Einsparung von Wegen); 


• zeitliche Verbindung der erwünschten neuen Verhaltensweisen (z.B. häufigere ÖPNV-
Nutzung) mit gegenwärtigen anderen, notwendigen oder angenehmen Aktivitäten und 
dadurch Einsparung von Zeit (die Zielpersonen sind zukünftig nicht nur multi-mobil, sondern 
auch multi-tasking-fähig: z.B. während der Busfahrt digitale Medien nutzen); 


Die Kunden von heute und morgen erwarten jedoch noch weit mehr, als nur möglichst schnell, 


preiswert und bequem von A nach B reisen zu können. Kunden verlangen umfassende Prob-


lemlösungen – eben Convenience! Insbesondere die multimobilitätsgeneigte Zielgruppe der 
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Best Ager lehrt uns, welchen Ansprüchen sich der ÖPNV zur Erfolgsmaximierung stellen muss. 


Es reicht heute nicht mehr aus, nur die on-trip-Phase für den Kunden zu planen und zu gestal-


ten; zunehmend werden auch Problemlösungen, die die eigentliche Fahrtbeziehung übersteigen 


(pre- und after-trip-Phase) erwartet. Dazu gehört auch eine ausreichende Informationsversor-


gung über alle Aspekte der geplanten Fahrt einschließlich der Zielaktivität (Wegbeschreibungen, 


Öffnungszeiten etc.). Jedoch erst ein umfassender Service zur Bewältigung aller Hindernisse 


auf dem Weg zum Ziel und zurück (Hilfe bei der Gepäckbeförderung, Hilfe beim Ein- und Aus-


steigen etc.) ist in der Lage, den Komfort eines ÖPNV-“Marken“-Erlebnisses zuverlässig zu si-


chern. Ein Angebot von vielfältigen Leistungen rund um die eigentliche Mobilität herum 


verlängert das ÖPNV-Erlebnis über den eigentlichen Beförderungs- und Dienstleistungsradius 


hinaus. Eine Steigerung der Wahrnehmung und Nutzung von ÖPNV-Informationen ist somit 


möglich, wenn diese zukünftig noch stärker mit verschiedenen, korrespondierenden Alltags-


dienstleistungen und -informationen verknüpft werden. Wie wichtig hierbei ein das Präsenzan-


gebot von Mobilitätszentralen begleitender digitaler Zugang zu modernen Mobilitätssystemen ist, 


zeigen die jüngeren, hoch-technikaffinen Generationen. Sie demonstrieren eindrucksvoll, wie die 


neuen technischen Möglichkeiten erst den für flexible, multimodale Mobilitätsangebote erforder-


lichen Mehrwert schaffen und so den Grundstein für eine breite Akzeptanz in allen Bevölke-


rungsgruppen legen. 


7.1.4 Kooperation als Notwendigkeit 


Vor dem Hintergrund der Anforderungen an die physische und digitale Vernetzung der multimo-


dalen Mobilitätsangebote wird deutlich, dass die von vielen ÖPNV-Unternehmen proklamierte 


Rolle als Systemanbieter zukünftig nicht mehr ausreicht, um die Kundenbedarfe angemessen 


abzudecken. Einige Verkehrsunternehmen haben daher folgerichtig auch bereits den Weg zum 


Mobilitätsdienstleister eingeschlagen. Die auf dieser Grundlage erforderliche digitale Verknüp-


fung wird heute schon ansatzweise mit Hilfe von E-Ticketing-Systemen und anbieterübergrei-


fenden Informationsplattformen geleistet. Andere Staaten sind hier jedoch bereits deutlich 


weiter. So sind die Verkehrsunternehmen in der Schweiz per Gesetz verpflichtet, sich gegensei-


tig die Informationen zugänglich zu machen, damit Reisende alle Informationen über ihre jewei-


lige Reisekette online und live erhalten können. Analog dazu soll auch ein nationales 


Preissystem geschaffen werden, das sich derzeit noch in der Entwicklung befindet. 


Die für ein integriertes Mobilitätsangebot notwendige Kooperation der verschiedenen Anbieter 


hat in Rostock – wie in vielen anderen deutschen Städten auch – bereits begonnen. Ein umfas-


sender Mobilitätsverbund, der integrierte Mobilitätsdienstleistungen schafft, in die neben den 


ÖV-Angeboten zusätzliche Angebote wie Car-Sharing, Taxi-Dienste, Fahrradservice u. a. einbe-


zogen und gemeinsam vermarktet werden, besteht in unterschiedlicher Ausprägung und Ver-


netzungstiefe jedoch nur in bestimmten Regionen (siehe Beispiele in Kap. 4). Diesen Weg in 


Richtung Mobilitätsverbund gilt es konsequent weiter zu beschreiten. Dabei wird der PKW – ob 


als Konkurrent oder als Teil einer Mobilitätskette – eine tragende Rolle spielen. Insofern lohnt 


sich ein Blick auf die Entwicklung im Automobilsektor. Dort hat das Auto nämlich inzwischen ei-


nen Bedeutungswandel erfahren und steht schon längst nicht mehr (nur) für ein zu erwerbendes 
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Luxusgut, sondern wird als „verkaufte Mobilität“ angesehen. Bereits seit längerer Zeit wird in 


größeren Zusammenhängen gedacht, was sich auch in der Werbung stringent widerspiegelt. 


Kunden wollen heute nicht mehr vorrangig ein Fahrzeug erwerben, sondern erwarten die Erfül-


lung ihrer Mobilitäts- und Sicherheitswünsche sowie die Einstellung eines bestimmten Lebens-


gefühls. Fahrzeughersteller reagieren darauf, indem sie nun „Mobilität in Kombination mit einem 


modernen Lebensgefühl“ vermarkten. Bestandteile der Wertschöpfungskette sind dabei nach 


wie vor Fahrzeugverkäufe, aber auch Angebote wie die zeitweilige Fahrzeugnutzung (Sharing-


Konzepte, u.a. angereichert mit innovativen Attributen wie der Elektromobilität), Fahrten im 


Fernbus (Flixbus/MeinFernbus) oder mit dem Taxi (z.B. myTaxi). In gleicher Weise wie sich die 


Daimler AG neue Märkte erschließt, haben auch andere Interessenten ihre Portfolios erweitert, 


wie zum Beispiel Google mit selbstfahrenden Autos oder der Internet-Fahrdienstvermittler Uber 


auf dem Markt der Personenbeförderung. 


Die genannten Beispiele machen deutlich, dass es bereits große kritische Schnittstellen nicht 


nur zum Taxi-Verkehr sondern auch zum übrigen ÖPNV gibt. Dabei wächst die Sorge, dass es 


bei ungesteuerten Entwicklungen auch zu negativen Effekten für die angestrebten Klimaschutz-


ziele und den Öffentlichen Verkehr kommen könnte. Konkret lässt sich dies am Beispiel des 


Car-Sharing darstellen. Während das klassische, stationsgebundene Car-Sharing überwiegend 


ergänzend zum ÖPNV zum Einsatz kommt, finden Fahrten im Free-Floating-Car-Sharing nach 


letzten Umfragen oftmals auch alternativ zum ÖPNV statt. Ursachen für dieses unterschiedliche 


Nutzungsverhalten liegen in den differierenden Nutzungsbedingungen, Preisstrukturen und 


Fahrzeugkonzepten der beiden Angebotsvarianten. Während klassische, stationsgebundene 


Car-Sharing-Angebote eher auf komplementäre Mobilitätsbedürfnisse zum ÖPNV zielen (Er-


gänzung des ÖPNV in Tagesrandlagen, Freizeitverkehre ins Umland der Städte und Transport-


fahrten), findet man Free-Floating-Car-Sharing-Angebote überwiegend in den Zentren von 


Großstädten, wo die ÖPNV-Angebotsdichte und -qualität am höchsten ist. Die Unternehmens-


beratung Civity Management Consultants hat in einer Studie ermittelt, dass die Free-Floating-


Car-Sharing-Fahrten dort vor allem Kurzstreckenfahrten ersetzen, die ehemals mit dem Fahr-


rad, dem ÖPNV oder Taxen zurückgelegt wurden. Nach ersten Erkenntnissen fühlen sich vor al-


lem junge Menschen von dem neuen Car-Sharing-Angebot angesprochen. Sie besitzen oft 


keinen eigenen Pkw, finden alternative Angebote zum ÖPNV grundsätzlich attraktiv und nutzen 


auch gerne die Chance, bekannte Automarken einmal Probe zu fahren. Klimaschutzaspekte 


spielen bei diesen Wahlentscheidungen höchstens eine untergeordnete Rolle. Aus Sicht der öf-


fentlichen Verkehrsunternehmen empfiehlt es sich daher, frühzeitig neue Kooperationsmodelle 


mit den Car-Sharing-Anbietern zu entwickeln, um langfristig die Chance auf eine win-win-


Lösung im Zuge attraktiver Komplettangebote (z.B. auf Basis einer MobilCard) zu wahren. 


Entsprechend lautete auch der Tenor der VDV-Jahrestagung 2015: „Wer Mobilitätsdienstleister 


sein möchte, muss in ganzheitlichen Kategorien und Netzwerken denken und handeln“. Theore-


tische Konzepte hierzu gibt es bereits (z.B. Positionspapier des VDV aus dem Jahr 2013 „Der 


ÖPNV: Rückgrat und Motor eines zukunftsorientierten Mobilitätsverbundes“; Papier der DB Re-


gio Bus aus dem Jahr 2014 „Mehr Intelligenz für die ländliche Mobilität – im Spannungsfeld zwi-
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schen Wirtschaftlichkeit und Daseinsvorsorgeauftrag wandeln sich Verkehrsunternehmen zu 


Mobilitätsintegratoren“), allerdings fehlt es noch in weiten Teilen an einer entsprechenden Um-


setzung. 


7.1.5 Orientierung / Wiedererkennbarkeit in einer komplex en Umwelt 


Zielgruppenanalysen im Verkehrsbereich zeigen wiederholt, dass das berühmte erste Axiom 


des Kommunikationsmodells von Paul Watzlawick, der Grundsatz „Man kann nicht nicht kom-


munizieren“, zukünftig konsequenterer Berücksichtigung bedarf. Vernetztes strategisches Den-


ken und Handeln, das sich der „Werbewirkung“ jedweder Unternehmens- oder 


Verbandsäußerung, jedweden unternehmerischen Tuns vom Fahrzeugdesign über die Tarifge-


staltung bis zum Flyer bewusst ist und sich ihrer stärker als bisher bedient, ist unbedingt erfor-


derlich. Wer nicht jede Unternehmens-“Äußerung“ für Marketingzwecke nutzt, verschenkt 


Chancen und Finanzmittel. Dies gilt für sämtliche Aktivitäten im öffentlichen Verkehr einer Regi-


on: Strategien sollten idealerweise durchgängig umgesetzt, erkennbar und erlebbar sein. Ein 


geschlossenes Erscheinungsbild, das vom Plakat übers Briefpapier bis zum Ticketdesign 


durchgängig für hohe Wiedererkennung sorgt, sichert nämlich nicht nur Wahrnehmung und 


Werbewirkung, sondern auch Kunden-Komfort (i.S. einer schnellen Identifikation aller angebots-


relevanten Details) und das Gefühl der „Geborgenheit“. Je mehr etwas über optische Signale 


vermittelt als „Welt“ dargestellt und erlebt wird, desto stärker ist die Imagewerbung. Deswegen 


achten Konzerne wie Mercedes Benz, die für ihre hohe Werbewahrnehmung bekannt sind, mit 


Erfolg sehr streng darauf, dass neben Produkt- und Werbegestaltung auch Ladendesign, Publi-


kationen, Eintrittskarten zu Events, Kundenmagazin usw. Geschlossenheit und eine unterneh-


menstypische Atmosphäre vermitteln. Führend sind auch die Tankstellen-“Welten“ der 


Ölkonzerne. Täglich bestätigen sie die Autofahrer durch angenehme Erlebnisse in ihrem Mobili-


tätsverhalten – eine starke Konkurrenz.  


Studien demonstrieren ein um das andere Mal, wie wichtig konsequente Vernetzung für das 


Marketing im Mobilitätsmanagement ist. Die zu gestaltenden Module 


• Produktpolitik (Angebot, Leistungen, Fahrzeug-Ausstattung, Ticketdesign, etc.) 


• Servicepolitik (Kundenbetreuung, Zusatzleistungen wie Fahrradverleih etc.) 


• Tarifpolitik (Preis, Konditionen wie Bonussysteme etc.) 


• Vertriebs- und Verkaufspolitik (Ticket-Verkaufsstellen, Ticket-Bezugswege etc.) 


• Kommunikationspolitik (u. a. Corporate Communication, Kommunikationsinstrumente) 


• Unternehmenspolitik (u. a. Dialog mit Bürgern) 


dürfen weder separat und unverbunden noch „stiefmütterlich“ behandelt werden, wenn klar ist, 


dass sie alle Mitteilungsfunktion haben und den Erfolg oder Misserfolg im Mobilitätsmanagement 


wesentlich mit beeinflussen. Die grundlegende Wirkungsweise der hier angesprochenen Corpo-


rate Identity wird in der folgenden Abbildung genauer dargestellt. 







 


Schlussbericht TK 1 Konzeption für eine Mobilitätszentrale und ein Mobilitätsportal 103 
 


Abbildung 13: Corporate Identity 


 


Spürbare Verhaltensänderungen in der Bevölkerung dürfen zudem realistischerweise nur erwar-


tet werden, wenn alle Marketinginstrumente (ökonomische, infrastrukturelle, organisatorische 


und kommunikative Maßnahmen) im Rahmen einer zugleich integrierten (vernetzten) und inte-


grativen (beteiligenden) Strategie zum Einsatz kommen. Es ist eine neue Bewertungssituation 


für die Inanspruchnahme bestimmter Verkehrsmittel zu schaffen. Gefordert ist also die Umset-


zung einer „echten“ integrierten Verkehrssystemgestaltung. In diesem Zusammenhang ist es 


hilfreich, „Stadtverkehr“ als Produkt-Mix (bzw. -Programm) zu betrachten. Kernaufgabe der ver-


antwortlichen Planer ist die Beantwortung der Frage: „Welche Arten von Produkten (bzw. Ver-


kehrsmitteln) sollen den Verkehrsteilnehmern in welchen Ausführungen (bzw. mit welchen 


Nutzenaspekten) angeboten werden?“ Der marketingspezifische Ansatz der Programmgestal-


tung geht davon aus, dass die Attraktivität eines Anbieters in dem Maße steigt, in dem dieser 


durch Bündelung von Produkten und Produktausführungen ein ganzes Nutzen- bzw. Problemlö-


sungsfeld marktadäquat abdeckt. Entscheidend für die konkrete Ausgestaltung aller Einzelpro-


dukte unter Berücksichtigung ihres Wirkungsgeflechtes untereinander ist der Bedarfs-


zusammenhang aus Sicht der Kunden. Im Ergebnis sind sämtliche Verkehrsangebotsformen 


präzise aufeinander abzustimmen, so dass ein in sich schlüssiges Gesamtverkehrssystem mit 


exakt definierten Aufgaben für die einzelnen Verkehrsmittel mit ihren unterschiedlichen Ausfüh-


rungen entsteht. Bisher sind die Verkehrssysteme nur bedingt aufeinander abgestimmt und oft-


mals unter Konkurrenzbedingungen geplant und umgesetzt worden. Zukünftig müssen die 


verschiedenen städtischen Verkehrssysteme unter einem integrierten Blickwinkel von Angebot 


und Nachfrage einerseits sowie einer ausgewogenen Verteilung der Nachfrage auf die einzelnen 


Verkehrssysteme andererseits (Stichwort: faire Marktmechanismen) weiterentwickelt werden. 
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Explizit bei der Maßnahmengestaltung ist dabei zu beachten, dass vor allem finanzielle Aspekte 


bei der Beurteilung von verhaltenswirksamen Maßnahmen im Verkehr eine wichtige Rolle spie-


len. Wiederholt wird deutlich, wie preissensibel die Bevölkerung im Allgemeinen ist. Auch wenn 


diese Aussage auf die Zielgruppe der Multimobilitätswilligen in etwas weniger hohem Maße zu-


trifft, sind diese für attraktive Tarifstrategien und Kostenargumente ebenfalls durchaus empfäng-


lich. Aufgrund der stärkeren Komfort-Orientierung, hinter der Kostenaspekte zuweilen 


zurücktreten, empfiehlt sich jedoch für diese Zielgruppe vorrangig mit Preis-Leistungs-


Argumenten zu werben. Soll die Kommunikation dabei für die Rezipienten glaubwürdig sein, 


muss sich umweltfreundliches Verhalten zukünftig stärker für den Einzelnen lohnen. Selbstver-


ständlich sollten öffentliche Verkehrsunternehmen dabei Wirtschaftlichkeitsrücksichten nehmen 


– das Anliegen der vorhandenen und potenziellen Fahrgäste, das Angebot möge gleichzeitig 


immer billiger und besser werden, ist sicherlich unrealistisch. Es gilt jedoch ernsthaft zu prüfen, 


inwieweit nicht durch Packages und kreatives Pricing Anreize geschaffen werden können, die 


die Kunden so zufrieden stellen, dass sie ein angemessenes Tarifniveau einsehen und als sinn-


voll akzeptieren. Auch wenn es im ÖPNV eher darum gehen muss, Kunden die vorhandene Ta-


rifstruktur plausibler oder auch einfach nur verständlicher zu machen, kann kreatives Pricing ein 


wertvolles Marketinginstrument sein. 


Weitgehend unstrittig ist auch, dass sich der Wiedererkennungswert des Nahverkehrs merklich 


erhöht, wenn die „Benutzeroberfläche“ einheitlich gestaltet wird. Die Entwicklung der Verkehrs-


verbünde in Deutschland zeigt, dass sich Verkehrsunternehmen heute der Aussage „ein Netz, 


ein Fahrplan, ein Ticket“ mehrheitlich anschließen können. Auch wenn viele von ihnen parallel 


eine Entwicklung des eigenen Markenauftritts für erforderlich halten, besteht zumindest Konsens 


im Hinblick darauf, dass eine koordinierte Markenführung im Mobilitätsmanagement ein wichti-


ger Schritt in Richtung einer Stärkung des Umweltverbundes ist. 


Neben der Verfolgung einer Dachmarkenstrategie im Sinne einer Verbundmarke als Synonym 


für den ÖPNV einer ganzen Region (in Ansätzen aus Kundensicht: Beispiel HVV), können auch 


Mehrmarkenstrategien in folgenden Ausprägungen für eine bessere Orientierung in Mobilitätsys-


temen sorgen: 


• Familienmarke 
Bei diesem Vorgehen, werden die starken und gut profilierten Einzelmarken der Verkehrsun-
ternehmen in einer Familienmarkenstrategie zusammengeführt, um den für die Kommunika-
tion des integrierten Mobilitätsmanagements notwendigen Aufbau einer neuen Marke (bzw. 
Stärkung der Verbundmarke) entbehrlich zu machen (Beispiele BVG, VGF). 


• Hierarchische Markenarchitektur: 
Bei Anwendung dieser Strategie bauen die Verkehrsunternehmen starke Einzelmarken auf 
und verstärken ihre Markenwirkung durch die übergeordnete Kompetenz einer Verbund-
marke bzw. Dachmarke (Beispiel VRR). 
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Die jeweiligen Vor- und Nachteile der verschiedenen strategischen Vorgehensweisen sind in der 


nachfolgenden Tabelle aufgeführt. 


Tabelle 35:Vor- und Nachteile verschiedener Markens trategien 


Markenstrategie Vorteile Nachteile 


Dachmarke VVW 
(Monomarke mit differen-
ziertem Produkt-Mix der 
Verkehrsunternehmen) 


• Alle Produkte tragen den notwendigen 
Markenaufwand (Markenbudget) gemein-
sam. 


• Eine vorhandene Dachmarke erlaubt 
relativ leicht die Einführung neuer Produk-
te (ohne Irritationen auf der Nachfragesei-
te auszulösen). 


• Jedes neue Produkt kann am Goodwill 
der Dachmarke partizipieren (Starthilfe). 


• Der Käufer fühlt sich in diesen Strukturen 
gut aufgehoben, da er alternative Angebo-
te für seine unterschiedlichen Wünsche 
aus einer Hand angeboten bekommt (ein 
System aus einem Guss). 


• Die Ausweitung des eigenen Produktpro-
gramms kann zu einer Verdrängung un-
erwünschter Konkurrenz im 
angestammten Markt führen. 


• Hohe (gebündelte) Identifikation der Nut-
zer mit ihrem Nahverkehrssystem. 


• Die klare Profilierung eines komple-
xen Nahverkehrssystems unter einer 
Marke wird deutlich erschwert. 


• Eine Konzentration auf definierte 
Zielgruppen ist kaum möglich. 


• Im Falle eines Misserfolges bei ein-
zelnen Produkten sind negative Ima-
getransfereffekte auf andere 
Produkte nicht ausgeschlossen. 


• Keine unternehmensspezifische 
Identifikation auf Kundenseite (tlw. 
sind Unternehmen den Kunden kaum 
bekannt). 


• Verringerung des unternehmerischen 
Einflusses auf die Gestaltung des 
Nahverkehrssystems (Stärkung der 
Position des Aufgabenträgers). 


Familienmarke 
(Parallelmarken der VU) 


• Eine klare Profilierung der verschiedenen 
Anbieter im Hinblick auf ihre Produkte ist 
möglich. 


• Ebenso ist eine Konzentration auf defi-
nierte Zielgruppen umsetzbar. 


• Es entsteht nur ein moderater Koordinati-
onsaufwand bei der Markenführung. 


• Der Kooperationsgrad ist überschaubar 
und es bestehen nur begrenzte Anpas-
sungserfordernisse. 


• Spezifische Positionierungen können bei 
einzelnen Anbietern vorgenommen wer-
den und Positionierungsfreiheiten im Pro-
duktlebenszyklus sind grundsätzlich 
gegeben. 


• Die lokalen Zuständigkeiten im Markt 
bleiben erhalten und damit auch die Iden-
tifizierungsmöglichkeiten der Nutzer mit 
den jeweiligen Anbietern. 


• Ein Transfer von Negativimages bei Miss-
erfolgen anderer Anbieter ist nicht zu be-
fürchten. 


• Ein Unternehmen muss den gesam-
ten Markenaufwand (Aufbau und 
Pflege) alleine tragen, wodurch es zu 
einer ineffizienteren Markenführung 
kommt. 


• Kannibalisierungseffekte zwischen 
den verschiedenen Angeboten kön-
nen nicht ausgeschlossen werden. 


• Eine Identifikation der Nutzer mit 
dem regionalen Nahverkehrssystem 
wird deutlich erschwert. 


• Das Nahverkehrssystem wird nicht 
als Angebot aus einem Guss wahr-
genommen. Kundennutzen und -
wirkung sind somit deutlich einge-
schränkt. 
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Hierarchische 
Markenarchitektur  
(Dachmarke VVW mit 
untergeordneten Pro-
duktmarken der VU) 


• Die unternehmerische Identität bleibt trotz 
Integration in eine übergeordnete System-
welt erhalten. 


• Nach wie vor existiert eine klare regionale 
und funktionale Aufgabenteilung zwischen 
den Anbietern. 


• Spezifische Profilierungsmöglichkeiten 
sind damit für einzelne Unternehmen / 
Produkte weiterhin möglich. 


• Für die Nutzer bestehen nach wie vor 
Möglichkeiten, sich regional oder lokal mit 
ihrem Nahverkehr zu identifizieren. 


• Die Produktmarken partizipieren am 
Goodwill der Dachmarke. 


• Jedes neue „intentionsgerechte“ Produkt 
stärkt das Markenimage / die Marken-
kompetenz. 


• Hierbei handelt es sich um eine 
Kompromisslösung, die für Kunden 
nur eine eingeschränkte Orientie-
rungserleichterung im Nachverkehrs-
system mit sich bringt. 


• Gefahr der Markenüberdehnung / -
verwässerung durch nicht „intenti-
onsgerechte“ Neuprodukte. 


• Bei der Profilierung einzelner Produk-
te muss Rücksicht auf die Basisposi-
tionierung genommen werden. Dies 
führt zu einem hohen Koordinie-
rungsaufwand. 


• Wettbewerbsbedingte Anpassungs-
prozesse (Relaunch) sind nur einge-
schränkt möglich. 


• Eine klare Trennung von Verbund-
marke (Dachmarke) und Unterneh-
mensmarke (Produktmarke) lässt 
sich nicht immer stringent durchhal-
ten. 


(Quelle. Eigene Darstellung) 


Aus Kundensicht ist eindeutig die Dachmarkenstrategie zu empfehlen. In diesem Modell findet 


eine konzentrierte Marktbearbeitung durch nur eine Organisation statt, die die verschiedenen 


Teilmärkte mit differenzierten – unter den beteiligten Unternehmen abgestimmten – Strategien 


weiterentwickelt. Die Kommunikationspolitik erfolgt dabei aus einer Hand und stellt einen einheit-


lichen Außenauftritt sicher. Parallele, unkoordinierte Aktivitäten mehrerer Unternehmen in einem 


Kundensegment sind damit ebenso ausgeschlossen wie die zu befürchtenden Kannibalisie-


rungseffekte zwischen alternativen Mobilitätslösungen. 


7.1.6 Neue technische Lösungen 


Die Einstiegshürden für die Ausübung von Multimodalität dürfen nicht unterschätzt werden. Wer 


mehr als ein Verkehrsmittel benutzt, ist auf vielfältige Informationen im Hinblick auf die räumli-


che und zeitliche Verfügbarkeit sowie die aktuellen Nutzungs- und Abrechnungsbedingungen 


angewiesen. Für die Akzeptanz ist es deshalb von entscheidender Bedeutung, diese Einstiegs-


hürden abzubauen. Vor diesem Hintergrund sind in den letzten Jahren eine Reihe neuer techni-


scher Lösungen im Bereich Mobilität entstanden. Insbesondere die weite Verbreitung von 


Smartphones und anderen mobilen, internetfähigen Endgeräten hat neue Formen der Mobili-


tätsausübung möglich gemacht. So sind bspw. neue Varianten des Car- und Bike-Sharing (Free 


Floating), alternative Vertriebsplattformen und Ticketing-Systeme (e-Ticket, Handyticket) sowie 


integrierte Mobilitätsplattformen, die die Nutzung, Buchung und ggfs. Abrechnung der unter-


schiedlichen Angebote für den Kunden zusammenführen, entstanden. Dies bietet neue Chan-


cen, die oben beschriebenen, individuellen Mobilitätsbedürfnisse abzudecken. Dabei ist darauf 


zu achten, dass die angebotenen Systeme von allen Zielgruppen – insbesondere auch den älte-


ren, weniger technikaffinen Generationen – einfach zu bedienen sind und einen maximalen 


Komfort bei der Information, Buchung und Abrechnung von Leistungen bieten. 
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In den bestehenden Portalen werden Nutzer heute oft noch angehalten, aus einer Vielzahl an In-


formationen die für sie relevanten Themen eigenständig herauszufiltern. Dabei fließt in die spä-


tere Verkehrsmittelwahlentscheidung oft Erfahrungswissen mit ein, über das nicht alle 


Systemnutzer gleichermaßen verfügen, wodurch es zur Wahrnehmung deutlicher Qualitätsun-


terschiede bei der Nutzung der Systeme kommt. Durch die Kombination der klassischen Ver-


kehrsangebote mit neuen flexiblen Mobilitätslösungen wird sich die Informationsvielfalt weiter 


erhöhen. Damit potenziert sich für die Systemnutzer die Komplexität der individuellen, ggf. ver-


kehrsmittelübergreifenden Routenwahl. Sollen die künftigen multimodalen Mobilitätsangebote 


eine vollwertige Alternative zum privaten Autobesitz darstellen, ist es unbedingt erforderlich, 


dass auch der Zugang zu diesen Angeboten ähnlich einfach organisiert und damit konkurrenz-


fähig ist. Nutzerbezogene Mehrwerte entstehen hierbei insbesondere durch eine dynamische 


Zielführung, Personalisierungsangebote sowie Systemeigenschaften der horizontalen und verti-


kalen Integration. Diese Funktionen, die sich zum Teil nur über das Internetangebot erweiternde 


Mobile Dienste realisieren lassen, versetzen den Systemnutzer in die Lage, seine Handlungen 


insgesamt zielorientierter und zweckmäßiger auszurichten. Bei der dynamischen Zielführung 


wird dies bspw. durch eine zielgruppenspezifische Übermittlung unterschiedlicher Routenemp-


fehlungen erreicht, die jeweils die räumlich differenzierten aktuellen und prognostizierten Ver-


kehrslagen berücksichtigen. Personalisierungsangebote beinhalten die Bereitstellung von 


Informationen zum aktionsbezogenen und persönlichen Kontext des jeweiligen Anwenders. Die-


se Informationen werden anhand kundenspezifischer Interessenprofile zusammengestellt. Dabei 


hat sich gezeigt, dass Personalisierungsservices grundsätzlich besser angenommen werden, 


wenn die Abfrage persönlicher Daten ausschließlich optional erfolgt. Ein wichtiger Convenience-


Aspekt in diesem Zusammenhang ist auch die kundenindividuelle Nachvollziehbarkeit und Be-


arbeitbarkeit der eigenen Nutzungsdaten im System. Zu diesem Zweck müssen sämtliche 


(Trans-)Aktionen vom Dienstanbieter gut dokumentiert und dem jeweiligen Nutzer jederzeit und 


unbeschränkt in einem individuell-geschützten Systemzugangsbereich verfügbar gemacht wer-


den. Die Integration von Diensten dient im weitesten Sinne einer Vermeidung von Medienbrü-


chen. Potenzielle Systemnutzer müssen bei komplementärer Nutzung unterschiedlicher Medien 


in die Lage versetzt werden, hybride Anwendungen in ihrem Auftreten und ihrer Gestaltung 


problemlos wiederzuerkennen. Um ein einfaches Handling aller angebotenen Dienste zu ge-


währleisten, ist sogar bestenfalls sicherzustellen, dass die Benutzerführung anwendungsüber-


greifend einheitlich gestaltet ist. Liegt dem Dienstangebot darüber hinaus eine umfassende 


Dienste-Integration zugrunde, ist zudem die automatische Übergabe von Verarbeitungsdaten 


zwischen verschiedenen Anwendungen möglich. Hierdurch wird für den Nutzer die manuelle 


Eingabe von Verarbeitungsdaten auf ein absolut unumgängliches Maß beschränkt. Dement-


sprechend wünschen sich potenzielle Systemnutzer im Verkehrsbereich vor allem eine Kopp-


lung von Informationen zur individuellen Reisekette (Kombination der Mobilitätsangebote) mit 


entsprechenden Tarifinformationen, aktuellen Verfügbarkeitshinweisen und Buchungs- sowie 


Bezahlkomponenten. Aus diesen Ausführungen wird deutlich, dass eine Verlinkung auf externe 


Angebotsseiten in der Regel zwar einfach und schnell umsetzbar ist, jedoch in keiner Weise die 


Anforderung an ein integriertes Dienstleistungsangebot erfüllt. 
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Flexible und organisatorische Mehrwerte entstehen für Systemnutzer insbesondere vor dem 


Hintergrund realer Nutzenvorteile (realer Nutzwert), eines vielseitigen Systemzugangs (Multi-


Channel-Access) und möglichst umfangreicher Dienste-Bündel (Vielzahl an Services). Aus Kun-


densicht bemisst sich dabei der reale Nutzwert einer speziellen Anwendung vorrangig am Um-


fang und der Qualität der jeweiligen technischen Funktionalitäten. Dementsprechend fällt der 


Nutzwert im Bereich mobiler verkehrlicher Anwendungen umso höher aus, je umfassender zeit-


sensible und standortbezogene Dienste sowie Push-Aktivitäten und eine ortsunabhängige Ver-


fügbarkeit aktueller Verkehrsinformationen realisiert wurden. Weiterhin steigt die Qualität von 


Verkehrsauskunftssystemen, wenn die angebotenen Dienste grundsätzlich über verschiedene 


Medien abgerufen werden können. Zum einen treten bei einem Großteil der Verkehrsteilnehmer 


sowohl vor der Fahrt als auch während der Fahrt spezifische Informations- und Transaktionsbe-


darfe auf, die eher selten in ausreichender Qualität durch nur ein Medium befriedigt werden 


können. Und zum anderen bewirkt eine zunehmend individuelle Ausrichtung der Kundenwün-


sche, dass sich die Präferenzen für die Nutzung bestimmter Medien in der Bevölkerung grund-


legend unterscheiden. Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich, einen Multi-Channel-Access 


für möglichst viele der angebotenen Dienste vorzusehen. Aufgrund der bereits angesprochenen 


individuellen Kundenpräferenzen ist es auch sehr wichtig, möglichst vielfältige, nicht nur auf den 


ÖPNV beschränkte Services (z.B. Wetterinformationen, Informationen zu möglichen Aktivitäten 


am Reiseziel) anzubieten. 


Sieht man einmal von der relativen Neuartigkeit der Gesamtkonstellation aktueller mobiler 


Dienste ab, so zählen eigentlich nur die Ortungsfunktion und Echtzeitanwendungen zu den wah-


ren Innovationen der heute bekannten Dienstleistungsbündel. Diese Funktionseigenschaften 


scheinen daher auch in besonderem Maße geeignet, die Attraktivität neuer mobiler Dienste-


Angebote auf dem Markt zu begründen. In Bezug auf die Ortungsfunktion ist bspw. folgendes 


Szenario denkbar: Ein bei der örtlichen Mobilitätszentrale registrierter Kunde fragt von seinem 


aktuellen Standort aus die kürzeste Verbindung mit öffentlichen Verkehrsmitteln „nach Hause“ 


an. Die Mobilitätszentrale kennt den Wohnort des Kunden und erhält zusätzlich die Information 


über den aktuellen Standort des Nutzers durch Freigabe der Standortkoordinaten des Mobiltele-


fons. Nachfolgend kann die Mobilitätszentrale dem Kunden die günstigste Rückfahrtmöglichkeit 


mit den jeweils geeigneten Verkehrsmitteln vermitteln, z.B. via Bus mit Angabe des Routenver-


laufes und des Weges zu der Einstiegshaltestelle oder via Bike- bzw. Car-Sharing mit Angabe 


des entfernungsabhängig nächsten Fahrzeugstandortes (inkl. Fahrzeugreservierung) oder auch 


via Taxi mit Abholungshinweis. Allerdings ist die Akzeptanz der Ortungsfunktion nicht ungetrübt. 


Ein erheblicher Teil der Bevölkerung befürchtet eine Erstellung von lückenlosen Wegeprofilen 


und ist grundsätzlich nicht daran interessiert, solche Dienste zu nutzen. Um Skeptiker nicht ge-


nerell von der Nutzung des mobilen Dienste-Angebotes abzuhalten, empfiehlt es sich daher, die 


Ortungsfunktion als optionales Angebot auszugestalten. Wesentliche Grundvoraussetzungen für 


die Entstehung persönlicher Nutzenvorteile sind auch Echtzeitanwendungen. Hierbei handelt es 


sich um hochaktuelle Services, die durch ihren Neuigkeitsgrad der Informationen vor allem in 


zeitkritischen Situationen den höchsten Nutzwert für Kunden entfalten. Diese, idealerweise indi-
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viduell auf die Situation des jeweiligen Nachfragers hin konfigurierten Angebote, können nach-


gewiesenermaßen Verhaltenseffekte bei diesem auslösen. 


7.2 Zentrale Aspekte für die Gestaltung von moderne n Mobilitätsdienstleistungen 


Aus den vorangegangenen Ausführungen lassen sich folgende Kernthemen für das zu entwi-


ckelnde Betriebskonzept einer Mobilitätszentrale ableiten: 


• Schaffung einer gemeinsamen Plattform für ein integriertes regionales Mobilitätsmanage-
ment, über die gesamtstädtische Strategien entwickelt, definierte Ziele verfolgt und Interes-
senkonflikte im Sinne des Gemeinwohls ausbalanciert werden (Stärkung von Vernetzung 
und Dialog) 


o Gestaltung der Rahmenbedingungen für ein erfolgreiches Mobilitätsmanagement 
o Sicherstellung von Marktmechanismen für einen fairen Wettbewerb 


• Praktikablere physische Verknüpfung von Individualverkehr und öffentlichem Verkehr im 
Zuge einer Realisierung von durchgängig vernetzten, barrierearmen und an der Nachfrage 
orientierten differenzierten Mobilitätslösungen (Die Mobilitätszentrale kann nur so gut sein 
wie das von ihr vertriebene Produkt!) 


o Angebotsumfang/-struktur 
o Angebotsqualität 


• Aufbau der organisatorischen Strukturen für eine intensivere Kooperation der lokalen und 
regionalen Mobilitätsdienstleister in einem integrierten Mobilitätsverbund (Kooperation als 
Notwendigkeit!) 


o Vernetzungsgrad/Integrationstiefe 
o Entscheidung über die zu verfolgende Markenstrategie/den Außenauftritt 


• Entwicklung kreativer Tarifkonzepte im Sinne von integrierten Mobilpaketen, die einen in-
teroperablen Zugang zu verschiedenen Verkehrsmitteln ermöglichen (Qualitätsoffensive und 
Betonung von Preis-Leistungs-Argumenten!); 


• Informatorische Verknüpfung aller verfügbaren Mobilitätsservice im Rahmen 
o der Entwicklung eines umfassenden Informationsportals, das alle gängigen Medien 


(Internet, mobile Endgeräte, stationäre Auskunftssysteme etc.) bedient sowie Bu-
chungs- und Abrechnungsvorgänge ermöglicht (umfassende horizontale und vertikale 
Integration); 


o des Aufbaus einer Mobilitätszentrale (in räumlich dezentraler Struktur) zur 
- Organisation des Kundenmanagements (Information, Registrierung, Perso-


nalisierung etc.) 
- Weiterentwicklung von differenzierten, flexiblen, umweltfreundlichen Mobili-


tätskonzepten 
- Koordination aller Maßnahmen mit Rahmen des kommunalen Mobilitätsma-


nagements 


7.3 Stufenmodell und Realisierungsperspektiven in d er Region Rostock aus Akteurssicht 


Um für die Region Rostock einschätzen zu können, auf welcher Stufe der Aufbau von komple-


xeren Mobilitätsservices in der Startphase eines übergreifenden kommunalen Mobilitätsmana-


gements einsetzen sollte, wurden Kooperationsgespräche mit den beteiligten Akteuren vor Ort 
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geführt. Relativ eindeutiges Ergebnis dieser Gespräche ist, dass es sich – orientiert an dem in 


Kapitel 6.3 beschriebenen Stufenmodell – für die Region Rostock empfiehlt, mindestens die 


zweite, in Teilen womöglich auch schon die dritte Ausbaustufe anzuvisieren. Zu den idealer-


weise bereitzustellenden Kernleistungen gehören demnach: 


a) eine umfassende Kombination der ÖV-Angebote mit nachfragegerechten Car-Sharing- (stati-
onsgebunden und -ungebunden) und Fahrradverleihsystemen sowie Automiet- und Taxi-
Diensten; 


b) ein tieferer Vernetzungsgrad der bereits kooperierenden Mobilitätsdienstleister im Sinne ei-
nes systemübergreifend durchgängig nutzbaren und barrierearmen physischen Mobilitätsan-
gebotes (z.B. Ausbau der Radverkehrsanlagen, ggf. erste Initiativen zur Errichtung von 
Mobilstationen); 


c) ein breiterer Vernetzungsgrad durch Ausweitung der Zahl kooperierender Mobilitätsanbieter 
(z.B. Integration von Konzepten des privaten Autoteilens und verfügbarer Zustellservices); 


d) eine Ausweitung der anbieter- und produktübergreifenden Vertriebsstrukturen (z.B. Entwick-
lung einer Kundenkarte, die den Zugang zu weiteren Leistungen vereinfacht und als Vorstufe 
einer „MobilCard“ angesehen werden könnte); 


e) der Aufbau einer Mobilitätszentrale, die anbieterübergreifend über alle integrierten Mobilitäts-
angebote in der Region Rostock informiert (z.B. als dezentrales Konzept mit je nach 
Raumtyp abgestuften Beratungsleistungen); 


f) der Aufbau einer multimodalen Online-Mobilitätsplattform auf Basis der vorhandenen Aus-
kunftsplattformen im Öffentlichen Nahverkehr (z.B. Datendrehscheibe); 


g) die Stärkung des Verkehrsverbundes Warnow (VVW) als Dachmarke für alle Mobilitätsanbie-
ter der Region Rostock im Rahmen einer hierarchischen Markenarchitektur (d.h. die Unter-
nehmensmarken werden unter dem gemeinsamen Dach des VVW parallel weiter gepflegt); 


Diese Einstufung für die Startphase des angestrebten Aufbaus von umfassenderen Mobilitäts-


services in der Region Rostock ergibt sich vor dem Hintergrund folgender Sichtweisen und Ein-


schätzungen der lokalen Akteure zu den jeweiligen Modellkomponenten: 


Anmerkungen zur Komponente a) 


Aktuell herrscht eine gewisse Skepsis darüber, inwieweit sich multimodale Angebote tatsächlich 


in größerem Stil etablieren lassen. Einerseits wird beobachtet, dass sich potenzielle Anbieter in 


Rostock nicht gleichermaßen engagieren wie anderenorts und andererseits wird die vor diesem 


Hintergrund erforderliche stärkere kommunale Unterstützung im Hinblick auf eine aktive Anwer-


bung geeigneter Mobilitätsdienstleister von den etablierten Anbietern vermisst. Auf die Frage, 


welche Art kommunaler Unterstützung die etablierten Anbieter als besonders hilfreich ansehen 


würden, nannten diese insbesondere die folgenden Maßnahmen: 


• die Formulierung eines klaren politischen Willens zur zukünftigen Verkehrsgestaltung; 


• finanzielle Unterstützung bei der Umsetzung von bestimmten Mobilitätsmanagementmaß-
nahmen (z.B. Errichtung einer Radstation am Hauptbahnhof); 


• ordnungsrechtliche Maßnahmen bei der Ausweisung von Stellplätzen für Car-Sharing-
Angebote; 


Vor diesem Hintergrund wird daher zunächst eine Bündelung aller vorhandenen Mobilitätsange-


bote (siehe Kap. 2.1.2, Tab. 1) als prioritär betrachtet. Später könnten dann die vorhandenen 


durch neue Angebote sukzessive erweitert werden (siehe Komponente c). 
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Anmerkungen zur Komponente b) 


Zur Gewährleistung einer barrierearmen Mobilität („seamless mobility“) haben sich in jüngster 


Zeit die vielerorts entstandenen Mobilstationen (Mobilitäts-Hub’s) bewährt. Ihr Aufbau ist jedoch 


nicht nur teuer und komplex (z.T. raumgreifende Großvorhaben), sondern verlangt auch ein rei-


bungsloses Zusammenspiel der verschiedenen Zuständigkeitsbereiche. So gehören beispiels-


weise die Infrastrukturelemente der Bushaltestellen den kommunalen Gebietskörperschaften, 


die Straßenbahninfrastruktur (inkl. der Haltestellen) der RSAG und die Fernbahninfrastruktur-


komponenten der DB AG. Aufgrund der Dimension solcher Vorhaben, haben sich zunächst vor 


allem die lokalen Verkehrsunternehmen davon distanziert, deren Errichtung als ihre Aufgabe 


anzusehen. Die RSAG sieht sich nicht in der Rolle eines klassischen Infrastrukturbetreibers und 


lehnt daher die Errichtung von Mobilstationen ab. Rebus ist der Auffassung, dass die bestehen-


den Verknüpfungspunkte im ÖPNV zwar noch nicht durchgängig nutzerorientiert gestaltet sind, 


im Regionalverkehr Mobilstationen jedoch ohnehin nur an den jeweiligen Brechpunkten und un-


ter der Voraussetzung begleitender Restriktionen im motorisierten Individualverkehr wirklich ei-


nen Sinn ergeben. Diese Einschätzung beruht zum Teil auf der Erfahrung, dass sich integrale 


Taktfahrpläne aufgrund von innerbetrieblichen Zwängen der Verkehrsunternehmen im VVW nur 


sehr schwer realisieren lassen, was jedoch wiederum als Grundvoraussetzung für die volle 


Wirksamkeit von Mobilstationen anzunehmen ist. Für den VVW hingegen stellt die Verfolgung 


solcher Vorhaben eine interessante Perspektive für die Qualitätsverbesserung im ÖPNV da, 


auch wenn die Realisierungsschwierigkeiten ähnlich beurteilt werden und konkrete Businessplä-


ne belegen müssten, dass sie sich für die Betreiber tatsächlich rechnen. Voraussetzung hierfür 


wäre auf jeden Fall eine hohe Nutzerfrequenz im Sinne des Überschreitens einer kritischen 


Masse multimodaler Verkehrsteilnehmer. Gleichzeitig wurde jedoch auch der Hoffnung Aus-


druck verliehen, dass sich Mobilstationen womöglich im Rahmen größerer, ohnehin im Nahbe-


reich geplanter Baumaßnahmen quasi mit umsetzen lassen. Diesem Vorgehen könnte sich 


auch die Stadt Rostock anschließen, die es grundsätzlich für vorstellbar hält, Aktivitäten in diese 


Richtung zusammen mit der Wirtschaftsförderung – im Rahmen der Erfüllung von Anforderun-


gen an die Barrierefreiheit – zu intensivieren, auch wenn sie Mobilstationen aktuell nicht als Be-


standteil des Mobilitätsmanagements ansieht. Zurzeit besteht die Einschätzung, dass Flächen 


zur Integration weiterer Mobilitätsservices an den aktuellen Verknüpfungspunkten in einem ge-


wissen Umfang noch verfügbar sind (aktuell werden nur ÖPNV-Angebote verknüpft). 


Anmerkungen zur Komponente c) 


Nach der Bündelung aller vorhandenen Mobilitätsangebote wäre ein nächster, begrüßenswerter 


Schritt in Richtung Mobilitätsverbund die Einführung differenzierter, flexibler Mobilitätslösungen 


wie beispielsweise private Mitnahmeverkehre (z.B. flinc), die insbesondere in den Räumen Ab-


hilfe schaffen, in denen es kein flächendeckendes Angebot im Umweltverbund gibt (u.a. auch in 


den Stadt-Umland-Bereichen). Diesbezüglich vorbildlich ist ein Modellprojekt vom NVV in Nord-


hessen, das private Pkw-Fahrten von Pendlern in das Angebot der örtlichen Mobilitätszentrale 


einbindet. Gegen Entrichtung eines Fahrtkostenzuschusses in Höhe des üblichen ÖPNV-Tarifes 


an die Pkw-Fahrer können sich interessierte Mitfahrer bei der Mobilitätszentrale anmelden und 
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den Service in Anspruch nehmen (siehe Kap. 4.1.8). In Südhessen ist seit einiger Zeit ein ähnli-


ches Modell im Aufbau. Die in Hessen vorgeschriebene lokale Nahverkehrsorganisation ist dort 


als Verkehrsunternehmen nach der BO-Kraft zugelassen und deckt hiermit versicherungs- und 


steuerrechtliche Fragenstellung ab. Steht kein Pkw-Fahrer zur Verfügung, haben die Fahrtinte-


ressenten die Möglichkeit, einen Taxi-Dienst zu rufen, für den dann allerdings ein entsprechen-


der Aufschlag zu zahlen ist. 


Anmerkungen zur Komponente d) 


Die Errichtung anbieter- und produktübergreifender Vertriebsstrukturen durch eine Ausweitung 


des Agenturverkaufsmodells hat sich in der Vergangenheit zwar grundsätzlich bewährt, wird je-


doch langfristig als nicht konkurrenzfähig im Vergleich zu modernen Mobilitätsplattformen (z.B. 


Qixxit der DB AG) angesehen. Zudem zeichnet sich mittlerweile auch immer deutlicher ab, dass 


die steigende Komplexität der differenzierten Produktangebote für das Personal im Agenturver-


kauf einen kaum noch zu bewältigen Aufwand darstellt. Die Erlangung der spezifischen Pro-


duktkenntnisse wird zusehends anspruchsvoller und erzeugt einen wachsenden 


Schulungsbedarf, während der Dienstleistungserstellungsprozess selbst immer mehr Arbeitszeit 


beansprucht. Die mangelnde wirtschaftliche Attraktivität aktueller Provisionsmodelle (Umsatzbe-


teiligung und Risikoverteilung) stützt dabei die Bereitschaft, sich nach neuen Lösungen umzu-


schauen. Allerdings erscheint der Schritt in Richtung einer „MobilCard“ als interoperables 


Zugangsmedium zu ÖV, Car-Sharing, Fahrradverleihsystemen, Taxi- und Mietwagenverkehren 


mit integrierter Abrechnung bzw. bargeldlosem Zahlen dann doch zu groß. Hier sind vorab nicht 


nur umfangreiche Fragen zur technischen Umsetzung und den datenschutzrechtlichen Bestim-


mungen zu klären, sondern auch intensive Kooperationsgespräche hinsichtlich der für die Kun-


denschnittstelle im Abrechnungsprozess zuständigen Stellen zu führen. Daher bietet sich ein 


mehrstufiges Verfahren an, bei dem in einem ersten Schritt zunächst über eine Kundenkarte mit 


attraktiven Vergünstigungen nachgedacht werden könnte. 


Die „RostockCard“ bietet für ein solches Vorgehen bereits eine gute Ausgangslage. Sie ver-


knüpft schon heute Mobilität mit Erlebnistouren und der Erreichbarkeit attraktiver Stadt-Umland-


Ziele. Spezielle Angebote sind bspw. Kombi-Tickets, Zugang zum Fahrradverleih, InterCombi-


Ticket im Fährverkehr nach Dänemark, Fährtickets für Hafenrundfahrten und Ausflugsverkehre. 


Diese Vertriebspartnerschaft zwischen Tourismus und ÖPNV könnte im Sinne eines umfassen-


deren Destinationen-Managements durch eine Ausweitung der Kartenfunktionen vertieft werden 


und sollte dann idealerweise auch der einheimischen Bevölkerung zugutekommen. Konkret wird 


bereits über die Einführung einer Multifunktionskarte mit Barcode-Scanner-Technik nachge-


dacht, die anschließend für unterschiedlichste Leistungsangebote flexibel aufladbar ist. Eventu-


ell lassen sich jedoch auch bereits erste technische Ansätze einer integrierten Mobilitätskarte 


mit dem geplanten Aufbau eines mobilen Bezahlsystems im VVW (mobile ticketing) realisieren. 


Anmerkungen zur Komponente e) 


Umstritten ist derzeit, inwieweit es in der Zukunft überhaupt noch einen nennenswerten Bedarf 


an Servicezentralen (ob als Kundencenter oder Mobilitätszentrale) geben wird. Einerseits steht 







 


Schlussbericht TK 1 Konzeption für eine Mobilitätszentrale und ein Mobilitätsportal 113 
 


zu vermuten, dass ein Großteil der Anfragen in absehbarer Zeit nur noch online (mobil oder per 


Internet) abgewickelt wird, andererseits ergeben sich neue Aufgaben im Kundenmanagement, 


die irgendwo zu verorten sind, auch wenn Kundenbesuche nur noch die Ausnahme darstellen 


sollten. Ganz verzichtbar ist eine physische Anlaufstelle für Kunden voraussichtlich jedoch 


nicht19, da diese auf jeden Fall für Dienstleistungen benötigt wird, die sich online (noch) nicht er-


ledigen lassen, zum Beispiel 


• Registrierungsvorgänge, bei denen Originaldokumente vorgelegt werden müssen; 


• Beschwerdemanagement bzw. Schlichtungsverfahren in Konfliktfällen (trouble shooting); 


• Fundsachenverwaltung (Abholung); 


• persönliche Kundenpflege und Vertrauensaufbau (face-to-face); 


• komplexe Beratungsprozesse mit einem hohen Interaktionsbedarf (z.B. Mobilitätsanalysen); 


Alle Verbundunternehmen haben zum Ausdruck gebracht, dass für sie die Vorhaltung von eige-


nen Kundencentern perspektivisch weiterhin notwendig ist. Die RSAG möchte sich in diesem 


Zuge gerne als umfassender Mobilitätsdienstleister im Nahverkehr positionieren, indem sie al-


ternative Mobilitätsangebote wie z.B. Car-Sharing und Bike-Sharing bündelt (jedoch keinesfalls 


selbst erstellt, da eine Konzentration auf die Kernkompetenzen angestrebt wird) und dem Kun-


den komplementär zur Eigenleistung zur Verfügung stellt. Als klarer Nutzen einer Mobilitätszent-


rale wird vor diesem Hintergrund die Möglichkeit gesehen, ÖPNV-Kunden auch bei einer 


Diversifizierung der Mobilitätsangebote und dadurch womöglich bedingter seltenerer ÖPNV-


Nutzung an das eigene Unternehmen zu binden. Durch Qualitätssteigerungen sowohl im Mobili-


tätsangebot als auch im Beratungsprozess sowie tariflich integrierte Mobilpakete bleiben Kun-


den für weitere Leistungsangebote auch langfristig jederzeit ansprechbar. Eine integrierte 


Mobilitätszentrale unter der Prämisse einer Aufgabe der RSAG-Kundencenter und der Notwen-


digkeit zur intensiven Abstimmung mit Dritten im Hinblick auf Personal- und Organisationsfragen 


sowie der geschäftlichen Ausrichtung der Vertriebsarbeit ist hingegen nicht vorstellbar. Zu einer 


ähnlich kritischen Bewertung kommt Rebus im Hinblick auf eine tiefere Leistungsintegration bei 


der Mobilitätsberatung. Parallelverkehre verschiedener Anbieter sorgen aktuell noch für einen 


moderaten Wettbewerb unter Konkurrenzbedingungen. Das Einnahmeaufteilungsverfahren be-


lohnt nämlich die Unternehmen, denen es gelingt, möglichst viel Nachfrage auf die eigenen Li-


nien zu bringen. Diese Strukturen fördern erkennbar kein neutrales Auskunftsverhalten dem 


Kunden gegenüber. Eine integrierte Mobilitätszentrale wäre daher nur unter der Prämisse eines 


neutralen Betreibers, der ausschließlich dem Kunden- und Gemeinwohl verpflichtet ist, denkbar. 


Kurzfristig scheint eine solche Lösung allerdings nicht tragfähig zu sein, da die Unternehmen ei-


nerseits nicht ganz unbegründet befürchten, die Kontrolle über die Schnittstelle zu ihren Kunden 


zu verlieren und andererseits derzeit auch noch über Verträge an ihre jeweiligen Aufgabenträger 


gebunden sind (z.B. ÖDA - öffentlicher Dienstleistungsauftrag). Selbst wenn sich diese Hinder-


                                                      
19 Obwohl Registrierungsverfahren bei Banken mittlerweile per Video-ID-Verfahren durchgeführt werden können, bele-


gen Kundenbefragungen klar, dass Banken eine Mischung von Internet und physischen Kontaktpunkten vorsehen 
sollten (www.der-bank-blog.de/persoenlicher-kontakt-bankkunden/studien/retail-banking-studien/20456/). Marktex-
perten sind sich sicher, dass in Zeiten immer stärker werdender Digitalisierung der Kommunikation dem persönli-
chen Kontakt eine erhöhte Geltung zukommt – Trend&Gegentrend-Prinzip (www.onpulson.de). 
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nisse zu einem späteren Zeitpunkt überwinden ließen, wäre nach Ansicht der kommunalen Ver-


antwortlichen noch zu klären: 


• ob sich der Zusatzaufwand mittelfristig durch entsprechende Kundengewinne (Zunahme des 
Anteils multimodaler Verkehrsteilnehmer und parallele Stärkung des nichtmotorisierten Um-
weltverbundes) rechtfertigen lässt; 


• wie die Zuständigkeiten und Befugnisse der verschiedenen Beteiligten gestaltet werden sol-
len; 


• welche Rolle bzw. Position der Hansestadt Rostock (ggf. unter finanzieller Beteiligung bzw. 
anderer Formen einer Unterstützung) in diesen Strukturen zukommen soll; 


Weiterhin wurde auch diskutiert, inwieweit eine stärkere Vernetzung der Touristinformation mit 


der angestrebten Mobilitätszentrale sinnvoll sein könnte. Als regionale Lösung auf einer inte-


grierten Plattform unter weitläufiger Verknüpfung vielfältiger komplementärer Themen hat dieser 


Gedanke zwar einen gewissen Charme, doch potenzieren sich bei diesem Vorgehen die bereits 


nur für den Mobilitätsbereich angedeuteten Umsetzungshindernisse, so dass die lokalen Akteu-


re dieser Variante kaum Chancen einräumen. Darüber hinaus besteht der unbedingte Wille zur 


Erhaltung der heutigen Beratungseinrichtungen. Damit stellt sich mittelfristig zwangsläufig die 


Frage der Wettbewerbsverzerrung. Wenn nämlich irgendwann alle Einrichtungen das volle Leis-


tungsspektrum bereithalten, findet ein harter Ausleseprozess statt, bei dem nur die Standorte 


überleben, die von der Mehrzahl der Kunden aufgesucht werden (Stichwort: Kannibalisierung). 


Aus Sicht der lokalen Akteure scheinen deshalb spezialisierte Angebote mit einem kundenorien-


tierten Vernetzungsmix (u.a. gegenseitiger Austausch von definierten, in die eigene Beratung mit 


aufzunehmenden Leistungspaketen) die bessere Alternative zu sein. Sorge besteht vor allem 


auch dahingehend, sich mit einem zu stark diversifizierten, einer klaren Profilierung im Markt 


entgegenstehenden Angebot zu übernehmen. Dies lehrt der gescheiterte Versuch einer Integra-


tion der Verkaufsstelle „Volkstheater“ in die Tourismusinformation. Eine kurzfristige Angleichung 


der sehr unterschiedlichen Aufgabenspektren ist hier nicht gelungen. In ähnlicher Weise steht zu 


befürchten, dass sich auch die Leistungen einer Mobilitätszentrale zu weit von dem eigentlichen 


Kerngeschäft einer Tourismuszentrale (im Fokus stehen ausschließlich Urlauber und ggf. noch 


Tagesgäste) entfernen. Aufgrund der Vielzahl der monatlichen Kundenkontakte im Tourismus 


stellen sich darüber hinaus auch keine Auslastungsfragen oder Fragen zu vertrieblichen Ein-


sparpotenzialen durch Standortzusammenlegungen. 


An eine große Lösung im Zuge der Kombination aller Aktivitäten im Verkehrs- und Mobilitätsma-


nagement wird von den lokalen Akteuren zurzeit allenfalls perspektivisch gedacht. Punktuell be-


schweren sich die Verkehrsteilnehmer zwar über die Verkehrssituation in Rostock, ein 


grundsätzliches Verkehrsproblem kann jedoch nicht festgestellt werden. Saisonale Engpässe 


auf den Straßen – insbesondere in Warnemünde und auf den starken Stadt-Umland-Relationen 


– haben das Tief- und Hafenbauamt dennoch veranlasst, schrittweise mit dem Aufbau eines 


Verkehrsmanagementsystems zu beginnen, das zu einem späteren Zeitpunkt natürlich auch mit 


dem Mobilitätsmanagement verknüpft werden sollte. Vor dem Hintergrund der aktuellen Ver-


hältnisse erscheint die Verfolgung einer solchen Maßnahme zu diesem Zeitpunkt jedoch über-


dimensioniert. 
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So entbehrlich eine weitere thematische Verknüpfung des Mobilitätsmanagements in den Augen 


der meisten Akteure ist, so vehement spricht sich der Landkreis Rostock für eine raumübergrei-


fende – das gesamte Verbundgebiet des VVW betreffende – Lösung aus. Die Mobilitätsdienst-


leistungen sollen überall – nicht nur in der Hansestadt Rostock, sondern auch in den Bereichen 


Schwaan, Bützow, Gnoien und Tessin – verfügbar sein. Unter der Voraussetzung, dass nach 


einhelliger Meinung ein wirtschaftlich orientiertes Beratungskonzept verfolgt werden soll und 


somit die heutigen Strukturen zur Bedienung der Fläche weitgehend erhalten bleiben, bedingt 


dies vor allem eine starke digitale (informatorische) Vernetzung der verschiedenen Standorte 


(siehe Komponente f). Vorstellbar ist darüber hinaus, stärker auf eine integrierte Außendarstel-


lung (Stichwort: Dachmarke VVW, siehe Komponente g) und arbeitsteiligere Strukturen bei den 


verschiedenen Akteuren an einem Standort zu achten. Am Bahnhof Güstrow könnten bspw. die 


Kundenberatungen von Rebus und DB AG so organisiert werden, dass sich die Personale bei 


leicht verschobenen Schichtzeiten in den Pausenzeiten gegenseitig vertreten. Würde es sich 


darüber hinaus einrichten lassen, gemeinsame Räumlichkeiten zu nutzen, wäre der Kun-


denkomfort unter den gegebenen Rahmenbedingungen bestmöglich gewährleistet. 


Vorrangiges Ziel des Aufbaus einer Mobilitätszentrale in Rostock ist jedenfalls die Stärkung der 


Kundenschnittstelle zum Nahverkehr im Umweltverbund insgesamt. Demnach besteht die zent-


rale Aufgabe dieser Einrichtung zunächst darin, anbieterübergreifende Informationen rund um 


das Thema Mobilität in möglichst neutraler Form bereitzustellen, und zwar in dem Umfang, wie 


sie von potenziellen Kunden nachgefragt werden. Vorerst wird hierbei noch nicht an eine stärke-


re Integration der verschiedenen Auskunfts-, Buchungs- und Abrechnungssysteme potenzieller 


Anbieter gedacht. Zunächst gilt es erst einmal die verschiedenen Angebote unter einer gemein-


samen „Benutzeroberfläche“ (z.B. www.rostock-mobil.de) zu verlinken, denn aktuell existieren 


noch parallele unverbundene Online-Präsenzen der lokalen und regionalen Akteure. Sofern kei-


ne Möglichkeit des Online-Kaufs besteht, wird auch der Fahrkartenverkauf noch im Rahmen des 


üblichen Agenturverkaufsmodells vorgenommen. Mit der schrittweisen Entwicklung von inte-


grierten Mobilpaketen auf Basis einer multifunktionalen Kundenkarte läuft dieses Modell dann 


nach und nach aus. Daraus ergeben sich für die zu entwickelnde Mobilitätszentrale in Rostock 


neben den bereits definierten Routineaufgaben der existierenden Kundencenter folgende Tätig-


keitsfelder: 


• multimodale Information zu den Mobilitätsangeboten: ÖV, Car-/Bike-Sharing, Mietwagen-/ 
Taxidienste und zukünftig auch private Mitnahmeverkehre sowie Zustelldienste; 


• Beratung von unterschiedlichen Kundengruppen zur Fortbewegung in multi- und intermoda-
len Reiseketten; 


• Tarifauskünfte und Ticketverkauf im multi- und intermodalen Verkehr; 


• Routingauskünfte im Straßennetz (inkl. Hinweise zum Parken und zu speziellen P&R- sowie 
B&R-Angeboten); 


• Grundangebot an touristischen Auskünften (z.B. aktuelle Veranstaltungshinweise und Vor-
haltung von Informationen zu den 10 meistbesuchten Sehenswürdigkeiten in der Region 
Rostock); 
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Anmerkungen zur Komponente f) 


Im Rahmen des EU-Projektes Interface wurde für den VVW die Möglichkeit geschaffen, die im 


Verbundraum verfügbaren Nahverkehrsinformationen über die – vom VBN betriebene – Online-


Plattform mit dem Namen „Datendrehscheibe“ zu veröffentlichen. Das auf dieser Grundlage be-


reitgestellte Angebot umfasst auch Echtzeitdaten der Verbundunternehmen und liefert den Kun-


den damit jederzeit aktuelle Informationen zum ÖPNV-Geschehen im VVW. Eine weitergehende 


Vernetzung dieses Angebotes mit nationalen Auskunftsplattformen ist derzeit nicht geplant. Da 


sich die einheimische Bevölkerung eher der lokalen Angebote bedient, während die auswärtigen 


Besucher verstärkt die regionalen und nationalen Auskunftssysteme nutzen, pflegen die ver-


schiedenen Systeme im Allgemeinen eine friedliche Koexistenz. Dabei spielt insbesondere das 


Vertrauen der einheimischen Bevölkerung in die lokalen und regionalen Anbieter eine entschei-


dende Rolle. Dieses gilt es im Rahmen der geplanten Qualitätsverbesserungen (z.B. Einführung 


des ‚mobile ticketing‘ im VVW; Erweiterung der Funktionalität der Datendrehscheibe durch In-


tegration von Buchungs- und Abrechnungsvorgängen) weiter zu stärken. Dabei ist ein Andocken 


an professionelle, integrierte Online-Plattformen Dritter grundsätzlich auch denkbar, wenn ge-


währleistet ist, dass die etablierten Anbieter in der Region Rostock weiterhin Einfluss auf die 


Kundenschnittstelle haben. Eine Auslagerung der technischen Dienstleistung, ohne dass der di-


rekte Kontakt zum Kunden verloren geht, ist aus Sicht der Verkehrsunternehmen unkritisch. Ei-


ne Eigenerstellung derartiger hochkomplexer IT-Dienstleistungen liegt aus Gründen des 


Investitionsrisikos vor dem Hintergrund schwieriger Nutzenkalkulationen und lediglich undurch-


sichtiger Chancen auf die Generierung von Zusatzerlösen eindeutig nicht in ihrem Interesse. Im 


Sinne der Gewährleistung einer neutralen Auskunft für alle Kunden weisen einzelne Akteure 


auch hier wieder – wie schon zuvor bei der Mobilitätzentrale – daraufhin, wie wichtig ihnen ein 


neutraler Plattformbetreiber wäre. Aufgrund des bereits beschriebenen, vorherrschenden mode-


raten Wettbewerbs auf dem Verkehrsmarkt erhalten derzeit nicht alle Auskunftsstellen Echtzeit-


daten von allen Verkehrsanbietern. In solchen Fällen liegen lediglich Solldaten vor, wodurch es 


in der Kundenberatung zu Qualitätseinbußen kommt. Weiterhin stellt sich die Frage, wie externe 


Anbieter neuer flexibler Mobilitätslösungen (z.B. Car-/Bike-Sharing, private Mitnahmeverkehre 


und Fernbusse) in die ÖV-Online-Plattformen integriert werden sollen und wie diese angemes-


sen an den Kosten zu beteiligen sind. 


Eine gesonderte Situation ergibt sich für die Online-Präsenz der Tourismuszentrale. Diese sollte 


nach Auffassung der verantwortlichen Akteure nicht mit derjenigen für die Mobilitätsangebote 


verschmolzen werden, und zwar aus folgenden Gründen: 


• Tourismus hat zwar immer etwas mit Mobilität zu tun, umgekehrt gilt dies jedoch nur sehr 
eingeschränkt, und zwar nur für den Ausflugsverkehr der Rostocker Bürger. 


• Der Zugang zum Thema und die Wahl des Vertriebskanals unterscheiden sich signifikant 
bei den beiden Zielgruppen: einheimische Bevölkerung und auswärtige Touristen. 


• Einerseits verwirrt das thematisch höchst differenzierte Leistungsangebot der Touristinfor-
mation die Ratsuchenden bei schwerpunktmäßig mobilitätsbezogenen Auskunftsersuchen. 
Andererseits werden die Belange der einheimischen Bevölkerung, die stärker die Alltags-
verkehre betreffen, von der Tourismusinformation kaum bedient. 
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• Schwierig erweist sich auch das Ansinnen, die verschiedenen Leistungen sinnvoll voneinan-
der abzugrenzen. Es besteht durchaus die Gefahr, die jeweils eigenen Profile, die mit einem 
hohen Marketingaufwand geschaffen worden sind, um die Orientierung der Kunden zu ge-
währleisten, „verwässert“ werden. 


Vor diesem Hintergrund empfehlen die Touristiker, die kommunale Online-Präsenz 


www.rostock.de als – aus ihrer Sicht – ideale Integrationsplattform zu stärken. Diese Plattform 


greift bereits heute alle wesentlichen Themen die Hansestadt Rostock betreffend auf und bietet 


im Rahmen einer frühen Filterfunktion auch die Verlinkung auf die spezifischen ÖPNV-Websites 


an. Wesentliche Vorteile dieses Vorgehens sind: 


• hohe, wenngleich saisonal schwankende Zugriffszahlen (200.000 bis 500.000 Zugrif-
fe/Monat); 


• kontinuierlicher, professioneller Ausbau der Online-Plattform (bereitgestellte Kosten von 
rund 100.000 Euro/a); 


• konsequente Vermarktung und Integration vieler kommunaler Partner (insbes. im Touris-
mus); 


Anmerkungen zur Komponente g) 


Alle befragen Akteure begrüßen eine weitere Stärkung der Dachmarke VVW, die seit rund zwei 


Jahren eine zunehmende Aufmerksamkeit erfährt. Konsens besteht dahingehend, dass nur so 


ein gemeinsamer starker Auftritt des ÖPNV respektive des Umweltverbundes realisiert werden 


kann. Während der VVW und der Landkreis Rostock eine reine Dachmarkenstrategie priorisie-


ren, stellt die Verfolgung dieser Strategie für die etablierten Verkehrsunternehmen keine Option 


dar. Sie streben weiterhin eine Eigenwahrnehmung durch ihre Kunden am Markt an und möch-


ten als Unternehmen erkennbar bleiben, damit sie sich auch weiterhin – ggf. unabhängig vom 


VVW – unternehmerisch in unterschiedlichen Geschäftsfeldern betätigen können. Als Kompro-


miss bleibt daher nur der auch von der Hansestadt Rostock favorisierte Ausbau der bestehen-


den hierarchischen Markenarchitektur mit der Dachmarke VVW und den Eigenmarken der 


lokalen und regionalen Verkehrsunternehmen, analog zum VRR-Modell. 


Flankierende Komponenten zur Integration der Maßnahmen in das kommunale und regionale 


Mobilitätsmanagement 


Für eine erfolgreiche Ausrichtung der Mobilitätsdienstleistungen im Sinne einer nachhaltigen 


Beeinflussung des Verkehrsmittelwahlverhaltens zum Wohle des Klimaschutzes bedarf es aus 


Gutachtersicht ergänzend der folgenden Begleitmaßnahmen: 


• Etablierung einer Austauschplattform (z.B. in Form eines Lenkungsausschusses) zur stärke-
ren Vernetzung der relevanten Akteure und zur Gewährleistung eines intensiveren Dialogs 
über die strategische Gestaltung eines integrierten Mobilitätsmanagements in der Regiopole 
Rostock mit dem Ziel einer Konzentration des politischen Willensbildungsprozesses im Ver-
kehrssektor. 


• Bildung eines (ggf. vorerst noch virtuellen) Kompetenzteams für die Mobilitätszentrale zur 
Weiterentwicklung des Leistungsspektrums, Durchführung komplexerer Bildungs- und Bera-
tungsaufträge sowie Übernahme zentraler Aufgaben im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit. 
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7.4 Zusammenfassung und Fazit 


7.4.1 Zusammenfassung 


Aus Sicht der meisten Akteure im VVW ist es wünschenswert, organisatorische und infrastruktu-


relle Maßnahmen prinzipiell zu trennen und zunächst vor allem organisatorische Maßnahmen 


stärker bei der Umsetzung eines geeigneten Betriebskonzeptes zu berücksichtigen. Diese er-


scheinen leichter umsetzbar, versprechen folglich Quick wins, die es wiederum ermöglichen, Er-


fahrungen zu sammeln, die dann auch zu mehr Vertrauen führen und das Anstoßen weiterer 


Schritte erheblich vereinfachen können. Ein kleinschrittiges Vorgehen mit klarer Vision ist somit 


das Mittel der Wahl bei der Einführung komplexerer Mobilitätsservices in der Regiopole 


Rostock. 


7.4.2 Fazit 


Wie ein derart gewünschtes, kleinschrittiges Vorgehen mit klarer Zukunftsvision im Überblick 


aussieht, ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. 


Tabelle 36: Startkonzept und Zukunftsvision für Mob ilitätsservices in der Region Rostock 


Startkonzept   Zukunftsvision (7. Ausbaustufe) 


regional vernetzte 
ÖPNV-Systeme  national einheitliche 


ÖPV-Systeme 


organisatorische 
Angebotsvernetzung  durchgängig barrierefreie 


Angebotsvernetzung 


Kombination der für die Ausübung von 
Multimobilität aus Nutzersicht unbedingt 
erforderlichen Mobilitätslösungen 


 
Kombination aller denkbaren 
Mobilitätslösungen (inkl. Kleinst- 
fahrzeuge wie z.B. Segways) 


Kundenkarte mit anbieterüber- 
greifenden Vergünstigungen  umfangreiche Mobile Dienste 


mit integrierter Bezahlfunktion 


ÖV-Datendrehscheibe mit einer 
Verlinkung weiterer Angebote  integrierte Online-Dienste als hybride 


Anwendungen mit Multi-Channel-Access 


hierarchische Markenarchitektur mit 
einer Dachmarke VVW und unter- 
nehmensspezifischen Einzelmarken 


 nationale Dachmarke für einen 
integrierten Mobilitätsverbund 


Kleinschrittig handeln (act small) in großen Dimensionen denken (think big). 
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8. Umsetzungskonzept 


In diesem Kapitel werden die für die Erbringung der angestrebten Mobilitätsdienstleistungen er-


forderlichen organisatorischen Rahmenbedingungen beschrieben. Hierbei handelt es im We-


sentlichen um die klassischen Marketing-Mix-Faktoren: 


• Zielgruppen und Leistungsangebot („product“) 


• Organisation und Prozesse („process“) 


• Vertriebsstruktur („place“) 


• Infrastruktur und Technik („physical evidence“) 


• Personal und Aufgaben („people“) 


• Preis und Konditionen („price“) 


• Kommunikation („promotion“) 


Da zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht alle Details im Hinblick auf die kooperativ zu erstel-


lenden Mobilitätsdienstleistungen festgelegt sind, können bestimmte Aspekte des Umsetzungs-


konzeptes an dieser Stelle nicht abschließend behandelt werden. Hier bleibt es späteren 


Feinkonzepten vorbehalten, diese Punkte aufzugreifen und tiefgründig zu bearbeiten. 


8.1 Zielgruppen und Leistungsangebot („product“) 


Je besser es gelingt, die angebotenen Dienstleistungen an der aktuellen Nachfrage zu orientie-


ren, desto eher ist davon auszugehen, dass diese auch intensiv genutzt werden. Daher gilt es 


hier zunächst die Kernzielgruppen für die im Betriebskonzept definierten Mobilitätsdienstleistun-


gen in der Regiopole Rostock zu definieren: 
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Tabelle 37: Kernzielgruppen für die Mobilitätszentr ale 


Kernzielgruppen Anzahl der 
Vertreter 


Personen- 
gruppe 


Alter in 
Jahren 


Personencharak-
terisierung 


Beeinflussungs- 
strategie 


monomodale Autofahrer 


(sporadische Nutzung 
alternativer Verkehrs-
mittel, bis zu dreimal 
im Monat) 


HRO: 76.931 


 


• erwerbstätige 
Personen 


30 – 49 • überwiegend 
Männer in 
Mehrpersonen-
haushalten 


• lange Innen-
stadtwege oder 
Pendlerfahrten 


• weniger MIV 


• mehr ÖV in 
Kombination 
mit motorisier-
ten Sharing-
Angeboten 


monomodale Autofahrer 


(geringe regelmäßige 
Nutzung alternativer 
Verkehrsmittel, für < 25% 
des wöchentlichen Wege-
aufkommens) 


HRO: 26.836 


 


• erwerbstätige 
Personen 


 
 
 
 


• Best Ager 


30 – 49 
 
 
 
 
 


50 - 65 


• Personen in 
Mehrpersonen-
haushalten 


• lange Innen-
stadtwege oder 
Pendlerfahrten 


• Erwerbstätige 
und Rentner in 
Mehrpersonen-
haushalten 


• weniger MIV 


• mehr ÖV in 
Kombination mit 
allen alternati-
ven Mobilitäts-
lösungen 


multimodale 
MIV-ÖV-Nutzer 


(vmtl. Urspungsgruppe der 
heutigen FVS-Nutzer: 
• 80% Vollzeiterwerbs- 


tätige und Studenten 
• Alter zw. 20 und 49 J. ) 


HRO: 28.758 


 


• junge 
Erwachsene 
 


• Generation 
65plus 


18 – 25 
 
 


über 70 


• überwiegend 
Frauen in der 
Ausbildung 


• überwiegend 
Rentnerinnen 


• weniger MIV 


• mehr ÖV in 
Kombination 
mit motorisier-
ten Sharing- 
Angeboten 


multimodale 
MIV-Rad-Nutzer 


HRO: 27.283 


 


• Best Ager 
 
 


• Generation 
65plus 


50 – 65 
 
 


ab 65 


• Nicht- und 
Teilzeiterwerbs-
tätige 


• Teilerwerbstäti-
ge und Rentner 


• weniger MIV 


• mehr Radver-
kehr (ggf. auch 
in Form von 
Bike-Sharing) 


Trimodale 


(vmtl. Urspungsgruppe der 
heutigen FVS-Nutzer: 
• 80% Vollzeiterwerbs- 


tätige und Studenten 
• Alter zw. 20 und 49 J. ) 


HRO: 14.010 


 


• Jugendliche 
 
 


• Junge 
Erwachsene 


14 – 17 
 
 


18 - 29 


• Schüler im 
Haushalt der 
Eltern 


• Studenten in 
Wohngemein-
schaften 


• weniger MIV 
• mehr ÖV in 


Kombination mit 
allen alternati-
ven Mobilitäts-
lösungen 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Die hohe Bedeutung der oben aufgeführten Kernzielgruppen ergibt sich aus dem Umstand, dass 


ihre Vertreter das Auto zwar heute noch in einem relevanten Umfang nutzen, gleichzeitig jedoch 


schon erkennen lassen, auch für andere Mobilitätsalternativen aufgeschlossen zu sein. Insofern 


sind diese Zielgruppen nicht nur gut ansprechbar, sondern stellen auch die größten Verände-


rungspotenziale hin zu einem insgesamt umweltfreundlicheren Verkehrsmittelwahlverhalten in 


Aussicht. 


Zu den klassischen Zielgruppen, die es parallel in ihrem heutigen Verhalten zu bestätigen gilt, 


damit es insbesondere in den nachrückenden Generationen nicht zu Abwanderungsprozessen 


kommt, gehören darüber hinaus: 
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Tabelle 38: Klassische Zielgruppen für die Mobilitä tszentrale  


Klassische Zielgruppen Anzahl der 
Vertreter 


Personen- 
gruppe 


Alter in 
Jahren 


Personencharak-
terisierung 


Beeinflussungs- 
strategie 


monomodale 
ÖV-Nutzer 


HRO: 18.199 


 


• Generation 
65plus 


ab 65 • überwiegend 
Rentnerinnen 


• Verhaltens-
bestätigung 


monomodale 
Fahrradnutzer 


HRO:  4.844 


 


• Jugendliche 
 
 
 


• Generation 
65plus 


14 – 17 
 
 
 


ab 65 


• überwiegend 
Schüler in 
Mehrpersonen-
haushalten 


• überwiegend 
mobile Rentner 
in Single-Haus-
halten 


• Verhaltens-
bestätigung 


monomodale 
Fußgänger 


HRO:  3.300 


 


• Generation 
65plus 


ab 65 • überwiegend 
mobile Rentne-
rinnen 


• Verhaltens-
bestätigung 


multimodale 
ÖV-Rad-Nutzer 


(vmtl. Urspungsgruppe der 
heutigen FVS-Nutzer: 
• 80% Vollzeiterwerbs- 


tätige und Studenten 
• Alter zw. 20 und 49 J. ) 


HRO:  3.687 


 


• Jugendliche 
 
 
 


• junge 
Erwachsene 


 
 


• Generation 
65plus 


14 - 17 
 
 
 


18 – 29 
 
 
 


ab 65 


• überwiegend 
Schülerinnen im 
Haushalt der 
Eltern 


• überwiegend 
Schülerinnen 
und Studentin-
nen 


• überwiegend 
mobile Rentne-
rinnen 


• Verhaltens-
bestätigung 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Spezielle Zielgruppen für zusätzliche Beratungsleistungen im Mobilitätsmanagement sind: 


• Kinder bis zum Alter von 13 Jahren (Mobilitätsberatung in Bildungseinrichtungen); 


• Unternehmen, Organisationen, Institutionen (Betriebliches Mobilitätsmanagement); 


• Immobilien-/Wohnungswirtschaft, (Mobilitätsmanagement in der Stadtentwicklung); 


• Personengruppen mit speziellem Beratungsbedarf (z.B. Mobilitätseingeschränkte); 


• Touristen (Urlauber und Tagesgäste); 


Orientiert an den oben beschriebenen Zielgruppen lässt sich für die in Rostock zu errichtende 


Mobilitätszentrale das folgende, in Grund- und Zusatznutzen differenzierte Leistungsspektrum 


ableiten: 
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Tabelle 39: Leistungsspektrum der Mobilitätszentral e 


Angebots-Mix im Hinblick auf den Grundnutzen  


multi-/intermodale Informationen  
zu allen integrierten Mobilitätsdienstleistungen 


• Ö(P)NV, SPNV, Fernbusse 
(Fahrpläne, Tarife, Stationsbeschreibungen etc.) 


• flexible Bedarfsverkehre im ÖPNV 
(Fahrtangebote, Zugang, Abrechnung etc.) 


• Fahrgastschifffahrt auf der Warnow 
(Routen, Fahrpläne, Tarife etc.) 


• Radverkehr und Fußgängerverkehr 
(Routing, Infrastrukturhinweise etc.) 


• Sharing-Angebote: Car- und Bike-Sharing, 
private Mitnahmeverkehre (Nutzungsmodalitäten) 


• Spezialangebot: elros Pedelec (Standor-
te/Ladestationen, Akku-Wechselstationen, Verfügbar-
keit, Wegenetz etc.) 


• Mietwagen- und Taxi-Dienste 
• Gepäck- und Zustellservice 


(Reisedienstleister, Einzelhandel etc.) 
• Parkauskünfte im MIV (z.B. Auslastungssituation der 


Parkhäuser), Park&Ride-Angebote, Treffpunkte für 
Fahrgemeinschaften an Schnellstraßen) 


multi-/intermodale Beratung  
zu allen integrierten Mobilitätsdienstleistungen  


• Nutzerregistrierung und Buchung von flexiblen 
Mobilitätslösungen (flexible Bedienungsformen im ÖV, 
Car-/Bikesharing, Taxi, Mietwagen, private Mitnahme-
verkehre, Gepäck-/Zustellservices) 


• Annahme und Bearbeitung von Bedarfsfahrten, 
Gruppen- und Rollstuhlanmeldungen 


• spezielle Angebote zur barrierefreien Mobilität (z.B. 
spezielles Routing zwischen barrierefreien Stationen) 


• Verkehrsabwicklung bei Großveranstaltungen 
• Ad-hoc-Hilfestellung in Störungssituationen 
• spezielle Angebote im Kombinierten Verkehr 


(Kombi-Tickets) 
• Erreichbarkeit von Freizeitzielen und touristischen 


Sehenswürdigkeiten 


Ticketverkauf  und Buchung bzw. Reservierung 
(bzw. spezielle Prozesse im Zahlungsverkehr) 


• ÖPV (VVW, DB AG und Fernbusse) 
• Abo-Bearbeitung 


(inkl. aller Sonderformate wie z.B. Schülertickets) 
• Zahlungsabwicklung im Hinblick auf das Erhöhte Beför-


derungsentgelt 
• Kombi-Tickets (z.B. InterCombiTicket) 


Sonderaufgaben • Verkauf von Shop-Artikeln 
• Ideen- und Beschwerdemanagement 


Angebots-Mix im Hinblick auf den Zusatznutzen – spe zielle Angebote für  … 


Ausbildungs-/Berufseinsteiger • Mobilitätsanalyse 
• Kostenvergleiche 


Neubürger und Umzügler • Willkommens-/Starterpaket (u.a. Schnupperangebote) 


Mehrpersonenhaushalte • MobilPaket zur Familiengründung 


Senioren • Verkehrssicherheitstraining, Netzbereisung 
• Koordinierung von Bedarfsverkehren im LRO (z.B. Ein-


bindung nicht ausgelasteter Krankentransportdienste) 


Klimaschützer • Ermittlung des „Ökologischen Fußabdrucks“ 


Touristen • Top 10 der bekanntesten Sehenswürdigkeiten in 
Rostock und Umgebung 


Kinder (bis 13 Jahre) • Bildungsangebote zur Mobilitätssozialisation 
• Aktionen im Verkehrsnetz (z.B. „Scotland Yard“)  


Unternehmen / Organisationen / Institutionen • Erstellung von Mobilitätsplänen 


ausgewählte Personengruppen • Netzbereisung für Mobilitätseingeschränkte  


(Quelle: eigene Darstellung) 
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8.2 Organisation und Prozesse („process“) 


Ein stabiles Trägernetzwerk ist einer der Grundpfeiler eines funktionierenden Mobilitätsmana-


gements. Daher werden an dieser Stelle die Strukturen beschrieben, die zum Aufbau hochwerti-


ger Mobilitätsservices im Rahmen vielfältiger Kooperationen beitragen können. Da es für die 


meisten der im Leistungsspektrum genannten Themen bereits Angebote lokaler Akteure gibt, 


gilt es zunächst, diese mittels ausgewogener Feinkonzepte, die die organisatorischen Rahmen-


bedingungen, die Rollen und Verantwortlichkeiten der Partner sowie die betrieblichen Prozesse 


festlegen, für die Mitarbeit an der gemeinsamen Aufgabe zu gewinnen. In den bisherigen Ge-


sprächen mit ausgewählten Akteuren wurde bereits deutlich, dass es eine grundsätzliche Bereit-


schaft zur engeren Zusammenarbeit gibt, diese jedoch im Detail anhand der spezifischen 


Fragestellungen zu konkretisieren ist. 


Soll in der Hansestadt Rostock ein tragfähiges, in sich konsistentes Mobilitätsmanagementsys-


tem entstehen, sind die verschiedenen, sich gegenseitig beeinflussenden Wirkungsbereiche eng 


miteinander zu verzahnen. Die beste Mobilitätsberatung im Sinne des Klimaschutzes nützt 


nichts, wenn die Kunden anschließend im Verkehrssystem nicht die Bedingungen vorfinden, die 


ihnen eine Umsetzung der Empfehlungen auch wirklich nahelegen. Wie wichtig ein „System aus 


einem Guss“ ohne die zuweilen noch anzutreffenden Sollbruchstellen ist, wurde im Betriebskon-


zept bereits ausführlich beschrieben. Um ein solches zu ermöglichen und zugleich die Voraus-


setzungen für eine stetige Anpassung und Weiterentwicklung der Mobilitätsservices zu schaffen, 


empfiehlt sich eine Orientierung an dem nachfolgend darstellten Organisationsmodell: 


Abbildung 14: Organisationsmodell für die Mobilität sberatung 


 


(Quelle: eigene Darstellung)
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Die Funktion des Lenkungsausschusses  besteht im Wesentlichen darin, einen engeren, auf 


die spezifischen Belange des Mobilitätsmanagements fokussierten Dialog zwischen den in der 


Hansestadt Rostock und im Landkreis Rostock auf den verschiedenen Gestaltungsebenen ver-


antwortlich tätigen Akteuren zu ermöglichen. Diese Form einer Konzentration der fachlichen 


Entscheidungskompetenz soll idealerweise dazu führen, dass Interessengegensätze zukünftig 


schneller und effektiver ausbalanciert, strategische Entwicklungen im Rahmen konsistenter 


fachbereichsübergreifender Aktionspläne vorangetrieben und einheitliche Vorgaben für die kon-


krete Maßnahmengestaltung (u.a. auch für die Mobilitätszentrale) gemacht werden. Insgesamt 


ergeben sich hierdurch folgende Vorteile: 


• Ausbau und Stärkung des lokalen u. regionalen Netzwerks; 


• Verzahnung der Aktivitäten in der Mobilitätsberatung mit allen anderen Aktionsfeldern in der 
Stadt- und Verkehrsplanung; 


• bessere Koordinierung von „push&pull“-Maßnahmen im Verkehrssektor (z.B. Abstimmung 
des Parkraummanagements und der Verkehrsberuhigung mit Maßnahmen des Mobilitäts-
managements); 


• Förderung der Integrationsprozesse im Mobilitätsmanagement (Steigerung des Vernet-
zungsgrades der Akteure bzw. der Kooperationstiefe); 


• konzentrierte Abstimmung der Finanzierungsmodalitäten unter allen Kooperationspartnern 
(insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung weiterer Ausbaustufen der Mobilitätsservices); 


• Entwicklung der strategischen Vorgaben für die Ausrichtung des Mobilitätsmanagements/ 
der Mobilitätszentrale; 


• strategische Entwicklung der begleitenden Öffentlichkeitsarbeit; 


Der Lenkungsausschuss kann grundsätzlich nach Bedarf einberufen werden, sollte jedoch min-


destens einmal im Jahr tagen, um die wesentlichen Koordinierungsfragen behandeln und 


Grundsatzentscheidungen treffen zu können. Dementsprechend sollte der Ausschuss folgen-


dermaßen zusammengesetzt sein (maximal 15 Personen): 


• Senator für Bau und Umwelt 


• Senator für Finanzen, Verwaltung und Ordnung 


• Mobilitätskoordinator der Hansestadt Rostock 


• Amtsvertreter: Tief-/Hafenbauamt, Stadtentwicklung/-planung, Umweltschutz, 
 Zentrale Steuerung (Beteiligungscontrolling) 


• Rostock Business (Wirtschaftsförderung) 


• Verkehrsverbund Warnow (VVW) 


• Regionalbus Rostock GmbH (rebus) 


• Rostocker Straßenbahn AG (RSAG) 


• Deutsche Bahn AG (DB AG) 


• Regionale Aufgabenträger 


o Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung (Mecklenburg-
Vorpommern) 


o Landkreis Rostock 


o Planungsverband Region Rostock 
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Als Grundstruktur für ein zusammenhängendes Netz aus Beratungseinrichtungen in der Region 


Rostock bietet sich ein dezentrales Servicekonzept  mit abgestuften Beratungsleistungen an. 


Die umfangreichsten Leistungen im direkten Kundenkontakt würden dabei in einer Mobilitäts-


zentrale angeboten, während die angeschlossenen Kundencenter weitgehend ihr heutiges Leis-


tungsspektrum aufrechterhielten. Dabei gilt für alle Beratungseinrichtungen gleichermaßen, 


dass Servicekonflikte im Zuge einer Präsenz- und Telefonberatung in Personalunion nach Mög-


lichkeit zu vermeiden sind. Wird also ein bestimmtes Kundenaufkommen überschritten, em-


pfiehlt sich die Einrichtung einer separaten Kunden-Hotline, wie es die RSAG für ihre Bera-


tungsangebote bereits getan hat. Alle Servicestellen profitieren dabei von dem Anschluss an ei-


ne Online-Mobilitätsplattform , die auch Endkunden sämtliche Angebote digital zur Verfügung 


stellt und von einem externen IT-Dienstleister im Auftrag des VVW  betrieben wird. Anfragen, 


Umbuchungen oder Stornierungen in den Tagesrandstunden oder nachts außerhalb der Öff-


nungszeiten könnten – eine entsprechende Vereinbarung vorausgesetzt – ggf. von den lokalen 


Kooperationspartnern (z.B. Taxizentrale) bearbeitet werden. Eine Umleitung der Anfragen in die 


Betriebsleitzentrale von Verkehrsunternehmen eignet sich in der Regel nicht, da dort in Stö-


rungssituationen – also genau dann, wenn auch Kundenanfragen vermehrt auflaufen – oft keine 


Kapazitäten für zusätzliche Aufgaben verfügbar sind. In Nordrhein-Westfalen bietet ein Call-


Center unter einer speziellen einheitlichen Rufnummer einen 24/7-Service. Unter der Nummer 


0180 6 50 40 30 erhalten Bus- und Bahnkunden rund um die Uhr Tarifinformationen, Fahrplan-


auskünfte und mehr. Als Betreiber der Mobilitätszentrale  käme grundsätzlich die RSAG in Be-


tracht. Sie übernimmt heute schon wesentliche Funktionen eines Mobilitätsintegrators und 


verfügt darüber hinaus auch am ehesten über die wirtschaftliche Leistungskraft sowie die admi-


nistrativen Voraussetzungen, um die Einrichtung tragen zu können. Zudem ist die RSAG gut in 


den kommunalen Strukturen verankert, so dass eine reibungslose Zusammenarbeit mit allen 


bereits am Markt vorhandenen Akteuren von Beginn an gesichert wäre. Weitere Akteure sind 


dann – gemäß des oben definierten Leistungsspektrums – über noch auszuhandelnde Koopera-


tionsverträge einzubinden. Um jedoch nicht nur den Status Quo der Einführungsangebote in der 


Mobilitätsberatung über die Zeit zu optimieren, sondern mittelfristig auch die Entwicklung weite-


rer Ausbaustufen anzustoßen, hat es sich als hilfreich erwiesen, das operative Kundengeschäft 


einer Mobilitätszentrale durch den Aufbau eines flankierend tätigen Kompetenzteams  zu er-


gänzen. Auf diese Weise ist eine kontinuierliche Weiterentwicklung der Mobilitätsservices auf 


Basis der im Kundengeschäft gewonnen Erkenntnisse gewährleistet. Das operative Kundenge-


schäft deckt hierbei alle oben beschriebenen Leistungen der Information, Beratung, Reservie-


rungs- und Verkaufsvorgänge sowie spezieller Services (z.B. Beschwerdemanagement) ab. Das 


Kompetenzteam, das vom VVW koordiniert wird, kümmert sich ergänzend um: 


• die Weiterentwicklung der Mobilitätsservices (im Hinblick auf offline/online-Angebote), 


• die kommunale und regionale Koordinierung und Vernetzung (Gremienarbeit), 


• die Öffentlichkeitsarbeit und 


• spezielle Geschäftsfelder wie die Mobilitätsberatung in Bildungseinrichtungen, die Betreuung 
von Austauschprozessen mit Interessengruppen (z.B. Behindertenverbänden), die betriebli-
che Mobilitätsberatung und das Neubürgermarketing. 
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Bei der Ergänzung des ÖV-Angebotes durch neue, flexible Mobilitätslösungen hat sich in aktuel-


len Studien gezeigt, dass die Einbindung etablierter, ausgereifter Systemlösungen einer Eigen-


erstellung klar vorzuziehen ist. Diese Einschätzung teilen die lokalen Akteure und favorisieren 


die Zusammenarbeit mit spezialisierten externen Kooperationspartnern, z.B. in den Bereichen 


Car-/Bike-Sharing, private Mitnahmeverkehre (z.B. flinc), Mietwagen- und Taxi-Dienste sowie 


Gepäck- und Zustellservices. Als hilfreich in diesem Zusammenhang hat sich auch die Einbe-


ziehung von Hotels, Gaststätten und Tankstellen als Akku-Wechselstationen im E-Bike-Betrieb 


erwiesen. Weiterhin zu nennen sind hier Multiplikatoren , die es den Mobilitätsanbietern erheb-


lich erleichtern können, den Kontakt zu potenziellen Zielgruppen herzustellen, z.B.: 


• Tourismuszentrale; 


• Schulen und weitere Bildungseinrichtungen; 


• Seniorenresidenzen; 


• Unternehmen, weitere Arbeitgeber und Gewerkschaften; 


• Immobilien- und Wohnungswirtschaft; 


• Freizeiteinrichtungen; 


• Interessenverbände; 


• Verbraucherzentralen; 


• Krankenkassen; 


Die Koordination aller genannten Akteure im kommunalen Mobilitätsmanagement obliegt dem 


Mobilitätskoordinator der Hansestadt Rostock , der in dieser Funktion auch für eine effektive 


Know-how-Bündelung sowie fachlich-strategische Beratung und Unterstützung aller Beteiligten 


verantwortlich ist. 


8.3 Vertriebsstruktur („place“) 


Die Vertriebsstruktur stellt eine Kombination aus Präsenz- und Onlineangeboten dar. Wesentli-


che Bestandteile sind: 


• ein dezentrales Standortkonzept mit einer Mobilitätszentrale in Rostock und neun ange-


schlossenen Kundencentern der lokal und regional tätigen Verkehrsunternehmen; 


• eine Online-Mobilitätsplattform, die sämtliche Informations- und Beratungsprodukte umfasst; 


• Mobile Dienste: mobile ticketing (VVW), App’s/QR-Codes der angeschlossenen Koopera-


tionspartner (Anbieter der flexiblen Mobilitätslösungen); 


Aufgrund des einzigartigen Präsenzangebotes bietet sich für die Errichtung der Mobilitätszent-


rale  ein zentraler Standort mit hoher Passantenfrequenz und guter Erreichbarkeit durch alle 


Verkehrsmittel des Umweltverbundes an. Der Doberaner Platz  in Rostock erfüllt mit rund 


15.000 Umsteigern pro Tag diese Kriterien und bietet darüber hinaus den Vorteil, dass hier 


schon ein Kundencenter der RSAG besteht, das unter Umständen in seiner Grundstruktur ge-


nutzt werden könnte. Es ist bei den Rostocker Bürgern gut bekannt und nimmt bereits zentrale 


Aufgaben einer Mobilitätszentrale wie Information und Beratung zu ÖV-Angeboten, Ticketver-
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kauf und Beschwerdemanagement wahr. Eine Erweiterung des Angebotes durch die Integration 


neuer, flexibler Mobilitätsservices ist hier voraussichtlich deutlich einfacher umsetzbar als die 


Entwicklung eines komplett neuen Standortes. Im Rahmen eines Feinkonzeptes wäre in diesem 


Fall zu klären, inwieweit die Flächenkapazitäten mit knapp 60 m2 ausreichend dimensioniert 


sind. Weiterhin wären die Öffnungszeiten der Einrichtung entsprechend der allgemeinen Anfor-


derungen an Mobilitätszentralen, die auch am Sonnabend eine durchgehende Verfügbarkeit der 


Beratungsleistungen von mindestens 5 Stunden (z.B. 09:00 bis 14:00 Uhr) vorsehen, anzupas-


sen. Unter der Woche von montags bis freitags wird die empfohlene durchgehende Verfügbar-


keit von 10 Stunden mit einem tatsächlichen Angebot in der Zeit von 07:00 bis 18:00 Uhr sogar 


bereits überschritten. Eine Öffnung an Sonn- und Feiertagen scheint in Rostock hingegen ent-


behrlich, da hier vermutlich die Angebote der Touristinformation im Stadtteil Warnemünde und 


im Stadtzentrum von Rostock den Grundbedarf an Anfragen im Mobilitätsbereich abdecken 


können. 


Am Hauptbahnhof Rostock nehmen darüber hinaus auch Beratungseinrichtungen der DB AG  


wesentliche Aufgaben einer Mobilitätszentrale wahr. So werden auf nationaler Ebene bereits 


vielerorts Verbund- und DB-Tarife im Nah- und Fernverkehr über den mobilen Dienst 


„Touch&Travel“ miteinander verknüpft. Weitere integrierte Mobilitätsangebote der Deutschen 


Bahn sind Flinkster und Call a Bike, BahnCard 25 mobile plus, Mobile Services (DB Apps) und-


Social Media (Facebook, Twitter). Die Einbindung externer Mobilitätsdienstleister erfolgt parallel 


über die Online-Mobilitätsplattform Qixxit von der Deutsche Bahn, die schon heute umfangreiche 


differenzierte Mobilitätsangebote (Mietwagen-/Taxi-Dienste, Car-Sharing, Flugverkehr, Fernbus-


se) bereithält. Geplante Ausbaustufen betreffen integrierte Buchungsprozesse, das Angebot von 


Echtzeitinformation zu den integrierten Verkehrsmitteln, alternatives Routing und cross & upsel-


ling-Produkte (z.B. Hotel, Gepäckservice).  


Ergänzend zum Angebot der RSAG und der DB AG existiert am Hauptbahnhof in Rostock auch 


das Kundencenter von Rebus . Da es zum gegenwärtigen Zeitpunkt für die betroffenen Unter-


nehmen nicht vorstellbar erscheint, eine integrierte Leistungserstellung unter den Bedingungen 


eines integrierten Personaleinsatzes vorzunehmen, wäre zu prüfen, ob nicht zumindest eine In-


tegration der Beratungsflächen an einem oder ggf. zwei gemeinsamen Standort(en) auf dem 


Areal des Hauptbahnhofes realisiert werden kann. Benötigen die Reisenden Informationen von 


verschiedenen Anbietern, bräuchten sie dann jedenfalls nicht mehr von der Süd- auf die Nord-


seite bzw. umgekehrt zu wechseln.  


Ähnlich verhält es sich mit den parallelen Angeboten der DB AG und Rebus am Bahnhof in 


Güstrow . Hier wäre es für die Kunden sehr vorteilhaft, wenn durch eine räumliche Zusammen-


legung der beiden Beratungseinrichtungen und eine leichte Verschiebung der Schichtzeiten eine 


durchgängige personelle Besetzung während der gesamten Öffnungszeit gewährleistet werden 


könnte. Die Tourismuszentrale bildet für auswärtige Besucher der Hansestadt mit ihren Einrich-


tungen der Tourist-Information im Stadtteil Warnemünde und im Stadtzentrum von 


Rostock  einen weiteren prominenten Eckpfeiler in der Mobilitätsberatung. Die Vermittlung von 


Leistungspaketen im gegenseitigen Austausch mit den lokalen/regionalen Verkehrsunterneh-
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men wird auch zukünftig als wichtig angesehen und soll beibehalten werden, zumal letztere im 


Stadtteil Warnemünde keine eigenen Kundencenter unterhalten.  


 


 


 


Abbildung 15: Räumliche Verteilung der Beratungsein richtungen 


(Quelle: eigene Darstellung) 







 


Schlussbericht TK 1 Konzeption für eine Mobilitätszentrale und ein Mobilitätsportal 129 
 


Abbildung 16: Standortkonzept für die Mobilitätsber atungseinrichtungen 


  
 (Quelle: eigene Darstellung) 


An die virtuellen Informationsdienste (via Internet etc.) ergeben sich zusammengefasst die 


folgenden zentralen Anforderungen: 


• einheitlicher Zugang: Angestrebt wird, dass sämtliche Leistungen und speziellen Mobilitäts-
angebote im Sinne des Prinzips „alles aus einer Hand“ über eine Mobilitätsplattform im In-
ternet zugänglich gemacht werden (vorerst noch über eine Verlinkung der Websites). 


• aktuelle und umfassende Information: Die Informationen zu den integrierten, multimodalen 
Angeboten sollten permanent gepflegt und somit jederzeit vollständig und aktuell gehalten 
werden. 


• mobile Endgeräte: Die Mobilitätsplattform ist so zu gestalten, dass es auch über für Smart-
phones optimierte Darstellungen für Anfragen von unterwegs verfügt. Hier ist zu klären, wie 
die bereits existierenden Dienste der externen Kooperationspartner (z.B. Car-/Bike-Sharing) 
sinnvoll eingebunden werden können. 


8.4 Infrastruktur und Technik („physical evidence“)  


Voraussetzung für ein inter- und multimodales Mobilitätsverhalten ist die Bereitstellung einer 


barrierearmen Verkehrsinfrastruktur, entsprechender Beratungseinrichtungen und leistungsfähi-


ger IT-Systeme. Alle bisherigen Erkenntnisse lassen darauf schließen, dass keiner dieser Fakto-
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ren entbehrlich ist, wenn es darum geht, einen spürbaren Einfluss auf das Verkehrsmittel-


wahlverhalten auszuüben. 


Vor diesem Hintergrund gewinnt die Diskussion um die Errichtung einer Radstation  am Haupt-


bahnhof von Rostock als Mosaikstein in einem viel größeren Konzept eine neue Bedeutung. 


Ebenso stellt sich die Frage, an welchen größeren Umsteigepunkten sich zukünftig womöglich 


ein Ausbau in Richtung einer Mobilstation 20 lohnen könnte, wenn klar ist, mit welcher Infrastruk-


tur die neuen, flexiblen Mobilitätslösungen aufwarten. Eine begleitende Verbesserung des infra-


strukturellen Angebotes im Fußgänger- und Radverkehr im Rahmen der verkehrsplanerischen 


Routineaufgaben versteht sich hierbei von selbst. 


Orientiert an den Konzepten kundenorientierter Servicezentralen aus anderen Branchen sollten 


die Räumlichkeiten der Mobilitätszentrale  grundsätzlich den folgenden Komfort vorsehen: 


• Einrichtung von zwei Beraterplätzen mit Sitzmöglichkeiten für zwei Kunden; 


• ausreichend Stellflächen für die Präsentation aktueller Informationsmaterialien; 


• ggf. eine Sitzecke mit Wasser- und Kaffeeautomat zur Selbstbedienung für die Kunden;  


• einen separaten Büroraum für Verwaltungstätigkeiten und konzeptionelle Arbeiten bzw. 
auch die telefonische Kundenberatung, wenn ein gewisses Anfrageaufkommen überschrit-
ten wird (alternierende Raumnutzung); 


• ein weiterer Raum für den Fall, dass perspektivisch Informationsveranstaltungen für speziel-
le Zielgruppen (z.B. Schüler oder Senioren) geplant sind; 


• Gemeinschaftsräume für die Mitarbeiter entsprechend der geltenden Arbeitsnormen; 


Die technische Ausstattung einer Mobilitätszentrale  sieht vor, dass die Arbeitsplätze auf je-


den Fall über ein Telefon (inkl. Headsets) und einen PC mit E-Mail-, Intranet- und Internetzu-


gang verfügen sollten. Damit ist der Zugang zu allen wichtigen internen Ressourcen (z.B. interne 


Auskunfts-, Buchungs- und Abrechnungssysteme inkl. Wissensmanagementsystem für die Mit-


arbeiter) und zur Online-Mobilitätsplattform einschließlich aller hierüber verfügbaren Angebote 


gewährleistet. Ein weiterer wichtiger Baustein einer Mobilitätszentrale (ggf. ausgelagerte Organi-


sationseinheit, die die Kunden-Hotline betreut) ist die Telekommunikationsanlage (TK-Anlage). 


Für die Verteilung der eingehenden Anrufe auf die Beraterplätze ist die integrierte ACD (Auto-


matic Call Distributor)-Anlage zuständig. Sie verfügt über Funktionen zur Steuerung und Kontrol-


le der optimalen Auslastung der Einrichtung. Hier werden auch die notwendigen Datensätze 


generiert, die später zu Planungszwecken (z.B. Personaleinsatzplanung) herangezogen werden 


können. Für eine reibungslose Zusammenarbeit der Telekommunikationsanlage mit der Infor-


mationstechnologie des Unternehmens sorgt wiederum die CTI („Computer Telephony Integra-


tion“)-Komponente. Sie stellt die Schnittstelle zwischen dem Telefon und den Funktionen der 


Datenverarbeitung dar und erlaubt den Beratern serviceorientiert zu arbeiten. Sobald der Anru-


fer identifiziert ist – sei es durch seine Telefonnummer oder durch die Eingabe einer Kunden-


nummer – können sämtliche über den Kunden abgespeicherten Daten am Bildschirm des 


Beraters angezeigt werden. Der Berater kann so nachvollziehen, was der Kunde mit anderen 
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Beratern bereits besprochen hat, ohne dazu erneut Rücksprache halten zu müssen. Die Verbin-


dung aller beschriebenen Komponenten in der Einrichtung erfolgt hierbei durch ein Local Area 


Network (LAN), in das auch die folgenden Lösungen mit eingebunden sein sollten: 


• Fax-Server mit Dokumentenmangementlösung; 


• Kopiergeräte mit Scannerfunktion; 


• ggf. ein Großbildschirm zur Darstellung sämtlicher im Umfeld aktuell erreichbarer Ver-
kehrsmittel; 


Die technische Realisierung der Mobilitätsplattform  und der angeschlossenen Dienste sollte 


dabei idealerweise in Form einer ASP (Application Service Provider)-Lösung erfolgen. Betriebs-


wirtschaftlich gesehen, handelt es sich hierbei um die Auslagerung der mit dem Online-System 


verbundenen Vertriebsprozesse. Hierdurch ist es den Akteuren weiterhin möglich, sich verstärkt 


auf ihre Kernkompetenzen zu konzentrieren. Ein weiterer Vorteil dieser Modelle sind die im Aus-


lagerungsvertrag üblicherweise vereinbarten Mietzahlungen, die zu einer steigenden Kosten-


transparenz und besseren Prognostizierbarkeit der anfallenden Vertriebskosten führen. 


Sämtliche Installations-, Wartungs- und Serviceaufgaben entfallen. Diese werden im Allgemei-


nen gegen eine zuvor ausgehandelte Gebühr vollständig durch den Serviceprovider übernom-


men. Auf diese Weise spart der Auftraggeber zusätzlich zu den oben genannten Kosten auch 


Verwaltungskosten (z.B. Abschreibung) sowie Personal- und Schulungskosten ein. Bedenken 


bestehen oft hinsichtlich der Ausfallsicherheit der IT-Infrastruktur. Diesen kann jedoch durch ei-


ne vertraglich zugesicherte Dienstleistungsqualität und den Einsatz von transparenten Leis-


tungsmessgrößen wirksam begegnet werden. Service-Level-Agreements (SLAs) garantieren 


somit die sichere mittel- und langfristige Nutzung der technischen Anwendung für den Auftrag-


geber. Zudem ermöglichen diese Form von Betreibermodellen grundsätzlich eine Steigerung der 


Flexibilität im Hinblick auf eine Kapazitätenanpassung, die Implementierungsbedingungen, indi-


viduelle Laufzeiten des Technikeinsatzes und die Verringerung des Risikos bezüglich einer Ab-


kopplung von neuen technologischen Entwicklungen. Unternehmenszweck von IT-Service-


providern ist die Bereitstellung von IT-Infrastrukturen und digitalen Diensten. Sie produzieren 


damit in der Regel über Bedarf, um ihre Leistungen jederzeit an weitere Kunden absetzen zu 


können. Daher besteht auch für aktuelle Kunden nahezu jederzeit die Möglichkeit, eine kurzfris-


tige bedarfsorientierte Anpassung der von ihnen genutzten IT-Infrastruktur im Hinblick auf Aus-


stattung und Performance vorzunehmen. Produktinnovations- und -entwicklungszyklen haben 


sich gerade in der IT-Branche in den letzten Jahrzehnten stetig verkürzt. In den meisten Fällen 


befindet sich bereits das zweite oder dritte Folgeprodukt auf dem Markt, bevor das vom Unter-


nehmer implementierte Produkt abgeschrieben ist. Aus wirtschaftlichen Gründen ist es daher 


bei Anwendungserwerb für Unternehmen nahezu unmöglich, immer nach dem Stand der Tech-


nik zu arbeiten. Auch nachträglich erst erkennbare Fehlentscheidungen im Hinblick auf die Wahl 


einer suboptimalen IT-Anwendung sind bei hohen Anschaffungskosten kaum kurzfristig korri-


                                                                                                                                                            


 
20 Mobilstationen verknüpfen sämtliche an einem bestimmten Standort verfügbaren Verkehrsangebote. Insofern stellen 


Radstationen eine Komponente von Mobilstationen dar, auch wenn sie hier gesondert erwähnt werden. 
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gierbar. Eine vertraglich geregelte Abwälzung dieser Technikrisiken auf einen Serviceprovider, 


von dem grundsätzlich erwartet wird, dass er jederzeit aktuelle High-End-Softwareanwen-


dungen zur Verfügung stellt, besitzt für Unternehmen insofern eine hohe Bedeutung. 


8.5 Personal und Aufgaben („people“) 


Neben dem Serviceangebot selbst wird der Erfolg einer Mobilitätszentrale maßgeblich von der 


Qualität der Beratung durch die Mitarbeiter bestimmt. Deshalb sollte die Mobilitätszentrale über 


eine ausreichende Anzahl von gut ausgebildeten bzw. für ihre Aufgaben separat geschulten Mit-


arbeitern verfügen. Ausgehend von dem oben beschriebenen Leistungsspektrum der Mobilitäts-


zentrale zeichnen sich zwei Mitarbeiter-Funktionen mit unterschiedlichen Aufgaben und 


Kompetenzen ab.  


Der Leiter der Mobilitätszentralen  ist für die strategische, inhaltliche, organisatorische und 


personelle Leitung der Einrichtung zuständig. In dieser Funktion weist er den Mitarbeitern im 


operativen Kundengeschäft ihre Aufgaben zu, erstellt Dienstpläne und sorgt dafür, dass alle or-


ganisatorischen Voraussetzungen für einen reibungslosen Betrieb gegeben sind. Zu den weite-


ren Aufgabenbereichen des Leiters gehören die Vertretung der Einrichtung nach außen, die 


Öffentlichkeitsarbeit (im Rahmen seiner Mitwirkung im Kompetenzteam, der vom VVW koordi-


niert wird), die Bearbeitung organisatorischer und kaufmännischer Fragestellungen (im Rahmen 


der eingegangenen Kooperationen) sowie die Unterstützung der Mitarbeiter im operativen Kun-


dengeschäft in Abhängigkeit vom Kundenaufkommen. Um diese vielfältigen Tätigkeiten ausfül-


len zu können, verfügt der Leiter der Mobilitätszentrale idealerweise über: 


• tiefergehende Kenntnisse zu den verschiedenen multimodalen Mobilitätsangeboten, 


• verkehrsplanerisches und betriebswirtschaftliches Know-how zur Erstellung tragfähiger 
Konzepte, 


• Sozialkompetenz zur Mitarbeiterführung und 


• Kommunikationskompetenz für den Außenauftritt. 


Die Berater  sind für das operative Kundengeschäft zuständig und informieren und beraten in 


dieser Funktion über alle angeschlossenen multimodalen Mobilitätsangebote der Mobilitätszent-


rale. Dementsprechend verfügen sie über außergewöhnlich gute Kenntnisse im Hinblick auf die 


jeweiligen Angebotsspezifika und Örtlichkeiten, die idealerweise aus eigener Anschauung auf 


der Basis persönlicher Nutzungserfahrungen erworben wurden. Das aktive Kundenmanagement 


bezieht hierbei auch Tätigkeiten im Beschwerdemanagement und in der Abwicklung des Erhöh-


ten Beförderungsentgeltes ein, für die die Berater über eine ausgeprägte Servicementalität so-


wie Problemlösungs- und Kommunikationskompetenz verfügen müssen. Steigende 


Anforderungen ergeben sich darüber hinaus an das Vorhandensein von Fremdsprachenkennt-


nissen und die Ausprägung von interkulturellen Kompetenzen. Ebenso werden die Anforderun-


gen an die Bedienung von integrierten Informations-, Buchungs- und Abrechnungsanwendungen 


zunehmen. Eine gewisse Affinität zu elektronischen Auskunftssystemen und innovativen Mobi-


len Diensten ist daher sicherlich hilfreich.  
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Vor dem Hintergrund der vorgeschlagenen Öffnungszeiten kann das beschriebene Aufgaben-


spektrum im operativen Kundengeschäft voraussichtlich mit 4 Vollzeitkräften bewältigt werden. 


Diese Personalaufwandskalkulation berücksichtigt 3 sich überlagernde Tagesschichten (Früh-, 


Spät- und Tagschicht) an den Werktagen, die personelle Besetzung der Zentrale an den Sonn-


abenden sowie eine Kapazitätsreserve zur Abdeckung von Urlaubs- und Krankheitszeiten. Der 


Leiter nimmt die Informations- und Beratungstätigkeiten hierbei nur in Teilzeit wahr, die restliche 


Zeit widmet er sich seinen sonstigen Aufgaben (s.o.). Grundlage dieser Betrachtung ist, dass die 


neuen Angebote auf dem Verkehrsmarkt von den Kunden vermutlich erst nach und nach ange-


nommen werden. Dabei ist auch davon auszugehen, dass ein Teil der steigenden Anfragen gar 


nicht erst an die Mobilitätszentrale adressiert wird, sondern direkt auf der Online-


Mobilitätsplattform aufläuft. Für den Aufbau und die permanente Pflege der Zusatzinformationen 


ist daher im IT-Zentrum bereits in dieser Phase an eine personelle Verstärkung zu denken. 


Die Koordinierung der Mitglieder des Kompetenzteams , deren Aufgabe es ist, das multimoda-


le Leistungsportfolio inhaltlich auszugestalten und anschließend kontinuierlich weiterzuentwi-


ckeln, übernimmt der VVW. In entsprechenden Arbeitskreisen werden zielgruppenspezifische 


Informations- und Beratungsleistungen in einem engen Abstimmungsprozess zwischen dem 


Leiter der Mobilitätszentrale und den lokal verantwortlichen Akteuren des Mobilitätsmanage-


ments konzipiert und im weiteren Verlauf den Mitarbeitern im operativen Kundengeschäft der 


Mobilitätszentrale für ihre Tätigkeit zur Verfügung gestellt. Lediglich für die komplexeren Bera-


tungsleistungen (z.B. im betrieblichen Mobilitätsmanagement) ist zu überlegen, wie diese er-


bracht werden können, bspw. durch das Kompetenzteam selbst, durch spezielle Beraterteams 


der Verkehrsunternehmen (Mobilitätsberater im Außendienst) oder im Rahmen einer Fremd-


vergabe an spezialisierte Anbieter.  


Die speziellen Aufgaben des Kompetenzteams der Mobilitätszentrale umfassen darüber hinaus: 


• die Bewusstseinsbildung und Öffentlichkeitsarbeit: Organisieren, Entwickeln und Umsetzen 
von Events und Kampagnen in der Öffentlichkeit; 


• Erzielung einer positiven Medienpräsenz durch entsprechende PR-Arbeit; 


• Erstellung von Informationsmaterialien; 


• Wahrnehmung der zentralen Schnittstellenfunktion für sämtliche Institutionen zum Thema 
Mobilitätsservices in der Regiopole Rostock (Gremienarbeit); 


• Gewährleistung von Vernetzung und Wissenstransfer der Mobilitätszentrale innerhalb der 
Regiopole Rostock; 


• Verfolgung spezieller Themen im Mobilitätsmanagement: Betriebliches Mobilitätsmanage-
ment, Seniorenberatung, Mobilitätserziehung in Schulen, Mobilitätsmanagement in Wohn-
gebieten, Neubürgermarketing etc. 


• Sammlung und Entwicklung von Ideen und Konzepten zur Qualitätssteigerung des ÖPNV, 
Rad- und Fußgängerverkehrs sowie der Sharing-Angebote; 


• Sicherstellung/Veranlassung der kontinuierlichen Bestandsverbesserung der bestehenden 
Angebote; 


• Entwicklung von relevanten Partnerschaften zu weiteren Mobilitätsanbietern, Unternehmen, 
Kultur- und Bildungseinrichtungen; 
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Diese Aufgaben werden – soweit sie in ähnlicher Form auch schon vorher bestanden haben – 


von den bereits in der Vergangenheit hierfür verantwortlichen Personen übernommen. Sofern 


der Mobilitätskoordinator der Hansestadt Rostock nicht direkt mit den zukünftigen Akteuren im 


Kompetenzteam zusammenarbeitet, stimmen sich diese zumindest sehr eng mit ihm über alle 


geplanten Aktivitäten ab. Einziger Unterschied in der Wahrnehmung der Aufgaben ist, dass die-


se zukünftig enger mit den Tätigkeiten der neuen Mobilitätszentrale vernetzt und dabei zugleich 


im Rahmen der Kompetenzbündelung in einem virtuellen Team effizienter gestaltet werden kön-


nen. 


8.6 Preis (Konditionen) 


Der Gedanke, eine ServiceCard als multifunktionales Zugangsmedium zum ÖPNV inkl. der er-


gänzenden flexiblen Mobilitätslösungen und zu weiteren kommunalen Dienstleistungen einzu-


führen, steht seit einigen Jahren in vielen deutschen Städten hoch im Kurs. Markante Beispiele 


dieser Art sind „Mobil in Düsseldorf“, „Stuttgart ServiceCard“ und „HANNOVERmobil“. Auch für 


Rostock bietet es sich an, zunächst mit einer solchen Lösung zu starten, bevor zu einem späte-


ren Zeitpunkt voraussichtlich vollintegrierte mobile Bezahlsysteme in den Vordergrund rücken. 


Zu prüfen wäre daher, inwieweit sich die RostockCard, die schon heute verschiedene Dienstleis-


tungen tariflich miteinander vernetzt (siehe oben), für eine Integration der speziellen Mobilitäts-


angebote eignet. Eine Auslegung der RostockCard als Multifunktionskarte mit Barcode-


Scanner-Technik, die für unterschiedlichste Leistungsangebote flexibel aufladbar ist, kann die-


sen Abwägungsprozess womöglich positiv beeinflussen. Um dabei gegenüber den etablierten 


Zahlungssystemen konkurrenzfähig zu sein, sind allerdings Vergünstigungen bei der Nutzung 


der multimodalen Mobilitätsangebote einzuräumen, z.B.: 


• günstige Rabatte für angeschlossene Mobilitätsdienstleistungen 


o Taxi-Rabatt von 20% 


o Mietpreis-Rabatte bei Autovermietungen 


o Rabatte bei der Parkhausnutzung (PGR, WIRO) 


• Mitnahmeregelungen 


o Fahrradtransport im ÖV 


• Reduzierung bzw. Wegfall von Mitgliedsbeiträgen 


o Car-Sharing 


o Bike-Sharing 


• Premiummitgliedschaft 


o kostenfreie Serviceleistungen bei Händlern (Zustellservice) 


o Sonderleistungen bei der Nutzung von Fahrradstationen (all-inclusive) 


Mittelfristig sollte die RostockCard zu einem integrierten Zahlungsmittel für unterschiedliche Mo-


bilitätsangebote und sonstige Dienstleistungen weiterentwickelt werden, so dass in der Folge ein 


bargeldloses Bezahlen ebenso möglich ist wie die Erstellung einer integrierten monatlichen Ab-


rechnung aller beanspruchten Leistungen. Parallel empfiehlt es sich jedoch auch, die Entwick-


lungen im Bereich der Mobilen Dienste im Blick zu behalten. Mit dem geplanten Aufbau eines 
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mobilen Bezahlsystems im VVW (mobile ticketing) ergeben sich vielleicht ganz neue Ansätze 


eines interoperablen Zugangs zu den relevanten Mobilitätsangeboten, die irgendwann das Mit-


führen einer Extra-Karte entbehrlich machen. 


8.7 Kommunikation („promotion“) 


Neue Angebote auf dem Markt verbreiten sich in der Regel nicht von selbst, sondern müssen im 


Rahmen integrierter Kommunikationsmaßnahmen gezielt an die Kunden herangetragen werden. 


Ein einheitliches äußeres Erscheinungsbild aller Angebotskomponenten trägt dabei ganz we-


sentlich zur Transparenz des neuen Angebotes aus Kundensicht bei. Insbesondere wenn es zu-


künftig noch stärker darum geht, Verkehrsmittel inter- und multimodal zu nutzen, ist ein hoher 


Wiedererkennungswert der einzelnen Systembestandteile – sowohl bei der Reiseplanung auf 


Online-Plattformen wie auch bei der Reisedurchführung im Verkehrsraum – unverzichtbar. Vor 


dem Hintergrund der als realistisch eingeschätzten Gestaltungsoption einer hierarchischen Mar-


kenarchitektur bedeutet dies, dass der Kunde an allen Servicekontaktpunkten neben der jeweili-


gen Unternehmensmarke auch den Hinweis auf die Dachmarke VVW vorfinden sollte. Auf diese 


Weise können sich Kunden durchgängig im Verbundraum orientieren, auch wenn ihre Reiserou-


te durch die Bedienungsgebiete mehrerer Verkehrsunternehmen führt bzw. unterschiedliche, 


flexible Mobilitätslösungen mehrerer Anbieter miteinander verknüpft. Für die konkrete Ausge-


staltung des öffentlichen Erscheinungsbildes im Mobilitätsmanagement bedarf es zunächst einer 


intensiven Abstimmung zwischen den zukünftigen Kooperationspartnern im Hinblick auf die 


Verwendung einheitlicher Bezeichnungen und die Festlegung von verbindlichen Gestaltungs-


richtlinien. Im Anschluss daran kann die Entwicklung eines cross-medial angelegten Kommuni-


kationskonzeptes unter besonderer Berücksichtigung einer offensiven Vermarktung des Online-


Angebotes bei einer Agentur beauftragt werden. Die tatsächliche Information der Öffentlichkeit 


sollte jedoch erst dann erfolgen, wenn die neuen Services auch in einer angemessenen Qualität 


für die Kunden bereitstehen. Andernfalls ist nicht auszuschließen, dass die gerade geweckte 


Handlungsmotivation durch enttäuschende Erfahrungen zunichte gemacht wird. 


9. Kostenplan und Finanzierung 


Bei der Finanzierung der neuen Mobilitätsservices ist grundsätzlich zwischen Investitionen und 


Betriebskosten zu unterscheiden. Während die Investitionen die Konzeptentwicklung, Umbau- 


und Erweiterungsmaßnahmen bei bestehenden Einrichtungen sowie die Anschaffung von Anla-


gen und Ausrüstungen umfassen, beziehen sich die Betriebskosten beispielsweise auf den Per-


sonaleinsatz, Mietzahlungen, laufende Kosten und die Datenbereitstellung bzw. Datenpflege. Bei 


der Angabe der Kosten handelt es sich zunächst um sehr grobe Schätzungen, die basierend auf 


Erfahrungswerten für ähnliche Projekte gesammelt wurden. Sie berücksichtigen aktuell nicht, 


dass bestimmte Leistungen in Rostock womöglich schon erbracht werden, die gegenzurechnen 


wären. Eine belastbare Kostenkalkulation für die angestrebten Mobilitätsservices ist erst auf Ba-


sis der noch zu erstellenden Feinkonzepte unter Angabe der ortsspezifischen Kostensätze mög-


lich. 
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Tabelle 40: Kostenschätzung für die Errichtung der Mobilitätsservices 


Nettokosten der Maßnahmen geschätzt [€] 


Planungs-/Vorbereitungsaufwand  


Organisation des Mobilitätsverbundes / Kooperationsentwicklung (Feinkonzepte) 65.000,-- 


Beratungskonzepte erarbeiten (12 Themenbereiche) 135.000,-- 


Marketing: Feinkonzept für die Einführung der Mobilitätszentrale 30.000,-- 


Vertrieb: Feinkonzept für die Entwicklung der RostockCard zur MobilCard 25.000,-- 


Technisches Feinkonzept für die Weiterentwicklung der Mobilitätsplattform 35.000,-- 


Konzept: räumliche Integration der Kundencenter (Hbf. Rostock, Bf. Güstrow) 20.000,-- 


Mobilitätszentrale (Aufwand Personalentwicklung) 10.000,-- 


Gesamtsumme 320.000,-- 


Investitionen  


Mobilitätszentrale (Anpassung: Innenausstattung und technische Infrastruktur) 20.000,-- 


Mobilitätszentrale (Großbildschirm zur Anzeige der aktuellen Abfahrtszeiten) 5.000,-- 


Beteiligung an der Entwicklung der RostockCard zur multifunktionalen Kundenkarte mit 
Barcode Scanner Technik (Gesamtkosten: 100.000,-- €) 


35.000,-- 
 


Räumliche Integration der Kundencenter ((Hbf. Rostock, Bf. Güstrow) 100.000,-- 


Gesamtsumme 160.000,-- 


Softwareentwicklung in Lizenzen  


Schnittstellenerweiterung der Datendrehscheibe (Anschluss Systeme Dritter) 140.000,-- 


Versorgung des Großbildschirms mit der Anzeige aktueller Abfahrtzeiten 25.000,-- 


Dispositionssoftware für die Koordination von Bedarfsfahrten 10.000,-- 


Software für Mobilitätsanalyse und Mobilitätskostenplanung 10.000,-- 


Systemtest und Inbetriebnahme 30.000,-- 


Einführung Mobiler Dienste (mobile ticketing) siehe VVW 


Gesamtsumme 215.000,-- 


Marketingaufwendungen  


Stärkung der Dachmarke VVW 40.000,-- 


Bekanntmachung der Mobilitätszentrale (Maßnahmenumsetzung) 100.000,-- 


Strategische Konzeption und Begleitung für den Social Media Auftritt 25.000,-- 


Gesamtsumme 165.000,-- 


Betriebskosten pro Jahr (fallen bereits heute weitg ehend an)  


Personalkosten: 1 Leitung, 3 Berater 190.000,-- 


Unterhaltung des Standortes (Doberaner Platz) 30.000,-- 


Gemeinkosten 20.000,-- 


Unterhaltung der Mobilitätsplattform (Datenpflege, Betrieb, Wartung) 75.000,-- 


Tätigkeiten im „back office“ der Mobilitätszentrale (inkl. Pflege der Kooperationen) 135.000,-- 


Informationsmaterial (laufende Beratung) 25.000,--  


Kommunikation (laufende Aktivitäten) 40.000,-- 


Gesamtsumme 515.000,-- 


Implementierungskosten 860.000,-- 


Laufende Kosten pro Jahr (bereits erbrachte Leistungen sind gegenzurechnen!) 515.000,-- 


 (Quelle: eigene Darstellung) 
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Die Idealvorstellung einer 100%-Kostendeckung der Mobilitätsservices wird auch auf längere 


Sicht nicht realisierbar sein. Wie fast überall im Marketing werden auch hier die Gewinne vor-


wiegend in anderen Bereichen verbucht, und zwar beim Klimaschutz, im Bereich der Gesundheit 


sowie bei der Lebensqualität. Mobilitätsmanagement trägt wesentliche Züge einer Gemeinwohl-


aufgabe und erfordert daher auch eine Finanzierungsbeteiligung der „öffentlichen Hand“. In die-


sem Zusammenhang hat es sich bewährt, zumindest in der Einführungsphase – wenn möglich – 


auf Förderprogramme zurückzugreifen. Um die Finanzierung darüber hinaus zu sichern, wird oft 


wie folgt vorgegangen, was der Gutachter auch für die Umsetzung in Rostock empfiehlt: 


Tabelle 41: Leistungsträger der Mobilitätsservices 


Leistungsträger Aufgaben im Mobilitätsmanagement 


Hansestadt Rostock (HRO) • Beteiligung an der Errichtung von Mobilstationen 
(u.a. Errichtung der Radstation) 


• Mobilitätskoordinator 


• Beteiligung an den Marketingkosten 


Landkreis Rostock (LRO) • Beteiligung an Leistungen der Mobilitätszentrale für spezielle 
Mobilitätsangebote im Landkreis 


• Beteiligung an den Marketingkosten 


Verkehrsverbund Warnow (VVW) • Betrieb der Mobilitätsplattform (Fremdvergabe) 


• Entwicklung des mobile ticketing 


• Beteiligung an den Marketingkosten 


Rostocker Straßenbahn AG 
(RSAG) 


• Betrieb der Mobilitätszentralen in Rostock 


• Beteiligung an den Marketingkosten 


• Beteiligung an der Errichtung von Mobilstationen im Umfeld 
eigener Verkehrsanlagen 


Regionalbus Rostock GmbH 
(rebus) 


• Betrieb der Kundencenter in Rostock und Güstrow 


• Einrichtung einer Kunden-Hotline 
(insbes. für Dispositionsverkehre im Umland) 


• Beteiligung an den Marketingkosten 


Deutsche Bahn AG • Vermittlung von Nahverkehrsleistungen 


• ggf. Angebot flexibler Mobilitätslösungen 


• Beteiligung an der Errichtung von Mobilstationen im Umfeld 
eigener Verkehrsanlagen 


Kooperationspartner 
(Anbieter von flexiblen 
Mobilitätslösungen) 


Für einen bestimmten Jahresbeitrag erwerben diese Rechte bzgl. 


• der Leistungsvermittlung über die Mobilitätszentrale und die 
Mobilitätsplattform, 


• der Vermarktung 
(Teilnahme an allen Marketingaktionen). 


(Quelle: eigene Darstellung) 
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10. Implementierungsschritte und Ausbaustufen 


Eine geeignete Vorgehensweise für die Implementierung des Mobilitätsverbundes wäre: 


1. Implementierung des Lenkungsausschusses als zentrale Dialog-Plattform 


2. Schritt: Kooperationen entwickeln 


3. Schritt: Stärkung der Dachmarke VVW 


4. Schritt: Online-Präsenz (Mobilitätsplattform) weiterentwickeln 


5. Schritt: Beratungsleistungen entwickeln (Feinkonzepte) und operativ nutzbar machen 


6. Schritt: Personalentwicklung 


7. Schritt: Infrastruktur ausbauen (langfristig begleitend) 


8. Schritt: Bekanntmachung des neuen Mobilitätsverbundes 


Je nach Realisierungsfortschritt können auf der Basis des vorgestellten Betriebs- und Umset-


zungskonzeptes in den nächsten Jahren die folgenden Erweiterungsstufen – gemäß des in Ka-


pitel 6.3 definierten Stufenkonzeptes – vorgesehen werden: 


Tabelle 42: Stufen für die Erweiterung der Mobilitä tsservices bis zum Jahr 2025 


1. Ausbaustufe (in 3 - 4 Jahren nach Realisierung d es Startkonzeptes – bis 2020)  
• Ausbau MZ-Kooperationen 


(ggf. auch schon Integration direkter Konkurrenzunternehmen in einem Mobilitätssegment, z.B. 
mehrere Car-Sharing-Anbieter bzw. Mietwagenunternehmen) 


• Gestaltung einer MobilCard mit inoperablem Zugang zu unterschiedlichen Leistungsangeboten 
(MobilPakete) bzw. Ausbau des mobile ticketing im Mobilitätsverbund 


• Erweiterung der Beratungsangebote (z.B. Information über Parkhausbelegungen, Flugverkehr und 
Linienschiffsverkehre) 


• Verfolgung einer reinen Dachmarkenstrategie im VVW (Bündelung sämtlicher Marketingbudgets 
im Mobilitätsmanagement) 


• Vorbereitung der organisatorischen Zusammenführung der Leistungsangebote unter dem Dach 
eines neutralen Anbieters 


2. Ausbaustufe (in 2 - 3 Jahren nach Realisierung d er 1. Ausbaustufe – bis 2023)  
• Neutraler Betreiber der MZ / der MP in einem echten Mobilitätsverbund (Zusammenführung aller 


Aufgaben im MM in einer neuen Organisation) 


• Wahrnehmung der Funktion einer Schlichtungsstelle (Kundenanwalt) 


• Erweiterung der Funktionalitäten der MobilCard (Leistungsverrechnung zwischen verschiedenen 
Angeboten: z.B. Übertragbarkeit von Freiminuten innerhalb von Bonuskonzepten) bzw. Ausbau 
des mobile ticketing im Mobilitätsverbund 


• Differenzierte Beratungsangebote für alle Zielgruppen 


• Stärker anbieterübergreifend vernetzte Leistungsangebote 


3. Ausbaustufe (in weiteren 2 Jahren nach Realisier ung der 2. Ausbaustufe – bis 2025)  
• Ausbau der technischen Integration (stärkere vertikale und horizontale Diensteintegration) 


• Entwicklung von kundenindividuellen Leistungsangeboten (“one-to-one-marketing“) im Rahmen 
eines professionellen Kundenbeziehungsmanagements (Customer-Relationship-
Managementsysteme – CRM) 


• Angebot aller Mobilitätsservices „aus einer Hand“ mit integrierter Bezahlfunktion  
(„one-stop-shopping“) 


• Ausbau der On-trip-Kundenberatung: z.B. Navigation über die letzte Meile, alternatives Routing im 
Störungsfall und „location-based Services“ auf der Basis der Ortungsfunktion (im Rahmen mobiler 
Dienste) 


(Quelle: eigene Darstellung) 
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11. Zusammenfassung 


Das Kernproblem in der Verkehrsgestaltung ist, dass die heutigen Verkehrsangebotsformen in 


der Bevölkerung ein individuelles Verkehrsmittelwahlverhalten fördern, das in der Summe zu ei-


nem unausgewogenen Verkehrsmittelmix im Stadtverkehr (= MIV-dominierte Mobilität) führt. 


Hiermit verbunden sind vielfältige negative Einflüsse auf unsere Umwelt, die Gesundheit und 


das Wohlbefinden der Menschen. Daher besteht das Ziel des Projektes ‚Kommunales Mobili-


tätsmanagement‘ im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative darin, mit einer Neuausrich-


tung der Verkehrsangebotsformen in der Bevölkerung ein individuelles Verkehrsmittelwahlver-


halten hervorzurufen, das zukünftig einen ausgewogeneren Verkehrsmittelmix im Stadtverkehr 


(= nachhaltigere Mobilität) ermöglicht. Welches multimodale Verhaltenspotenzial in der Region 


Rostock im Rahmen der Zielverfolgung angesprochen werden kann, zeigt die folgende Tabelle. 


Tabelle 43: Multimodales Verhaltenspotenzial in der  Region Rostock 


Zielgruppen Anteil in der 
Bevölkerung 
aktuell [in %] 


multimodales 
Verhaltens- 
potenzial gesamt 


multimodales 
Verhaltenspotenzial 
mit guter Zielanbindung 


Monomodale Autofahrer 


• 100% aller Wege 


• >75% aller Wege 


50,9 


37,7 


13,2 


 
26,4 % 


(abs. 54.000)  


 


9,3% für häufigere ÖV-Nutzung 
(abs. 18.960 Einwohner) 


10,7% für häufigere Rad-Nutzung 
(abs. 21.810 Einwohner) 


Multimodale 


• MIV-ÖV 


• MIV-Rad 


• Trimodale 


• Rad-ÖV 


36,2 


14,1 


13,4 


6,9 


1,8 


• In dieser Zielgruppe können ebenfalls noch weitere 
Fahrten vom MIV auf Verkehrsmittel des Umweltver-
bundes verlagert werden. 


• Die Klimaschutz-Effekte sind jedoch deutlich geringer 
einzuschätzen als in der Zielgruppe der monomoda-
len Autofahrer (insbes. mit 100% aller Wege). 


Monomodale 


• ÖV-Nutzer 


• Fahrradfahrer 


• Fußgänger 


12,9 


8,9 


2,4 


1,6 


• Diese Zielgruppe gilt es in ihrem aktuellen Verhalten 
zu bestätigen. 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Da das tatsächliche Verkehrsmittelwahlverhalten stark von den objektiven Faktoren der ver-


kehrsmittelspezifischen Angebotsqualität abhängt, sind die Möglichkeiten, ausschließlich mit 


‚weichen‘ Maßnahmen (z.B. Aufbau einer Mobilitätszentrale) auf das Verkehrsmittelwahlverhal-


ten Einfluss zu nehmen, begrenzt. Ergänzend bedarf es vielfältiger multimodaler Angebotsfor-


men, die die zentralen Kundenanforderungen erfüllen und es damit weiten Nutzerkreisen ermög-


lichen, sich mit einem vertretbaren Aufwand multimodal zu verhalten. Welche zentralen Kun-


denanforderungen erfüllt sein müssen, damit das multimodale Verhaltenspotenzial erschlossen 


werden kann, stellt die folgende Tabelle dar. 
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Tabelle 44: Zusammenführung von Kundenanforderungen  und Mobilitätsangebotsformen 


Klassische 
Mobilitätselemente  


Zentrale Kundenanforderungen  
(Ihre Erfüllung ist die Voraussetzung für eine 
breite Diffusion multimodalen Verhaltens in der 
Gesamtbevölkerung.) 


Neue, ergänzende 
Angebotsformen 


Pkw-Nutzung • Car-Sharing (one-way): inkl. Verleih von Kin-
dersitzen und Angebot unterschiedlicher Fahr-
zeugkonzepte 


• Mietwagen 


• Mitfahrgelegenheit 


• privates Auto-Teilen bzw. private Pkw-Ausleihe 


• Taxi-Dienste 


• (Lieferdienste – kein Sharing-Angebot i.e.S.) 


 


Fahrrad-Nutzung • Fahrradverleih: inkl. Lastenfahrräder, Pedelecs 
und Fahrradanhänger für die Beförderung von 
Kindern 


• Radabstellanlagen/Diebstahlschutz 
(mit oder ohne Werkstattservice) 


 


ÖV-Nutzung • hochfrequentes, flächendeckendes, verlässli-
ches und pünktliches Leistungsangebot im 
ÖPNV 


• familienfreundliche Gestaltung von Bahnhöfen, 
Zügen und Bussen 


• Bike&Ride sowie verlässliche Fahrradmitnahme 
in öffentlichen Verkehrsmitteln 


• Park&Ride: u.a. auch Fahrgemeinschaftspark-
plätze an Autobahnauffahrten 


• Zubringer-Lösungen im Hinblick auf die Weiter-
fahrt vom Bahnhof in das Stadtgebiet 


 


Angebotsvernetzung • mehr Personalpräsenz 


• Vollkostenvergleich: z.B. Mobilitätsdurchblick 
Schweiz 


• Mobilitätserziehung: Kindergarten und Grund-
schule 


• Echtzeit-Verkehrsinformationen und dynami-
sches Routing 


• Mobilität am Zielort 


o integrierte Mobilitäts- und Touristeninfor-
mation 


o Zugang aller Mobilitätsangebote auch für 
Besucher und Tagesausflügler 


o spezielle Mobilitätsangebote für Urlauber 


 


(Quelle: eigene Darstellung) 


Aus den genannten Nutzeranforderungen lassen sich nun wiederum die nachfolgend aufgeführ-


ten Kernthemen für ein Betriebskonzept zur Bereitstellung umfangreicher Mobilitätsangebote in 


der Region Rostock ableiten. 


Sharing-Angebote 


Fahrrad-Verleihsysteme 


Mobilstationen 


Mobilitätsservices 
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Tabelle 45: Zentrale Gestaltungsaspekte für moderne  Mobilitätsdienstleistungen 


Zentrale Aspekte für die Gestaltung von 
modernen Mobilitätsdienstleistungen 


Realisierungsperspektiven in der Region 
Rostock aus Akteurssicht  


Schaffung einer gemeinsamen Plattform für ein 


integriertes regionales Mobilitätsmanagement. 


Stärkung von Vernetzung und Dialog! 


Etablierung einer Austauschplattform (z.B. in Form 


eines Lenkungsausschusses) zur stärkeren Ver-


netzung der relevanten Akteure und zur Gewähr-


leistung eines intensiveren Dialogs über die 


strategische Gestaltung eines integrierten Mobili-


tätsmanagements in der Regiopole Rostock mit 


dem Ziel einer Konzentration des politischen Wil-


lensbildungsprozesses im Verkehrssektor. 


Praktikablere physische Verknüpfung von 


Individualverkehr und öffentlichem Verkehr. 


Die Mobilitätszentrale kann nur so gut sein, 
wie das von ihr vertriebene Produkt! 


Durchgängig nutzbares, barrierearmes physisches 


Mobilitätsangebot (z.B. Ausbau der Radverkehrs-


anlagen und erste Initiativen zur Errichtung von 


Mobilstationen bzw. ‚Mobilitätshubs‘)  


Aufbau der organisatorischen Strukturen für eine 


intensivere Kooperation der lokalen und regionalen 


Mobilitätsdienstleister 


Kooperation als Notwendigkeit! 


Umfassende Kombination der ÖV-Angebote mit 


nachfragegerechten flexiblen Mobilitätslösungen: 


• Car-Sharing (stationsgebunden/-ungebunden) 


• Fahrradverleihsysteme (inkl. Pedelecs/elros) 


• Automiet- und Taxidienste 


• private Mitnahmeverkehre/privates Autoteilen 


• Integration Gepäck- und Zustellservices 


Entwicklung kreativer Tarifkonzepte im Sinne von 


integrierten Mobilpaketen. 


Betonung von Preis-Leistungs-Argumenten! 


Entwicklung einer Kundenkarte, die den Zugang zu 


weiteren Leistungen vereinfacht und als Vorstufe 


einer „MobilCard“ angesehen werden könnte (z.B. 


RostockCard). 


Informatorische Verknüpfung aller verfügbaren 


Mobilitätsservices und Schaffung einer zentralen 


Anlaufstelle für alle Kunden. 


• Informationsportal 


• Mobilitätszentrale 


„One-stop-shopping“! 


Aufbau einer multimodalen Online-Mobilitätsplatt-


form auf Basis der vorhandenen Auskunftsplattfor-


men im ÖPNV (z.B. Datendrehscheibe). 


Aufbau einer Mobilitätszentrale, die anbieterüber-


greifend über alle integrierten Mobilitätsservices in 


der Region Rostock informiert. 


Geschlossenes, einheitliches Erscheinungsbild in 


der Öffentlichkeit. 


„One face to the customer“! 


Stärkung des Verkehrsverbundes Warnow (VVW) 


als Dachmarke für alle Mobilitätsanbieter der Regi-


on Rostock im Rahmen einer hierarchischen Mar-


kenarchitektur. 


(Quelle: eigene Darstellung) 







 


Schlussbericht TK 1 Konzeption für eine Mobilitätszentrale und ein Mobilitätsportal 142 
 


In einem konkreten, mehrstufigen Umsetzungskonzept ergeben sich vor diesem Hintergrund die 


folgenden Ausprägungen in der Region Rostock: 


Tabelle 46: Umsetzungsstufen und Leistungsausprägun g im Rostocker KMM-Modell 


Umsetzungs-  
stufe 


Mobilitätszentrale (MZ) Mobilitätsportal (MP) / 
Mobile Dienste 


Begleitaspekte 


Startphase  


(2016 / 2017) 


• Kooperationen pflegen/aufbauen 
- ÖPV, SPNV,Fernbusse, 
- flexible Bedarfsverkehre 
- Fahrgastschifffahrt Warnow, 
- Fahrradverleihsysteme, 
- Car-Sharing, 
- private Mitnahmeverkehre, 
- Mietwagen, Taxi-Dienste, 
- Gepäck-/Zustellserivices, 
- Parkauskünfte MIV (u.a. P&R), 


• Beratungsleistungen entwickeln 
(Feinkonzepte)  
- Nutzerregistrierung und Buchung 


von flexiblen Mobilitätslösungen, 
- Annahme & Bearbeitung von Be-


darfsfahrten aller Art, 
- spezielle Angebote zur barriere-


freien Mobilität, 
- Verkehrsabwicklung bei Großver-


anstaltungen, 
- Ad-hoc-Hilfestellung in Störungs-


situationen, 
- spezielle Angebote im Kombinier-


ten Verkehr, 
- Erreichbarkeit von Freizeitzielen 


und Sehenswürdigkeiten, 


• spezielle Zusatznutzen entwickeln: 
- Tool „Mobilitätsanalyse / Kosten-


vergleiche“, 
- Starter-Paket Neubürger, 
- MobilPaket Familiengründung, 
- Seniorentrainings 
- Tool „Ökologischer Fußabdruck“, 
- Bildungsangebote zur Mobilitäts-


sozialisation, 
- Erstellung von Mobilitätsplänen 


für Unternehmen, 
- spezielle Angebote für Mobilitäts-


eingeschränkte, 


• Personalentwicklung 


• Errichtung einer Mobilitätszentrale 
(ggf. RSAG) und Aufstellung eines 
Kompetenzteams 


• Neuordnung der Mobilitätsbera-
tungsangebote an den Bahnhöfen 
in Rostock und Güstrow 


• Online-Präsenz (Datendreh-
scheibe) um einfach zu integ-
rierende Beratungsbausteine 
(siehe links) erweitern 


• Verlinkung der Websites 
aller Kooperationspartner 
der MZ unter dem Dach 
einer Internetplattform 
(z.B. ‚www.rostock-mobil.de‘) 


• Organisation des Aufbaus 
und der permanenten Pflege 
aller Zusatzinformationen 


• Implementierung des Len-
kungsausschusses als stra-
tegisches Steuerungsele-
ment im KMM HRO 


• Stärkung der Dachmarke 
VVW im Rahmen einer hie-
rarchischen Markenarchitek-
tur (Festlegung von verbind-
lichen Gestaltungsrichtlinien) 


• Ausbau der physischen 
Mobilitätsangebote (Radver-
kehrsanlagen, Mobilstatio-
nen) langfristig begleitend 


• Einbindung von Multiplikato-
ren 
- Tourismuszentrale, 
- Tourismuseinrichtungen, 
- Bildungsträger, 
- Seniorenresidenzen, 
- Unternehmen, 
- Immobilienwirtschaft, 
- Freizeiteinrichtungen, 
- Interessenverbände, 
- Verbraucherzentrale, 
- Krankenkasse, 


• Bekanntmachung des neuen 
Mobilitätsangebotes 
(Vermarktung) 


• Etablierung einer dauerhaft 
begleitenden Öffentlichkeits-
arbeit 


• Öffnung der RostockCard für 
spezielle Mobilitätsangebote 
(zunächst als flexibel auflad-
bare Kundenkarte mit defi-
nierten Vergünstigungen) 


1. Aufbaustufe 


(bis 2020) 


• Ausbau MZ-Kooperationen 


• Erweiterung Beratungsangebote 
(Parkhausbelegungen, Flugverkehr, 
Liinienschiffsverkehr) 


• Vorbereitung der Leistungsüberfüh-
rung unter das Dach eines neutralen 
Anbieters für die Region 


• räumliche Integration der Beratungs-
flächen aller Anbieter am Haupt-
bahnhof (RSAG, rebus, DB AG) 


 


• Online-Präsenz um weitere 
Beratungsbausteine ergänzen 


• Einführung des ‚mobile 
ticketing‘ im VVW 


• Erweiterung der RostockCard 
zur umfassenderen Mobil-
Card (Leistungsbündelung) 


• Verfolgung einer reinen 
Dachmarkenstrategie im 
VVW 


• Fortführung der begleitenden 
Öffentlichkeitsarbeit 







 


Schlussbericht TK 1 Konzeption für eine Mobilitätszentrale und ein Mobilitätsportal 143 
 


Umsetzungs-
stufe 


Mobilitätszentrale (MZ) Mobilitätsplattform (MP) / 
Mobile Dienste 


Begleitaspekte 


2. Aufbaustufe 


(bis 2023) 


• neutraler Betreiber der MZ 


• Schlichtungsstelle (Kundenanwalt) 


• differenzierte Beratungsangebote für 
alle Zielgruppen 


• stärker anbieterüberfreifend 
vernetzte Leistungsangebote 


• Erweiterung der Funktionalitäten der RostockCard 
(integrierte Leistungsverrechnung) oder 


• Ausbau des mobile ticketing als integrierte Lösung aller Ver-
kehrsanbieter (inkl. Apps/QR-Codes der Kooperationspartner) 


3. Aufbaustufe 


(bis 2025) 


• kundenindividuelle Leistungsange-
bote („one-to-one-marketing“) 


• alle Mobilitätsservices aus einer 
Hand mit integrierter Bezahlfunktion 
(„one-stop-shopping“) 


• Ausbau der technischen 
Integration (vertikale, horizon-
tale Diensteintegration) 


• Ausbau der „on-trip“- Kun-
denberatung (Navigation über 
die letzte Meile, dynamisches 
Routing im Störungsfall, 
„location-based Services“ 


• Fortführung der begleitenden 
Öffentlichkeitsarbeit 


• Einführung eines professio-
nellen Kundenbeziehungs-
managementsystems  


(Quelle: eigene Darstellung) 
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1. Aufgabe und Zielstellung des Projektes 


 


Die Hansestadt Rostock hat sich in den letzten Jahren trotz Rückgang bzw. Stagnation der 


Einwohnerzahlen sehr dynamisch und positiv entwickelt. Die Aufwertung der Innenstadt, die 


Stärkung der maritimen Wirtschaftsstandorte, die Zunahme der touristischen Bedeutung und 


Nachfrage und die wieder nunmehr auch wieder zunehmende Nachfrage als Wohnstandort sind 


nur ausgewählte Aspekte dieser erfolgreichen Entwicklung. 


 


Das Verkehrssystem der Stadt konnte ebenfalls erfolgreich entwickelt werden. Heute verfügt 


Rostock über ein leistungsfähiges Straßen-Tangentensystem, bestehend aus der A 19 im Os-


ten, der A 20 im Süden und der B 103 im Westen. Der Warnowtunnel ergänzt dieses Tagenten-


system, weist jedoch die Besonderheit einer Bemautung auf. Dadurch kann er nur eine einge-


schränkte Verkehrswirksamkeit entfalten.  


 


Um die Innenstadt herum ist ein leistungsfähiger Innenstadtring entstanden. Die Straße Am 


Strande (L 22) als Bestandteil dieses Ringes weist mit einer Verkehrsbelastung von über 40 


000 Kfz/ Tag einerseits eine immense Bedeutung für das innerstätische Straßennetz auf, ande-


rerseits ist sie aber auch einer der Schwerpunkte der Luftreinhalte- und Lärmaktionsplanung 


und stellt eine immense Barriere zwischen der Innenstadt und dem Stadthafen dar.  


 


Der Umweltverbund in Rostock wird einerseits durch ein leistungsfähiges ÖPNV-System und 


andererseits durch eine starke Affinität zum Radverkehr geprägt. Die Verbindungen im öffentli-


chen Verkehr zum Umland werden insbesondere durch die Regionalbahnen (Stralsund, Wis-


mar, Schwerin) bedient. Die S-Bahn hat sowohl innerstädtische Funktionen, vor allem in der 


Verbindung Innenstadt (Hauptbahnhof) – westliche Wohngebiete – Warnemünde, bedient aber 


auch regionale Ziele wie Güstrow. Die S-Bahn zum Überseehafen wurde vor Jahren wegen 


mangelnder Nachfrage eingestellt. Somit ist dieser maritime Industrie- und Gewerbestandort, 


über den auch der Fährverkehr nach Skandinavien abgewickelt wird, derzeit nur über den (teil-


weise umwegig geführten) Busverkehr erreichbar. Darüber hinaus besteht ein leistungsfähiges 


Straßenbahnnetz, welches durch verschiedene Buslinien ergänzt wird.  


 


Trotz der sehr guten infrastrukturellen Voraussetzungen im Straßennetz und des durchaus leis-


tungsfähigen Umweltverbundes sind häufig kritische Verkehrszustände zu beobachten. In Spit-


zenzeiten erreicht der Innenstadtring immer wieder die Grenze seiner Leistungsfähigkeit, mit 


entsprechenden Folgen auf die Verkehrsabläufe, Umweltwirkungen, Aufenthaltsqualitäten etc. 


Ursachen hierfür sind netzseitig insbesondere die sehr starke Fokussierung innerstädtischer 


Verkehrsströme auf das Ringsystem (weniger der Durchgangsverkehr!) und der sehr hohe 


Quell- und Zielverkehr der Innenstadt.  
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Im „Mobilitätsplan Zukunft“ der Hansestadt Rostock werden derzeit die Möglichkeiten der inner-


städtischen Entlastung vom Kraftfahrzeugverkehr geprüft. Ohne den Ergebnissen abschließend 


vorgreifen zu können, ist derzeit aber bereits deutlich erkennbar, dass die ggf. infrage kommen-


den Ansätze im Straßennetz zur Entlastung der Innenstadt (Neubau einer Südtangente mit 


Querung der Oberwarnow oder Mautfreiheit des Warnowtunnels) schwierig umzusetzen wären. 


Dem stehen zu erwartende sehr hohe Kosten, die enormen Eingriffsintensitäten in Natur, Um-


welt und auch in die Stadt sowie rechtliche Fragestellungen entgegen, zudem ist von sehr lan-


gen Planungs- und Realisierungszeiträumen auszugehen. Deshalb stellt die nachhaltige Stär-


kung des Umweltverbundes einen sehr wichtigen Ansatz in den Maßnahmen des Mobilitätspla-


nes Zukunft dar, zumal dies auch der wirksamste Ansatz im Verkehrssektor zum Klimaschutz 


durch Vermeidung verkehrsbedingter Schadstoffemissionen darstellt.  


 


Wichtige Weichenstellungen für die zukünftige Verkehrsmittelwahl der Bevölkerung erfolgen be-


reits bei der Entwicklung von Standorten in der Phase der Bauleitplanung. An einem schlecht in 


den ÖPNV eingebundenen Standort mit größeren Entfernungen zum Stadt- oder einem Stadt-


teilzentrum wird es trotz aller weitergehenden Bemühungen nur zu einem deutlich geringeren 


Anteil der Verkehrsmittel des Umweltverbundes kommen, als an integrierten Standorten. Be-


schränkt sich „Mobilitätsmanagement“ nur auf die Beeinflussung der Verkehrsmittelwahl unter 


weitgehend gegebenen Randbedingungen muss die Wirksamkeit folgerichtig stark beschränkt 


bleiben. Erst im Zusammenspiel von Verkehrsplanung und Mobilitätsmanagement von der 


Standortbeurteilung in der Phase der Bauleitplanung/ gesamtstädtischer oder teilräumlicher 


Masterplanung über die Umsetzung von Vorhaben bis in die Nutzungsphase hinein kann das 


Mobilitätsmanagement seine volle Wirkung entfalten.  


 


Insbesondere in Zeiten intensiver Stadtentwicklung mit folgereichen Entscheidungen zur zu-


künftigen Flächennutzung kommt einer lückenlosen Begleitung durch Verkehrsplanung und 


Mobilitätsmanagement eine maßgebliche Rolle zu. Herausforderungen sind dabei insbesondere 


die enge Abstimmung zwischen Stadt- und Verkehrsplanung sowie der einzubeziehenden Ak-


teure, um frühzeitig stadt-, verkehrs- und umwelttechnische Zielstellungen in die Planung integ-


rieren zu können. Um diesen Prozess weiter zu strukturieren und zu qualifizieren, soll mit dem 


Leitfaden für die Integration des Mobilitätsmanagements in die Stadtplanung eine im täglichen 


Arbeitsprozess handhabbare Anleitung geschaffen werden, welche folgenden Anforderungen 


genügt: 


 


 Nutzbarkeit für die Bewertung der Flächeneignung aus der Sicht von Verkehrsplanung/ Mo-


bilitätsmanagement bei Bau- und Investitionsvorhaben in allen Phasen der Entwicklung von 


Flächen und Standorten von der Bauleitplanung bis zur Vorhabenumsetzung 


 Schwerpunkte: Bewertung neuer (bislang unbebauter) Flächen bzw. solcher, für die eine in-


tensive Umstrukturierung/ Umnutzung vorgesehen wird 
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 Aufzeigen der Verknüpfungspunkte von Stadt- und Verkehrsplanung sowie Mobilitätsma-


nagement in den Planungsprozessen sowie der maßgeblichen Akteure 


 Leichte Handhabbarkeit durch Ausbildung in Form von Checklisten 


 Nutzbarkeit der Ergebnisse der Bewertung mittels Checklisten als Argumentationshilfe ge-


genüber der Kommunalpolitik 


 


2. Grundlagen 


2.1 Begriffsbestimmung Mobilitätsmanagement 


 


Was ist eigentlich Mobilitätsmanagement? Welche Ziele werden verfolgt und welche Hand-


lungsfelder ergeben sich dabei? Ausführungen dazu enthält bereits das Rahmenkonzept zum 


kommunalen Mobilitätsmanagement der Hansestadt Rostock. Dennoch sollen die wesentlichen 


Eckpunkte nochmals benannt werden, um den Leitfaden besser einordnen zu können. 


 


Ziel des Mobilitätsmanagements ist es ganz allgemein, ohne grundsätzliche Änderung beste-


hender verkehrlicher Infrastrukturen (und Fahrtenangebote im ÖPNV) vor allem durch Informa-


tion, Aufklärung und Vernetzung die Verkehrsteilnehmer zu einer möglichst nachhaltigen Mobili-


tätsteilhabe anzuregen und dabei vor allem einen hohen Anteil der Verkehrsmittel des Umwelt-


verbundes zu bewirken. Im Einzelfall fallen also Maßnahmen zur Förderung der Fahrradnut-


zung oder des Angebotes von Jobtickets im ÖPNV ebenso darunter wie die Förderung von 


Fahrgemeinschaften mit Pkw oder die Teilnahme am Carsharing. 


 


In der nachstehenden Grafik 1 wurde versucht, die verschiedenen potenziellen Maßnahmen 


des kommunalen Mobilitätsmanagements zu ordnen. Das kommunale Mobilitätsmanagement 


besteht im wesentlich aus den vier Handlungsfeldern/ Säulen Mobilitätsberatung, betriebli-


ches Mobilitätsmanagement, zielgruppenorientiertes Mobilitätsmanagement und standortbezo-


genes Mobilitätsmanagement. Eine klare Abgrenzung ist oft nicht möglich bzw. erforderlich. 


Deutlich wird dies z.B. am Mobilitätsmanagement für universitäre Standorte. Je nach Akteur 


und vorrangiger Zielgruppe könnte man das Mobilitätsmanagement als betrieblich (Universität 


als Akteur), zielgruppenbezogen (vorrangige Ausrichtung auf die Gruppe der Studenten) oder 


standortbezogen (wenn ein bestimmter Standort in den Focus genommen wird) bezeichnen.  
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Grafik 1: Handlungsfelder des kommunalen Mobilitätsmanagements Rostock 
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2.2 Integration von Mobilitätsmanagement in die Stadtplanung 


 


Zum Verständnis der Stadtplanung sei auf die Definition gemäß Wikipedia (Abruf März 2016) 


verwiesen: 


 


„Die Stadtplanung beschäftigt sich mit der Entwicklung der Stadt sowie mit den räumlichen und 


sozialen Strukturen in der Stadt. Darauf aufbauend erarbeitet sie Planungskonzepte, im Idealfall 


unter gerechter Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange mit dem Ziel der Konfliktmi-


nimierung. Sie ordnet sowohl die öffentliche als auch die private Bautätigkeit und steuert die 


raumbezogene Infrastrukturentwicklung in der Stadt. Stadtplanung steuert dabei im Rahmen 


der Bauleitplanung im Wesentlichen die Bodennutzung im Gemeindegebiet.“ 


 


Aus der Beschreibung wird bereits deutlich, dass Stadtplanung somit nicht nur Sache einer 


Struktureinheit oder eines Amtes sein kann, sondern viele Akteure kennt. Dazu gehören neben 


der eigentlichen für die Stadtplanung zuständigen Einrichtung alle diejenigen Ämter und Einrich-


tungen, die ebenfalls die Infrastrukturentwicklung einer Stadt beeinflussen. Nachfolgend werden 


für die Hansestadt Rostock die wichtigsten Verwaltungseinheiten für die Stadtplanung sowie die 


Akteure hinsichtlich Verkehrsplanung/ Mobilitätsmanagement benannt.  


 


Integration des Mobilitätsmanagements in die Stadtplanung wird also vorrangig als Integration 


in die Planungsprozesse und als organisiertes Zusammenwirken der Akteure begriffen. Unbe-


stritten dabei ist, dass es dabei ein Kernteam geben muss, welches in Rostock in den derzeiti-


gen Verwaltungsstrukturen vor allem aus dem Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und 


Wirtschaft sowie dem Hafen- und Tiefbauamt, ergänzt um die besondere Verwaltungseinheit 


des Mobilitätskoordinators gesehen wird. Jedoch tragen zahlreiche andere Ämter mit ihren Auf-


gaben und Einflüssen zu einem mehr oder weniger gelungenen Mobilitätsmanagement bei, z.B. 


 das Kataster- und Liegenschaftsamt durch eine weitsichtige Flächenbevorratungspolitik 


 das Amt für Umweltschutz durch Formulierung umweltseitiger Zielvorgaben oder  


 das Bauamt mit dem Einwirken entsprechender Voraussetzungen bei der Umsetzung von 


Einzelbauvorhaben.  


 


In welchen Ebenen bzw. Phasen der Stadtplanung ist die Integration des Mobilitätsmanage-


ments besonders relevant? Versteht man das Mobilitätsmanagement nur im engeren Sinne als 


Versuch der Beeinflussung der Mobilität unter den gegebenen Randbedingungen kommt man in 


der Beantwortung dieser Fragestellung sicherlich zu einem anderen Ergebnis, als wenn die In-


tegration so verstanden wird, dass Überlegungen zu den Randbedingungen und Voraussetzun-


gen für erfolgreiches Mobilitätsmanagement frühzeitig bereits in den ersten Phasen von Flä-


chenentwicklungen einbezogen werden. 
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Grafik 2:  maßgebliche Akteure in der Stadt- und Verkehrsplanung/ Mobilitätsmanagement in Rostock 


 


Im Kern des Projektes geht es demnach darum, eine lückenlose Durchdringung stadtpla-


nerischer Prozesse von der Flächenentwicklung in der Flächennutzungs- und Bauleitpla-


nung bis hin zur Nutzungsphase mit den Überlegungen für ein erfolgreiches Mobilitäts-


management zu ermöglichen.  


 


Der Leitfaden widmet sich demnach nicht allen in Grafik 1 aufgeführten Handlungsfeldern, son-


dern „nur“ den für die (planerische) Entwicklung von Einzelflächen relevanten Punkten. Er führt 


somit die qualifizierte verkehrsplanerische Standortbeurteilung mit Aspekten des Mobilitätsma-


nagements zusammen, soweit sie in der Phase der Entwicklung von Flächen und einzelnen 


Bauvorhaben eine Relevanz besitzen. Er soll demnach keinen Leitfaden im Sinne von allge-


meinen Vorgehensweisen darstellen, sondern eine Handlungsanleitung für die Beurteilung von 


Flächen in den verschiedenen Phasen der planerischen Prozesse. 
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2.3 Stand der Integration in Rostock 


 


Die Hansestadt Rostock hat der Bedeutung des Mobilitätsmanagements mit der Schaffung der 


Stelle eines Mobilitätskoordinators entsprechend Ausdruck verliehen. Dennoch ist der Mobili-


tätskoordinator nur ein, wenn auch maßgeblicher Akteur für das Mobilitätsmanagement. Je 


besser das Mobilitätsmanagement bereits in der Stadtplanung verankert wird, umso intensiver 


können sich die Aktivitäten des Mobilitätskoordinators auf die klassischen Felder gemäß Grafik 


1 beziehen und so erfolgreicher wird das Mobilitätsmanagement an neu entstehenden Standor-


ten/ Vorhaben funktionieren.  


 


Um den aktuellen Stand der Integration von Überlegungen zum Mobilitätsmanagement zu er-


fassen wurden eine Befragung wichtiger Akteure sowie ein Workshop durchgeführt. Daraus 


lässt sich folgendes Bild ableiten: 


 


 Über die Erforderlichkeit des Mobilitätsmanagements und seine Integration in die Stadtpla-


nung sind sich die meisten Akteure sehr wohl bewusst. 


 In der Vergangenheit kam es teilweise zu Flächenfestlegungen im Flächennutzungsplan, 


die von den Akteuren durchaus kritisch gesehen werden. Offenbar erfolgte dazu keine aus-


reichende verkehrsplanerische Standortbewertung im Prozess der FNP-Fortschreibung. 


 Unter den aktuellen Bedingungen mit einem hohen Druck auf die Verwertung von Flächen 


wird ebenfalls die Gefahr unzweckmäßiger Flächenfestlegungen gesehen. 


 Insbesondere die nicht direkt in der Stadtverwaltung angesiedelten Akteure des ÖPNV 


(RSAG, VVW) sehen häufig eine sehr späte Einbeziehung in Planungs- und Abwägungs-


prozesse, so dass optimale Angebote nur schwer bzw. mit überhöhtem Aufwand zu realisie-


ren sind. 


 Die vorhandenen personellen und finanziellen Ressourcen innerhalb der Verwaltung rei-


chen nach Einschätzung der Akteure nicht aus, die Vielzahl von zu entwickelnden Projekten 


ausreichend qualifiziert zu begleiten. Der Abstimmungs- und Verwaltungsaufwand lässt ei-


ne fachlich-inhaltliche Arbeit nicht mehr in ausreichendem Maße zu.  


 Der Informationsfluss innerhalb und zwischen den Verwaltungseinrichtungen ist nicht in je-


dem Fall in ausreichendem Maße gewährleistet. Unterschiedliche Strukturen und Herange-


hensweisen erschweren dies auch.  


 Im zielgruppenbezogenen Mobilitätsmanagement werden zahlreiche Aktivitäten entfaltet. 


Neben der Verwaltung sind hier insbesondere auch die Aktivitäten der RSAG hervorzuhe-


ben.  


 Standortbezogene Ansätze des Mobilitätsmanagements werden bislang kaum verfolgt bzw. 


haben bislang wenig Erfolg.  


 Es wird selbstkritisch eingeschätzt, dass die Verwaltung bislang zu wenig Vorreiter im Mobi-


litätsmanagement selbst ist als auch zu wenige Aktivitäten diesbezüglich entfaltet. 
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 Bisherige Imagekampagnen zum Themenbereich Mobilität/ Mobilitätsmanagement erzeu-


gen einerseits durchaus beachtliche Aufmerksamkeit, allerdings bleiben praktische Konse-


quenzen bislang überwiegend aus.  


 Aktivitäten zur verstärkten Einbeziehung der Wirtschaft als einem der wichtigsten Adressa-


ten und maßgeblichem Akteur stoßen bislang auf (zu) wenig Resonanz.  
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3. Entwicklung des Leitfadens 


3.1 Betrachtungsebenen des Leitfadens 


 


Nachfolgend sollen die einzelnen Betrachtungsebenen mit ihren unterschiedlichen Anforderun-


gen hinsichtlich des Mobilitätsmanagements kurz skizziert werden: 


 


Ebene gesamtstädtische Konzepte/ Flächennutzungsplanung 


 


Das wichtigste Instrument, welches die Nutzungsmöglichkeiten von Flächen innerhalb des 


Stadtgebietes beschreibt, ist der Flächennutzungsplan. Gemäß § 5 des Baugesetzbuches sind 


alle Städte und Gemeinden zur Aufstellung eines Flächennutzungsplanes verpflichtet. Hier wer-


den die maßgeblichen Grundlagen dafür gelegt, wie neue Baugebiete zukünftig entwickelt wer-


den können, ob z.B. Wohngebiete, Mischgebiete oder Industrie- und Gewerbegebiete entstehen 


können und wie sich ihre räumliche Ausdehnung dem Grunde nach darstellt.  


 


 


 


Grafik 3: Betrachtungsebenen des Leitfadens 


 


Somit werden bereits im Flächennutzungsplan maßgebliche Weichen für die Verhaltensweisen 


bzgl. der Mobilität zukünftiger Nutzer der Flächen und damit der verkehrlichen Wirkungen in der 


Zukunft gestellt. Verkehrsintensive Nutzungen in nicht integrierten Lagen führen entweder zu 


sonders hohen infrastrukturellen Aufwendungen um quasi ein Mindestmaß der verkehrlichen In-


tegration zu erzielen, oder es ergibt sich auf Dauer eine hohe Affinität zum Kfz-Verkehr mit den 


entsprechenden Folgen der Belastungen des Straßennetzes einerseits und den Wirkungen auf 


die Umwelt (Lärm, Luftreinhaltung, Klima) andererseits.  
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Die im Leitfaden abzuarbeitenden Fragestellungen beziehen sich gemäß dem Stadium der Flä-


chenentwicklung eher auf Aspekte der verkehrsplanerischen Standortbeurteilung. Gute ver-


kehrsplanerische Randbedingungen führen folgerichtig dazu, dass nicht nur von vornherein ein 


höherer Anteil des Umweltverbundes erzielt wird, sondern Maßnahmen des Mobilitätsmanage-


ments grundsätzlich einen höheren Erfolg versprechen, da qualitätsgerechte Alternativen vor-


handen sind oder mit vertretbarem Aufwand geschaffen werden können. Im Ergebnis der 


Checkliste des Leitfadens soll also eingeschätzt werden: 


 


 ob die vorhandenen verkehrlichen Rahmenbedingungen geeignet sind, so dass die be-


absichtigten Nutzungen in ihrer grundsätzlichen Art und Intensität unverändert im Flä-


chennutzungsplan weitergeführt werden können 


 ob die (unzureichenden) vorhandenen verkehrlichen Rahmenbedingungen mit einem in 


Bezug zur Fläche vertretbarem Aufwand so zu qualifizieren sind, so dass die beabsichtig-


ten Nutzungen in ihrer grundsätzlichen Art und Intensität unverändert im Flächennut-


zungsplan weitergeführt werden können 


 ob die (unzureichenden) vorhandenen verkehrlichen Rahmenbedingungen nicht mit ei-


nem in Bezug zur Fläche vertretbarem Aufwand zu qualifizieren sind, so dass eine An-


passung der beabsichtigten Nutzungen in ihrer grundsätzlichen Art und Intensität drin-


gend geboten erscheint.  


 


Zielstellung ist es somit insbesondere, die Festlegung ungeeigneter Flächen bzw. Nutzungen zu 


vermeiden bzw. sich frühzeitig Klarheit über die erforderlichen infrastrukturellen Aufwendungen 


und/ oder verkehrlichen Wirkungen zu verschaffen. 


 


Sinngemäß gelten die Ausführungen auch auf die Ideenentwicklung bzw. Beschreibung der 


Nutzung von Flächen in gesamtstädtischen Planungskonzepten („Masterplänen“) jedweder Art 


(z.B. gesamtstädtische Konzepte zur Gewerbeentwicklung, zur Entwicklung des großflächigen 


Einzelhandels, Sport/ Freizeit/Tourismus etc.).  
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Ebene teilgebietsbezogene Konzepte 


 


Auch wenn in Grafik 3 die Ebene der teilgebietsbezogenen Konzepte nicht untergliedert ist, 


ergibt sich eine weitere Differenzierung. Bei einfachen Bebauungsplänen, bei denen außer der 


Fläche und der grundsätzlich beabsichtigten Nutzung keine weiteren Angaben bekannt sind o-


der bei stadtteilbezogenen Konzepten ohne konkrete Bindungswirkung kann auch eine Prüfung 


der Einzelflächen wie in der Ebene gesamtstädtische Konzepte/ Flächennutzungsplan erfolgen. 


Dies ist insbesondere dann zweckmäßig, wenn noch keine weitergehenden Festlegungen ge-


troffen sind, also durchaus auch noch Nutzungsarten und Nutzungsintensitäten (unter grund-


sätzlicher Berücksichtigung der Möglichkeiten gemäß Flächennutzungsplan) variiert werden 


können.  


 


Anders verhält es sich bei qualifizierten bzw. vorhabenbezogenen Bebauungsplänen. Im Ideal-


fall wurde die Fläche bereits in der Ebene Flächennutzungsplanung betrachtet und hinsichtlich 


der Randbedingungen Verkehr/ Mobilitätsmanagement als grundsätzlich geeignet mit den vor-


gesehenen Nutzungen eingestuft. In der Ebene Bebauungsplan ist also nicht mehr das „ob“ 


sondern das „wie“ zu prüfen. Dabei ist es aber nach wie vor denkbar, dass auf Grund der ver-


kehrlichen Randbedingungen oder Wirkungen Einschränkungen der Nutzungsintensitäten/ Flä-


chengrößen erforderlich werden können. 


 


Im Ergebnis der Checkliste des Leitfadens auf der Ebene teilgebietsbezogene Konzepte soll al-


so vor allem eingeschätzt werden: 


 wie die vorhandenen verkehrlichen Infrastrukturen zu entwickeln sind, um die beabsich-


tigten Nutzungen in ihrer grundsätzlichen Art und Intensität unverändert im Bebauungs-


plan weiterzuführen oder ob ggf. Abstriche an Nutzungsintensitäten erforderlich werden 


 welche begleitenden Ansätze des Mobilitätsmanagements ggf. bereits im Bebauungsplan 


festgesetzt werden können und welche anderweitigen Folgen daraus resultieren (z.B. 


Festlegung von Flächen für Carsharing-Angebote, Möglichkeiten der Stellplatzreduktion 


bei gleichzeitiger Verpflichtung für Jobticket/ betriebliches Mobilitätsmanagement) 


 welche weiteren Empfehlungen zu Maßnahmen des Mobilitätsmanagements ohne Fest-


setzung ausgesprochen werden können 


 


Zielstellung ist es somit insbesondere, erforderliche Maßnahmen zur Anpassung von Verkehrs-


infrastrukturen (und ggf. Verkehrsangeboten) herauszuarbeiten, sinnvolle Maßnahmen des Mo-


bilitätsmanagements frühzeitig im Plangebiet verbindlich zu implementieren und auch darüber-


hinausgehende Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen.  
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Ebene Einzelbauvorhaben 


 


Auch in der Ebene der Einzelbauvorhaben ist es ab einer bestimmten Größenordnung sinnvoll 


oder gar erforderlich, verkehrsplanerische Beurteilungen vorzunehmen und die Möglichkeiten 


des Mobilitätsmanagements auszuloten. Einzelbauvorhaben können in unterschiedlichster Grö-


ße auftreten und reichen vom einfachen Carport bis hin zu großen Bürogebäuden oder Produk-


tionshallen. Manche Einzelvorhaben lassen größere verkehrliche Auswirkungen erwarten, als 


kleinere Bebauungspläne.  


 


Wird ein Einzelbauvorhaben in einem Bebauungsplangebiet beantragt, so sind – falls bereits 


eine vorhergehende Prüfung im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgte – die 


verkehrlichen Randbedingungen weitestgehend geklärt und auch die Aspekte des Mobilitäts-


managements in Bezug auf den B-Plan betrachtet worden. Im Zuge der Bearbeitung des Bau-


antrages wäre daher im Regelfall nur noch zu prüfen, ob die Festlegungen des Bebauungspla-


nes eingehalten werden (z.B. zur Schaffung ausreichender Fahrradstellplätze oder – falls fest-


gesetzt – der Durchführung eines betrieblichen Mobilitätsmanagements). Bei größeren Vorha-


ben wäre darüber hinaus oft eine weitere beratende Begleitung hinsichtlich der Aspekte des 


Mobilitätsmanagements sinnvoll.  


 


Anders verhält es sich bei Einzelbauvorhaben/ Bauanträgen nach § 34 BauGB. Hierfür gäbe es 


keine aus einem Planrechtsverfahren resultierenden formalen Vorgaben, sondern nur die Vor-


gaben des Baugesetzbuches selbst. Ggf. haben weitere kommunale Satzungen Einfluss auf die 


verkehrlichen Aspekte, z.B. die Stellplatzsatzung der Stadt Rostock (die jedoch z.B. keine Fest-


legungen zu Fahrradstellplätzen enthält). Im Bauantrag ist der Nachweis der gesicherten ver-


kehrlichen Erschließung zu erbringen. Hierfür können – je nach Lage und Größe des Vorha-


bens – durchaus komplexere verkehrliche Betrachtungen erforderlich werden. Oft werden sol-


che Betrachtungen jedoch nur auf verkehrstechnische Untersuchungen zur Leistungsfähigkeit 


des Einbindepunktes in das Straßennetz und den Stellplatznachweis für Pkw reduziert, wäh-


rend Fragen der Erreichbarkeit mit dem ÖPNV, der Barrierefreiheit im direkten Umfeld, des Mo-


bilitätsmanagements etc. nicht thematisiert werden. Dabei sind es jedoch neben der Lagegunst 


– die ggf. in vorhergehenden Stufen bewertet wird – vor allem die Aspekte der baulich-


gestalterischen und organisatorischen Umsetzung der Einzelbauvorhaben selbst, die über die 


Verkehrsmittelwahl und Wirksamkeit von Maßnahmen zu deren Beeinflussung entscheiden.  
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Im Ergebnis der Checkliste des Leitfadens auf der Ebene der Einzelbauvorhaben soll also vor 


allem eingeschätzt werden: 


 ob die Festlegungen eines ggf. relevanten Bebauungsplanes hinsichtlich Verkehr/ Mobili-


tätsmanagement eingehalten werden 


 ob weiterführende Betrachtungen zur verkehrlichen Anbindung mit allen Verkehrsmitteln 


erforderlich sind bzw. erbracht wurden 


 wie die vorhandenen verkehrlichen Infrastrukturen zu entwickeln sind, um eine optimale 


Anbindung vor allem mit den Verkehrsmitteln des Umweltverbundes zu ermöglichen  


 ob und welche begleitenden Ansätze des Mobilitätsmanagements für das konkrete Ein-


zelbauvorhaben sinnvoll sein könnten (z.B. Festlegung von Flächen für Carsharing-


Angebote, Möglichkeiten der Stellplatzreduktion bei gleichzeitiger Verpflichtung für Jobti-


cket/ betriebliches Mobilitätsmanagement) 


 


Primäres Ziel in der Ebene der Einzelbauvorhaben ist es demnach, alle umsetzungsrelevanten 


Aspekte der Standortanbindung und die Möglichkeiten des objektkonkreten Mobilitätsmanage-


ments zu prüfen bzw. zu bewerten und den jeweiligen Bauherren zu vermitteln. Bei Bauvorha-


ben nach § 34 BauGB ergeben sich jedoch nur wenige Möglichkeiten der verbindlichen Rege-


lung von Fragestellungen zu Verkehr und Mobilitätsmanagement, sofern nicht diesbezügliche 


Festlegungen in kommunalen Satzungen existieren. Die aktuelle Stellplatzsatzung der Hanse-


stadt Rostock bietet hierfür jedoch auch nur sehr beschränkte Ansatzpunkte. 


 


3.2 Grundsätzlicher Ablauf der Bewertung und Einbeziehung von Akteuren 


 


Der Ablauf der Bewertung erfolgt in drei grundsätzlichen Arbeitsschritten, die weitgehend unab-


hängig von der Betrachtungsebene sind. Zunächst sind verwaltungsintern Charakteristik und 


Lage des Vorhabens/ der Fläche zu bewerten. Der Umfang (Größe) des Vorhabens wird an-


hand verschiedener Schlüsselgrößen vereinfacht ermittelt, z.B. Flächengrößen, Einwohner- o-


der Beschäftigtenzahlen oder dem eingeschätzten Wirkungsbereich. Danach erfolgt eine Ein-


stufung in Größenklassen (Schritt 1). Der zweite Schritt beinhaltet eine Bewertung der Lage 


hinsichtlich der städtebaulichen/ verkehrlichen Integration (Schritt 2).  


 


In der Überlagerung der Ergebnisse der Schritte 1 und 2 kann eingeschätzt werden, ob vertie-


fende Betrachtungen erforderlich werden. Vereinfacht dargestellt ist das Erfordernis vertiefen-


der Betrachtungen umso wahrscheinlicher, je größer das Vorhaben ist und desto schlechter die 


Integration der Lage eingeschätzt wird. Im Optimalfall sind für das zu bewertende Vorhaben 


keine weiteren Betrachtungen erforderlich, bei größeren Vorhaben und ungünstigen Lagen 


kann sich die Notwendigkeit komplexer verkehrsplanerischer Untersuchungen ergeben. 
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Grafik 4: vereinfachter Ablauf des Bewertungsverfahrens 


 


Die Herangehensweise ist so ausgerichtet, dass vorrangig vom jeweiligen Bearbeiter des feder-


führenden Amtes selbst einzuschätzen ist, ob eine weitere Betrachtung erforderlich wird und 


wenn ja, ob diese amtsintern zu leisten ist. Diese Struktur soll gewährleisten, dass einerseits 


keine überbordende Bürokratie entfaltet wird, andererseits aber auch rechtzeitig die Kompeten-


zen der anderen Ämter und ggf. externer Akteure in Anspruch genommen werden, wenn kom-


plizierte Sachverhalte zu bewerten sind.  


 


Als „federführende“ Ämter werden hier vorerst das Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und 


Wirtschaft für die Ebenen der Flächennutzungsplanung und Bebauungsplanung sowie das 


Bauamt für die Ebene der Einzelbauvorhaben gesehen. Sie sollten jedoch in jedem Fall recht-


zeitig auf die fachlichen Kompetenzen des Tief- und Hafenbauamtes als für die Verkehrspla-


nung zuständigem Amt sowie Straßenbaulastträger und ggf. auf den Mobilitätskoordinator zu-


rückgreifen, um zu fachlich fundierten Aussagen zu gelangen.  
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Die Einbeziehung weiterer externer Akteure im Verkehrsbereich sollte erst nach Einbeziehung 


dieser Ämter bzw. Stellen erfolgen. Infrage kommen insbesondere: 


 


 die Verkehrsunternehmen RSAG und REBUS sowie der Verkehrsverbund Warnow als Ak-


teure im städtischen/ regionalen ÖPNV 


 die Wohnungsgesellschaft WIRO als Betreiber von Parkhäusern und Fähren 


 sonstige Anbieter von Mobilitätsdienstleistungen (Carsharing-Anbieter, Lieferdienste, Be-


treiber von Fahrradverleihsystemen, weitere Parkhausbetreiber, etc.) 


 ggf. Vereine und Verbünde (ADAC, ADFC, …) 


 


Hinzuweisen ist jedoch darauf, dass nicht beabsichtigt ist, eine breite Anhörung externer Akteu-


re vorzunehmen, sondern bei Erfordernis „nur“ speziellen Sachverstand anzufragen. Insbeson-


dere bei größeren Vorhaben mit komplexen Untersuchungserfordernissen empfiehlt sich die 


Einbindung externer Gutachter.  


 


3.3 Checklisten  


 


Die Checklisten sind getrennt für die einzelnen Betrachtungsebenen in den Anlagen 1 bis 3 bei-


gefügt. 
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4. Zusammenfassung und Empfehlungen 


 


Der vorliegende Leitfaden wurde für die stärkere Integration des Mobilitätsmanagements in die 


Stadtplanung erarbeitet. Kern des Leitfadens sind Checklisten zur Vorhabenbewertung in den 


verschiedenen Phasen der stadtplanerischen Befassung mit Entwicklungsflächen und Vorha-


ben von der Flächennutzungs- und Bauleitplanung bis hin zum Einzelbauantrag. Dabei ist es in 


der Stadt- und Verkehrsplanung besonders wichtig, frühzeitig günstige Voraussetzungen für ein 


erfolgreiches Mobilitätsmanagement zu schaffen. Deshalb wird im vorliegenden Leitfaden die 


qualifizierte verkehrsplanerische Beurteilung von Flächen und Vorhaben zusammengeführt mit 


den spezifischen Aspekten des Mobilitätsmanagements, wobei die besonderen Anforderungen 


der unterschiedlichen Planungsphasen und Betrachtungsebenen berücksichtigt werden.  


 


Anhand der ausgearbeiteten Checklisten sollen die federführenden Akteure der Stadtplanung 


rechtzeitig erkennen, wann welche ergänzenden Fachbeiträge und Untersuchungen erforderlich 


sind und welche Akteure bei deren Ausarbeitung sinnvollerweise einzubeziehen sind. Im Weite-


ren werden folgende Empfehlungen ausgesprochen: 


 Durchführung von Praxistests mit dem Leitfaden/ den Checklisten und Evaluierung/ Fort-


schreibung dieser 


 Verbindliche Übernahme der Checklistenbeurteilung in die stadt- und verkehrsplaneri-


sche Praxis 


 Prüfung der Sinnfälligkeit der Programmierung von Excel-Tools für die Checklisten mit 


weiteren Entscheidungshilfen für das Ausfüllen/ Bearbeiten 


 


Ergänzend dazu wird angeregt, sich intensiv mit der Neuformulierung städtischer Satzungen in 


Bezug auf das Mobilitätsmanagement auseinanderzusetzen. Die derzeitige Stellplatzsatzung 


der Stadt Rostock ist wenig dazu geeignet. Insbesondere fehlen Aussagen zum Parkraumbe-


darf für Fahrräder und qualifizierten Voraussetzungen für die Stellplatzablösung oder sogar für 


Stellplatzrestriktionen im Innenstadtbereich oder bei Ergreifen von Maßnahmen des (betriebli-


chen) Mobilitätsmanagements. Insbesondere bei Einzelbauvorhaben ohne textliche Festset-


zungen eines Bebauungsplanes kann somit kaum Einfluss auf die verbindliche Berücksichti-


gung der Aspekte des Mobilitätsmanagements genommen werden.  
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Kommunales Mobilitätsmanagement 
 


 


 
Leitfaden für die Integration  


Mobilitätsmanagement in die Stadtplanung 


Checkliste Flächennutzungsplanung 


 


 
 
 


IVAS Ingenieurbüro für Verkehrsanlagen und -systeme 
Büro Dresden - Alaunstraße 9 - 01099 Dresden  
Tel.: (0351) 21 11 4-0 - Fax: (0351) 21 11 4-11 
dresden@ivas-ingenieure.de - www.ivas-ingenieure.de 


 







Kommunales Mobilitätsmanagement Hansestadt Rostock 
TK 2 – Leitfaden für die Integration Mobilitätsmanagement in die Stadtplanung – Checkliste FNP  


 
803_TK2_Leitfaden_Checkliste FNP.doc Seite 1 
  


 


Checkliste Flächenbewertung Flächennutzungsplanung/ sonstige stadt(teil)bezogene Konzepte 


 


 


Bezeichnung der Fläche:  _____________________________________________________ 


 


Datum der Bewertung:  ______________ 


 


 


Hauptbearbeiter: _______________  Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


 


unter Mitwirkung von: 


Bearbeiter 1: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


Bearbeiter 2: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


Bearbeiter 3: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


Bearbeiter 4: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 
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Teil 1: Vorhabenstypisierung 


 


1.1 Art des Vorhabens (nur Einfachnennung möglich): 


 Wohnbaufläche 


 Gewerbliche Baufläche 


 Gemischte Baufläche 


 Sonderbaufläche, und zwar___________________________________ 


 


1.2 Flächengröße Art des Vorhabens (nur Einfachnennung möglich): 


 >= 50 ha 


 10 bis < 50 ha 


 1 bis < 10 ha 


 < 1 ha 


 


1.3 Einzugsbereich (nur Einfachnennung möglich): 


 überregional/ regional 


 gesamtstädtisch 


 stadtteilbezogen 


 


Handlungsempfehlung/: Vorhabenstypisierung 


 Kleinprojekt Mittleres Projekt Großprojekt 


 • stadtteilbezogen • gesamtstädtisch • überregional/ regional 


Wohnbaufläche • < 200 EW • 200 bis 500 EW • > 500 EW 


Gewerbliche Baufläche • < 200 Beschäftigte • 200 bis 500 Beschäftigte 


bzw. 
• Logistikzentrum < 200 B. 


• > 500 Beschäftigte 


bzw. 
• Logistikzentrum < 500 B. 


Einzelhandelseinrichtung • < 1.000 m² VRF  


oder 
• < 500 Kunden/ Tag 


• 1.000 bis 2.000 m² VRF 


oder 
• 500 – 2.000 Kunden/ Tag 


• > 2.000 m² VRF  


oder 
• < 2.000 Kunden/ Tag 


Bildungseinrichtung • Kita 


• Grundschule 


• Mittelschule/ Oberschule 


• Gymnasium 


• Gesamtschule 


• Berufsschule/ -zentrum 


• Forschungs-/ universitäre 
Einrichtung 


• Einrichtung > 500 Be-
schäftigte 


Gesundheit und Soziales • Kleinere Einrichtung 


• Ärztehaus 


• > 50 Beschäftigte • Einrichtung > 500 Be-
schäftigte 


Sport und Freizeit, 


Tourismus und Kultureinr. 


• < 500 Besucher • 500 – 2.000 Besucher/ 
Tag 


• > 2.000 Besucher/ Tage 
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Teil 2: Grundsätzliche Einschätzung zu Lage und Größe 


  


 
2.1 Die Fläche liegt nah zur Innenstadt oder einem Stadtteilzentrum mit hoher Affinität zum Fuß-
gänger- und Radverkehr. Bestehende Infrastrukturen Straße/ ÖPNV können weitgehend für die 
Anbindung des Gebietes genutzt werden (integrierte Lage) 


 
2.2 Die Fläche grenzt an dicht besiedelte bzw. gewerblich genutzte Flächen außerhalb der Innen-
stadt an. Bestehende Infrastrukturen Straße/ ÖPNV können nur teilweise für die Anbindung des 
Gebietes genutzt werden (teil-integrierte Lage). 


 
2.3 Die Fläche liegt abseits der Innenstadt oder von Stadtteilzentren, jedoch an bestehenden 
Infrastrukturen Straße und/ oder ÖPNV (wenig integrierte Lage). 


 
2.4 Die Fläche liegt abseits der Innenstadt oder von Stadtteilzentren. Infrastrukturen Straße und/ 
oder ÖPNV müssen erst mit hohem Aufwand geschaffen werden (nicht integrierte Lage). 
 


 


 


Handlungsempfehlung: Grundsätzliche Bewertung 


 Lage (Zuordnung aus Teil 2) 


Zuordnung aus 
Teil 1  


integriert teil-integriert wenig integriert nicht integriert 


Kleinprojekt     


mittleres Projekt     


Großprojekt     
 


Grün: Die Größe der Fläche/ des Projektes und die Integration der Lage lassen keine 
besonderen Auswirkungen erwarten, die eine vertiefende Prüfung der Fläche 
bzw. der beabsichtigten Nutzung auf der Ebene Flächennutzungsplanung erfor-
derlich machen – Teil 3 nicht erforderlich 


Gelb: Die Größe der Fläche/ des Projektes und die geringe Integration lassen Auswir-
kungen erwarten, die bereits auf FNP-/ Konzeptebene eine vertiefendende Be-
trachtung sinnvoll machen – Teil 3 erforderlich  weiter mit diesem 


Rot: Die Größe der Fläche/ des Projektes und die fehlende Integration lassen Auswir-
kungen erwarten, die bereits auf FNP-/ Konzeptebene vertiefendende Betrach-
tungen erfordern – Teil 3 erforderlich  weiter mit diesem 
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Teil 3: Differenzierte Einschätzung zu Lage und Größe und Integration der Fläche 


  


3.1 Anbindung an das Hauptstraßennetz  


 3.1a Die Fläche ist bereits an das Hauptverkehrsstraßennetz angebunden.  


  3.1a.1 Ein Ausbau der Anbindung ist nicht erforderlich. 


 


0 P 


  3.1a.2 Ein weiterer Ausbau der Anbindung ist erforderlich. Die Maßnahmen hierfür 
sind bereits im MOPZ/ Ausbauplan Straßennetz/ Haushalt enthalten.  


 


5 P 


  3.1a.3 Ein weiterer Ausbau der Anbindung ist erforderlich. Die Maßnahmen hierfür 
sind bislang nicht im MOPZ/ Ausbauplan Straßennetz/ Haushalt enthalten. Der 
Aufwand wird abgeschätzt als  


 


   gering 3 P 


   mittel 5 P 


   hoch  10 P 


   Aufwand nicht abschätzbar 10 P 


 3.1b Die Fläche ist bislang an das Hauptverkehrsstraßennetz nicht angebunden.  


  3.1b.1 Eine Anbindung ist erforderlich. Die Maßnahmen hierfür sind bereits im 
MOPZ/ Ausbauplan Straßennetz/ Haushalt enthalten.  


 


5 P 


  3.1b.2 Eine Anbindung ist erforderlich. Die Maßnahmen hierfür sind bislang nicht 
im MOPZ/ Ausbauplan Straßennetz/ Haushalt enthalten. Der Aufwand wird 
abgeschätzt als  


 


   gering 3 P 


   mittel 5 P 


   hoch 10 P 


   Aufwand nicht abschätzbar 10 P 


  


3.2 Auswirkung auf das Straßennetz  


 3.2a Die verkehrlichen Auswirkungen wurden bereits verkehrsplanerisch geprüft (z.B. 
Verkehrsberechnungen im Verkehrsmodell, Leistungsfähigkeits-betrachtungen an Kno-
tenpunkten).  


 


  3.2a.1 Es wurden keine relevanten Auswirkungen auf das Straßennetz festge-
stellt. 


 


0 P 


  3.2a.2 Für aufgezeigte Probleme im Straßennetz konnten Lösungen entwickelt 
werden. 


 


3 P 


  3.2a.3 Die aufgezeigten Probleme haben Einfluss auf die Art und Weise der 
Berücksichtigung im FNP/ Konzept  


 


5 P 
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 3.2b Die verkehrlichen Auswirkungen wurden verkehrsplanerisch bislang nicht ge-
prüft. 


 


  3.2b.1 Es werden keine relevanten Auswirkungen auf das Straßennetz erwartet. 


 


2 P 


  3.2a.2 Es wird eingeschätzt, dass für eventuelle Probleme Lösungsansätze ent-
wickelt werden können. 


 


4 P 


  3.2b.3 Es wird eingeschätzt, dass Probleme mit Einfluss auf die Art und Weise 
der Berücksichtigung im FNP/ Konzept auftreten. 


 


10 P 


  3.2b.4 Weiterführende Einschätzungen sind dem Bearbeiter derzeit nicht mög-
lich. 


 


5 P 


  


3.3 Aspekte der verkehrlichen Anbindung ÖPNV  


 3.3a Die Fläche liegt im Einzugsbereich bestehender oder geplanter Haltepunkte der 
S-Bahn bzw. der Regionalbahn? (Entfernung maximal 500 m) 


 


0 P 


 3.3b Die Fläche liegt im Einzugsbereich bestehender oder geplanter Haltestellen von 
Straßenbahn- und/ oder Buslinien des Kernnetzes.. 


 


0 P 


 3.3c Die Fläche liegt im Einzugsbereich bestehender Haltestellen von Buslinien des 
Ergänzungsnetzes und/ oder des Regionalverkehrs. 


 


0 P 


 3.3d Die Fläche kann durch neue Haltestellen im Verlauf bestehender Strecken/ Li-
nien angeschlossen werden. 


 


3 P 


 3.3e Die Fläche liegt an geplanten neuen Strecken des SPNV (entspr. MOPZ etc.)   5 P 


 3.3f Die Fläche liegt nicht im Einzugsbereich bestehender oder geplanter Angebote 
des ÖPNV/ SPNV. 


 


10 P 


  


3.4 Aspekte der verkehrlichen Anbindung Radverkehr  


 3.4a Vorhandene oder geplante Hauptrouten des Radverkehrs bzw. gut ausgebaute 
Radinfrastrukturen führen unmittelbar an der Fläche vorbei bzw. tangieren diese 
(siehe MOPZ/ Radverkehrskonzept)  


 


0 P 


 3.4.b Bislang sind keine gut nutzbaren Radverkehrsinfrastrukturen vorhanden oder 
geplant 


5 P 
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Bewertung/ Handlungsempfehlung 


 


Gesamtpunktzahl (3.1 – 3.4) 


0 bis <10 Punkte keine vertiefende Untersuchung  
erforderlich 


Fläche kann unverändert in den FNP 
übernommen werden 


10 bis <20 Punkte verkehrsplanerische Vertiefung  
erforderlich (verwaltungsintern/ 


extern) 


a) Bestimmung der FNP- oder konzept-
relevante Verkehrsangebote 


oder/ und 
b) Bestimmung/ Anpassung der Nut-
zungsart/ -intensität auf ein verträgli-
ches Maß 


ab 20 Punkte Komplexe verkehrsplanerische 
Untersuchung über alle Ver-
kehrsmittel sinnvoll (extern) 


 


Sektorale Punkte 


ab 10 Punkte  
Straßennetz (3.1 + 3.2) 


Separates Gutachten zum  
Straßennetz 


a) Bestimmung der FNP- oder konzept-
relevante Verkehrsangebote 


oder/ und 
b) Bestimmung/ Anpassung der Nut-
zungsart/ -intensität auf ein verträgli-
ches Maß 


ab 10 Punkte 
 ÖPNV (3.3) 


Verwaltungsinterne Abstimmung 
mit RSAG/ REBUS/ VVW bzw. 


separates Gutachten zum ÖPNV 
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Mobilitätsmanagement in die Stadtplanung 


Checkliste Bebauungsplanung 


 


 
 
 


IVAS Ingenieurbüro für Verkehrsanlagen und -systeme 
Büro Dresden - Alaunstraße 9 - 01099 Dresden  
Tel.: (0351) 21 11 4-0 - Fax: (0351) 21 11 4-11 
dresden@ivas-ingenieure.de - www.ivas-ingenieure.de 
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Checkliste Flächenbewertung Bebauungsplanung 


 


Bezeichnung der Fläche:  _____________________________________________________ 


 


Datum der Bewertung:  ______________ 


 


Hauptbearbeiter: _______________  Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


 


unter Mitwirkung von verwaltungsinternen Akteuren: 


Bearbeiter I1: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


Bearbeiter I2: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


Bearbeiter I3: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


Bearbeiter I4: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 
 


unter Mitwirkung von externen Akteuren: 


Bearbeiter E1: _______________ Einrichtung/ Institution: ____________________________ 


Bearbeiter E2: _______________ Einrichtung/ Institution: ____________________________ 


Bearbeiter E3: _______________ Einrichtung/ Institution: ____________________________ 


Bearbeiter E4: _______________ Einrichtung/ Institution: ____________________________ 


in gesonderten verkehrlichen Untersuchungen: 


1.Gutachten  Titel:    __________________________________________ 


Beauftragtes Unternehmen:  __________________________________________ 


Stand/ Datum des Gutachtens: __________________________________________ 
 


2.Gutachten  Titel:    __________________________________________ 


Beauftragtes Unternehmen:  __________________________________________ 


Stand/ Datum des Gutachtens: __________________________________________ 
 


3.Gutachten  Titel:    __________________________________________ 


Beauftragtes Unternehmen:  __________________________________________ 


Stand/ Datum des Gutachtens: __________________________________________ 
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Teil 1: Vorhabenstypisierung 


 


1.1 Art des Vorhabens (nur Einfachnennung möglich): 


 Wohnbaufläche 


 Gewerbliche Baufläche 


 Gemischte Baufläche 


 Sonderbaufläche, und zwar___________________________________ 


 


1.2 Nutzungsstruktur/ Zweckbestimmung (nur Einfachnennung möglich): 


 Einfamilienhausbebauung  Einzelhandelseinrichtung 


 Mehrgeschossige Wohnbebauung  Discounter 


   Großmarkt/ FMZ 


 allgemeines Gewerbegebiet  Bildungseinrichtung 


 Industriegebiet  Gesundheit und Soziales 


 Hafenfläche  Kultureinrichtung 


 Logistikzentrum  Tourismus  


 Büropark/ Business-Center  Freizeit und Sport 


 Sonstiges   Sonstiges 


 


1.3 Flächengröße (je Kategorie nur Einfachnennung möglich): 
Grundstücksfläche Verkaufsraumfläche 


 >= 50 ha  > 2.000 m² 


 10 bis < 50 ha  1.000 bis 2.000 m² 


 1 bis < 10 ha  < 1.000 m² 


 < 1 ha   


 


1.4 verkehrserzeugende Strukturgrößen (je Kategorie nur Einfachnennung möglich): 
Einwohner/ Beschäftigte Kunden/ Besucher pro Tag 


 > 500 EW/ Beschäftigte  > 2.000 Kunden 


 200 bis 500 EW/ Beschäftigte  500 bis 2.000 Kunden 


 < 200 EW/ Beschäftigte  < 500 Kunden 


 nicht zutreffend/ vernachlässigbar  nicht zutreffend/ vernachlässigbar 


 


1.5 Einzugsbereich (nur Einfachnennung möglich): 


 überregional/ regional 


 gesamtstädtisch 


 stadtteilbezogen 
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Handlungsempfehlung/: Vorhabenstypisierung 


 


 Kleinprojekt Mittleres Projekt Großprojekt 


 • stadtteilbezogen • gesamtstädtisch • überregional/ regional 


Wohnbaufläche • < 200 EW • 200 bis 500 EW • > 500 EW 


Gewerbliche Baufläche • < 200 Beschäftigte • 200 bis 500 Beschäftigte 


bzw. 
• Logistikzentrum < 200 B. 


• > 500 Beschäftigte 


bzw. 
• Logistikzentrum < 500 B. 


Einzelhandelseinrichtung • < 1.000 m² VRF  


oder 
• < 500 Kunden/ Tag 


• 1.000 bis 2.000 m² VRF 


oder 
• 500 – 2.000 Kunden/ Tag 


• > 2.000 m² VRF  


oder 
• < 2.000 Kunden/ Tag 


Bildungseinrichtung • Kita 


• Grundschule 


• Mittelschule/ Oberschule 


• Gymnasium 


• Gesamtschule 


• Berufsschule/ -zentrum 


• Forschungs-/ universitäre 
Einrichtung 


• Einrichtung > 500 Be-
schäftigte 


Gesundheit und Soziales • Kleinere Einrichtung 


• Ärztehaus 


• > 50 Beschäftigte • Einrichtung > 500 Be-
schäftigte 


Sport und Freizeit, 


Tourismus und Kultureinr. 


• < 500 Besucher • 500 – 2.000 Besucher/ 
Tag 


• > 2.000 Besucher/ Tage 
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Teil 2: Grundsätzliche Einschätzung zu Lage und Größe 


  


 
2.1 Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein Kleinprojekt, deren verkehrliche Wirkungen erge-
ben sich voraussichtlich nur auf das unmittelbare Umfeld des Vorhabens. (Berücksichtigung An-
forderung Verkehrsgutachten für Kleinprojekte Kategorie A) 


 
2.2 Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein Kleinprojekt, deren verkehrliche Wirkungen erge-
ben sich auch auf benachbarte Straßenzüge bzw. den Stadtteil (Berücksichtigung Anforderung 
Verkehrsgutachten für Kleinprojekte Kategorie B) 


 
2.3 Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein mittleres Projekt, welches voraussichtlich über den 
Stadtteil hinausgehende Wirkungen aufweist (Berücksichtigung Anforderung Verkehrsgutach-
ten für mittlere Projekte) 


 
2.4 Bei dem Vorhaben wird ein großes Projekt mit deutlichen Wirkungen auch über die Stadt-
grenzen Rostocks heraus eingestuft. (Berücksichtigung Anforderung komplexe Verkehrsun-
tersuchung für große Projekte) 
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Teil 3: Anforderungen an verkehrliche Begleituntersuchungen bei Kleinprojekten der Kategorie A 
mit verkehrlichen Auswirkungen auf das direkte Umfeld 
  


3.0 Einzubeziehende Akteure - Grundsätzlich 


 3.0a Planaufstellende Einrichtung (Amt/ Behörde/ Dritte) 


 3.0b Vorhabenträger (z.B. Amt, Wiro, Hero, privater Vorhabenträger) 


 3.0c Hafen- und Tiefbauamt (verkehrliche Begleitung) 


 3.0d Bebauungsplaner 


3.0 Einzubeziehende Akteure – nur bei konkretem Bedarf 


 3.0e Mobilitätskoordinator 


 3.0f RSAG 


 3.0g Umweltamt 


 3.0hExterner Verkehrsgutachter 


 3.0i Sonstige und zwar _________________________________________ 


 


3.1 Straßennetz 


 3.1a Analyse und Beschreibung der gegenwärtigen Verkehrssituation 


  3.1a.1 Verkehrsmengen 


  3.1a.2 Verkehrsabläufe 


  3.1a.3 Verkehrsorganisation 


 
  3.1a.4 Verkehrssicherheit 


 
  3.1a.5 bauliche Defizite im Straßennetz im unmittelbaren Umfeld 


 
  3.1a.6 _________________________________________________ 


 


 3.1b Beschreibung städtebaulicher und verkehrlicher Vorhaben im Umfeld, die die derzeitige 
Situation beeinflussen könnten  


 siehe MOPZ, städtebauliche und verkehrliche Stadtteilkonzepte etc. 


 3.1c Einfache Abschätzung des Verkehrsaufkommens im Kfz-Verkehr auf der Grundlage qualifi-
zierter verkehrsplanerischer Annahmen oder mittels Arbeitshilfen  


 siehe z.B. Hinweise zur Schätzung des Verkehrsaufkommens nach Gebietstypen der FGSV 


 3.1d Ermittlung der Verkehrsbelastung der maßgebenden Zufahrt bzw. des maßgebenden Kno-
tenpunktes für die Spitzenstunde  
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 3.1e Überlagerung mit dem Verkehr im Bestand  


  3.1e.1 ggf. Verkehrszählung 


  3.1e.2 Einschätzung der Leistungsfähigkeit nach HBS 


 3.1f Prüfung von geometrischen Randbedingungen für Ver- und Entsorgungsverkehre (Schlepp-
kurvennachweise für Lieferfahrzeuge/ Lkw) 


 3.1g Ableitung erforderlicher Ausbauten 


 3.1h erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.1a – 3.1g  


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.2 Ruhender Verkehr 


 3.2a Stellplatznachweis für die neu anzusiedelnden Nutzungen  


  3.2a.1 gemäß Bauordnung bzw. Stellplatzsatzung 


  3.2a.2 gemäß EAR 


 3.2b Besondere Anforderungen hinsichtlich des Stellplatznachweises 


 siehe z. B. MOPZ, Parkraum- und Stellplatzsatzung, stadtteilbezogene Konzepte des ruhen-
den Verkehrs etc. 


  3.2b.1 erforderliche Stellplatzrestriktionen 


  3.2b.2 mögliche finanzielle Stellplatzablösung 


  3.2b.3 besondere Möglichkeiten der Stellplatzablösung/ des Stellplatzverzichts bei Ergrei-
fen von Maßnahmen des Mobilitätsmanagements ohne finanziellen Ausgleich 


  3.2b.4 sonstige Anforderungen 


 3.2c Lademöglichkeiten für Elektrofahrzeuge  


 3.2d erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.2a – 3.2c 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.3 Öffentlicher Personennahverkehr 


 3.3a Prüfung der Lage und baulichen Ausbildung (Barrierefreiheit!) relevanter Haltestellen  


 3.3b Prüfung eventueller Ergänzungsanforderungen an bestehende Verkehrsangebote im ÖPNV 


 


 3.3c erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.3a – 3.3b 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  
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3.4 Fußgänger- und Radverkehr 


 3.4a Prüfung der Anbindung im Fuß- und Radwegenetz im direkten Umfeld des Vorhabens ein-
schließlich gesicherter Querungen umliegender Hauptverkehrsstraßen 


 3.4b Prüfung der baulichen Barrierefreiheit im Zugang zur Fläche  


 3.4c Prüfung des Erfordernisses von Fahrradabstellanlagen  


 siehe Stellplatzatzung, sofern Festlegungen zum Radverkehr enthalten bzw. EAR und ERA 
  3.4c.1 im öffentlichen Raum (insbesondere bei öffentlichen Nutzungen) 


  3.4c.2 auf privaten Flächen 


 3.4d Prüfung der zielnahen Einordnung der Fahrradabstellanlagen (z.B. bei kleinen Supermärk-
ten, Kindereinrichtungen oder auch Wohnanlagen) 


 


 3.4e Nutzbarkeit bestehender Abstellanlagen für Fahrräder/ Fahrradstationen 


 3.4f erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.4a – 3.4e  


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.5 kommunales Mobilitätsmanagement 


 3.5a Prüfung der Relevanz für Car-und Bike-Sharing 


  3.5a.1 Zugriffsmöglichkeiten auf bereits bestehende Angebote 


  3.5a.2 Besondere Potenziale für diese Angebotsformen 


 


 3.5b Prüfung über bereits bestehende Angebote im Mobilitätsmanagement für den Standort 
(„standortbezogenes Mobilitätsmanagement“) 


 3.5c Prüfung der Sinnfälligkeit für betriebliches Mobilitätsmanagement  


 3.5d Prüfung der Sinnfälligkeit für zielgruppenorientiertes Mobilitätsmanagement  


 3.5e Identifikation potenzieller Ansprechpartner für den Mobilitätskoordinator, falls in dieser Pha-
se bereits bekannt 


 3.5f erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.5a – 3.5f 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  
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Bewertung/ Handlungsempfehlung Kleinprojekte der Kategorie A 


 Der Bebauungsplan kann ohne weitere verkehrliche Maßnahmen umgesetzt werden. 


 Der Bebauungsplan kann strukturell unverändert umgesetzt werden, ist jedoch durch ver-
kehrliche Maßnahmen zu begleiten. Handlungsschwerpunkte sind:   


  Maßnahmen im Straßennetz 


  Maßnahmen im ruhenden Verkehr 


  Maßnahmen im ÖPNV 


  Maßnahmen für den Fußgänger- und Radverkehr 


  Maßnahmen im Mobilitätsmanagement 


 Der Bebauungsplan wurde/ wird aufgrund verkehrlicher Probleme strukturell angepasst. Ver-
bleibende verkehrliche Handlungsschwerpunkte sind:   


  Maßnahmen im Straßennetz 


  Maßnahmen im ruhenden Verkehr 


  Maßnahmen im ÖPNV 


  Maßnahmen für den Fußgänger- und Radverkehr 


  Maßnahmen im Mobilitätsmanagement 
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Teil 3: Anforderungen an verkehrliche Begleituntersuchungen bei Kleinprojekten der Kategorie B 
mit verkehrlichen Wirkungen auch auf benachbarte Straßenzüge bzw. den Stadtteil  
  


3.0 Einzubeziehende Akteure - Grundsätzlich 


 3.0a Planaufstellende Einrichtung (Amt/ Behörde/ Dritte) 


 3.0b Vorhabenträger (z.B. Amt, Wiro, Hero, privater Vorhabenträger) 


 3.0c Hafen- und Tiefbauamt (verkehrliche Begleitung) 


 3.0d Bebauungsplaner 


3.0 Einzubeziehende Akteure – nur bei konkretem Bedarf 


 3.0e Mobilitätskoordinator 


 3.0f RSAG 


 3.0g Umweltamt 


 3.0hExterner Verkehrsgutachter 


 3.0i Sonstige und zwar _________________________________________ 


 


3.1 Straßennetz 


 3.1a Analyse und Beschreibung der gegenwärtigen Verkehrssituation 


  3.1a.1 Verkehrsmengen 


  3.1a.2 Verkehrsabläufe 


  3.1a.3 Verkehrsorganisation 


 
  3.1a.4 Verkehrssicherheit 


 
  3.1a.5 bauliche Defizite im Straßennetz im unmittelbaren Umfeld 


 
  3.1a.6 _________________________________________________ 


 


 3.1b Beschreibung städtebaulicher und verkehrlicher Vorhaben im Umfeld, die die derzeitige 
Situation beeinflussen könnten  


 siehe MOPZ, städtebauliche und verkehrliche Stadtteilkonzepte etc. 


 3.1c Einfache Abschätzung des Verkehrsaufkommens im Kfz-Verkehr auf der Grundlage qualifi-
zierter verkehrsplanerischer Annahmen oder mittels Arbeitshilfen  


 siehe z.B. Hinweise zur Schätzung des Verkehrsaufkommens nach Gebietstypen der FGSV 


 3.1d Ermittlung der Verkehrsbelastung der maßgebenden Zufahrt bzw. des maßgebenden Kno-
tenpunktes für die Spitzenstunde  
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 3.1e Überlagerung mit dem Verkehr im Bestand  


  3.1e.1 ggf. Verkehrszählung 


  3.1e.2 Einschätzung der Leistungsfähigkeit nach HBS 


 3.1f Prüfung von geometrischen Randbedingungen für Ver- und Entsorgungsverkehre (Schlepp-
kurvennachweise für Lieferfahrzeuge/ Lkw) an Zufahrten zum Plangebiet und weiteren maßgebli-
chen Knotenpunkten 


 3.1g Ableitung erforderlicher Ausbauten und Entwicklung von Maßnahmen zur Vermeidung po-
tenziell entstehender Probleme/ Defizite 


 3.1h Abgrenzung des Auswirkungsbereiches durch verkehrsplanerische Begründung und ggf. 
Modellrechnung 


 3.1i Erweiterung der Analyse auf den Auswirkungsbereich 


 3.1j Aufzeigen der konkret zu erwartenden Auswirkungen 


 3.1k erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.1a – 3.1j  


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.2 Ruhender Verkehr 


 3.2a Stellplatznachweis für die neu anzusiedelnden Nutzungen  


  3.2a.1 gemäß Bauordnung bzw. Stellplatzsatzung 


  3.2a.2 gemäß EAR 


 3.2b Besondere Anforderungen hinsichtlich des Stellplatznachweises  siehe z. B. MOPZ, Park-
raum- und Stellplatzsatzung, stadtteilbezogene Konzepte des ruhenden Verkehrs etc. 


  3.2b.1 erforderliche Stellplatzrestriktionen 


  3.2b.2 mögliche finanzielle Stellplatzablösung 


  3.2b.3 besondere Möglichkeiten der Stellplatzablösung/ des Stellplatzverzichts bei Ergrei-
fen von Maßnahmen des Mobilitätsmanagements ohne finanziellen Ausgleich 


  3.2b.4 sonstige Anforderungen 


 3.2c Lademöglichkeiten für Elektrofahrzeuge  


 3.2d erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.2a – 3.2c 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  
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3.3 Öffentlicher Personennahverkehr 


 3.3a Prüfung der Lage und baulichen Ausbildung (Barrierefreiheit!) relevanter Haltestellen  


 3.3b Prüfung eventueller Ergänzungsanforderungen an bestehende Verkehrsangebote im ÖPNV 


 3.3c erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.3a – 3.3b 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.4 Fußgänger- und Radverkehr 


 3.4a Prüfung der Anbindung im Fuß- und Radwegenetz im direkten Umfeld des Vorhabens ein-
schließlich gesicherter Querungen umliegender Hauptverkehrsstraßen 


 3.4b Prüfung der baulichen Barrierefreiheit im Zugang zur Fläche  


 3.4c Prüfung des Erfordernisses von Fahrradabstellanlagen  


 siehe Stellplatzatzung, sofern Festlegungen zum Radverkehr enthalten bzw. EAR und ERA 
  3.4c.1 im öffentlichen Raum (insbesondere bei öffentlichen Nutzungen) 


  3.4c.2 auf privaten Flächen 


 3.4d Prüfung der zielnahen Einordnung der Fahrradabstellanlagen (z.B. bei kleinen Supermärk-
ten, Kindereinrichtungen oder auch Wohnanlagen) 


 3.4e Nutzbarkeit bestehender Abstellanlagen für Fahrräder/ Fahrradstationen 


 3.4f erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.4a – 3.4e  


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.5 kommunales Mobilitätsmanagement 


 3.5a Prüfung der Relevanz für Car-und Bike-Sharing 


  3.5a.1 Zugriffsmöglichkeiten auf bereits bestehende Angebote 


  3.5a.2 Besondere Potenziale für diese Angebotsformen 


 


 3.5b Prüfung über bereits bestehende Angebote im Mobilitätsmanagement für den Standort 
(„standortbezogenes Mobilitätsmanagement“) 


 3.5c Prüfung der Sinnfälligkeit für betriebliches Mobilitätsmanagement  


 3.5d Prüfung der Sinnfälligkeit für zielgruppenorientiertes Mobilitätsmanagement  


 3.5e Identifikation potenzieller Ansprechpartner für den Mobilitätskoordinator, falls in dieser Pha-
se bereits bekannt 


 3.5f erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.5a – 3.5f 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  
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Bewertung/ Handlungsempfehlung Kleinprojekte der Kategorie B 


 Der Bebauungsplan kann ohne weitere verkehrliche Maßnahmen umgesetzt werden. 


 Der Bebauungsplan kann strukturell unverändert umgesetzt werden, ist jedoch durch ver-
kehrliche Maßnahmen zu begleiten. Handlungsschwerpunkte sind:   


  Maßnahmen im Straßennetz 


  Maßnahmen im ruhenden Verkehr 


  Maßnahmen im ÖPNV 


  Maßnahmen für den Fußgänger- und Radverkehr 


  Maßnahmen im Mobilitätsmanagement 


 Der Bebauungsplan wurde/ wird aufgrund verkehrlicher Probleme strukturell angepasst. Ver-
bleibende verkehrliche Handlungsschwerpunkte sind:   


  Maßnahmen im Straßennetz 


  Maßnahmen im ruhenden Verkehr 


  Maßnahmen im ÖPNV 


  Maßnahmen für den Fußgänger- und Radverkehr 


  Maßnahmen im Mobilitätsmanagement 
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Teil 3: Anforderungen an Verkehrsuntersuchungen bei mittleren Projekten mit verkehrlichen Wir-
kungen voraussichtlich über den Stadtteil hinausgehende Wirkungen 
  


3.0 Einzubeziehende Akteure - Grundsätzlich 


 3.0a Planaufstellende Einrichtung (Amt/ Behörde/ Dritte) 


 3.0b Vorhabenträger (z.B. Amt, Wiro, Hero, privater Vorhabenträger) 


 3.0c Hafen- und Tiefbauamt (verkehrliche Begleitung) 


 3.0d Bebauungsplaner 


 3.0e Mobilitätskoordinator 


 3.0f RSAG 


 3.0g Umweltamt 


3.0 Einzubeziehende Akteure – nur bei konkretem Bedarf 


 3.0h Externer Verkehrsgutachter 


 3.0i VVW/ Rebus 


 3.0j Sonstige und zwar _________________________________________ 


 


3.1 Straßennetz 


 3.1a Abgrenzung des Auswirkungsbereiches durch verkehrsplanerische Begründung/ qualifizierte 
(teilräumliche) Modellrechnung 


 3.1b Analyse und Beschreibung der gegenwärtigen Verkehrssituation 


  3.1a.1 Verkehrsmengen 


  3.1a.2 Verkehrsabläufe 


  3.1a.3 Verkehrsorganisation 


 
  3.1a.4 Verkehrssicherheit 


 
  3.1a.5 bauliche Defizite im Straßennetz im unmittelbaren Umfeld 


 
  3.1a.6 _________________________________________________ 


 


 3.1c Beschreibung städtebaulicher und verkehrlicher Vorhaben im Umfeld, die die derzeitige 
Situation beeinflussen könnten  


 siehe MOPZ, städtebauliche und verkehrliche Stadtteilkonzepte etc. 
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 3.1d Ermittlung des Verkehrsaufkommens im Kfz-Verkehr mittels Arbeitshilfen  


 siehe z.B. Hinweise zur Schätzung des Verkehrsaufkommens nach Gebietstypen der FGSV 
oder Verkehrserzeugungsberechnungen 


 3.1e Ermittlung des Verkehrsaufkommens im Schwerverkehr 


 siehe z.B. Hinweise zur Schätzung des Verkehrsaufkommens nach Gebietstypen der FGSV 
oder Verkehrserzeugungsberechnungen 


 3.1f Ermittlung der Verkehrsbelastungen des Straßennetzes für den „Ohne-Fall“ (ohne Vorhaben) 
und den „Mit-Fall“ durch Verkehrsumlegungen 


  3.1f.1 im Betrachtungshorizont Analyse 


  3.1f.2 im Betrachtungshorizont Prognose 


 3.1g Ermittlung von Knotenpunktbelastungen/ Dimensionierungsverkehrsmengen für die im Wei-
teren zu betrachtenden Knotenpunkte  


 3.1h Einschätzung der Leistungsfähigkeit nach HBS an maßgeblichen Zufahrten zum Plangebiet 
und weiteren maßgeblichen Knotenpunkten (Schwachstellen) 


 3.1i Prüfung von geometrischen Randbedingungen für Ver- und Entsorgungsverkehre (Schlepp-
kurvennachweise für Lieferfahrzeuge/ Lkw) an maßgeblichen Zufahrten zum Plangebiet und wei-
teren maßgeblichen Knotenpunkten 


 3.1j Ableitung erforderlicher Ausbauten und sonstiger Maßnahmen zum Abbau bereits bestehen-
der und sich mit der Realisierung des Vorhabens verschärfender oder neu ergebener Defizite 


 3.1k erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.1a – 3.1j  


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.2 Ruhender Verkehr 


 3.2a Stellplatznachweis für die neu anzusiedelnden Nutzungen  


  3.2a.1 gemäß Bauordnung bzw. Stellplatzsatzung 


  3.2a.2 gemäß EAR 


 3.2b Besondere Anforderungen hinsichtlich des Stellplatznachweises  siehe z. B. MOPZ, Park-
raum- und Stellplatzsatzung, stadtteilbezogene Konzepte des ruhenden Verkehrs etc. 


  3.2b.1 erforderliche Stellplatzrestriktionen 


  3.2b.2 mögliche finanzielle Stellplatzablösung 


  3.2b.3 besondere Möglichkeiten der Stellplatzablösung/ des Stellplatzverzichts bei Ergrei-
fen von Maßnahmen des Mobilitätsmanagements ohne finanziellen Ausgleich 


  3.2b.4 sonstige Anforderungen 


 3.2c Lademöglichkeiten für Elektrofahrzeuge  


 3.2d erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.2a – 3.2c 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.3 Öffentlicher Personennahverkehr 







Kommunales Mobilitätsmanagement Hansestadt Rostock 
TK 2 – Leitfaden für die Integration Mobilitätsmanagement in die Stadtplanung – Checkliste Bebauungsplan  


 
803_TK2_Leitfaden_Checkliste BLP.doc Seite 15 
  


 


 3.3a Prüfung der ausreichenden Kapazität bestehender Angebote im ÖPNV und der Möglichkei-
ten/ Erfordernisse von Angebotsverdichtungen oder -ergänzungen  


 siehe z. B. MOPZ und Nahverkehrsplan 


 3.3b Prüfung der Lage und baulichen Ausbildung (Barrierefreiheit!) relevanter Haltestellen  


 3.3c Prüfung eventueller Ergänzungsanforderungen an bestehende Verkehrsangebote im ÖPNV 


 3.3d erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.3a – 3.3c 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.4 Fußgänger- und Radverkehr 


 3.4a Prüfung der Anbindung an das Radwegehauptnetz  


 siehe z. B. MOPZ/ Radverkehrskonzept 


 3.4b Prüfung der Anbindung im Fußwegenetz im direkten Umfeld des Vorhabens einschließlich 
gesicherter Querungen umliegender Hauptverkehrsstraßen 


 3.4c Prüfung der baulichen Barrierefreiheit im Zugang zur Fläche  


 3.4d Prüfung des Erfordernisses von Fahrradabstellanlagen  


 siehe Stellplatzatzung, sofern Festlegungen zum Radverkehr enthalten bzw. EAR und ERA 
  3.4d.1 im öffentlichen Raum (insbesondere bei öffentlichen Nutzungen) 


  3.4d.2 auf privaten Flächen 


 3.4e Prüfung der zielnahen Einordnung der Fahrradabstellanlagen (z.B. bei Supermärkten, Kin-
dereinrichtungen, Firmengeländen oder auch Wohnanlagen) 


 3.4f Nutzbarkeit bestehender Abstellanlagen für Fahrräder/ Fahrradstationen an relevanten 
ÖPNV-Schnittstellen 


 3.4g Sinnfälligkeit einer eigenen qualifizierten Abstellanlage oder einer Fahrradstationen 


 3.4h erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.4a – 3.4g  


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.5 kommunales Mobilitätsmanagement 


 3.5a Prüfung der Relevanz für Car-und Bike-Sharing 


  3.5a.1 Zugriffsmöglichkeiten auf bereits bestehende Angebote 


  3.5a.2 Besondere Potenziale für diese Angebotsformen 


 
  3.5a.2 Ggf. Ausweisung eigener Flächenreservierungen im Plangebiet für Car-Sharing-


Stellplätze/ -station bzw. Leihräder/ Leihradstation 


 3.5b Prüfung über bereits bestehende Angebote im Mobilitätsmanagement für den Standort 
(„standortbezogenes Mobilitätsmanagement“) 


 3.5c Prüfung der Sinnfälligkeit für betriebliches Mobilitätsmanagement  


 3.5d Prüfung der Sinnfälligkeit für zielgruppenorientiertes Mobilitätsmanagement  
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 3.5e Prüfung der Möglichkeit für Jobtickets  


 3.5f Prüfung der Sinnfälligkeit einer Mobilitätsberatung bei Umzug/ Neuansiedlung von Einrich-
tungen/ Firmen mit größerem Mitarbeiterpotenzial 


 3.5g Identifikation potenzieller Ansprechpartner für den Mobilitätskoordinator, falls in dieser Pha-
se bereits bekannt 


 3.5h erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.5a – 3.5g 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  
 


3.6 Umweltwirkungen des Verkehrs 


 3.6a Bereitstellung der verkehrlichen Eingangsdaten für schalltechnische Gutachten zum Plange-
biet 


 3.6b Prüfung der Auswirkungen auf bereits bestehende Lärmschwerpunkte 


 3.6c Ausweisung von Netzbereichen, in denen ggf. mit deutlichen Lärmzunahmen gerechnet 
werden muss (Verdopplung der Verkehrsmengen) 


 3.6d erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.6a – 3.6c 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  
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Bewertung/ Handlungsempfehlung mittlere Projekte 


 Der Bebauungsplan kann ohne weitere verkehrliche Maßnahmen umgesetzt werden. 


 Der Bebauungsplan kann strukturell unverändert umgesetzt werden, ist jedoch durch ver-
kehrliche Maßnahmen zu begleiten. Handlungsschwerpunkte sind:   


  Maßnahmen im Straßennetz 


  Maßnahmen im ruhenden Verkehr 


  Maßnahmen im ÖPNV 


  Maßnahmen für den Fußgänger- und Radverkehr 


  Maßnahmen im Mobilitätsmanagement 


  Maßnahmen zur Vermeidung negativer Umweltwirkungen 


 Der Bebauungsplan wurde/ wird aufgrund verkehrlicher Probleme strukturell angepasst. Ver-
bleibende verkehrliche Handlungsschwerpunkte sind:   


  Maßnahmen im Straßennetz 


  Maßnahmen im ruhenden Verkehr 


  Maßnahmen im ÖPNV 


  Maßnahmen für den Fußgänger- und Radverkehr 


  Maßnahmen im Mobilitätsmanagement 


  Maßnahmen zur Vermeidung negativer Umweltwirkungen 
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Teil 3: Anforderungen an Verkehrsuntersuchungen bei großen Projekten mit deutlichen Wirkun-
gen auch über die Stadtgrenzen Rostocks hinau 
  


3.0 Einzubeziehende Akteure - Grundsätzlich 


 3.0a Planaufstellende Einrichtung (Amt/ Behörde/ Dritte) 


 3.0b Vorhabenträger (z.B. Amt, Wiro, Hero, privater Vorhabenträger) 


 3.0c Hafen- und Tiefbauamt (verkehrliche Begleitung) 


 3.0d Bebauungsplaner 


 3.0e Mobilitätskoordinator 


 3.0f RSAG 


 3.0g VVW/ Rebus 


 3.0h Umweltamt 


 3.0i Externer Verkehrsgutachter 


 3.0j Sonstige und zwar _________________________________________ 


 


3.1 Straßennetz 


 3.1a Abgrenzung des Auswirkungsbereiches durch qualifizierte Modellrechnung 


 3.1b Analyse und Beschreibung der gegenwärtigen Verkehrssituation 


  3.1a.1 Verkehrsmengen 


  3.1a.2 Verkehrsabläufe 


  3.1a.3 Verkehrsorganisation 


 
  3.1a.4 Verkehrssicherheit 


 
  3.1a.5 bauliche Defizite im Straßennetz im Untersuchungsgebiet (der Teil des Auswir-


kungsbereiches, in dem relevante Auswirkungen zu erwarten sind) 


  3.1a.6 _________________________________________________ 


 


 3.1c Beschreibung städtebaulicher und verkehrlicher Vorhaben im Umfeld, die die derzeitige 
Situation beeinflussen könnten  


 siehe MOPZ, städtebauliche und verkehrliche Stadtteilkonzepte etc. 


 3.1d Ermittlung des Verkehrsaufkommens im Kfz-Verkehr durch Verkehrserzeugungsberech-
nungen 
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 3.1e Ermittlung des Verkehrsaufkommens im Schwerverkehr durch Verkehrserzeugungsberech-
nungen 


 3.1f Ermittlung der Verkehrsbelastungen des Straßennetzes für den „Ohne-Fall“ (ohne Vorhaben) 
und den „Mit-Fall“ im Betrachtungshorizont Prognose durch Verkehrsumlegungen 


 3.1g Ermittlung von Knotenpunktbelastungen/ Dimensionierungsverkehrsmengen für die im Wei-
teren zu betrachtenden Knotenpunkte  


 3.1h Einschätzung der Leistungsfähigkeit nach HBS an maßgeblichen Zufahrten zum Plangebiet 
und weiteren maßgeblichen Knotenpunkten (Schwachstellen) 


 3.1i Prüfung von geometrischen Randbedingungen für Ver- und Entsorgungsverkehre (Schlepp-
kurvennachweise für Lieferfahrzeuge/ Lkw) an maßgeblichen Zufahrten zum Plangebiet und wei-
teren maßgeblichen Knotenpunkten 


 3.1j Ableitung erforderlicher Ausbauten und sonstiger Maßnahmen zum Abbau bereits bestehen-
der und sich mit der Realisierung des Vorhabens verschärfender oder neu ergebener Defizite 


 3.1k erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.1a – 3.1j  


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.2 Ruhender Verkehr 


 3.2a Stellplatznachweis für die neu anzusiedelnden Nutzungen  


  3.2a.1 gemäß Bauordnung bzw. Stellplatzsatzung 


  3.2a.2 gemäß EAR 


 3.2b Besondere Anforderungen hinsichtlich des Stellplatznachweises  siehe z. B. MOPZ, Park-
raum- und Stellplatzsatzung, stadtteilbezogene Konzepte des ruhenden Verkehrs etc. 


  3.2b.1 erforderliche Stellplatzrestriktionen 


  3.2b.2 mögliche finanzielle Stellplatzablösung 


  3.2b.3 besondere Möglichkeiten der Stellplatzablösung/ des Stellplatzverzichts bei Ergrei-
fen von Maßnahmen des Mobilitätsmanagements ohne finanziellen Ausgleich 


  3.2b.4 sonstige Anforderungen 


 3.2c Lademöglichkeiten für Elektrofahrzeuge  


 3.2d erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.2a – 3.2c 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.3 Öffentlicher Personennahverkehr 


 3.3a Prüfung der ausreichenden Kapazität bestehender Angebote im ÖPNV und der Möglichkei-
ten/ Erfordernisse von Angebotsverdichtungen oder -ergänzungen  


 siehe z. B. MOPZ und Nahverkehrsplan 


 3.3b Prüfung von notwendigen Angebotsverdichtungen oder -ergänzungen (dabei insbesondere 
Auswertung der Maßnahmen im MOPZ und Nahverkehrsplan) sowie vollständig neuer Angebote 
(neue Bus- oder Straßenbahnlinien 


 3.3c Prüfung der Möglichkeit der Einrichtung besonderer standortbezogener privatrechtlich orga-
nisierter ÖPNV-Angebote (z.B. Betriebsverkehre zu Schichtwechselzeiten, „Einkaufsbusse“ o.ä.  
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 3.3d Prüfung der Lage und baulichen Ausbildung (Barrierefreiheit!) relevanter Haltestellen  


 3.3e Prüfung der Sinnfälligkeit neuer Haltestellen 


 3.3f erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.3a – 3.3e 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.4 Fußgänger- und Radverkehr 


 3.4a Prüfung der Anbindung an das Radwegehauptnetz  


 siehe z. B. MOPZ/ Radverkehrskonzept 


 3.4b Prüfung der Notwendigkeit neuer Radwegeverbindungen 


 3.4c Prüfung der Anbindung im Fußwegenetz im direkten Umfeld des Vorhabens einschließlich 
gesicherter Querungen umliegender Hauptverkehrsstraßen 


 3.4d Prüfung der baulichen Barrierefreiheit im Zugang zur Fläche  


 3.4e Prüfung des Erfordernisses von Fahrradabstellanlagen  


 siehe Stellplatzatzung, sofern Festlegungen zum Radverkehr enthalten bzw. EAR und ERA 
  3.4e.1 im öffentlichen Raum (insbesondere bei öffentlichen Nutzungen) 


  3.4e.2 auf privaten Flächen 


 3.4f Prüfung der zielnahen Einordnung der Fahrradabstellanlagen (z.B. bei Supermärkten, Kin-
dereinrichtungen, Firmengeländen oder auch Wohnanlagen) 


 3.4g Nutzbarkeit bestehender Abstellanlagen für Fahrräder/ Fahrradstationen an relevanten 
ÖPNV-Schnittstellen 


 3.4h Sinnfälligkeit einer eigenen qualifizierten Abstellanlage oder einer Fahrradstationen 


 3.4i erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.4a – 3.4h  


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


3.5 kommunales Mobilitätsmanagement 


 3.5a Prüfung der Relevanz für Car-und Bike-Sharing/ bzw. Car- und Bike-Pools 


  3.5a.1 Zugriffsmöglichkeiten auf bereits bestehende Angebote 


  3.5a.2 Besondere Potenziale für diese Angebotsformen 


 
  3.5a.3 Ggf. Ausweisung eigener Flächenreservierungen im Plangebiet für Car-Sharing-


Stellplätze/ -station bzw. Leihräder/ Leihradstation 


  3.5a.4 Möglichkeiten (über-)betrieblicher Car- und/ oder Bike-Pools 


 


 3.5b Prüfung über bereits bestehende Angebote im Mobilitätsmanagement für den Standort 
(„standortbezogenes Mobilitätsmanagement“) 


 3.5c Prüfung der Sinnfälligkeit für betriebliches Mobilitätsmanagement  
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 3.5d Prüfung der Sinnfälligkeit für zielgruppenorientiertes Mobilitätsmanagement  


 3.5e Prüfung der Möglichkeit für Jobtickets  


 3.5f Prüfung der Sinnfälligkeit einer Mobilitätsberatung bei Umzug/ Neuansiedlung von Einrich-
tungen/ Firmen mit größerem Mitarbeiterpotenzial 


 3.5g Identifikation potenzieller Ansprechpartner für den Mobilitätskoordinator 


 3.5h erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.5a – 3.5g 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  
 


3.6 Umweltwirkungen des Verkehrs 


 3.6a Bereitstellung der verkehrlichen Eingangsdaten für schalltechnische Gutachten zum Plange-
biet 


 3.6b Prüfung der Auswirkungen auf bereits bestehende Lärmschwerpunkte 


 3.6c Ausweisung von Netzbereichen, in denen ggf. mit deutlichen Lärmzunahmen gerechnet 
werden muss (Verdopplung der Verkehrsmengen) 


 3.6d erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.6a – 3.6c 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  
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Bewertung/ Handlungsempfehlung mittlere Projekte 


 Der Bebauungsplan kann ohne weitere verkehrliche Maßnahmen umgesetzt werden. 


 Der Bebauungsplan kann strukturell unverändert umgesetzt werden, ist jedoch durch ver-
kehrliche Maßnahmen zu begleiten. Handlungsschwerpunkte sind:   


  Maßnahmen im Straßennetz 


  Maßnahmen im ruhenden Verkehr 


  Maßnahmen im ÖPNV 


  Maßnahmen für den Fußgänger- und Radverkehr 


  Maßnahmen im Mobilitätsmanagement 


  Maßnahmen zur Vermeidung negativer Umweltwirkungen 


 Der Bebauungsplan wurde/ wird aufgrund verkehrlicher Probleme strukturell angepasst. Ver-
bleibende verkehrliche Handlungsschwerpunkte sind:   


  Maßnahmen im Straßennetz 


  Maßnahmen im ruhenden Verkehr 


  Maßnahmen im ÖPNV 


  Maßnahmen für den Fußgänger- und Radverkehr 


  Maßnahmen im Mobilitätsmanagement 


  Maßnahmen zur Vermeidung negativer Umweltwirkungen 
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Checkliste Einzelbauvorhaben 


 


Bezeichnung der Fläche:  _____________________________________________________ 


 


Datum der Bewertung:  ______________ 


 


Hauptbearbeiter: _______________  Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


 


unter Mitwirkung von verwaltungsinternen Akteuren: 


Bearbeiter I1: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


Bearbeiter I2: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


Bearbeiter I3: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 


Bearbeiter I4: _______________ Amt: __________________ Abt.:  __________________ 
 


unter Mitwirkung von externen Akteuren: 


Bearbeiter E1: _______________ Einrichtung/ Institution: ____________________________ 


Bearbeiter E2: _______________ Einrichtung/ Institution: ____________________________ 


Bearbeiter E3: _______________ Einrichtung/ Institution: ____________________________ 


Bearbeiter E4: _______________ Einrichtung/ Institution: ____________________________ 


in gesonderten verkehrlichen Untersuchungen: 


1.Gutachten  Titel:    __________________________________________ 


Beauftragtes Unternehmen:  __________________________________________ 


Stand/ Datum des Gutachtens: __________________________________________ 
 


2.Gutachten  Titel:    __________________________________________ 


Beauftragtes Unternehmen:  __________________________________________ 


Stand/ Datum des Gutachtens: __________________________________________ 
 


3.Gutachten  Titel:    __________________________________________ 


Beauftragtes Unternehmen:  __________________________________________ 


Stand/ Datum des Gutachtens: __________________________________________ 
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Teil 1: Vorhabenstypisierung 


Die Bewertung erfolgt für alle Vorhaben, bei denen zutrifft: 


 Wohnbaufläche mit > 100 EW oder/und 


 Gewerbliche Baufläche mit > 100 Beschäftigten oder/und  


 Einzelhandelseinrichtung mit > 500 m² VRF oder > 100 Kunden/ Tag oder/und 


 Alle Bildungseinrichtungen oder/und 


 Für alle Ärztehäuser bzw. vergleichbar und größer oder/und 


 Für Sport-, Freizeit-, Tourismus- und Kultureinrichtung mit > 100 Besucher 


 


Teil 2: Einschätzung zum Vorhaben 


 


2.0 Einzubeziehende Akteure - Grundsätzlich 


 2.0a Empfänger des Bauantrages (Bauamt) 


 2.0b Vorhabenträger (z.B. Amt, Wiro, Hero, privater Vorhabenträger) 


 2.0c Stadtplanungsamt 


 2.0d Hafen- und Tiefbauamt (verkehrliche Begleitung) 


 2.0e Architekt 


0 Einzubeziehende Akteure – nur bei konkretem Bedarf 


 2.0f Mobilitätskoordinator 


 2.0g RSAG 


 2.0hExterner Verkehrsgutachter 


 2.0i Sonstige und zwar _________________________________________ 
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2.1 Straßennetz 


 2.1a Genehmigungsfähigkeit der Anbindung an das Straßennetz 


 2.1b Prüfung von geometrischen Randbedingungen für Ver- und Entsorgungsverkehre (Schlepp-
kurvennachweise für Lieferfahrzeuge/ Lkw) 


 2.1c erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 1a – 1b  


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


2.2 Ruhender Verkehr 


 2.2a Stellplatznachweis für die neu anzusiedelnden Nutzungen gemäß Stellplatzsatzung 


 2.2b Besondere Anforderungen hinsichtlich des Stellplatznachweises 


 siehe z. B. MOPZ, Parkraum- und Stellplatzsatzung, stadtteilbezogene Konzepte des ruhen-
den Verkehrs etc. 


  2.2b.1 erforderliche Stellplatzrestriktionen 


  2.2b.2 mögliche finanzielle Stellplatzablösung 


  2.2b.3 besondere Möglichkeiten der Stellplatzablösung/ des Stellplatzverzichts bei Ergrei-
fen von Maßnahmen des Mobilitätsmanagements ohne finanziellen Ausgleich 


  2.2b.4 Überdeckung des eigenen Stellplatzbedarfes (ohne Auflagen/ zur Reduktion beste-
hender Parkraumdefizite) 


 2.2c Lademöglichkeiten für Elektrofahrzeuge  


 2.2d erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 2.2a – 2.2c 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


2.3 Öffentlicher Personennahverkehr 


 2.3a Prüfung der Lage und baulichen Ausbildung (Barrierefreiheit!) relevanter Haltestellen  


 2.3b Prüfung der Sinnfälligkeit neuer Haltestellen 


 


 2.3c erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 2.3a – 2.3b 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


2.4 Fußgänger- und Radverkehr 


 2.4a Prüfung der Anbindung im Fuß- und Radwegenetz im direkten Umfeld des Vorhabens ein-
schließlich gesicherter Querungen umliegender Hauptverkehrsstraßen 


 2.4b Prüfung der baulichen Barrierefreiheit im Zugang zur Fläche  


 2.4c Prüfung des Erfordernisses von Fahrradabstellanlagen  


 siehe Stellplatzatzung, sofern Festlegungen zum Radverkehr enthalten bzw. EAR und ERA 
  2.4c.1 im öffentlichen Raum (insbesondere bei öffentlichen Nutzungen) 


  2.4c.2 auf privaten Flächen 
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 2.4d Prüfung der zielnahen Einordnung der Fahrradabstellanlagen  


 2.4e Nutzbarkeit bestehender Abstellanlagen für Fahrräder/ Fahrradstationen 


 2.4f Sinnfälligkeit einer eigenen qualifizierten Abstellanlage oder einer Fahrradstation 


 2.4g erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.4a – 3.4f  


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  


 


2.5 kommunales Mobilitätsmanagement 


 2.5a Prüfung der Relevanz für Car-und Bike-Sharing/ bzw. Car- und Bike-Pools 


  2.5a.1 Zugriffsmöglichkeiten auf bereits bestehende Angebote 


  2.5a.2 Besondere Potenziale für diese Angebotsformen 


 
  2.5a.3 Ggf. Ausweisung eigener Flächenreservierungen im Plangebiet für Car-Sharing-


Stellplätze/ -station bzw. Leihräder/ Leihradstation 


 2.5b Prüfung über bereits bestehende Angebote im Mobilitätsmanagement für den Standort 
(„standortbezogenes Mobilitätsmanagement“) bzw. der Sinnfälligkeit der Etablierung eines sol-
chen am betrachteten Standort (Plangebiet) 


 2.5c Prüfung der Sinnfälligkeit für betriebliches Mobilitätsmanagement  


 2.5d Prüfung der Sinnfälligkeit für zielgruppenorientiertes Mobilitätsmanagement  


 2.5e Prüfung der Möglichkeit für Jobtickets  


 2.5f Prüfung der Sinnfälligkeit einer Mobilitätsberatung bei Umzug/ Neuansiedlung von Einrich-
tungen/ Firmen mit größerem Mitarbeiterpotenzial 


 2.5g Identifikation potenzieller Ansprechpartner für den Mobilitätskoordinator 


 2.5h erfolgt keine Prüfung der o. g. Sachveralte 3.5a – 3.5g 


 dann Begründung des Verzichts auf Prüfung  
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Bewertung/ Handlungsempfehlung Einzelbauvorhaben 


 Das Vorhaben kann ohne weitere verkehrliche Maßnahmen umgesetzt werden. 


 Das Vorhaben ist durch verkehrliche Maßnahmen zu begleiten. Handlungsschwerpunkte sind:   


  Maßnahmen im Straßennetz 


  Maßnahmen im ÖPNV 


  Maßnahmen für den Fußgänger- und Radverkehr 


  Maßnahmen im Mobilitätsmanagement 


  Maßnahmen zur Vermeidung negativer Umweltwirkungen 
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TK 3 - Optimierung der Pendlerverkehre aus und nach Rostock


Im Teilkonzept 3 „Optimierung der Pendlerverkehre aus und nach Rostock“ liegt der Fokus auf


den Pendlerbeziehungen zwischen der Hansestadt Rostock und ihrem Umlandraum. Ziel des


Teilkonzeptes ist es, die derzeitigen Verkehrsangebote und Bedarfe zu verstehen und exemp-


larische Maßnahmen zu entwickeln, über die mehr Pendler zum Umsteigen vom eigenen Pkw


zum ÖPNV bewegt werden können. Dies geschieht anhand zwei ausgewählter Beispielkorrido-


re.


In einem ersten Schritt werden dafür die Pendlerkorridore einer umfassenden Analyse unterzo-


gen und in Hinblick auf strukturelle, organisatorische, planerische und kommunikative Aspekte


unter die Lupe genommen. Besonderes Augenmerk wird dabei auf etwaige Systembrüche ge-


legt, die es zu optimieren gilt. Außerdem werden bereits bestehende Maßnahmen und Projekte


zusammengetragen, um Dopplungen zu vermeiden. In einer Potenzialanalyse wird daraufhin


anhand bundesweiter Kennzahlen berechnet, wie viele Menschen durch ein verbessertes An-


gebot und/oder eine verbesserte Ansprache potenziell erreicht werden und ihre Verkehrsmit-


telwahl hin zum ÖPNV verändern würden. Auf dieser Grundlage werden im letzten Schritt


Maßnahmen zur Optimierung der Pendlerverkehre entwickelt und in einem exemplarischen


Umsetzungskonzept zusammengefasst.


Nicht Teil der Aufgabenstellung sind Themen außerhalb des Kommunalen Mobilitätsmanage-


ments, wie etwa Kommunalentwicklung, Liniennetzüberplanung und betriebliche Optimierung.


1. Grundlagen


1.1 Datengrundlage


Die Analyse erfolgte auf Basis umfangreicher Datengrundlagen. Folgende Studien, Daten und


Informationsquellen wurden für die Bearbeitung des TK 3 berücksichtigt:


· Daten der Kommunalen Statistikstelle Hansestadt Rostock


· Stadtbereichskatalog


· Kommunale Bürgerinnen- und Bürgerumfrage 2013


· Gewerbeflächenkataster


· Befragung zum Mobilitätsverhalten in der Hansestadt Rostock und im Umland mit


dem Schwerpunkt fahrradaffine Pendler 2012


· Regionales Raumentwicklungsprogramm Mittleres Mecklenburg/Rostock 2011


· System repräsentativer Haushaltsbefragungen Mobilität in Städten (SrV 2013)


· Pendlerbefragung Stadt-Umland-Verkehr der Hansestadt Rostock (2016)


· Daten der Verkehrsunternehmen (DB, RSAG)


· Angebots- und Nachfragedaten
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· Daten des Landkreises Rostock


· Strukturanalyse und Prognose für Ämter und Gemeinden im LK Rostock 2014


· Daten des Amtes für Raumordnung und Landesplanung


· Auszüge aus dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Mittleres Mecklen-


burg/Rostock (RREP MM/R) vom August 2011


· Darstellungen zu den Siedlungsachsen in der Region Rostock


· Darstellungen zur Raumstruktur für die ausgewählten Achsen Rostock – Schwaan –


Bützow und Rostock – Kritzmow


· Informationen aus den Arbeitsgruppentreffen am 10.03.2015, 24.4.2015 und 21.4.2016 in


Rostock


· Informationen aus Interviews vor Ort am 14./15.12.2015 mit den folgenden Personen


· Stadt HRO: Hr. Nozon (Mobilitätskoordinator)


· Schwaan: Hr. Schauer (Bürgermeister), Fr. Präfke


· Bützow: Hr. Grüschow (Bürgermeister)


· rebus: Hr. Thiele (rebus), Hr. Pastow (LK ROS), Hr. Hägele (Pferdemarkt Quartier


e.V.)


1.2 Untersuchungsgebiet


Gegenstand der Betrachtung sind die Pendlerverkehre von und nach Rostock aus dem Um-


landraum. Umlandraum wird in diesem Projekt weiter gefasst als beim Planungsverband, je-


doch nicht über den Landkreis Rostock hinausgehend. Die Untersuchung findet exemplarisch


anhand von zwei Beispielkorridoren statt. Hierfür wurden in Abstimmung mit dem Auftraggeber


auf dem ersten AG-Treffen am 10.3.1015 in Rostock die folgenden Verbindungsachsen ausge-


wählt:


Korridor 1: Hansestadt Rostock - Papendorf - Pölchow - Benitz - Schwaan - Bützow


Korridor 2: Hansestadt Rostock - Kritzmow - Stäbelow - Satow


Der erste Korridor, die Relation Rostock - Bützow, verfügt über eine attraktive Bahnverbindung


und keine konkurrenzfähige Busanbindung. Die Bürgermeister der Gemeinden Schwaan und


Bützow haben sich an einer Mitwirkung im Projekt und den Ergebnissen interessiert gezeigt.


Dies erhöht die Chancen auf eine Umsetzung der vorzuschlagenden Maßnahmen.


Der zweite Korridor, die Relation Rostock - Satow, wurde ausgewählt, da hier im Gegensatz


zum ersten Korridor die regionale Schiene keine wesentliche Rolle spielt. Der öffentliche Ver-


kehr wird hier maßgeblich über den Bus (Linie 102) abgedeckt. So können die Ergebnisse spä-


ter auf verschiedene andere Stadt-Umland-Beziehungen übertragen werden.


Umlandverkehre werden generell nur betrachtet, sofern sie direkten Bezug zur Hansestadt


Rostock haben (Stadt-Umland-Beziehung). Die Verbindungen der Gemeinden untereinander


sowie die Erschließung von Gemeinden (bzw. Ortslagen) in Korridorzwischenräumen werden
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nur dann näher betrachtet, sofern diese mit den Verkehren aus und nach Rostock in direktem


Zusammenhang stehen.


Abbildung 1: Beispielkorridore


1.3 Zielsetzung


Ziel des Projektes ist es, die Pendlerverkehre aus und nach Rostock in Hinblick auf Angebots-


und Umweltqualität zu optimieren. Dieses generelle Ziel kann auf drei konkrete Unterziele her-


untergebrochen werden:


1. Mobilität sichern: Mobilitätsgarantie für alle Bürger


2. Verkehr reduzieren: Verkehrsbelastung senken, auch durch Bündelung


3. Verkehr verlagern: Pendler zum Umsteigen auf umweltgerechtere Alternativen (ÖV) bewe-


gen


Abbildung 2: Zielsetzung


Diese Ziele werden unter anderem gestützt von der verkehrspolitischen Zielsetzung im Regio-


nalen Nahverkehrsplan von 2005. Darin heißt es:
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1. Dem Fahrgast ist ein attraktiv verknüpfter ÖPNV anzubieten. Der Schienenpersonennah-


verkehr ist das Rückgrat des öffentlichen Nahverkehrs.


2. Die Finanzierung des ÖPNV ist zu sichern.


3. Der Bevölkerung ist eine attraktive Alternative zum motorisierten Individualverkehr anzu-


bieten.


4. Regionaler ÖPNV / SPNV und städtischer ÖPNV sind zu einem integrierten Nahverkehrs-


angebot zu entwickeln.


5. Die vom Verkehr ausgehenden Umweltbeeinträchtigungen sind zu minimieren.


Insbesondere zu den letzten drei Zielen kann und sollte eine Optimierung der Pendlerverkehre


einen Beitrag leisten.


Die folgende Tabelle zeigt die zu Beginn im Arbeitskreis gesammelten Wünsche, eingeordnet


und kategorisiert nach Unterzielen.


Tabelle 1: Erwartungen an die Optimierung der Stadt-Umland-Verkehre


Wie soll es zukünftig sein?
Ergebnissammlung am Flipchart


Mobilität
sichern


Verkehr
reduzieren


Verkehr
verlagern


Verkehrsträger besser verknüpfen – Alternative zum Auto x


Mehr Verkehrsteilnehmer auf Umweltverbund bringen x


Vernetzung Stadtentwicklung bzw. Siedlungsflächenent-
wicklung und Mobilitätsmanagement


x x


Verknüpfungspunkte attraktiver machen – ohne Auto
mobil


x


Stadt-Umland-Vernetzung (versch. Ebenen) – Kooperati-
on


x x


Verknüpfung der Umlandlösungen (Bf. Schwaan) mit
städtischen Lösungen – flexible Bedienungsformen


x x


Vernetzung der Bahnangebote (DB) mit allen Anbietern im
Verkehrsmarkt (lokal, regional): SPNV und ÖPNV
integriert!


x


Anbindung an den öffentlichen Verkehr (ÖPNV + SPNV) x x


Kommunikation zur Fahrgastgewinnung x x


Weiterentwicklung Bahnhof Bützow – Möglichkeiten der
baulichen Gestaltung?


x


Nutzergerechte Angebote im Vergleich MIV – ÖV x


Lösungen für direkten Stadt-Umland-Verkehr (letzte Meile) x x


Überwindung Systembrüche im Speckgürtel x


Reduktion der CO2-Emissionen im Pendlerverkehr x x
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Wie soll es zukünftig sein?
Ergebnissammlung am Flipchart


Mobilität
sichern


Verkehr
reduzieren


Verkehr
verlagern


Konzept für einbrechende Verkehre umsetzen x x


Nahverkehrsplan mit Ergebnissen aus TK 1-4 unterfüttern x x x


Koordination von Verkehren / Potenzialdaten Umweltver-
bund


x x


Neue Impulse für Lösungen unter Beachtung lokaler
Restriktionen (umsetzbare Lösungen)


x x


Neue innovative Konzepte  - Mobilitätsressourcen teilen /
neu denken


x x x


Bürgerliches Engagement fördern – Mobilität x


Stimmiges Konzept MIV und Umweltverbund (Auto
besitzen und darüber verfügen ≠ immer fahren)


x


Lösungen als Anbieter umsetzen (Verkehrsunternehmen) x x


Kooperation der Akteure verbessern x x x


Gegenstand dieses Projektes sind dabei Fragestellungen und Maßnahmen im Bereich des


Kommunalen Mobilitätsmanagements. Mobilitätsmanagement meint generell die Vernetzung


der Verkehrssysteme und Kommunikation der Angebote. Der Fokus in der späteren Maßnah-


menentwicklung soll dabei insb. auf den Subsystemen des Mobilitätsmanagements liegen, die


im Einflussbereich der Verkehrsträger und -unternehmen liegen. Nicht Bestandteile der Analyse


und Maßnahmenentwicklung sind die konkrete Ausgestaltung von Angeboten, wie etwa The-


men der betrieblichen Optimierung, da diese nicht Teil des Kommunalen Mobilitätsmanage-


ments sind.


Abbildung 3: Bereiche Mobilitätsmanagement
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2. Analyse


Die Analyse hat das Ziel, die Situation vor Ort bestmöglich zu verstehen, um auf dieser Grund-


lage geeignete Maßnahmen im Bereich des Mobilitätsmanagements auszuwählen und bewer-


ten zu können. Sie ist gegliedert in die drei Bereiche:


· Stadt- und regionalstrukturelle Aspekte


· Verkehrsplanerische und -technische Aspekte


· Organisatorische Aspekte


2.1 Stadt- und regionalstrukturelle Aspekte


Die Analyse der Stadt- und regionalstrukturellen Aspekte umfasst die folgenden Themenberei-


che:


· Siedlungsstruktur


· Einwohnerentwicklung


· Arbeitsplätze


· Tourismus


· Pendlerbeziehungen allgemein


· Pendlerbeziehungen nach Wegezweck


· Pendlerbeziehungen nach Verkehrsmitteln


Siedlungsstruktur


Das Umland um Rostock herum gehört zum Landkreis Rostock. Die Hansestadt Rostock bildet


siedlungsstrukturell ein Oberzentrum, das über Achsen mit Grundzentren (Mittelzentren, Unter-


zentren und ländlichen Zentralorten) im Umland verbunden ist. Diese übernehmen Versor-


gungsfunktionen (Grundversorgung, Bildung, Freizeit) für die ländlich geprägten, kleine Orte


und Gemeinden im übrigen Umland. Auf den beiden Untersuchungskorridoren liegen die fol-


genden Grundzentren:


· Korridor 1: HRO - Schwaan (Ländlicher Zentralort), Bützow (Unterzentrum)


· Korridor 2: HRO - Satow (Ländlicher Zentralort)
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Abbildung 4: Siedlungsstruktur


Neben den Grundzentren sind auch die sind die direkten Umlandgemeinden Rostocks ver-


gleichsweise bevölkerungsstark. So zeichnen sich etwa Kritzmow (3.389 Einwohner) und Pa-


pendorf (2.490 Einwohner), durch verdichtete Siedlungen mit stadtteilähnlichem Charakter1


aus.


Die übrigen Gebiete der Achsengemeinden sind überwiegend landwirtschaftlich genutzt und


durch eine geringe Bevölkerungsdichte und kleine kleinere Ortschaften und Einzelhöfe geprägt.


Der ÖPNV ist hier in der Regel auf Schülerverkehr ausgerichtet und das geringe Nachfrage-


Potential macht es schwierig, ein kostendeckendes Angebot zu etablieren.


Tabelle 2: Einwohnerzahlen Korridor-Gemeinden


Umlandgemeinde Einwohner 2013


Korridor 1
Papendorf 2.490


Pölchow 916


Benitz 370


Schwaan 4.952


Bützow 7.559


Korridor 2
Kritzmow 3.389


Stäbelow 1.380


Satow 5.441


Einwohnerentwicklung


1 vgl. Regionaler Nahverkehrsplan von 2005, S. 11f
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Entgegen der allgemeinen Annahme, ist die Bevölkerung in den Umlandgemeinden Rostocks


nicht generell rückläufig. Ganz im Gegenteil. Umlandgemeinden im nahmen Umkreis zu


Rostock verzeichnen ein deutliches Wachstum, wie etwa Kritzmow (+ 13,9 Prozent, 2001 bis


2012) oder Papendorf (+ 10,6 Prozent).


Ein Bevölkerungsrückgang hat jedoch stattgefunden in den weiter entfernteren Städten und


Gemeinden. Zwischen 2001 und  2012 war dieser am stärksten in Bützow zu verzeichnen (-


12,7 Prozent). Jedoch scheint der Tiefpunkt erreicht zu sein und es ist eine wieder leicht positi-


ve Tendenz zu erkennen. So sind beispielsweise die Schülerzahlen sind nicht mehr rückläufig.


Insgesamt ist von einem Bevölkerungswachstum in den Umlandgemeinden auszugehen und


damit auch mit einer Zunahme der Pendlerverkehr nach und aus Rostock, insbesondere zu den


nahen Umlandgemeinden.


Abbildung 5: Bevölkerungsentwicklung in den Achsengemeinden 2001 bis 2012 in Prozent


Arbeitsplätze


Insgesamt ist im Umland die Arbeitsplatzdichte geringer als in der Hansestadt Rostock mit 603


Beschäftigten am Arbeitsort je 1.000 Einwohner zwischen 15 und 65 Jahre. Dies begründet hö-


here Pendlerzahl aus dem Umland in die Hansestadt als in die Gegenrichtung.


Jedoch gibt es starke Unterschiede zwischen den einzelnen Gemeinden und punktuelle Aus-


nahmen. Die Gemeinde Stäbelow etwa hat mit 646 sogar eine höhere Arbeitsplatzdichte als


Rostock. Auch Bützow (482) und Kritzmow (463) haben gemessen an ihrer Einwohnerzahl  vie-


le Arbeitsplätze vor Ort und sind damit neben Quelle auch Ziel von Pendelbeziehungen.
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Abbildung 6: Beschäftigte am Arbeitsort je 1.000 Einwohner zwischen 15 und 65 Jahre


Tourismus


Die Region Rostock ist nicht zuletzt wegen ihrer Seeheilbäder eine beliebte Tourismusdestina-


tion. Die Schwerpunkträume liegen dabei neben der Hansestadt selbst in den Badeorten an der


Ostseeküste, der „Barlachstadt“ Güstrow sowie den Bereichen zwischen Güstrow und Bützow,


östlich von Teterow und der Umgebung von Krakow am See. Diese sind als auch als Fremden-


verkehrsschwerpunkträume im Regionalen Raumordnungsprogramm ausgewiesen (s. Abb.).


Abbildung 7: Tourismusschwerpunkträume


Die ausgewählten Achsengemeinden sind somit nicht Schwerpunkte des Tourismus in der Re-


gion. Dennoch gibt es auch dort zeitlich und räumlich punktuelle Nachfragespitzen durch Tou-
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risten, z.B. in der Anbindung von Campingplätzen. Diese Verkehrsströme überlagern sich je-


doch meist nicht mit der lokalen Nachfrage und dem vorhandenen Angebot an Verkehrsinfra-


struktur und Verkehrsleistungen des ÖPNV.


Pendlerbeziehungen allgemein


Die Pendlerbeziehungen im Landkreis Rostock sind vielfältig und multidirektional. Der über-


wiegende Anteil der Pendler pendelt aus dem Umland in die Hansestadt (derzeit etwa 30.000).


Die meisten Auspendler nach Rostock kommen dabei aus Kritzmow und Satow (je knapp 900)2.


Andersherum, aus der Hansestadt ins Umland, fahren täglich etwa 20.000 Pendler. Die meisten


von ihnen pendeln nach Kritzmow (520) und Stäbelow (255)3. Insgesamt nimmt die Pendler-


quote mit Distanz zum Oberzentrum HRO ab (s. Tabelle und Abbildung).


Daneben gibt es auch deutliche Pendlerbewegungen zwischen den Umlandgemeinden und zu


Zielen außerhalb des Landkreises. So kommt von den Einpendlern in die Gemeinden ein hoher


Anteil nicht aus HRO (insb. Bützow mit über 80 Prozent) und knapp über die Hälfte der Aus-


pendler aus den Umlandgemeinden der Beispielkorridore fährt nicht nach Rostock. Letzteres ist


besonders deutlich in den Gemeinden des Korridor 1 zu beobachten (58 Prozent gegenüber 44


Prozent auf Korridor 2). Dies ist vermutlich durch die gute Anbindung auch an den SPFV


(Schienen-Personen-Fernverkehr) zu erklären, über den Pendlerbeziehungen auch in weiter


entfernte Städte wie Hamburg, Schwerin oder Wismar möglich sind.


Tabelle 3: Pendlerzahlen in den Achsengemeinden


Einpend-
ler4 gesamt


Einpendler
aus HRO


Auspendler
gesamt


Auspendler
nach HRO


Pendlerquote5


Stäbelow 581 255 558 358 444
Kritzmow 1.034 526 1.348 888 417
Pölchow 64 27 397 267 321
Papendorf 303 120 977 641 306
Benitz 0 0 162 86 232
Satow 519 113 1.781 833 174
Schwaan 894 199 1.311 544 150
Bützow 1.460 96 1.331 225 42


2 Berücksichtigt wurden dabei nur die Achsengemeinden.
3 Berücksichtigt wurden dabei nur die Achsengemeinden.
4 Einpendler und Auspendler beziehen sich auf sozialversicherungspflichtig Beschäftige
5 Pendlerquote: Pendler aus und nach HRO je 1.000 EW
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Abbildung 8: Ein- und Auspendler in den Achsengemeinden


Abbildung 9: Räumliche Verteilung der Einpendler nach Rostock (1 Punkt = 10; schraffiert = keine Daten)


Pendlerbeziehungen nach Wegezweck


Die 2016 von Wimes durchgeführte Befragung  von 811 Pendlern aus zehn ausgewählten Ge-


meinden/Städten) ergab, dass fast 90 Prozent der Pendler im Landkreis Rostock Berufspendler


sind. Die übrigen 10 Prozent setzten sich aus 2/3 Schülern und 1/3 Auszubildende oder Stu-


denten zusammen. Insgesamt ist der Anteil Schülerverkehr im nahen Umland höher als in ent-


fernteren Orten und Gemeinden (z.B. Kritzmow 12 %; Börgerende-Rethwisch 19 %) .
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Abbildung 10: Zweck des Pendelns in die Hansestadt Rostock nach Städten/Gemeinden6


Pendlerbeziehungen nach Verkehrsmitteln


Der Großteil der Pendler nutzt den IV (Pkw) als Verkehrsmittel. Die Ergebnisse der Pendlerbe-


fragung ergaben einen Anteil an Pendlern, die regelmäßig den ÖPNV nutzt, von etwa 17 Pro-


zent. Der Radanteil ist lediglich für Distanzen bis Stäbelow / Pölchow relevant (insb. Kritzmow),


aber insgesamt eher gering und mit starken saisonalen Schwankungen verbunden.


Auffallend an den Zahlen der Pendlerbefragung ist der sehr geringe Anteil von intermodalen


Verbindungen (z.B. Pkw und Bahn, Fahrrad und Bahn, etc.) von unter einem Prozent. Gleich-


zeitig werden kostenfreie an den Bahnhöfen (P+R) der Beobachtung nach stark genutzt. Alle


vorhandenen Parkplätze liegen über ihrer Kapazitätsgrenze und auch viele Fahrräder stehen


bereits jetzt an den Stationen. Dennoch lässt sich hier ein großes Potenzial vermuten, das


durch die Förderung von Zubringerverkehren ausgeschöpft werden könnte.


Abbildung 11: Hauptverkehrsmittel der Pendelnden in den Sommer- und Wintermonaten7


6 Quelle: Pendlerbefragung 2015, WIMES
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Betrachtet man die Nachfragezahlen der Verkehrsunternehmen (DB, rebus) ergibt sich ein


stark schwankender ÖV-Anteil zwischen den Gemeinden. Dieser reicht von 4 Prozent in Pa-


pendorf bis  36 Prozent in Schwaan. Bei letzterem ist jedoch davon auszugehen,  dass hier


auch Umsteiger aus anderen Umlandgemeinden gezählt wurden und der eigentliche Anteil ge-


ringer ist. Dennoch verfügt Schwaan über deutlich mehr Verbindungen pro Tag als die übrigen


SPNV-Gemeinden (30, gegenüber 12 bzw. 18) und somit über eine attraktivere ÖPNV-


Anbindung.


Tabelle 4: Auspendler ÖPNV-Anteil


Auspendler nach HRO rebus DB ÖPNV
Anteil


Rest (IV/Rad)


Korridor 1
Papen-
dorf


641 - 28 4 % 613


Pölchow 267 - 20 7 % 247
Benitz 86 - 15 17 % 71
Schwaan 544 - 169 36 % 375
Bützow 225 - 39 17 % 186
Korridor 2
Kritzmow 888 60 - 6,7 % 828
Stäbelow 358 40 - 11,3 % 318
Satow 833 45 - 5,4 % 788


Die Nachfrage für Bus (rebus) und Bahn (DB) wurde wie folgt ermittelt:


· Anzahl Einsteiger je Haltestelle (Summe nach Gemeinde)


· Linien in Richtung Rostock (rebus: Linie 102; DB: RE1 und S2)


· morgens zwischen 5 und 9.45 Uhr (Ankunft HRO)


· für einen durchschnittlichen Werktag im Jahr 2015


· Minus 10 Prozent (Schülerverkehr)


2.2 Verkehrsplanerische und -technische Aspekte


Die Analyse der verkehrsplanerischen und -technischen Aspekte umfasst die folgenden The-


menbereiche:


· Verkehrliche Erschließung IV


· Verkehrliche Erschließung ÖV Schiene


· Verkehrliche Erschließung ÖV Bus


7 Quelle: Pendlerbefragung 2015, WIMES







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 16


· Fahrradwegenetz


· Infrastruktur ÖPNV


· Alternative Bedienformen


· Reisezeiten und Anbindungen


Verkehrliche Erschließung IV


Die Gemeinden des Korridor 2 (Satow - Stäbelow - Kritzmow) sind durch die Satower Straße


bzw.  Heiligenhäger Straße (L10) direkt an Rostock angebunden. Insbesondere der östliche Teil


der Hansestadt ist sehr gut über die A 20 erreichbar. An den Auffahrten zur Autobahn ist hier


durch wild parkende Autos ein Bedarf an derzeit nicht offiziell vorhandenen Abstellflächen für


Fahrzeuge zur Bildung von Fahrgemeinschaften zu erkennen. Die Schaffung solcher Parkplät-


ze wurde beim Bau der A20 versäumt.


Eine weniger direkte Verbindung mit dem Pkw nach Rostock besteht aus den Gemeinden des


Beispielkorridor 1, der im Raum zwischen der A 20 und der A 19 liegt, jedoch besonders in den


entfernteren Gemeinden Schwaan und Bützow an keine der beiden Autobahnen direkt ange-


bunden ist. So ergibt sich eine Fahrzeit von ca. 40 Minuten aus Bützow in die Rostocker Innen-


stadt.


Abbildung 12: Verkehrliche Erschließung IV


Verkehrliche Erschließung ÖV Schiene


Die Gemein des Korridor 1 sind sehr gut durch SPNV/SPFV an Rostock angebunden. Das


SPNV-Angebot umfasst dabei drei Produkte:


· schneller Regionalverkehr (R bzw. RE)


· lokaler Nahverkehr (N bzw. RB)


· S-Bahn Rostock (S)
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Der RE1 Hamburg – Schwerin – Bützow – Rostock ist Bestandteil des SPNV-Teilnetzes „Ost-


seeküste“ und verbindet mit 12 Fahrten pro Tag und Richtung Schwaan und Bützow mit der


Hansestadt. Der Schienen-Fernverkehr (SPFV) deckt hier teilweise Nahverkehrsfunktionen mit


ab. Pendlerbeziehungen sind so auch in andere Städte gut möglich. Die Gemeinden Huckstorf,


Pölchow, Papendorf und Schwaan sind durch die Linie S2 mit 18 Verbindungen pro Tag und


Richtung an Rostock angebunden. Korridor 2 verfügt über keine SPNV-Anbindung.


Abbildung 13: Verkehrliche Erschließung ÖV Schiene


Besteller und somit Aufgabenträger von SPNV-Leistungen in Mecklenburg-Vorpommern  ist die


landeseigene Verkehrsgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH (VMV) mit Sitz in Schwe-


rin. Der jetzige Verkehrsvertrag zum Netz „Ostseeküste“ hat eine Laufzeit von 12/2007 bis


12/2019. Zurzeit bereitet die VMV das voraussichtlich in 2016 startende Ausschreibungsverfah-


ren für die Vergabe ab 12/2019 vor.


Die SPNV-Erschließung der Gemeinden ist teilweise mit langen Fußwegen bzw. Zuwegungen


verbunden. So wird z.B. für Benitz in der Verbindungssuche eine Verbindung angegeben, die


einen 26-minütigen Fußweg (1,9 km) umfasst. Hier besteht ein großes Potenzial für intermoda-


le Verbindungen.
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Abbildung 14: Erschließung Benitz


Abbildung 15: Fernbahnhof Bützow


Verkehrliche Erschließung ÖV Bus


Die Gemeinden des Korridors 2 sind für durch die Regionalbus-Linie 102 (Rostock - Stäbelow -


Satow - Pustohl / Jürgenshagen) mit 33 bzw. 9 Verbindungen pro Tag und Richtung an die


Hansestadt Rostock angebunden. Früher wurden die stadtnahen Umlandgemeinden Kritzmow


und Stäbelow noch im 30-Minuten-Takt im Stadtverkehr durch die RSAG bedient. Diese Ver-


bindung wurde jedoch aufgrund mangelnder Nachfrage eingestellt und durch die Regionalbus-


linie ersetzt.


Die Hauptachsen der Regionalbuslinien werden gut angenommen. Die Anbindung kleinerer


Umlandgemeinden von den Achsenpunkten aus ist aufgrund der geringen Nachfrage jedoch
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schwierig und an den Wochenenden werden auch die Hauptachsen nur reduziert bedient. Der


ÖPNV im Umland ist insgesamt maßgeblich auf Schülerverkehr fokussiert, in manchen Orten


fast ausschließlich, sowohl im Angebot als auch in der Finanzierung. So beträgt die Nettoauf-


wendung des Landkreises 5,5 Mio. für Schülerverkehr und 2,3 Mio. für den übrigen ÖPNV.


Bezüglich der Anschlussverbindungen zwischen Regional- und Stadtverkehr gibt es bereits ei-


ne gute Abstimmung zwischen Stadt- und Umlandverkehren. Eine weitere Optimierung der An-


schlüsse zwischen den öffentlichen Verkehrsmitteln ist im Rahmen der Vorbereitungen zur


Fortschreibung des Nahverkehrsplans geplant. Ankunftszeiten und Umstiege können jedoch


nicht garantiert werden, da die Busse wie Pkw im Stau stehen. Dies ist besonders problema-


tisch in der morgendlichen Hauptverkehrszeit. Es gibt aktuell keine Bevorrechtigung, wie etwa


in Form priorisierter Busspuren, für Regionalbusse.


Die Gemeinden des Korridor 1 sind durch den SPNV angebunden. Es bestehen keine für Pend-


ler relevanten Busverbindungen außerhalb des Schülerverkehrs.


Abbildung 16: Verkehrliche Erschließung Bus Korridor 2


Abbildung 17: Haltestelle Satow (rebus Linien 102, 106, 207, 135)
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Die Haltestellendichte in den Gemeinden ist generell der Einwohnerdichte angemessen. Viele


der Haltestellen werden jedoch sehr selten bedient (insb. Schülerverkehr) und haben somit kei-


ne ausreichende verkehrliche Erschließungsfunktion.


Tabelle 5: Haltestellendichte


Umlandgemeinde Haltestellen / 1.000 ha Haltestellen / 1.000 EW
Korridor 1
Papendorf 10,6 9,6
Pölchow 7,2 9,8
Benitz 2,1 5,4
Schwaan 9,7 7,5
Bützow 20,1 10,6
Korridor 2
Kritzmow 15,5 6,8
Stäbelow 8,7 9,4
Satow 8,2 18,0


Abbildung 18: ÖPNV Haltestellen (grüne Punkte) und Hauptverkehrsnetz im LK Rostock


Fahrradwegenetz


Mehrere Fernradwanderwege queren das Untersuchungsgebiet (z.B. Ostseeradwanderweg).


Diese Routen sind jedoch für Pendler größtenteils nicht attraktiv, da sie die Orte über Umwege


verbinden, wie etwa die Strecke Satow - Rostock.
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In den Gemeinden selbst ist Infrastruktur und Nachfrage des Fahrradverkehrs verschieden. In


Stäbelow und Kritzmow beispielsweise wurden viele neue Fahrradwegegebaut und diese wer-


den gut genutzt. Für Bützow besteht dagegen derzeit kein Radverkehrskonzept. Auffällig ist,


dass einige (Zubringer-)Verbindungen zwischen den Umlanddörfern und -gemeinden fehlen,


wie  z.B. Schwaan – Bröbberow und Schwaan – Zisendorf.


Das Fahrrad wird bereits jetzt als Zubringer zum ÖPNV genutzt, wobei eine deutliche Steige-


rung durch verbesserte Infrastruktur erwartet wird. In Schwaan und Bützow gibt es Fahrradab-


stellmöglichkeiten im Bahnhof. Viele Pendler parken ihr Fahrrad dort auch dauerhaft. Die Stadt


Rostock plant eine Fahrradstation am Hauptbahnhof. Es sollen 360 Stellplätze auf der Nordsei-


te entstehen. Das Land fördert dieses Projekt, in dem großes Potenzial gesehen wird.


Die Bedeutung des Fahrrades als Zubringer zum ÖPNV würde darüber hinaus deutlich gestärkt


werden, wenn auch die Mitnahme von Fahrrädern in öffentlichen Verkehrsmitteln zuverlässig


und unkompliziert möglich wäre. Derzeit ist die Fahrradmitnahme im Umland kostenpflichtig


(3,5 Euro / Fahrt bzw. 6 Euro als Tageskarte) aber ohne zeitliche Einschränkung möglich. Im


Bus haben jedoch Rollstühle Vorrecht. Auch gibt es immer mehr Rollatoren, die die Mehr-


zweckbereiche der Busse belegen. Der Umgang mit diesen ist noch nicht abschließend geklärt.


Die Fahrradmitnahme in den Bussen kann daher nicht zuverlässig geleistet werden, da Radfah-


rer, auch mit gültiger Fahrradkarte, im Zweifelsfall mobilitätseingeschränkten Fahrgästen den


Vortritt lassen müssen.


Abbildung 19: Radwegenetz im Untersuchungsgebiet (Karten: OpenCycleMap)


Infrastruktur ÖPNV


Die Haltestellen und Umsteigeanlagen im Untersuchungsgebiet weisen sehr unterschiedliche


Standards in Hinblick auf ihre Ausstattung auf. Besonders im Umland weisen die Haltestellen


kein einheitliches Erscheinungsbild oder einheitliche Standards auf. Barrierefreiheit ist nicht
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immer gegeben, so etwa auch am Bahnhof in Bützow. Ebenso gibt es oftmals Mängel in den


Zuwegungen zu den Haltestellen. Dagegen stehen neue Haltestellenanagen wie etwa der Um-


steigepunkt in Schwaan, die den im Nahverkehrsplan festgeschriebenen Standards sowie den


geltenden Richtlinien der Barrierefreiheit zu entsprechen. Die Anpassung bestehender Halte-


stellen ist kostenintensiv und hat daher sukzessive entsprechend den finanziellen Möglichkei-


ten zu erfolgen, wobei Linien und Haltestellen, die eine überdurchschnittlich hohe Zahl an


mobilitätseingeschränkten Personen befördern, Priorität behandelt werden sollten.


Abbildung 20: Haltestellen im Untersuchungsgebiet


Alternative Bedienformen


Anrufverkehre (ALF) bestehen auf ausgewählten Linien in Güstrow, Rostock, Teterow (rebus)


und Rostock (RSAG). In Tessin wird die Linie 115 im Ferienverkehr als ALF angeboten. Dabei


gibt es unterschiedliche Anmeldefristen je Linie und Verkehrsunternehmen von 30 Min. vor Ab-


fahrt (RSAG) bis 16:00 Uhr des Vortages (Teterow) und unterschiedliche Erreichbarkeitszeiten


der Zentralen. Die Nachfrage ist sehr stark schwankend und nach Aussage der Verkehrsunter-


nehmen auch schwer vorhersagbar.


Eine vom Verein PferdemarktQuartier e.V. in Bützow in Leben gerufene Mitfahrzentrale nach


dem Vorbild flinc hat sich aufgrund der geringen Nachfrage nicht bewährt.


Abbildung 21: ALF als Ferienverkehr in Tessin (Linie 115)


Reisezeiten und Anbindungen
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Im Vergleich der Reisezeit kann der ÖPNV insbesondere bei guter SPNV-Anbindung (Korridor


1) eine attraktive Alternative zum Pkw darstellen. Im Vergleich Haltestelle zu Haltestelle ist hier


die Fahrt mit dem SPNV bis zu doppelt so schnell wie auf der Straße (z.B. Bützow 40 Min.


Fahrzeit Pkw gegenüber 20 Minuten Fahrzeit ÖPNV). Die Gesamtreisezeit mit dem ÖPNV wird


jedoch wesentlich verlängert durch die Zuwege zu den Haltestellen, die letzte Meile bzw. die


Anschlussverbindung am Zielort sowie Wartezeiten durch die geringe Anzahl an Verbindungen


(1-2 Direktfahrten / Stunde in der HVZ).


Besteht keine Schienenanbindung  (Korridor 2), ist der ÖPNV auch von Haltestelle zu Halte-


stelle langsamer als Fahrten mit dem Pkw. Hier geschieht die Verkehrsmittelwahl über Fakto-


ren wie Preis und Umweltfreundlichkeit oder aufgrund fehlenden Zugangs zu einem Pkw.


Tabelle 6: Reisezeitvergleich Achsengemeinden - HRO


Reisezeit Pkw8 Reisezeit
ÖPNV


Umstiege Verbindungen
HVZ9


Verbindungen /
Tag


Korridor 1:
Papendorf 15-17 6 0 2 18
Pölchow 16-18 9 0 2 18
Benitz 22-24 3810 / 38 0 2 19
Schwaan 25 13-16 / 15 0 4 30
Bützow 40 20-26 / 21 0 2 18
Korridor 2:
Kritzmow 12-13 19-47 / 21 0-1 6 36
Stäbelow 12-14 26-40 / 30 0-2 7 36
Satow 25 35-77 0-1 2 14


2.3 Organisatorische Aspekte


Die Analyse der organisatorischen Aspekte umfasst die folgenden Themenbereiche:


· Verbund


· Tarif


· Kommunikation & Marketing


Verbund


Die Verkehrsunternehmen im Landkreis und der Hansestadt Rostock (RSAG, DB Regio AG,


rebus, Weiße Flotte, Molli) sind im Verkehrsverbund Warnow (VVW) organisiert.


8 Quelle: Google Maps für einen durchschnittlichen Werktag, Ankunft 8:00 Uhr
9 Abfahrt 6:00 - 8:00 Uhr / zwei Stunden
10 davon 26 Minuten Fußweg
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Abbildung 22: Bedienungsgebiet des VVW


Die Aufgaben des Verbundes sind neben der Einnahmeaufteilung und der strategischen Wei-


terentwicklung und dem Mobilitätsmanagement in der Region auch die Koordination und


Durchführung von Projekten wie Datendrehscheibe, Mobile Ticketing, etc. sowie die Kommuni-


kation mit dem Aufgabenträger (Gremienarbeit). Marketing und Kundenbetreuung sowie Ange-


botsgestaltung sind sowohl Aufgabe des Verbundes, als auch der einzelnen


Verkehrsunternehmen. In der öffentlichen Wahrnehmung ist der Verbund eher schwach, die


Verkehrsmittel werden von den Kunden eher den einzelnen Verkehrsunternehmen zugeordnet.


Diese übernehmen neben der eigentlichen Leistungserbringung auch den Verkauf von Tickets


auch Kundeninformation und -betreuung (s. Kommunikation & Marketing).


Tarif


Das Tarifsystem im Umland ist in Zonen aufgeteilt. Die Fahrtkosten sind abhängig von der An-


zahl der durchfahrenden Zonen. Mit zunehmender Distanz in die Innenstadt steigen so die Kos-


ten für die ÖPNV-Nutzung, bei gleichzeitig abnehmender Leistung aufgrund der geringeren


Nachfrage.


Abbildung 23: Tarifzonen Region


Im Vergleich mit den Kosten für das regelmäßige Pendeln mit dem eigenen Pkw, ist der ÖPNV


deutlich kostengünstiger. Die Preisdifferenz ist dabei besonders hoch in den weit entfernten
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Gemeinden (z.B. Bützow, 540 Euro Pkw gegenüber 122 Euro ÖPNV). Jedoch sind die Verbin-


dungen deutlich weniger flexibel und, die erste und letzte Meile mit einberechnet, in den aller-


meisten Fällen auch erheblich langsamer. Zusätzlich können Freizeitverkehre in den


Abendstunden und am Wochenende durch das geringe Angebot in diesen Zeiten nicht durch


den ÖPNV abgedeckt werden, weshalb es in den meisten Fällen nicht möglich ist, ganz auf ei-


nen eigenen Pkw zu verzichten, ohne Einschränkungen in der Mobilität in Kauf zu nehmen.


Tabelle 7: Kostenvergleich Pendeln nach HRO mit ÖPNV und eigenem Pkw


Umlandgemeinde Tarifzonen Kosten Pendeln mit ÖPNV Km nach Rostock Kosten Pendeln mit IV11


Korridor 1


Papendorf 2 Zonen 62 Euro 8 km 96 Euro


Pölchow 3 Zonen 74 Euro 18 km 216 Euro


Benitz 3 Zonen 74 Euro 24 km 288 Euro


Schwaan 4 Zonen 84 Euro 27 km 324 Euro


Bützow 8 Zonen 122 Euro 45 km 540 Euro


Korridor 2


Kritzmow 2 Zonen 62 Euro 7 km 84 Euro


Stäbelow 2 Zonen 62 Euro 10 km 120 Euro


Satow 5 Zonen 94 Euro 22 km 246 Euro


Kommunikation & Marketing


Sowohl der Verbund als auch die Verkehrsunternehmen haben eigene Websites, über die sich


die Fahrgäste über das Verkehrs- und Tarifsystem informieren können. Es gibt einen einheitli-


chen Liniennetzplan. Andere verbundweite Informationen wie Fahrplanauskunft und Ticketin-


formationen haben jedoch kein einheitliches Design und ihr Geltungsbereich für andere


Verkehrsunternehmen ist nicht immer eindeutig (z.B. Tickets). Auch Flyer und Broschüren sind


nicht einheitlich, sodass zu bestimmten verbundweiten Themen, etwa dem Fahrplanwechsel


Anfang 2016, verschiedene inhaltsgleiche Flyer von den Verkehrsunternehmen herausgegeben


wurden.


11 30 Cent/km, km schnellste Verbindung, 20 Arbeitstage / Monat
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Abbildung 24: Websites der Verkehrsunternehmen


Abbildung 25: Flyer und Fahrplanauskünfte der Verkehrsunternehmen und des Verbundes im Vergleich


Der direkte Kundenkontakt erfolgt persönlich und telefonisch über die insg. sieben Kundenzen-


tren der Verkehrsunternehmen RSAG, rebus und DB AG:


· RSAG: Hbf, Lütten Klein, Doberaner Platz, Dierkower Kreuz (alle Rostock)


· rebus: ZOB (HRO), Bahnhof (Güstrow)


· DB AG: Hbf (HRO), Bahnhof (Güstrow)


Diese Kundenzentren werden sehr gut angenommen uns sind teilweise am Rande ihrer Kapazi-


tät. So laufen bei rebus zeitweise so viele Anfragen in der Servicestelle auf, dass eine indivi-


duelle Beratung kaum noch stattfinden kann. Zusätzlich gibt es etwa 20


Fahrkartenverkaufsstellen im Bedienungsgebiet. Der Verbund hat selbst keine eigenen Kun-


denzentren und es gibt keine zentrale Anlaufstelle für Kunden, die sich über das ÖPNV-


Angebot in der Region insgesamt informieren möchte. Auf Nachfrage werden


In den Gemeinden erfolgt keine gesonderte Kommunikation über Mobilitätsangebote. Hier wird


sich auf die Arbeit des VVW und der Verkehrsbetriebe verlassen. Eine Ausnahme bilden touris-


tische Angebote. Die Gemeinden werden von den Verkehrsunternehmen nicht aktiv mit Info-


material versorgt. Auch an den Bushaltestellen in den Umlandgebieten sind die


Kommunikationsangebote oft mangelhaft.
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3. Bestehende Projekte und Maßnahmen


Um Dopplungen zu vermeiden ist es notwendig,  aktuell bereits umgesetzte bzw. sich in Pla-


nung befindende  Maßnahmen und Projekte zur Verbesserung des öffentlichen Verkehrs im


Rostocker Umlandraum zu berücksichtigen.  Diese werden daher im Folgenden übersichtswei-


se dargestellt.


3.1 Umgesetzt


4. In Schwaan wurde ein neuer, barrierefreier Umsteigepunkt am Bahnhof geschaffen mit 65


P+R-Parkplätzen (noch im Bau), fünf Behindertenparkplätzen, Taxi-Halteplätzen und über-


dachten Fahrradbügeln. Dieser wurde am 4.12.2015 eingeweiht.


5. Zeitgleich wurde zum 4.1.2016 ein neues Haltestellenkonzept mit neuem Fahrplan umge-


setzt. Dabei wurden Linien zusammengefasst und Haltepunkte für Regionalbuslinien im


Stadtgebiet  auf zentrale Verknüpfungspunkte reduziert, um Parallelverkehre zu vermei-


den. Dies führt jedoch auch zu weniger Direktverbindungen zwischen Umland und Stadt-


gebiet, und längeren Reisezeiten durch Anschlussverbindungen, insb. für Pendler, deren


Ziele im Randbereich der Stadt liegen. Nach öffentlichen Beschwerden durch Fahrgäste,


insb. über den Wegfall von Haltestellen vor Schulstandorten, wurden die Änderungen teil-


weise rückgängig gemacht.


6. „Ein Fahrplan“: In Tessin wurde das vorhandene Angebot anders dargestellt um eine ver-


ständlichere, optische Darstellung zu erreichen.


Abbildung 26: Neuer Umsteigepunkt in Schwaan
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3.2 In Planung


1. Schwaan baut sukzessive Haltestellen barrierefrei aus. Für das nächste Jahr ist die Nach-


rüstung von zwei Haltestellen geplant. Die Kosten belaufen sich dabei auf ca. 28.000 Euro


je Haltestelle.


2. In Bützow wurde gemeinsam mit PferdemarktQuartier e.V. ein Antrag für das Forschungs-


projekt „Mobilität auf dem Lande“ gestellt, dass die Sicherung von Mobilität in nachfrage-


schwachen Gemeinden behandelt.


3. In Bützow ist eine Umgestaltung des Bahnhofs geplant, wobei P+R ausgebaut und  Barrie-


refreiheit durch Fahrstühle gesichert werden soll. Die Realisierung ist für 2016, die Inbe-


triebnahme 2017 geplant.


4. Der nächste NVP soll Anfang 2017 in Auftrag gegeben werden. Dann sollten sich die Nut-


zer an die Angebotsveränderungen gewöhnt haben und genug Zeit zur Verkehrserhebung


gewesen sein. Diese ist für Herbst 2016 bis Sommer 2017 geplant.


5. Der ZOB am Hbf Rostock soll umgestaltet werden. Dabei sollen die Abfahrbereiche näher


an den Bahnhof versetzt und eine Mobilitätszentrale geschaffen werden.


6. Das Projekt KommunalMobil ist ausgeschrieben. Auch hierbei geht es um die Verbesse-


rung und Vernetzung von Verkehrsträgern in der Region.
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4. Potenziale für eine multimodale Mobilität im Landkreis Rostock


Auf der Basis von rund 80 Prozent der Bevölkerung in Deutschland, die jederzeit oder zumin-


dest gelegentlich über einen Pkw verfügen können, entfällt heute der weit überwiegende Teil


der zurückgelegten Personenkilometer (> 70 Prozent) auf den motorisierten Individualverkehr.


Gleichzeitig ist jedoch zu beobachten, dass auch Multimobilität für einen nicht unerheblichen


Anteil der Bevölkerung mittlerweile eine selbstverständlich gelebte Alltagspraxis darstellt. Da-


bei ist zu berücksichtigen, dass Multimobilität im Hinblick auf das Verkehrsmittelset (personen-


spezifischer Mix an Verkehrsmitteln), die Nutzungshäufigkeit der einzelnen Verkehrsmittel und


deren Einsatzzwecke individuell sehr unterschiedlich gelebt wird. Während bei den einen unter


flankierender Nutzung alternativer Verkehrsmittel eindeutig die Autonutzung dominiert, zeigt


sich bei anderen eine deutlich wechselnde Nutzung der verschiedenen Verkehrsmittel.


Vor diesem Hintergrund lag das Ziel der durchgeführten Potenzialanalyse nicht nur in der


Ermittlung der Verteilung des werktäglichen Wegeaufkommens auf die verschiedenen Modal-


gruppen, sondern auch in einer hierauf basierenden Abschätzung des Anteils an Verkehrs-


teilnehmern, die multimodale Mobilitätsangebote zukünftig stärker nutzen könnten. In


einem ersten Schritt wurde daher zunächst  der Anteil von multimodalen Personen im Land-


kreis Rostock ermittelt und zwar auf der Grundlage folgender Modalgruppen, für die Kennzah-


len vorliegen und die sich in der Forschungslandschaft als besonders relevant herausgestellt


haben:


· monomodale MIV-, ÖV- und Fahrrad-Nutzer (3 Gruppen)


· bimodale MIV-Fahrrad-, MIV-ÖV- und Fahrrad-ÖV-Nutzer (3 Gruppen)


· trimodale MIV-ÖV-Fahrrad-Nutzer (1 Gruppe)


Eine differenzierte Berücksichtigung von Fußgängern sowie eine Unterscheidung von MIV-


Fahrern und MIV-Mitfahrern erfolgt nicht, da die der Marktpotenzialanalyse zugrundeliegenden


Studien hierzu keine Angaben machen.


Bei der Ermittlung des Potenzials für Multimobilität im Landkreis Rostock erweist sich eine ge-


naue Definition des Begriffs „Multimobilität“ als unumgänglich. Während nämlich bei einer


weitgefassten Begriffsdefinition eine lediglich einmalige Nutzung eines alternativen Verkehrs-


mittels zum Hauptverkehrsmittel (im Verlauf einer Woche) ausreicht, um eine Person der


Gruppe der Multimobilen zuzuordnen, verlangt eine enge Begriffsdefinition ein Mindestmaß in


Bezug auf die Nutzungshäufigkeit der verschiedenen Verkehrsmittel (maximaler Wegeanteil


eines Verkehrsmittels = 75 Prozent). Es ist zwar davon auszugehen, dass Personen mit einer


flexibleren Verkehrsmittelnutzung (echte Multimobile) eine höhere Bereitschaft zu einer weite-


ren nachhaltigen Verhaltensänderung aufweisen als diejenigen, die sich lediglich sporadisch
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multimobil verhalten. Letztere versprechen jedoch wiederum größere Nachhaltigkeitseffekte,


wenn es gelingt, diese dauerhaft zu einem echten multimobilen Verhalten zu bewegen.


Je nach Definitionsansatz zum Multimobilitätsbegriff verhalten sich heute im Durchschnitt 48


Prozent (weiter Ansatz) bzw. 26 Prozent (enger Ansatz) aller Personen multimodal. Für einen


nennenswerten Teil der Bevölkerung ist damit die Nutzung von mehr als nur einem Verkehrs-


mittel im Verlauf einer Woche eine selbstverständlich gelebte Alltagspraxis. Die meisten Mul-


timobilen nutzen überwiegend das Auto und ergänzen dieses um den ÖV oder das Fahrrad. Ein


kleiner Teil nutzt alle drei Verkehrsmittel. Multimodale, die ausschließlich den Umweltverbund


nutzen (z.B. in der Kombination Rad-ÖV), machen mit rund 5 Prozent nur einen vergleichswei-


se geringen Anteil in der Bevölkerung aus.


Dabei zeigt sich auch, dass der Anteil multimodaler Personen erheblich in Abhängigkeit von


den Merkmalen des Verkehrsraumes und den soziodemographischen Eigenschaften seiner


Einwohner variiert. Während Multimobilität vor allem eine urbane Verhaltensweise junger Er-


wachsener darstellt, dominiert in den verdichteten und ländlichen Kreisen die monomodale Au-


to-Nutzung. Wenn Multimobilität in diesen Räumen praktiziert wird, nutzen die


Verkehrsteilnehmer überwiegend das Fahrrad komplementär zum Auto. Der Anteil an trimoda-


len Personen unterscheidet sich dabei kaum in Abhängigkeit des Raumes.


Wird Multimobilität nicht im Wochenrhythmus, sondern mit einer größeren Zeitspanne betrach-


tet, erweist sich ein durchaus beachtenswerter Anteil monomodaler Autofahrer als multimodal.


Mehr als ein Drittel von ihnen nutzt andere Verkehrsmittel immerhin ein bis drei Mal im Monat


und ein weiteres knappes Drittel greift seltener als monatlich darauf zurück. In diesen Fällen ist


davon auszugehen, dass die alternativen Verkehrsmittel überwiegend im Freizeitverkehr zum


Einsatz kommen. Interessant ist hierbei, dass bereits die seltene Nutzung anderer Verkehrsmit-


tel bei monomodalen Autofahrern die Raumwahrnehmung und die Einschätzung der Erreich-


barkeit verändert. So bewerten monomodale Autofahrer, die ein anderes Verkehrsmittel selten


nutzen, die Erreichbarkeit von Zielen mit diesem Verkehrsmittel besser als Personen, die das


betrachtete Verkehrsmittel nie nutzen. Dies ist zwar noch keine ausreichende, aber zumindest


schon einmal notwendige Voraussetzung für eine häufigere Nutzung der Verkehrsmittel des


Umweltverbundes.


Werden die zur Multimobilität verfügbaren empirischen Kennzahlen auf die Situation der Ge-


meinden in den untersuchten Korridoren im Landkreis Rostock bezogen, ergibt sich für deren


Einwohner das folgende differenzierte Mobilitätsverhalten.
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Tabelle 8: Verkehrsmittelwahlverhalten der Einwohner in den Korridor-Gemeinden (LRO)


Einwohner
2014 MIV mono ÖV mono Rad mono Sonstige Multimob ile


Benitz 365 262 3 5 5 90
Pölchow 932 643 9 14 14 252
Stäbelow 1.392 990 11 20 20 351
Kritzmow 3.457 2.373 32 52 53 946
Papendorf 2.507 1.694 26 40 38 709
Schwaan, Stadt 4.952 3.591 36 68 70 1.188
Bützow, Stadt 7.688 5.155 130 152 118 2.132
Satow 5.506 3.529 92 126 81 1.678
Gesamtsumme 26.799 18.237 339 477 399 7.346
Anteil in Prozent 68,1 1,3 1,8 1,5 27,4


Gemeinde LK Rostock Verkehrsmittelwahlverhalten (berechnet)


(Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014, Rundungsfehler sind möglich, Gesamttabelle siehe Anhang)


Legt man die enge Begriffsdefinition von Multimobilität zugrunde, wird das Auto von rund 68


Prozent der Einwohner in den ausgewählten Gemeinden ausschließlich oder zum weit über-


wiegenden Teil (> 75% der Wege) genutzt. Echte Multimobile sind in diesen Gemeinden mit


einem Anteil von 27,4 Prozent vertreten und die auf lediglich ein Verkehrsmittel des Umwelt-


verbundes fokussierten Verkehrsteilnehmer erreichen immerhin noch 4,6 Prozent. In Summe


ergibt sich damit ein Anteil von 32 Prozent nachhaltig orientierten Verkehrsteilnehmern. Die


Multimobilitätswilligen lassen sich dabei weiterhin in folgende Untergruppen mit spezifischen


Verkehrsmittelkombinationen einteilen.


Tabelle 9: Spezifisches Verkehrsverhalten in den Korridor-Gemeinden (LRO) nach Verkehrsmittelkombi-


nationen


Multimobile MIV-Rad MIV-ÖV Rad-ÖV trimodal
Benitz 90 37 31 2 21
Pölchow 252 103 86 5 58
Stäbelow 351 144 119 7 81
Kritzmow 946 425 236 28 255
Papendorf 709 319 177 21 191
Schwaan, Stadt 1.188 535 297 36 321
Bützow, Stadt 2.132 725 640 85 682
Satow 1.678 571 503 67 537
Gesamtsumme 7.346 2.859 2089 251 2146
Anteil in Prozent 38,9 28,4 3,4 29,2


Gemeinde LK Rostock Multimodale Verkehrsteilnehmer (berechnet)


(Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014, Rundungsfehler sind möglich, Gesamttabelle siehe Anhang)


Unter den Multimobilen sind die Gruppen mit komplementärer ÖV-Nutzung zum Auto bzw.


Trimodale in etwa gleich groß. Sie erreichen einen Anteil von 28,4 bzw. 29,2 Prozent unter den


flexiblen Verkehrsmittelnutzern. Der Anteil der Gruppe mit komplementärer Rad-Nutzung zum
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Auto beträgt dabei knapp 39 Prozent, während die Gruppe der Rad-ÖV-Kombinierer lediglich


auf einen Anteil von 3,4 Prozent kommt.


Geht es nun darum, das Nachfragepotenzial für flexible Mobilitätslösungen in den Korri-


dorgemeinden zu bestimmen, ist es sinnvoll, sich vor allem auf die oben genannten Nutzer-


gruppen zu konzentrieren, die bisher noch kein ausreichend nachhaltiges Verkehrsmittelwahl-


verhalten erkennen lassen. Während Multimobile und ausschließliche Nutzer des


Umweltverbundes offensichtlich mit dem vorhandenen Angebot gut zurechtkommen und das


angestrebte nachhaltige Mobilitätsverhalten bereits (größtenteils) praktizieren, sind es gerade


die monomodalen Autofahrer, die ein mehr oder weniger großes multimodales Verhal-


tenspotenzial versprechen.


Um zu einer korrekten Einschätzung der Größenordnung dieses Potenzials zu kommen, sind


zunächst – entsprechend der engen Definition des Mobilitätsbegriffs (nur dieser gilt für die wei-


tere Potenzialbetrachtung!) – die Verkehrsteilnehmer herauszurechnen, die bereits heute min-


destens einmal wöchentlich ein alternatives Verkehrsmittel zum Auto benutzen (und dennoch


mehr als 75 Prozent aller Wege im Auto zurücklegen). Für die verbleibenden monomodalen


Autofahrer wird dann weiterhin im Hinblick auf die folgenden Untergruppen unterschieden:


· Verkehrsteilnehmer ohne multimodales Verhaltenspotenzial


(alle Wege werden heute mit dem Auto absolviert)


· Verkehrsteilnehmer mit einem kleinen multimodalen Verhaltenspotenzial


(aktuell seltenere Nutzung alternativer Verkehrsmittel zum Auto als einmal im Monat)


· Verkehrsteilnehmer mit einem großen multimodalen Verhaltenspotenzial


(aktuelle Nutzungshäufigkeit alternativer Verkehrsmittel zum Auto 1 bis 3 mal im Monat)


Tabelle 10: Multimodales Verhaltenspotenzial bei der Modalgruppe MIV mono


MIV mono MIV > 75% MIV 100% kein mV kleines mV großes mV
Benitz 262 68 194 58 62 74
Pölchow 643 166 477 143 153 181
Stäbelow 990 256 734 220 235 279
Kritzmow 2.373 614 1.760 528 563 669
Papendorf 1.694 438 1.256 377 402 477
Schwaan, Stadt 3.591 929 2.662 799 852 1.012
Bützow, Stadt 5.155 1.333 3.822 1.147 1.223 1.452
Satow 3.529 913 2.615 785 837 994
Gesamtsumme 18.237 4.717 13.520 4.057 4.327 5.138
Anteil in Prozent 30 32 38


Gemeinde LK Rostock Multimodales Verhaltenspotenzial (mV) bei MIV mono


(Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014, Rundungsfehler sind möglich, Gesamttabelle siehe Anhang)


In der Gesamtheit ergibt sich damit ein konkretes multimodales Verhaltenspotenzial bei rund


9.465 Bürgern in den Korridorgemeinden des Landkreises Rostock. Das heißt, neben den oh-


nehin schon multimobilen Einwohnern in Rostock zeigt ein gutes weiteres Drittel der Ein-
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wohner in den Korridorgemeinden (35,3 Prozent) ebenfalls die Bereitschaft, alternative


Verkehrsmittel zum Auto zumindest sporadisch zu nutzen und sind daher vergleichsweise


gut ansprechbar. Differenziert nach Verkehrsmittelalternativen entfallen von diesem Gesamt-


potenzial rund 42,7 Prozent auf die Kombination MIV-ÖV, 40,7 Prozent auf die Kombination


MIV-Rad und 16,6 Prozent auf die Kombination MIV-Rad-ÖV.


Tabelle 11: Multimodales Verhaltenspotenzial differenziert nach Modalgruppen


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Benitz 136 58 55 23
Pölchow 334 142 136 56
Stäbelow 514 219 209 86
Kritzmow 1.232 526 501 205
Papendorf 879 375 357 146
Schwaan, Stadt 1.863 795 758 310
Bützow, Stadt 2.675 1.142 1.088 446
Satow 1.831 782 745 305
Gesamtsumme 9.464 4.039 3.849 1.577
Anteil in Prozent 42,7 40,7 16,7


Gemeinde LK Rostock Multimodales Verhaltenspotenzial n. VM


Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014, Rundungsfehler sind möglich, Gesamttabelle siehe Anhang)


Klammert man nun noch die Verkehrsteilnehmer mit einer ungünstigen Zielanbindung im Hin-


blick auf die Verkehrsmittelalternativen (Annahme!) aus, so bleibt immerhin ein beachtliches


Potenzial von


Tabelle 12: mV bei guter Zielanbindung


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Benitz 23 10 9 4
Pölchow 57 24 23 9
Stäbelow 87 37 36 15
Kritzmow 209 89 85 35
Papendorf 149 64 61 25
Schwaan, Stadt 317 135 129 53
Bützow, Stadt 455 194 185 76
Satow 311 133 127 52
Gesamtsumme 1.608 686 655 269
Anteil in Prozent 42,7 40,7 16,7


Gemeinde LK Rostock mV bei guter Zielanbindung (min17%)


Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014, Rundungsfehler sind möglich, Gesamttabelle siehe Anhang)


·  6,0 Prozent der Einwohner in den Korridorgemeinden (gute Anbindung bei nur


17%) bzw.


· 12,4 Prozent der Einwohner in den Korridorgemeinden (gute Anbindung bei


35%), die ggf. für eine häufigere ÖV- bzw. Radnutzung gewonnen werden kön-
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Tabelle 13: mV bei guter Zielanbindung


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Benitz 48 20 19 8
Pölchow 117 50 47 19
Stäbelow 180 77 73 30
Kritzmow 431 184 175 72
Papendorf 308 131 125 51
Schwaan, Stadt 652 278 265 109
Bützow, Stadt 936 400 381 156
Satow 641 274 261 107
Gesamtsumme 3.313 1.414 1.346 552
Anteil in Prozent 42,7 40,6 16,7


Gemeinde LK Rostock mV bei guter Zielanbindung (max. 35%)


Quelle: eigene Berechnungen gem. Nobis/2014, Rundungsfehler sind möglich, Gesamttabelle siehe Anhang)


Insgesamt besteht damit bei 6 bis 12 Prozent der Einwohner in den Korridorgemeinden im


Landkreis Rostock (vorsichtige Schätzung) eine Chance auf eine Verhaltensänderung in


Richtung eines nachhaltigeren Mobilitätsverhaltens.


Ein Abgleich der kennzahlenbasierten Potenzialdaten mit den im Rahmen der SrV-Erhebung


2013 in Stäbelow/Kritzmow tatsächlich erhobenen Raum- und Verhaltensdaten stützt die Ana-


lyseergebnisse dahingehend, dass (bezogen auf die Gemeinde Kritzmow):


· der modal split-Wert im MIV annähernd korrekt dargestellt wird:


o Potenzialanalyse: 68,6% (Anteil im MIV);


o SrV-Daten 2013: 67,1% (Anteil im MIV);


· 77,6% der Einwohner uneingeschränkt über ein Fahrrad verfügen können;


· 64,5% der Einwohner den ÖPNV in den letzten 12 Monaten genutzt haben;


· mehr als 80% der Einwohner im Hinblick auf den Haltestellenzugang und die Reisezeit


über eine gute Busanbindung nach Rostock verfügen;


· mehr als 48% der Einwohner im Hinblick auf die Häufigkeit der Fahrten und die anbieter-


übergreifende Angebotsvernetzung über eine gute Busanbindung nach Rostock verfügen;


Damit sind wesentliche Faktoren für eine Potenzialerschließung erfüllt.
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5. Maßnahmen


5.1 Maßnahmenentwicklung


Aufbauend aus den Teilen Zielsetzung und Analyse sind im Folgenden Maßnahmen zu entwi-


ckeln welche helfen die Umlandverkehre (sowohl Pendlerbeziehungen als auch lokale Quell-


/Zielverkehre) zu optimieren und sowohl übergeordneten Umweltziele zu erreichen als auch die


zukünftigen verkehrlichen Herausforderungen in der Hansestadt Rostock und den Umlandge-


meinden zu bewerkstelligen.


5.1.1 Empfehlungen zur Potentialabschätzung


Zur zielgerichteten Entwicklung der Maßnahmen wurde die Wimes Pendlerbefragung vom Ja-


nuar 2016 herangezogen um Informationen über das Nutzerverhalten und die Gründe für dich


„Nicht-Nutzung“ des Umweltverbundes in der Region Rostock zu erhalten.


Die Auswertung der Ergebnisse zeigte, dass die grundsätzlichen Hemmnisse im Bereich der


Angebotsgestaltung, der räumlichen und zeitlichen Erschließung sowie in der ungenügenden


wahrgenommenen Qualität  liegen. Als Empfehlung zur Potentialerschließung sind die drei


Themenblöcke


· Optimierung des ÖPNV Angebotes,


· Verbesserung der Radverkehrsbedingungen und


· Ausbau der Verknüpfung zwischen ÖPNV- und Radverkehrsanlagen


identifiziert worden. Diese bilden die Grundlage für die Entwicklung der folgenden Handlungs-


felder und Maßnahmengruppen.


Abbildung 27: Pendlerbefragung Wimes, 01/2016
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5.1.2 Handlungsfelder


Die in der folgenden Abbildung aufgezeigten Handlungsfelder bilden den Grundansatz der in-


tegrativen Verkehrsplanung und des kommunalen Mobilitätsmanagements zum Erreichen der


gesteckten Ziele.


Abbildung 28: Handlungsfelder des Mobilitätsmanagements


In dem ersten Feld der Sicherung der Mobilität soll gewährleistet werden, dass alle beste-


henden oder potentiell zukünftig entstehenden Bedürfnisse der Mobilität gewährleistet werden


können. Dies umfasst sowohl alle Wegezwecke (Arbeit/Ausbildung, Freizeit und Einkaufen so-


wie Erledigungen) Hierbei wird auf alle Nutzergruppen und räumliche Gebiete abgezielt.


Durch Nutzung einer ausreichenden Infrastruktur (Straßennetz, Geh- und Radwege, Haltestel-


len, Schienenwege etc.) kann ein entsprechendes Angebot im ÖV und im Individualverkehr si-


chergestellt werden, um die o.g. Wegezwecke durchführen zu können. Eine besondere


Beachtung findet hierbei, auch durch eine entsprechende Gesetzgebung oder Richtlinienver-


ordnung, das Vorhalten von barrierefreien Zugängen.


Die angestrebte Reduzierung des Verkehrs wird nicht dadurch erreicht, dass die Anzahl der


Wege reduziert wird sondern vielmehr durch eine Verringerung der Wegelängen und der An-


zahl der einzelnen Fahrten. Hierbei sind die Instrumente der reduzierten Wegelängen eher im


Bereich der Regional- und Raumplanung sowie der Wirtschaftsförderung angesiedelt (Sicher-


stellung von kurzen Wegen durch Schaffung von lokalen Versorgungseinrichtungen und Ar-


beitsplätzen) und die Verringerung der   einzelnen Fahrten z.B. durch Bündeln von mehreren


Personenwegen in einem gemeinsamen Fahrzeug.
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Das Haupthandlungsfeld des Mobilitätsmanagements zielt jedoch auf die Verlagerung von


Verkehren weg von einzelnen Pkw Fahrten hin zur Nutzung von umweltschonenden Ver-


kehrsmitteln. Dies erfolgt durch die Schaffung von ausreichend und angemessener Infrastruktur


und den entsprechenden Verkehrsangeboten sowie der Vernetzung der Verkehrsarten und de-


rer Kommunikation und Vermarktung.


In dem folgenden Kapitel werden die konkreten Maßnahmen zur Reduzierung und Verlagerung


der Verkehre anhand von Beispielen aufgezeigt und für die betrachtete Region bewertet.


5.1.3 Maßnahmengruppen


Die Maßnahmengruppen aus denen sich die konkreten Handlungsempfehlungen entwickeln


lassen wurden in die vier Felder Infrastruktur, Angebot, Kommunikation und Tarif eingeordnet.


Hierbei gibt es Unterschiede sowohl in der räumlichen Anwendbarkeit als auch in der Effektivi-


tät und der zeitlichen Realisierbarkeit.


Abbildung 29: Maßnahmengruppen


Insgesamt wurden 18 Handlungsempfehlungen erarbeitet, welche sowohl als Einzelmaßnahme


aber optimal erst im Zusammenspiel miteinander die größte Zielerreichung gewährleisten.


Die vorgeschlagenen Empfehlungen sind beispielhafte Darstellung, die durch weitergehende


Planungen vor Ort an die lokalen Bedingungen angepasst und mit allen Betroffenen und Betei-


ligten abgestimmt werden müssen. Hierbei sind Synergieeffekte mit anderen teilweise geplan-


ten Maßnahmen herzustellen.


5.1.4 Maßnahmengruppe Infrastruktur


In der Gruppe Infrastruktur werden Maßnahmen vorgeschlagen, die eine verbesserte Verknüp-


fung der Verkehrsträger als auch eine attraktiver Nutzung der Verkehrssysteme des Umwelt-


verbundes stärken sollen. Hierbei ist das Ziel sowohl die Zuwegung zu den ÖPNV/SPNV


Zugangspunkten zu verbessern als auch die Abstellmöglichkeiten der Zubringerfahrzeuge


(PKW, Fahrrad) bedarfsgerecht auszubauen.
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1. Einheitliche Qualitätsstandards an Haltestelleninfrastruktur und Fahrzeugen


Die Haltestellen und Fahrzeuge sind sowohl das Aushängeschild des ÖV als auch ein Symbol


für die Qualität der vorhandenen Leistung. Als Eingangstor zum ÖPNV für die Fahrgäste und


potentielle Nutzer, kommt ihnen eine wichtige Bedeutung zu die Qualität, die Sicherheit und


den möglichen Komfort nach außen darzustellen.


Hierbei steht der ÖV für viele Nutzergruppen in ständiger Konkurrenz mit dem privaten PKW


und muss den dortigen Entwicklungen standhalten.


Vielfach sind bei Neugestaltungsmaßnahmen diese Standards wie transparenter moderner


Wetterschutz, gepflasterte Zuwegung und erhöhter Einstiegsbereich, Fahrgastinformation und


Beleuchtung bereits vorhanden sollten jedoch sukzessive bei allen Haltestellen mit hohem


Fahrgastpotential nachgerüstet werden.


Zur Verdeutlichung eines zusammenhängenden Bedienungsgebietes, welches mit einem Ticket


zu nutzen ist, ist Ausbau eines durchgängigen Corporate Designs für den gesamten Verbund-


raumanzustreben.


Abbildung 30: neue Umsteigeanlage Schwaan


2. Verbesserung der Haltestellenlagen


Zur Verkürzung der gesamten Reisezeit und zur Vergrößerung des Fahrgastpotentials der Hal-


testellen ist deren Lage zu überprüfen und ggf. anzupassen. Durch die Neueinrichtung von zu-


sätzlichen Halten in Ortsteilen ohne optimale Erschließung können diese Vorteile noch


vergrößert werden.
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Mittels eines Geoinformationssystems (GIS) kann bei einer ausreichenden Datengrundlage das


exakte Fahrgastpotential du somit auch die optimale Lage der Haltestellen ermittelt werden.


Abbildung 31: Haltestellenlagen in Satow


3. Schaffung bzw. Ausbau von P&R Anlagen an ausgewählten zentralen Haltestellen


Für Fahrgäste, die aus dem Umland nach Rostock pendeln sind die PKW Stellplätze an den


SPNV Stationen und Haltestellen an leistungsstarken Buslinien vorzusehen und auszubauen,


um der Nachfrage gerecht zu werden und den umsteigewilligen Pendlern die Möglichkeit bieten


schnell und sicher die Zugangspunkte des ÖV zu erreichen.


Hierzu ist eine Potentialanalyse zu empfehlen, die sowohl die Lage und Größe der Anlagen be-


stimmen hilft als auch die konkurrierenden Buslinien mit in Betracht zieht.


Bei einer ersten Betrachtung der vorhandenen Situation erscheinen die Haltestellen Bützow,


Hucksdorf und Papendorf als sinnvoll für den Ausbau vorzusehen.


Zusätzlich ist zu prüfen, inwieweit Kiss&Ride Anlage an peripher gelegenen Bushaltestellen


den Zugang zum ÖPNV erleichtern und die Verkehrssicherheit erhöhen können.


Abbildung 32: P&R Anlage Bützow
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4. Verbesserung der Abstellanlagen Radverkehr an ÖV Zugangspunkten


Neben dem PKW bietet gerade das Fahrrad ein optimales Verkehrssystem, um die Reisezeit


bei multimodalen Wegeketten zu reduzieren und eine schnelle und sichere Zuwegung zum ÖV


Zugangspunkt zu haben. Dies spielt insbesondere im ländlichen Raum eine große Rolle, wo es


nur vereinzelt ÖPNV Zubringerverkehre gibt und die Entfernungen der Wohnstandorte in einer


noch attraktiven Größe für Radfahrer sind.


Da heutzutage das Fahrrad als ein vollwertiges Verkehrssystem angesehen werden kann und


dieses auch einen entsprechenden Wert aufweist, sollten hochwertige und sichere Abstellmög-


lichkeiten an den ÖV Stationen vorhanden sein. Dies kann und sollte in Verbindung mit zusätz-


lichen Serviceeinrichtungen wie z.B. Fahrradwerkstatt und Verleihstation gekoppelt sein.


Beispiele aus anderen Regionen (z.B. Lüneburg, Wunstorf) zeigen erfolgreiche Beispiele zur


Förderung der Verknüpfung ÖV/ Radverkehr. Vielfach sind hier auch Verknüpfungen in der Or-


ganisation mit privatem Einzelhandel und touristischen Einrichtungen denkbar.


Wichtig ist die Verfügbarkeit von Abstellanlagen sowohl in den Umlandgemeinden aber auch


nicht minder in der Hansestadt Rostock (am Hauptbahnhof), um einpendelnden Fahrgästen ei-


ne Möglichkeit zu geben in der Hansestadt ihre Wegekette fortzusetzen bzw. Auspendlern eine


sichere Unterstellmöglichkeit anzubieten.


Abbildung 33: Fahrradabstellmöglichkeit dörfliche Bushaltestelle
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Abbildung 34: Fahrradbox an Hamburger Hochbahnstation


Abbildung 35: Kombinierte Abstell- und Servicestation Lüneburg


5. Schaffung sicherer Zuwegungen für den NMIV (Rad- und Fußwegenetz)


Neben der einheitlichen und qualitativ hochwertigen Gestaltung der Haltestellenbereiche ist die


Zuwegung ein weiteres Kriterium für die Nutzung und Akzeptanz des ÖV.


Hierbei ist sowohl auf der detaillierte bauliche Ausgestaltung (barrierefreier Anschluss an das


Fußgänger- und Radwegenetzt) als auch die Anbindung an übergeordnete Fuß- und Radwege-


netzverbindungen erstrebenswert.


Für die Zuwegung der Fahrgäste zu den ÖV Zugangspunkten ist eine schnelle und sichere


Verbindung herzustellen, was vielfach erst im Rahmen eines abgestimmten und übergreifen-


den Fußwege- und Radwegenetzes zu schaffen ist. Das Beispiel Bützow zeigt, dass gerade in


den Unterzentren durch eine abgestimmte und alle Verkehrsteilnehmer berücksichtigende Pla-


nung optimale Bedingungen und Verbindungen hergestellt werden können.


Abbildung 36: Beispiel optimale Haltestellenzuwegung
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Abbildung 37: Alternative direkte Radwegeverbindung Bützow Innenstadt - Bahnhof


6. Schaffung von direkten Radverkehrsverbindungen zu Umsteigeanlagen der Stra-


ßenbahn oder bis in die Innenstadt


Neben den verbesserten Radverkehrsverbindungen zu den ÖV Zugangspunkten im Umland


bieten sich in stadtnahen Bereichen die Schaffung von direkten und qualitativ hochwertigen


Radwegeverbindungen zu den Straßenbahnendpunkten der RSAG oder aber direkt zu den Zie-


len im Stadtgebiet der Hansestadt Rostock. Hierzu sind Quellgebiete mit einer mittleren Entfer-


nung von 3 bis 10 km zu den Zielgebieten an, die eine attraktive Strecke für Radfahrer


darstellt.


Insbesondere die Separierung von sonstigen Verkehrsarten, eine ausreichende Fahrbahnbreite


und eine gute durchgehende Zielbeschilderung sollten Inhalt dieser Maßnahme sein.


Beispielhaft wurde die Verbindung Kritzmow zum Endpunkt „Neuer Friedhof“ der RSAG be-


trachtet, der eine Strecke von 5 km ausmacht und eine optimale Ergänzung zum bestehenden


ÖV Angebot ermöglicht.
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Abbildung 38: mögliche Radverkehrstrasse Kritzmow - HRO


7. Bevorrechtigung vom ÖPNV in staugefährdeten Gebieten (technische und ver-


kehrsorganisatorische Maßnahmen


Als ein Haupthemmnis zur Nutzung des ÖPNV wird häufig die längere Reisezeit im Vergleich


zum PKW angegeben. Hauptursache für langsame Fahrzeiten sind oft Behinderungen durch


Staustellen, nicht auf den ÖPNV abgestimmte LSA Schaltungen und Aufenthaltszeiten in Hal-


testellen.


Für verspätungsanfällige Linien sollte hier eine Analyse der jeweiligen Hauptursachen vorge-


nommen und spezifische Lösungen zur Beschleunigung der Linie herausgearbeitet werden.


Dies kann Maßnahmen wie die Einrichtung einer separaten Busspur, Beeinflussung von LSA


Schaltungen und den Ausbau von Busbuchten zu Buskaps beinhalten. Da diese Maßnahmen


sowohl kostenintensiv sind und immer im direkten Zusammenhang mit dem IV stehen, ist hier


eine langfristige Planung mit umfassenden Lösungen vorzunehmen.


Vorzugsweise ist ein Beschleunigungsprogramm pro Linie zu erarbeiten welches nach Prioritä-


ten in Abschnitten realisiert wird.


Abbildung 39: Beispieldarstellung Busspur


Abbildung 40: Beispieldarstellung Buskap
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5.1.4.1 Maßnahmengruppe Angebot


Neben den infrastrukturellen Voraussetzungen einen bedarfsgerechten ÖV und dessen Zubrin-


gerverkehre durchführen zu können, ist eine entscheidende Größe für die Nutzung das ver-


kehrliche Angebot.


1. Schaffung schneller direkter Verbindungen nach HRO mit Anbindung an Straßen-


bahn oder direkte Zielführung


Der Wunsch nach schnellen ÖV Verbindungen aus dem Umland in die Innenstadt von Rostock


als Alternative zum PKW ist im Korridor 2 mit einer SPNV Anbindung weitestgehend erfüllt. Im


Korridor 1 ist dies nicht oder nur bedingt der Fall.


Zur Verbesserung der Linienführung angepasst an die Nachfragebedürfnisse der Fahrgäste


sollte, ggf. mittels eines Pilotprojektes, eine qualitativ hochwertige Direktbusverbindung mit


ausgewählten Haltestellen angeboten werden. Im Gebiet des Korridor 1 würde das die weitest-


gehend Streckenführung der Linie 102 betreffen.


Insgesamt würde hiermit sowohl die Fahrzeit reduziert als auch die geforderte höhere Qualität


angeboten werden können. Vielfach lassen sich solche Premium Angebote mit einem erhöhten


Preis darstellen. Hierfür bedarf es jedoch detaillierten Untersuchungen der Nachfrage und der


Quell- /Zielbeziehungen.


Abbildung 41: Beispiel eines hochwertigen Direktbusangebotes


2. Sicherstellung von Angeboten in Zeiten außerhalb der Schulzeiten


Neben den Angeboten, welche die Hauptzeiten der ÖV Nutzung abdecken (Morgens- und Mit-


tagsstunden), sollten zusätzliche Angebote vorhanden sein, um eine gewisse Verlässlichkeit


und Flexibilität in der Nutzung anzubieten.


Ebenfalls sind saisonale Ziele wie z.B. Freizeit- oder Tourismuseinrichtungen in der Angebots-


gestaltung zu berücksichtigen. Dies würde z.B. auf den Campingplatz in Schwaan zutreffen,


welcher in den Sommermonaten als bedeutende Ziel- und Quellgebiet zu sehen ist.
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Vielfach steht dies jedoch im Gegensatz zu den wirtschaftlichen Zielen der ÖV Betreiber und


sollte im Einzelfall einer Abwägung von Aufwand und möglichem Nutzen unterzogen werden.


Kostengünstigere Angebote bieten hier die bedarfsgerechten Bedienformen (siehe nächster


Punkt), welche einerseits eine gewisse Verlässlichkeit für die Fahrgäste darstellen, andererseits


aber nur bei Bedarf betrieben werden müssen.


3. Schaffung von flexiblen Angeboten als Zubringerfahrten zu den Hauptlinien


Um die ÖV Nutzer an die Zugangsstellen der Hauptlinien (SPNV Stationen oder Haltestellen


der Hauptbuslinien) zu bringen, werden Zubringerfahrten des ÖV benötigt sofern sie nicht selb-


ständig mit dem IV anreisen. Auch hierbei ist eine räumliche und zeitliche Flexibilisierung not-


wendig, die mit einem geringen wirtschaftlichen Aufwand den größtmöglichen Nutzen bringt.


Ebenso sind lokale Mobilitätsbedürfnisse im Umland zu zentralen Zielgebieten sicher zu stel-


len.


Dies lässt sich durch Angebote auf zwei Ebenen gewährleisten:


Auf Ebene 1 sollte ein durch die Verkehrsunternehmen organisiertes verlässliches Angebot


(z.B. Anrufsammeltaxen, Anrufbus) darstellen. Mit diesen Angeboten gibt es bereits Erfahrun-


gen im Untersuchungsraum und es sollten weitere nachfrageorientierte Angebote geschaffen


werden.


Die Ebene 2 sollte auf privat oder kommunal organisierten Systemen basieren. Hierbei ist ein


verstärktes lokales Engagement für die Organisation und die Kenntnis von Nachfrage und


möglichen Angeboten gefragt.


Möglichkeiten bieten sich hier durch sogenannte Bürgerbusse (Problem hier ist jedoch die un-


klaren gesetzlichen Grundlagen du Finanzierungsmöglichkeiten), durch organisierte Mitfahrge-


legenheiten oder durch eine Zusteiger-Mitnahme wie z.B. Mitfahrbänke.


Eine koordinierende Funktion könnte von einer regionsweiten Mobilitätszentrale oder aber von


lokal tätigen Mobilitätsbeauftragten erfolgen. Hierbei könnten zur Unterstützung auch Taxiun-


ternehmen, Fahrdienste mit aus sozialen Einrichtungen oder kommunalen Verwaltungen sowie


Vereine und lokale Wirtschaftsbetriebe eingebunden werden.
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Abbildung 42: Beispiel Mitfahrbank


Abbildung 43: Bürgerbus


4. Ausbau von CarSharing Angeboten in der Region (Zusammenarbeit mit kommuna-


len Verwaltungen und Betrieben)


Das Angebot an CarsSharing Möglichkeit bietet vielen Bewohnern die Möglichkeit auf die An-


schaffung von Zweit- und Drittwagen zu verzichten und grundsätzlich oder häufiger den ÖV zu


nutzen. Gerade für Gelegenheitsfahrten, mangels einer Alternative im ÖV, die mit dem PKW


getätigt werden müssen, bietet sich die Gelegenheit zeitweise ein Auto aus einem Pool zu nut-


zen. Hierbei kann sowohl mit kommerziellen Anbietern (Beispiele hierfür gibt es in anderen Un-


terzentren ab einer Größe von ca. 15.000 Einwohnern) über eine Station verhandelt werden


oder aber mit Betrieben und Firmen, die ungenutzte Kapazitäten den Mitgliedern zur Verfügung


stellen. Denkbar sind auch vollständig private Modelle bei denen Eigentümer ihren PKW zum


Teilen zur Verfügung stellen.


Auch hier macht es Sinn die Kommunikation und Koordination über eine Mobilitätszentrale ab-


zuwickeln.
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Abbildung 44: Online Plattform einer CarSharing Vermittlung


5. Kooperationen mit Einzelhandel und/oder Dienstleistern für Auslieferungsfahrten


Ein Kritikpunkt potentieller ÖV Nutzer ist die schlechte Transportmöglichkeit. Gerade im ländli-


chen Raum, mit weiten Entfernungen zu Groß- und Einzelhandelsfirmen, ist eine Nutzung des


ÖV für Einkaufsfahrten unattraktiv und kaum möglich. Um jedoch allen Bewohnern (auch ohne


eigenen PKW) die Möglichkeit zu geben ihre Besorgungen zu erledigen, sollten Angebote vom


Einzelhandel gefördert und vermarktet werden. Hierbei ist auch über eine Rabattierung für Be-


sitzer eines Jobtickets oder für Monatskarteninhaber nachzudenken.


Vielfach bieten Einzelhandelsketten Auslieferungsfahrten von Waren an oder aber Bau- und


Einrichtungshäuser offerieren vergünstigte oder kostenfrei Nutzung von Transportern.


Abbildung 45: Beispiel Auslieferungsfahrt einer Einzelhandelskette
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5.1.4.2 Maßnahmengruppe Kommunikation


Die Infrastruktur und das Angebot bieten den potentiellen Fahrgästen die Grundlage ihre Ver-


kehrsbedürfnisse zu befriedigen. Vielfach ist jedoch die Kenntnis über die Angebote oder die


Möglichkeiten der Nutzung nicht ausreichend vertreten. Die Kommunikation dieser Angebote


stellt ein Grundpfeiler des Mobilitätsmanagements dar und wurde mit den folgenden Maßnah-


men in die Empfehlungen aufgenommen.


1. Zielgruppenspezifische Information über Angebote (ggf. personalisierte Fahrplä-


ne)


Vor Ort Besuche haben gezeigt das seitens der Verkehrsverbundes und der Verkehrsunter-


nehmen umfangreiche Informationsangebote über die ÖV Angebote bestehen, diese aber we-


nig auf die lokalen Gegebenheiten in den Umlandgemeinden eingehen.


Hier wird vorgeschlagen verstärkt zielgruppenspezifische Informationsangebote zu schaffen


und aktiv an die potentiellen Fahrgäste in der Region heran zu treten. Hierfür gibt es eine Viel-


zahl von Möglichkeiten, im Folgenden sind einige beispielhaft beschrieben:


· Informationspakte über lokale ÖV Angebote und Infrastruktur (z.B. Ortsfahrpläne) verteilt


oder ausgehängt durch die kommunale Verwaltung, Vereine, Betriebe und Schulen. Dies


kann z.B. auch die jeweilige Erreichbarkeit mit dem ÖV und dem Radverkehr auf der


Homepage klar in den Vordergrund zu stellen.


· Neubürgerpakte und Neubürgerveranstaltung in denen zugezogenen Familien die Möglich-


keiten der ÖV Nutzung und der Fahrradnutzung näher gebracht und sie mit spezifischem


Informationsmaterial und ggf. einer zeitlich begrenzten Freifahrtkarte bedient werden. Dies


soll sie animieren die Vorteile des ÖV kennen zu lernen und ihr Mobilitätsverhalten ent-


sprechend anzupassen.


· Bei der Neugestaltung von Infrastrukturanlagen (Umsteigestationen, Bushaltestellen, P&R


Anlagen) sollte eine umfassende Marketingarbeit erfolgen, um die neuen Angebote den po-


tentiellen Fahrgästen näher zu bringen.
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Abbildung 46: Marketing für Neubürger des GVH


2. Unterstützung von Fahrgemeinschaften


Neben der Sicherung der Mobilität für alle Bürger steht das Ziel der Reduzierung der Verkehrs-


belastungen. Dies kann vielfach durch Bündelung von Fahrten in einem gemeinsamen Fahr-


zeug erfolgen. Sofern kein passendes ÖV Angebot vorhanden ist, kann dies durch organisierte


Fahrgemeinschaften erfolgen.


Dies kann sowohl auf der privaten als auch auf der betrieblichen oder aber öffentlichen Ebene


erfolgen. Entscheidend ist hierbei die Kommunikation der Nachfrage und des Angebotes.


Fahrtanbieter müssen also mit Mitfahrsuchenden zusammengebracht und die Fahrt organsiert


werden.


Abbildung 47: Beispiel einer Online Mitfahrbörse


Möglichkeiten hierzu bieten sogenannte Mitfahrbörsen, die über einfache Mund-zu-Mund Pro-


paganda oder aber durch professionelle Onlinemedien oder durch betriebliche Listen geschaf-


fen werden können. Dies setzt jedoch Akteure voraus, die sich hierfür engagieren und diese


Börsen langfristig pflegen.


Mögliche Akteure könnte die Mobilitätszentrale sein oder aber auch lokale und betriebliche Mo-


bilitätsbeauftragte.


Ggf. ist eine notwendige Infrastruktur (Onlinebörse, Treffpunktmarkierung, Parkmöglichkeiten


an Autobahn) vorzuhalten. Hierbei sind Zuständigkeiten und Finanzierung zu klären und lang-


fristige Vereinbarungen zwischen den Akteuren abzuschließen.
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Abbildung 48: Mögliche Mitfahrtreffunkte an Autobahn- /Bundesstraße


3. Einführung einer Mobilitätszentrale mit Zuarbeit aus dem Kommunen


Derzeit werden Informationen über die Angebote des ÖV von diversen Stellen (Verbund, ver-


kehrsunternehmen) herausgegeben. Für den Fahrgast ist dies ggf. unübersichtlich und eine


Hemmschwelle. Um ihm den Zugang zu den Informationen zu erleichtern sollte ein Ansprech-


punkt für alle Fragen und Informationen bzgl. Mobilität in der Region Rostock entstehen. Hier-


mit befasst sich der TK 1 dieses Projektes detailliert.


Für die Umland- und Pendlerverkehre ist es hierbei wichtig, dass lokale Nachfragen und Ange-


bote, die ggf. auch privat oder gemeinschaftlich organsiert werden, in dieser Zentrale bekannt


sind und die Informationen ggf. koordiniert oder aber an die lokalen Akteure weiter verwiesen


kann.


4. Benennung von Mobilitätsbeauftragten in den Kommunen


Vielfach wurde bei den aufgezählten Maßnahmen auf lokale Akteure verwiesen. Diese können


entweder aus dem privaten Bereich, aus vereinen oder aber offiziell benannt aus der Verwal-


tung kommen.


Sogenannte Mobilitätsbeauftragte nimmt die koordinierenden und informierenden Aufgaben der


Kommune für alle Fragen der Mobilität wahr. Dies sollte sowohl alle Themen des Angebotes


ÖV als auch die Infrastrukturbelange aller Verkehrsarten und die Kommunikation und Vermitt-


lung von flexiblen Bedienungsformen beinhalten.


Voraussetzung ist einerseits ein enger Kontakt zu den planenden und umsetzenden Institutio-


nen (Gemeinde, Straßenbaulastträger, Verkehrsunternehmen, Schulen, Betrieben etc.) und
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andererseits zu den Bürgern, um vorhandene und geplante Angebote zu koordinieren und zu


kommunizieren.


Wichtig ist, dass der Beauftragte im Gegenzug von allen Betroffenen akzeptiert und bei allen


Fragen der Mobilität eingebunden wird.


Abbildung 49: Aufgabenfelder eines Mobilitätsbeauftragten


5.1.4.3 Maßnahmengruppe Tarif


Die Tarifgestaltung ist ein übergeordnetes Instrumentarium zur Schaffung von Anreizen den


Öffentlichen Verkehr zu nutzen. Hierbei sollte jedoch weniger auf lokale Besonderheiten als


vielmehr auf die Struktur der potentiellen Nutzer abgezielt werden.


1. Ausbau von Jobticketangeboten kombiniert mit Parkraumsteuerung in Rostock


und in den Betrieben


Um bisherige PKW Pendler aus dem Umland in die Hansestadt Rostock zu einem (zumindest


teilweise) Umstieg auf den ÖV zu bewegen, sollte das Instrument das Jobtickets verstärkt ein-


gesetzt werden. Hierbei erhalten alle Mitarbeiter eines Betriebes eine Jahresfahrkarte, egal ob


sie momentan Nutzer des ÖV sind oder nicht.


Dies bewirkt Vorteile sowohl auf der Mitarbeiterseite als auch auf der Firmenseite. Der Mitar-


beiter hat eine ständige Alternative zur Nutzung des ÖV (sowohl für berufliche Pendlerfahrten


als auch für Freizeitaktivitäten) und den Firmen gibt dies oftmals die Möglichkeiten ihren Mitar-


beitern eine attraktive Zusatzleistung anzubieten, die Mobilität der Mitarbeiter zu sichern und


gleichzeitig auf teuren Parkraum in der Innenstadt zu verzichten.


Insgesamt ist hierdurch eine Reduzierung der monomodalen PKW Nutzung zu erwarten. Sei es


nun durch neue ÖV Fahrten einmal pro Woche/ pro Monat oder durch ständige Fahrten, die


ggf. auch mit PKW Mitfahrten kombiniert werden.


Eine weitere Attraktivität kann durch zusätzliche Mobilitätsangebote wie z.B. Nutzung von Leih-


fahrrädern oder vergünstigte Nutzung von CarSharing Angeboten erreicht werden.
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Abbildung 50: Beispiel Jobticket des VRS


2. Überprüfung und Anpassung der Angebots- und Tarifbedingungen (Rentnerticket


nach 9 Uhr, Fahrradmitnahme)


Das Tarifangebot sollte für Nutzer der Umlandgemeinden und deren besonderen Anforderun-


gen überprüft und ggf. angepasst werden.


Es wird davon ausgegangen, dass alleine der Preis nicht der entscheidende Faktor für die Nut-


zung oder Nicht Nutzung des ÖV darstellt. Dies zeigen auch die durchgeführten Analysen, die


ergaben dass die Kosten der Pendlerverkehre ÖV oftmals unter denen der PKW Nutzer liegen.


Vielmehr ist die Klarheit, Übersichtlichkeit und gefühlte „Gerechtigkeit“ bei den Tarifangeboten


zu schaffen und die angebotenen Produkte müssen für die Kunden nutzbar sein und einen kla-


ren Vorteil mit sich bringen.


Beispielhaft sind die Themen „Mobil60 nach 8 Uhr“ und die Reglungen zur Fahrradmitnahme


zu nennen.


Bei dem Angebot „Mobil60 nach 8 Uhr“ sind in den Umlandgemeinden oftmals keine ÖV Ange-


bote vorhanden, die eine solche Nutzung zulässt. Das auf den Schülerverkehr gestützte


Busangebot fährt vielfach vor 8 Uhr und ermöglicht den Fahrgästen somit gar keine Nutzung


dieses Tarifangebotes. Hier sollte über eine Ausweitung oder Anpassung der Nutzungsbedin-


gungen nachgedacht werden.


Bei der Fahrradmitnahme gibt es eine sehr große und für Gelegenheitsnutzer unübersichtliche


Palette an Tarifangeboten. Zu überlegen wäre, ob eine grundsätzliche Freigabe der Fahrrad-


mitnahme (abhängig ggf. von der Tageszeit und dem Verkehrssystem) mit Zuzahlungen zu be-
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stimmten Zeiten insgesamt eine attraktivere Lösung wäre. Dies würde eine deutliche Förderung


der multimodalen Wegeketten bedeuten.


Zusätzlich sollten solche Maßnahmen die speziell für die Umlandverkehre konzipiert sind auch


lokal stärker vermarktet werden, um die Zielgruppe besser zu erreichen.


Abbildung 51: Beispieldarstellung Regelung zur Fahrradmitnahme aus dem GVH


5.2 Umsetzungskonzept


Eine detaillierte Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen ist aus einem späteren Umset-


zungskonzept abzuleiten. Im Rahmen dieser Untersuchung werden eine Gewichtung und Prio-


risierung der Maßnahmen vorgenommen, welche dann in konkreten Schritten vor Ort


weiterentwickelt werden sollten.


Die Gewichtung und Priorisierung erfolgte nach den folgenden Kriterien


· Verkehrliche Effekte (hoché, mittelè, niedrigê)


· Kosten (niedrigê, hoch)


· Realisierungshorizont (kurz-é, mittelè oder langfristigê)


Die Priorisierung wurde in Kategorien von 1 bis 3 vorgenommen, wobei die Priorität 1 die Maß-


nahmen sind, die mit Vorrang umgesetzt werden sollten.


Tabelle 14: Prioritätensetzung Infrastruktur


Maßnahmen Effekte Kosten Realisierungs


horizont


Zuständigkeiten Priorisierung


Qualitätsstandards erhöhen è ê è VU’s, Kommunen 2
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Maßnahmen Effekte Kosten Realisierungs


horizont


Zuständigkeiten Priorisierung


Schaffung Zuwegung zu
Haltestellen


è ê ê Kommunen 3


Ausbau P&R Anlagen é ê è VU’s, Kommunen 1


Abstellanlagen Radverkehr è é é Kommunen 1


Verbesserung Haltestellen-
lagen


é ê ê VU’s, Kommunen 3


Schaffung von Radverkehrs-
verbindungen


é é è Kommunen,
Straßenbaulastträger 1


Bevorrechtigung ÖPNV é ê è VU’s, Straßenbaulas-
sträger 2


Tabelle 15: Prioritätensetzung Angebot


Maßnahmen Effekte Kosten Realisierungs


horizont


Zuständigkeiten Priorisierung


Direktverbindungen nach
HRO


é ê è VU‘s 1


Angebote außerhalb der
Schulzeiten


è ê è VU‘s 2


Flexible Angebote als
Zubringerfahrten


è é è VU‘s, privat 1


Ausbau CarSharing è é é VU‘s, privat 1


Kooperationen für
Auslieferfahrten


ê é é VU‘s, privat 2


Tabelle 16: Prioritätensetzung Kommunikation


Maßnahmen Effekte Kosten Realisierungs


horizont


Zuständigkeiten Priorisierung


Zielgruppenspezifische
Informationen


é é é VU‘s 1


Fahrgemeinschaften è é è VU‘s 2


Mobilitätszentrale é ê è VU‘s, privat 1


Kommunale Mobilitätsbe-
auftragte


è ê è VU‘s, privat 2
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Tabelle 17: Prioritätensetzung Tarif


Maßnahmen Effekte Kosten Realisierungs


horizont


Zuständigkeiten Priorisierung


Ausbau Jobticket è é è VU‘s 2


Anpassung Tarifangebote è é é VU‘s 2
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5.3 Korridorempfehlungen


Aufbauend auf den für beispielhaft vorgeschlagenen dargestellten Maßnahmen werden im Fol-


genden diese Maßnahmen den typischen Beispielkorridoren zugeordnet und auf deren Gege-


benheiten angepasst bzw. auf die konkreten örtlichen Bedingungen bezogen.


Für einige Maßnahmenvorschläge ist dies möglich, andere sind hingegen von allgemeiner Na-


tur und können für alle Typen angewendet werden bzw. nicht ausschließlich auf die momenta-


ne Art der ÖV Bedienung, Siedlungsstruktur oder Entfernung zur HRO bezogen werden.


Spezifika für Korridor 1: (Unterzentren und ÖV Verbindung zum Oberzentrum durch SPNV


Achse):


Der Korridor 1 kennzeichnet sich durch eine bereits gute Pendlerbeziehungen auf der SPNV


Achse nach Rostock. Schwerpunkte der Maßnahmen sollten sein die Verknüpfungen an den


SPNV Stationen auszubauen und zu verbessern. Dies betrifft sowohl das Angebot als auch die


Infrastruktur. Als zweiter Schwerpunkt wird die Verbesserung der Kommunikation der ÖV An-


gebote, Ausbau der internen Radverkehrsverbindungen in den Unterzentren und die Entwick-


lung und Unterstützung von flexiblen Bedingungsformen empfohlen..


· Ausrichtung der Pendlerverkehre auf ein qualitativ hochwertiges und verdichtetes SPNV-


Angebot


· Sowohl die zubringenden Buslinien zu den Bahnhöfen Bützow und Schwaan als auch die


regionalen Radverkehrsverbindungen sollten eine direkt Anbindung an die SPNV Stationen


Bützow, Schwaan, Huchsdorf, Pölchow und Papendorf erhalten, um hier schnelle und häu-


fige Verbindungen nach Rostock nutzen zu können.


· Ausbau der Umsteigeanlagen an SPNV Stationen (Bus, P&R, Rad)


· Ausbau von weiteren, der Nachfrage angepassten, P&R Anlagen an den Stationen Bützow,


Hucksdorf, Papendorf


· Verbesserte zentrale und lokale Kommunikation der bestehenden Angebote


· Ortsspezifische Fahrpläne für die Verbindungen Bützow und Schwaan an die Anwohner


verteilen und offensives vermarkten der ÖV Angebote durch die Kommunen. (z.B. Neubür-


gerpaket, ÖPNV Verbindungen auf der Homepage der Stadt, Erstellung individueller Fahr-


planhefte, Kooperationen mit lokalen Akteuren und Vereinen)


· Gestaltung von flexiblen Angeboten außerhalb der Schulzeiten für interne Erschließung


des Gebietes


· Erstrebenswert für dörfliche Ortschaften, die eine schlechte ÖV Anbindung an die Unter-


zentren Bütow und Schwaan haben und keinen unmittelbaren Anschluss an die S-Bahn


Haltepunkte haben (z.B. Steinhagen, Penzin, Klein Belitz, Broberrow usw.)


· Interne verbesserte Verkehrsinfrastruktur für nicht motorisierten Individualverkehr in den


Unterzentren
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Spezifika für Korridor 2 (Typ geringe Siedlungsdichte und ÖV Erschließung durch


Busachse):


Im Korridor 2 wird als Hauptaufgabe die Schaffung eines attraktiven Busangebotes auf der L10


mit ähnlichen Bedienungsqualitäten des SPNV Korridors gesehen. Aufgrund fehlender Unter-


zentren und geringerer Wohndichte ist die die Anbindung durch flexible und ggf. mit Eigeniniti-


ative organisierte Fahrtangebote aus den ländlichen Gebieten an diese Hauptstrecke und


gleichzeitig Radverkehrsverbindungen in stadtnahen Ortschaften an den ÖPNV der Hansestadt


herzustellen.


· Schaffung eine leistungsfähigen zentralen Busachse mit höheren Takten und Qualitäten


ggf. ergänzt durch direkte Schnellbusprodukte


· Ausbau einer hochwertigen Busachse entlang der Landesstraße L10 mittels Erhöhung der


ÖPNV Qualität (verbesserte Haltestellenzugänge, moderne Wartehalle, Abstellanlagen


Radverkehr), der Frequenz (30min Takt in der HVZ) und Ausweitung der Bedienungszeiten


auf der Hauptroute Satow – Kritzmow – Rostock (stündliche Fahrten bis ca. 21h)


· Erhöhung der Zugangs- und Haltestellenqualität


· Verlagerung der Haltestellenlage zur direkteren Einwohnererschließung (z.B. Satow, Heili-


genhagen, Stäbelow)


· Verbesserung der direkten Radverkehrsverbindungen zu den Unterzentren und nach HRO


Schaffung und qualitative Verbesserung der direkten Radverkehrsverbindungen zu den Un-


terzentren und nach HRO (z.B. Kritzmow – Endhaltestelle RSAG „Neuer Friedhof“)


· Gestaltung von flexiblen Angeboten außerhalb der Schulzeiten für interne Erschließung


des Gebietes


· Unterstützung von privaten Initiativen, die ein regelmäßiges oder zeitweises Wechseln des


Mobilitätsverhaltens unterstützen (z.B. Mitfahrgelegenheiten in Ortschaften wie Klein


Bölkow oder Gorow in die Unterzentren oder zu Umsteigepunkten des ÖV der Ebene 1)


· Verbesserte zentrale und lokale Kommunikation der bestehenden Angebot


Benennung und Implementierung von Mobilitätskoordinatoren für  die Gemeinden (z.B. in


Satow, Stäbelow, Kritzmow)


· Maßnahmen zur Bevorrechtigung und Beschleunigung der Buslinien in stauanfälligen Be-


reichen (aufbauend auf einer Störungsanalyse) z.B. durch Rückbau Busbuchten bei in-


nerörtlichen Haltestellen (Stäbelow, Kritzmow, Satow)


· Förderung und Koordinierung von Mitfahrsammelplätzen an Zufahrtsstraßen nach Rostock


An den Auffahrten der A20 (Bad Doberan, Döbelin, Rostock-Südstadt) und an der B103


(Auffahrt zwischen Stäbelow und Kritzmow)







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 58







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 59


6. Anhang
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Einwohner


2014 MIV mono ÖV mono Rad mono Sonstige Multimobile
Alt Bukow 448 336 3 5 6 98
Alt Sührkow 398 286 3 5 6 97
Altkalen 788 537 8 13 12 219
Am Salzhaff 489 359 3 6 7 114
Bartenshagen-Parkentin 1.268 895 11 18 19 325
Bastorf 1.007 722 8 14 15 248
Baumgarten 814 581 7 11 12 203
Behren-Lübchin 953 691 7 13 14 229
Benitz 365 262 3 5 5 90
Bernitt 1.597 1.104 15 24 24 430
Biendorf 1.202 848 10 18 18 309
Blankenhagen 1.033 736 8 15 15 259
Boddin 315 217 3 5 5 86
Börgerende-Rethwisch 1.660 1.199 12 23 24 402
Bröbberow 525 356 5 8 8 148
Cammin 746 522 7 11 11 195
Carinerland 960 688 8 13 14 237
Dahmen 483 352 3 7 7 114
Dalkendorf 240 176 2 3 3 56
Diekhof 937 655 8 14 14 246
Dobbin-Linstow 492 361 3 7 7 114
Dolgen am See 612 449 4 8 9 142
Dreetz 212 146 2 4 3 57
Finkenthal 283 198 3 4 4 75
Gelbensande 1.521 1.112 11 21 21 356
Glasewitz 424 311 3 5 6 99
Gnewitz 200 137 2 3 3 55
Grammow 160 120 1 2 2 35
Groß Roge 649 449 6 10 10 175
Groß Schwiesow 322 223 3 5 5 86
Groß Wokern 1.050 739 9 15 15 272
Groß Wüstenfelde 828 594 7 12 12 203
Gülzow-Prüzen 1.570 1.136 12 22 22 378
Gutow 981 701 8 14 14 244
Hohen Demzin 381 277 3 5 5 90
Hohen Sprenz 574 411 5 8 9 142
Hohenfelde 813 562 8 13 12 219
Hoppenrade 638 455 5 9 9 160
Jördenstorf 848 625 6 11 12 194
Jürgenshagen 1.062 757 9 15 16 265
Kassow 335 246 2 4 5 78
Kirch Mulsow 313 225 2 4 5 76
Klein Belitz 845 618 6 11 12 198
Klein Kussewitz 727 500 7 11 11 198
Klein Upahl 272 195 2 4 4 67
Kuchelmiß 702 504 5 10 10 173
Kuhs 301 221 2 4 4 70
Lelkendorf 452 317 4 7 7 118
Lohmen 719 533 4 9 10 162
Lühburg 214 154 2 3 3 53
Lüssow 931 662 7 13 14 235
Mistorf 640 456 5 9 9 160
Mönchhagen 1.151 826 9 16 17 284
Mühl Rosin 1.065 759 8 15 15 267
Nienhagen 1.957 1.418 13 26 29 471
Nustrow 150 105 1 2 2 39
Penzin 135 100 1 2 2 31
Plaaz 773 558 6 11 11 187
Pölchow 932 643 9 14 14 252
Poppendorf 689 501 5 9 10 164
Prebberede 763 524 7 12 11 209
Reddelich 912 622 9 14 14 252
Reimershagen 390 272 3 6 6 103
Retschow 972 675 9 14 15 259
Rühn 621 442 5 9 9 156
Rukieten 297 214 2 4 4 72
Sarmstorf 491 349 4 7 7 123
Schorssow 452 314 4 7 6 121
Schwasdorf 448 322 3 6 6 110
Selpin 478 331 5 7 7 128
Stäbelow 1.392 990 11 20 20 351
Steffenshagen 494 363 4 6 7 114
Steinhagen 736 519 6 11 11 189
Stubbendorf 140 98 1 2 2 37
Sukow-Levitzow 471 327 4 7 7 126
Tarnow 1.091 783 8 15 16 268
Thelkow 427 312 3 6 6 100
Thulendorf 610 412 6 10 10 173
Thürkow 395 279 4 6 6 101
Vorbeck 316 220 3 5 5 83
Walkendorf 410 301 3 6 6 95
Wardow 1.323 921 12 20 20 350
Warnkenhagen 348 245 3 5 5 90
Warnow 916 667 6 12 13 218
Wiendorf 753 529 6 11 11 196
Wittenbeck 813 583 6 11 12 200
Zarnewanz 375 272 3 5 6 90
Zehna 635 454 5 9 9 158
Zepelin 434 316 3 6 6 103
Ziesendorf 1.360 952 12 20 21 356
Gesamtsumme 62.414 44.431 506 887 911 15.679


Anteil in Prozent 71,19 0,81 1,42 1,46 25,12


Gemeinde LK Rostock
(< 2.000 EW)


Verkehrsmittelwahlverhalten (berechnet)
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Multimobile MIV-Rad MIV-ÖV Rad-ÖV trimodal
Alt Bukow 98 40 33 2 22
Alt Sührkow 97 40 33 2 22
Altkalen 219 90 74 4 50
Am Salzhaff 114 47 39 2 26
Bartenshagen-Parkentin 325 133 111 7 75
Bastorf 248 102 84 5 57
Baumgarten 203 83 69 4 47
Behren-Lübchin 229 94 78 5 53
Benitz 90 37 31 2 21
Bernitt 430 176 146 9 99
Biendorf 309 127 105 6 71
Blankenhagen 259 106 88 5 60
Boddin 86 35 29 2 20
Börgerende-Rethwisch 402 165 137 8 92
Bröbberow 148 60 50 3 34
Cammin 195 80 66 4 45
Carinerland 237 97 81 5 55
Dahmen 114 47 39 2 26
Dalkendorf 56 23 19 1 13
Diekhof 246 101 84 5 57
Dobbin-Linstow 114 47 39 2 26
Dolgen am See 142 58 48 3 33
Dreetz 57 23 19 1 13
Finkenthal 75 31 25 1 17
Gelbensande 356 146 121 7 82
Glasewitz 99 41 34 2 23
Gnewitz 55 22 19 1 13
Grammow 35 14 12 1 8
Groß Roge 175 72 59 3 40
Groß Schwiesow 86 35 29 2 20
Groß Wokern 272 111 92 5 62
Groß Wüstenfelde 203 83 69 4 47
Gülzow-Prüzen 378 155 128 8 87
Gutow 244 100 83 5 56
Hohen Demzin 90 37 31 2 21
Hohen Sprenz 142 58 48 3 33
Hohenfelde 219 90 74 4 50
Hoppenrade 160 65 54 3 37
Jördenstorf 194 80 66 4 45
Jürgenshagen 265 109 90 5 61
Kassow 78 32 26 2 18
Kirch Mulsow 76 31 26 2 18
Klein Belitz 198 81 67 4 46
Klein Kussewitz 198 81 67 4 45
Klein Upahl 67 27 23 1 15
Kuchelmiß 173 71 59 3 40
Kuhs 70 29 24 1 16
Lelkendorf 118 48 40 2 27
Lohmen 162 67 55 3 37
Lühburg 53 22 18 1 12
Lüssow 235 96 80 5 54
Mistorf 160 66 54 3 37
Mönchhagen 284 116 97 6 65
Mühl Rosin 267 109 91 5 61
Nienhagen 471 193 160 9 108
Nustrow 39 16 13 1 9
Penzin 31 13 10 1 7
Plaaz 187 77 64 4 43
Pölchow 252 103 86 5 58
Poppendorf 164 67 56 3 38
Prebberede 209 86 71 4 48
Reddelich 252 103 86 5 58
Reimershagen 103 42 35 2 24
Retschow 259 106 88 5 59
Rühn 156 64 53 3 36
Rukieten 72 30 25 1 17
Sarmstorf 123 51 42 2 28
Schorssow 121 49 41 2 28
Schwasdorf 110 45 37 2 25
Selpin 128 52 44 3 29
Stäbelow 351 144 119 7 81
Steffenshagen 114 47 39 2 26
Steinhagen 189 77 64 4 43
Stubbendorf 37 15 13 1 8
Sukow-Levitzow 126 52 43 3 29
Tarnow 268 110 91 5 62
Thelkow 100 41 34 2 23
Thulendorf 173 71 59 3 40
Thürkow 101 41 34 2 23
Vorbeck 83 34 28 2 19
Walkendorf 95 39 32 2 22
Wardow 350 143 119 7 80
Warnkenhagen 90 37 30 2 21
Warnow 218 89 74 4 50
Wiendorf 196 80 67 4 45
Wittenbeck 200 82 68 4 46
Zarnewanz 90 37 31 2 21
Zehna 158 65 54 3 36
Zepelin 103 42 35 2 24
Ziesendorf 356 146 121 7 82
Gesamtsumme 15.679 6.428 5.331 314 3.606
Anteil in Prozent 41 34 2 23


Gemeinde LK Rostock
(< 2.000 EW)


Multimodale Verkehrsteilnehmer (berechnet)







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 62


MIV mono MIV > 75% MIV 100% kein mV kleines mV großes mV
Alt Bukow 336 87 249 75 80 95
Alt Sührkow 286 74 212 64 68 81
Altkalen 537 139 398 119 127 151
Am Salzhaff 359 93 266 80 85 101
Bartenshagen-Parkentin 895 232 664 199 212 252
Bastorf 722 187 535 161 171 203
Baumgarten 581 150 431 129 138 164
Behren-Lübchin 691 179 512 154 164 195
Benitz 262 68 194 58 62 74
Bernitt 1.104 285 818 245 262 311
Biendorf 848 219 628 189 201 239
Blankenhagen 736 190 546 164 175 207
Boddin 217 56 161 48 51 61
Börgerende-Rethwisch 1.199 310 889 267 285 338
Bröbberow 356 92 264 79 84 100
Cammin 522 135 387 116 124 147
Carinerland 688 178 510 153 163 194
Dahmen 352 91 261 78 83 99
Dalkendorf 176 45 130 39 42 49
Diekhof 655 169 486 146 155 185
Dobbin-Linstow 361 93 268 80 86 102
Dolgen am See 449 116 333 100 107 127
Dreetz 146 38 108 33 35 41
Finkenthal 198 51 146 44 47 56
Gelbensande 1.112 288 825 247 264 313
Glasewitz 311 80 230 69 74 88
Gnewitz 137 35 102 31 33 39
Grammow 120 31 89 27 28 34
Groß Roge 449 116 333 100 106 126
Groß Schwiesow 223 58 165 50 53 63
Groß Wokern 739 191 548 164 175 208
Groß Wüstenfelde 594 154 440 132 141 167
Gülzow-Prüzen 1.136 294 842 253 270 320
Gutow 701 181 519 156 166 197
Hohen Demzin 277 72 206 62 66 78
Hohen Sprenz 411 106 305 91 97 116
Hohenfelde 562 145 417 125 133 158
Hoppenrade 455 118 337 101 108 128
Jördenstorf 625 162 463 139 148 176
Jürgenshagen 757 196 562 168 180 213
Kassow 246 64 182 55 58 69
Kirch Mulsow 225 58 167 50 53 63
Klein Belitz 618 160 458 137 147 174
Klein Kussewitz 500 129 371 111 119 141
Klein Upahl 195 50 145 43 46 55
Kuchelmiß 504 130 374 112 120 142
Kuhs 221 57 164 49 52 62
Lelkendorf 317 82 235 71 75 89
Lohmen 533 138 395 119 127 150
Lühburg 154 40 114 34 36 43
Lüssow 662 171 491 147 157 187
Mistorf 456 118 338 101 108 129
Mönchhagen 826 213 612 184 196 233
Mühl Rosin 759 196 563 169 180 214
Nienhagen 1.418 367 1.051 315 336 400
Nustrow 105 27 78 23 25 30
Penzin 100 26 74 22 24 28
Plaaz 558 144 414 124 132 157
Pölchow 643 166 477 143 153 181
Poppendorf 501 130 372 112 119 141
Prebberede 524 135 388 116 124 148
Reddelich 622 161 461 138 148 175
Reimershagen 272 70 202 60 64 77
Retschow 675 175 501 150 160 190
Rühn 442 114 328 98 105 124
Rukieten 214 55 159 48 51 60
Sarmstorf 349 90 259 78 83 98
Schorssow 314 81 233 70 74 88
Schwasdorf 322 83 239 72 76 91
Selpin 331 86 245 74 78 93
Stäbelow 990 256 734 220 235 279
Steffenshagen 363 94 269 81 86 102
Steinhagen 519 134 385 115 123 146
Stubbendorf 98 25 72 22 23 28
Sukow-Levitzow 327 84 242 73 77 92
Tarnow 783 203 581 174 186 221
Thelkow 312 81 231 69 74 88
Thulendorf 412 106 305 92 98 116
Thürkow 279 72 207 62 66 79
Vorbeck 220 57 163 49 52 62
Walkendorf 301 78 223 67 71 85
Wardow 921 238 683 205 219 260
Warnkenhagen 245 63 182 55 58 69
Warnow 667 172 494 148 158 188
Wiendorf 529 137 392 118 125 149
Wittenbeck 583 151 432 130 138 164
Zarnewanz 272 70 201 60 64 77
Zehna 454 117 336 101 108 128
Zepelin 316 82 234 70 75 89
Ziesendorf 952 246 706 212 226 268
Gesamtsumme 44.431 11.491 32.940 9.882 10.541 12.517
Anteil in Prozent 30 32 38


Gemeinde LK Rostock
(< 2.000 EW)


Multimodales Verhaltenspotenzial (mV) bei MIV mono







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 63


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Alt Bukow 174 74 71 29
Alt Sührkow 149 63 60 25
Altkalen 279 119 113 46
Am Salzhaff 186 80 76 31
Bartenshagen-Parkentin 465 198 189 77
Bastorf 375 160 152 62
Baumgarten 302 129 123 50
Behren-Lübchin 358 153 146 60
Benitz 136 58 55 23
Bernitt 573 244 233 95
Biendorf 440 188 179 73
Blankenhagen 382 163 155 64
Boddin 112 48 46 19
Börgerende-Rethwisch 622 266 253 104
Bröbberow 185 79 75 31
Cammin 271 116 110 45
Carinerland 357 152 145 59
Dahmen 183 78 74 30
Dalkendorf 91 39 37 15
Diekhof 340 145 138 57
Dobbin-Linstow 187 80 76 31
Dolgen am See 233 100 95 39
Dreetz 76 32 31 13
Finkenthal 102 44 42 17
Gelbensande 577 246 235 96
Glasewitz 161 69 66 27
Gnewitz 71 30 29 12
Grammow 62 27 25 10
Groß Roge 233 99 95 39
Groß Schwiesow 116 49 47 19
Groß Wokern 383 164 156 64
Groß Wüstenfelde 308 132 125 51
Gülzow-Prüzen 590 252 240 98
Gutow 364 155 148 61
Hohen Demzin 144 61 59 24
Hohen Sprenz 213 91 87 36
Hohenfelde 292 124 119 49
Hoppenrade 236 101 96 39
Jördenstorf 324 138 132 54
Jürgenshagen 393 168 160 65
Kassow 128 54 52 21
Kirch Mulsow 117 50 48 19
Klein Belitz 321 137 130 53
Klein Kussewitz 259 111 105 43
Klein Upahl 101 43 41 17
Kuchelmiß 262 112 106 44
Kuhs 115 49 47 19
Lelkendorf 165 70 67 27
Lohmen 277 118 113 46
Lühburg 80 34 32 13
Lüssow 344 147 140 57
Mistorf 237 101 96 39
Mönchhagen 428 183 174 71
Mühl Rosin 394 168 160 66
Nienhagen 736 314 299 123
Nustrow 54 23 22 9
Penzin 52 22 21 9
Plaaz 290 124 118 48
Pölchow 334 142 136 56
Poppendorf 260 111 106 43
Prebberede 272 116 110 45
Reddelich 323 138 131 54
Reimershagen 141 60 57 23
Retschow 351 150 143 58
Rühn 229 98 93 38
Rukieten 111 47 45 19
Sarmstorf 181 77 74 30
Schorssow 163 69 66 27
Schwasdorf 167 71 68 28
Selpin 172 73 70 29
Stäbelow 514 219 209 86
Steffenshagen 188 80 77 31
Steinhagen 269 115 110 45
Stubbendorf 51 22 21 8
Sukow-Levitzow 169 72 69 28
Tarnow 406 173 165 68
Thelkow 162 69 66 27
Thulendorf 214 91 87 36
Thürkow 145 62 59 24
Vorbeck 114 49 46 19
Walkendorf 156 67 64 26
Wardow 478 204 194 80
Warnkenhagen 127 54 52 21
Warnow 346 148 141 58
Wiendorf 274 117 112 46
Wittenbeck 303 129 123 50
Zarnewanz 141 60 57 23
Zehna 235 100 96 39
Zepelin 164 70 67 27
Ziesendorf 494 211 201 82
Gesamtsumme 23.058 9.842 9.375 3.841
Antei l in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(< 2.000 EW)


Multimodales Verhaltenspotenzial n. VM







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 64


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Alt Bukow 30 13 12 5
Alt Sührkow 25 11 10 4
Altkalen 47 20 19 8
Am Salzhaff 32 14 13 5
Bartenshagen-Parkentin 79 34 32 13
Bastorf 64 27 26 11
Baumgarten 51 22 21 9
Behren-Lübchin 61 26 25 10
Benitz 23 10 9 4
Bernitt 97 42 40 16
Biendorf 75 32 30 12
Blankenhagen 65 28 26 11
Boddin 19 8 8 3
Börgerende-Rethwisch 106 45 43 18
Bröbberow 31 13 13 5
Cammin 46 20 19 8
Carinerland 61 26 25 10
Dahmen 31 13 13 5
Dalkendorf 15 7 6 3
Diekhof 58 25 23 10
Dobbin-Linstow 32 14 13 5
Dolgen am See 40 17 16 7
Dreetz 13 6 5 2
Finkenthal 17 7 7 3
Gelbensande 98 42 40 16
Glasewitz 27 12 11 5
Gnewitz 12 5 5 2
Grammow 11 5 4 2
Groß Roge 40 17 16 7
Groß Schwiesow 20 8 8 3
Groß Wokern 65 28 26 11
Groß Wüstenfelde 52 22 21 9
Gülzow-Prüzen 100 43 41 17
Gutow 62 26 25 10
Hohen Demzin 24 10 10 4
Hohen Sprenz 36 15 15 6
Hohenfelde 50 21 20 8
Hoppenrade 40 17 16 7
Jördenstorf 55 24 22 9
Jürgenshagen 67 29 27 11
Kassow 22 9 9 4
Kirch Mulsow 20 8 8 3
Klein Belitz 54 23 22 9
Klein Kussewitz 44 19 18 7
Klein Upahl 17 7 7 3
Kuchelmiß 44 19 18 7
Kuhs 20 8 8 3
Lelkendorf 28 12 11 5
Lohmen 47 20 19 8
Lühburg 14 6 6 2
Lüssow 58 25 24 10
Mistorf 40 17 16 7
Mönchhagen 73 31 30 12
Mühl Rosin 67 29 27 11
Nienhagen 125 53 51 21
Nustrow 9 4 4 2
Penzin 9 4 4 1
Plaaz 49 21 20 8
Pölchow 57 24 23 9
Poppendorf 44 19 18 7
Prebberede 46 20 19 8
Reddelich 55 23 22 9
Reimershagen 24 10 10 4
Retschow 60 25 24 10
Rühn 39 17 16 6
Rukieten 19 8 8 3
Sarmstorf 31 13 13 5
Schorssow 28 12 11 5
Schwasdorf 28 12 12 5
Selpin 29 12 12 5
Stäbelow 87 37 36 15
Steffenshagen 32 14 13 5
Steinhagen 46 20 19 8
Stubbendorf 9 4 4 1
Sukow-Levitzow 29 12 12 5
Tarnow 69 29 28 12
Thelkow 28 12 11 5
Thulendorf 36 16 15 6
Thürkow 25 10 10 4
Vorbeck 19 8 8 3
Walkendorf 27 11 11 4
Wardow 81 35 33 14
Warnkenhagen 22 9 9 4
Warnow 59 25 24 10
Wiendorf 47 20 19 8
Wittenbeck 51 22 21 9
Zarnewanz 24 10 10 4
Zehna 40 17 16 7
Zepelin 28 12 11 5
Ziesendorf 84 36 34 14
Gesamtsumme 3.920 1.673 1.594 653
Antei l in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(< 2.000 EW)


mV bei guter Zielanbindung (min17%)







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 65


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Alt Bukow 61 26 25 10
Alt Sührkow 52 22 21 9
Altkalen 98 42 40 16
Am Salzhaff 65 28 27 11
Bartenshagen-Parkentin 163 69 66 27
Bastorf 131 56 53 22
Baumgarten 106 45 43 18
Behren-Lübchin 125 54 51 21
Benitz 48 20 19 8
Bernitt 200 86 82 33
Biendorf 154 66 63 26
Blankenhagen 134 57 54 22
Boddin 39 17 16 7
Börgerende-Rethwisch 218 93 89 36
Bröbberow 65 28 26 11
Cammin 95 40 39 16
Carinerland 125 53 51 21
Dahmen 64 27 26 11
Dalkendorf 32 14 13 5
Diekhof 119 51 48 20
Dobbin-Linstow 66 28 27 11
Dolgen am See 82 35 33 14
Dreetz 27 11 11 4
Finkenthal 36 15 15 6
Gelbensande 202 86 82 34
Glasewitz 56 24 23 9
Gnewitz 25 11 10 4
Grammow 22 9 9 4
Groß Roge 81 35 33 14
Groß Schwiesow 40 17 16 7
Groß Wokern 134 57 55 22
Groß Wüstenfelde 108 46 44 18
Gülzow-Prüzen 206 88 84 34
Gutow 127 54 52 21
Hohen Demzin 50 22 20 8
Hohen Sprenz 75 32 30 12
Hohenfelde 102 44 41 17
Hoppenrade 83 35 34 14
Jördenstorf 113 48 46 19
Jürgenshagen 138 59 56 23
Kassow 45 19 18 7
Kirch Mulsow 41 17 17 7
Klein Belitz 112 48 46 19
Klein Kussewitz 91 39 37 15
Klein Upahl 35 15 14 6
Kuchelmiß 92 39 37 15
Kuhs 40 17 16 7
Lelkendorf 58 25 23 10
Lohmen 97 41 39 16
Lühburg 28 12 11 5
Lüssow 120 51 49 20
Mistorf 83 35 34 14
Mönchhagen 150 64 61 25
Mühl Rosin 138 59 56 23
Nienhagen 258 110 105 43
Nustrow 19 8 8 3
Penzin 18 8 7 3
Plaaz 101 43 41 17
Pölchow 117 50 47 19
Poppendorf 91 39 37 15
Prebberede 95 41 39 16
Reddelich 113 48 46 19
Reimershagen 49 21 20 8
Retschow 123 52 50 20
Rühn 80 34 33 13
Rukieten 39 17 16 6
Sarmstorf 63 27 26 11
Schorssow 57 24 23 9
Schwasdorf 58 25 24 10
Selpin 60 26 24 10
Stäbelow 180 77 73 30
Steffenshagen 66 28 27 11
Steinhagen 94 40 38 16
Stubbendorf 18 8 7 3
Sukow-Levitzow 59 25 24 10
Tarnow 142 61 58 24
Thelkow 57 24 23 9
Thulendorf 75 32 30 12
Thürkow 51 22 21 8
Vorbeck 40 17 16 7
Walkendorf 55 23 22 9
Wardow 167 71 68 28
Warnkenhagen 45 19 18 7
Warnow 121 52 49 20
Wiendorf 96 41 39 16
Wittenbeck 106 45 43 18
Zarnewanz 49 21 20 8
Zehna 82 35 34 14
Zepelin 57 24 23 10
Ziesendorf 173 74 70 29
Gesamtsumme 8.070 3.445 3.281 1.344
Antei l in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(< 2.000 EW)


mV bei guter Zielanbindung (max. 35%)







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 66


Einwohner


2014 MIV mono ÖV mono Rad mono Sonstige Multimobile
Admannshagen-Bargeshagen 2.801 1.998 22 40 41 700
Bentwisch 2.432 1.729 19 34 36 614
Broderstorf 3.744 2.642 31 54 56 962
Elmenhorst/Lichtenhagen 4.027 2.953 27 54 55 938
Gnoien, Stadt 3.013 2.210 20 40 42 701
Graal-Müritz 4.152 3.113 23 53 55 908
Krakow am See, Stadt 3.472 2.550 24 47 48 804
Kritzmow 3.457 2.373 32 52 53 946
Kröpelin, Stadt 4.709 3.369 38 67 68 1.168
Lalendorf 3.599 2.549 30 52 53 916
Lambrechtshagen 2.729 2.015 17 35 38 623
Neubukow, Stadt 3.876 2.761 32 56 55 971
Papendorf 2.507 1.694 26 40 38 709
Rerik, Stadt 2.157 1.600 13 28 29 486
Roggentin 2.690 1.934 20 37 39 661
Rövershagen 2.714 1.922 23 39 40 690
Schwaan, Stadt 4.952 3.591 36 68 70 1.188
Tessin, Stadt 3.897 2.762 32 57 56 989


Gesamtsumme 60.928 43.764 466 854 872 14.973


Anteil in Prozent 71,83 0,76 1,40 1,43 24,58


Gemeinde LK Rostock
(2.000 bis 4.999 EW)


Verkehrsmittelwahlverhalten (berechnet)


MultiMO MIV-Rad MIV-ÖV Rad-ÖV trimodal
Admannshagen- 700 315 175 21 189
Bentwisch 614 276 153 18 166
Broderstorf 962 433 241 29 260
Elmenhorst/Lichtenhagen 938 422 234 28 253
Gnoien, Stadt 701 315 175 21 189
Graal-Müritz 908 409 227 27 245
Krakow am See, Stadt 804 362 201 24 217
Kritzmow 946 425 236 28 255
Kröpelin, Stadt 1.168 525 292 35 315
Lalendorf 916 412 229 27 247
Lambrechtshagen 623 281 156 19 168
Neubukow, Stadt 971 437 243 29 262
Papendorf 709 319 177 21 191
Rerik, Stadt 486 219 122 15 131
Roggentin 661 297 165 20 178
Rövershagen 690 311 173 21 186
Schwaan, Stadt 1.188 535 297 36 321
Tessin, Stadt 989 445 247 30 267
Gesamtsumme 14.973 6.738 3.743 449 4.043
Anteil in Prozent 45 25 3 27


Gemeinde LK Rostock
(2.000 bis 4.999 EW)


Multimodale Verkehrsteilnehmer (berechnet)







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 67


MIV mono MIV > 75% MIV 100% kein mV k leines mV großes mV
Admannshagen-Bargeshagen 1.998 517 1.482 444 474 563
Bentwisch 1.729 447 1.282 384 410 487
Broderstorf 2.642 683 1.959 588 627 744
Elmenhorst/Lichtenhagen 2.953 764 2.189 657 701 832
Gnoien, Stadt 2.210 572 1.638 492 524 623
Graal-Müritz 3.113 805 2.308 692 738 877
Krakow am See, Stadt 2.550 660 1.891 567 605 718
Kritzmow 2.373 614 1.760 528 563 669
Kröpelin, Stadt 3.369 871 2.497 749 799 949
Lalendorf 2.549 659 1.889 567 605 718
Lambrechtshagen 2.015 521 1.494 448 478 568
Neubukow, Stadt 2.761 714 2.047 614 655 778
Papendorf 1.694 438 1.256 377 402 477
Rerik, Stadt 1.600 414 1.186 356 380 451
Roggentin 1.934 500 1.434 430 459 545
Rövershagen 1.922 497 1.425 427 456 541
Schwaan, Stadt 3.591 929 2.662 799 852 1.012
Tessin, Stadt 2.762 714 2.048 614 655 778


Gesamtsumme 43.764 11.318 32.445 9.734 10.383 12.329
Anteil in Prozent 30 32 38


Gemeinde LK Rostock
(2.000 bis 4.999 EW)


Multimodales Verhaltenspotenzial (mV) bei MIV mono


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Admannshagen- 1.037 443 422 173
Bentwisch 897 383 365 149
Broderstorf 1.371 585 557 228
Elmenhorst/Lichtenhagen 1.533 654 623 255
Gnoien, Stadt 1.147 490 466 191
Graal-Müritz 1.615 690 657 269
Krakow am See, Stadt 1.323 565 538 220
Kritzmow 1.232 526 501 205
Kröpelin, Stadt 1.748 746 711 291
Lalendorf 1.323 565 538 220
Lambrechtshagen 1.046 446 425 174
Neubukow, Stadt 1.433 612 583 239
Papendorf 879 375 357 146
Rerik, Stadt 830 354 338 138
Roggentin 1.003 428 408 167
Rövershagen 997 426 405 166
Schwaan, Stadt 1.863 795 758 310
Tessin, Stadt 1.434 612 583 239
Gesamtsumme 22.712 9.695 9.234 3.783
Anteil in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(2.000 bis 4.999 EW)


Multimodales Verhaltenspotenzial n. VM







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 68


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Admannshagen- 176 75 72 29
Bentwisch 153 65 62 25
Broderstorf 233 99 95 39
Elmenhorst/Lichtenhagen 261 111 106 43
Gnoien, Stadt 195 83 79 32
Graal-Müritz 275 117 112 46
Krakow am See, Stadt 225 96 91 37
Kritzmow 209 89 85 35
Kröpelin, Stadt 297 127 121 50
Lalendorf 225 96 91 37
Lambrechtshagen 178 76 72 30
Neubukow, Stadt 244 104 99 41
Papendorf 149 64 61 25
Rerik, Stadt 141 60 57 24
Roggentin 171 73 69 28
Rövershagen 170 72 69 28
Schwaan, Stadt 317 135 129 53
Tessin, Stadt 244 104 99 41
Gesamtsumme 3.861 1.648 1.570 643
Anteil in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(2.000 bis 4.999 EW)


mV bei guter Zielanbindung (min17%)


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Admannshagen- 363 155 148 60
Bentwisch 314 134 128 52
Broderstorf 480 205 195 80
Elmenhorst/Lichtenhagen 536 229 218 89
Gnoien, Stadt 401 171 163 67
Graal-Müritz 565 241 230 94
Krakow am See, Stadt 463 198 188 77
Kritzmow 431 184 175 72
Kröpelin, Stadt 612 261 249 102
Lalendorf 463 198 188 77
Lambrechtshagen 366 156 149 61
Neubukow, Stadt 502 214 204 84
Papendorf 308 131 125 51
Rerik, Stadt 291 124 118 48
Roggentin 351 150 143 59
Rövershagen 349 149 142 58
Schwaan, Stadt 652 278 265 109
Tessin, Stadt 502 214 204 84
Gesamtsumme 7.949 3.393 3.232 1.324
Anteil in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(2.000 bis 4.999 EW)


mV bei guter Zielanbindung (max. 35%)


Einwohner
2014 MIV mono ÖV mono Rad mono Sonstige Multimobile


Bad Doberan, Stadt 11.785 7.642 200 258 176 3.508
Bützow, Stadt 7.688 5.155 130 152 118 2.132
Dummerstorf 7.202 4.636 118 160 104 2.184
Kühlungsborn, Stadt 7.825 5.216 134 162 122 2.191
Laage, Stadt 5.382 3.482 90 118 79 1.613
Sanitz 5.715 3.685 96 128 85 1.721
Satow 5.506 3.529 92 126 81 1.678
Teterow, Stadt 8.642 5.642 148 191 132 2.528
Gesamtsumm e 59.745 38.988 1.010 1.295 896 17.556


Anteil in Prozent 65,26 1,69 2,17 1,50 29,39


Gemeinde LK Rostock
(5.000 bis 19.999 EW)


Verkehrsmittelwahlverhalten (berechnet)







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 69


Multimobile MIV-Rad MIV-ÖV Rad-ÖV trimodal
Bad Doberan, Stadt 3.508 1.193 1.053 140 1.123
Bützow, Stadt 2.132 725 640 85 682
Dummerstorf 2.184 743 655 87 699
Kühlungsborn, Stadt 2.191 745 657 88 701
Laage, Stadt 1.613 548 484 65 516
Sanitz 1.721 585 516 69 551
Satow 1.678 571 503 67 537
Teterow, Stadt 2.528 860 759 101 809


Gesamtsumme 17.556 5.969 5.267 702 5.618
Anteil in Prozent 34 30 4 32


Gemeinde LK Rostock
(5.000 bis 19.999 EW)


Multimodale Verkehrsteilnehmer (berechnet)


MIV mono MIV > 75% MIV 100% kein mV k leines mV großes mV
Bad Doberan, Stadt 7.642 1.976 5.666 1.700 1.813 2.153
Bützow, Stadt 5.155 1.333 3.822 1.147 1.223 1.452
Dummerstorf 4.636 1.199 3.437 1.031 1.100 1.306
Kühlungsborn, Stadt 5.216 1.349 3.867 1.160 1.237 1.469
Laage, Stadt 3.482 900 2.581 774 826 981
Sanitz 3.685 953 2.732 820 874 1.038
Satow 3.529 913 2.616 785 837 994
Teterow, Stadt 5.642 1.459 4.183 1.255 1.339 1.590
Gesamtsumm e 38.988 10.083 28.905 8.671 9.250 10.984


Anteil in Prozent 30 32 38


Gemeinde LK Rostock
(5.000 bis 19.999 EW)


Multimodales Verhaltenspotenzial (mV) bei MIV mono







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 70


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Bad Doberan, Stadt 3.966 1.693 1.612 661
Bützow, Stadt 2.675 1.142 1.088 446
Dummerstorf 2.406 1.027 978 401
Kühlungsborn, Stadt 2.707 1.155 1.101 451
Laage, Stadt 1.807 771 735 301
Sanitz 1.912 816 777 319
Satow 1.831 782 745 305
Teterow, Stadt 2.928 1.250 1.191 488
Gesamtsumme 20.233 8.637 8.226 3.370
Anteil in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(5.000 bis 19.999 EW)


Multimodales Verhaltenspotenzial n. VM


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Bad Doberan, Stadt 674 288 274 112
Bützow, Stadt 455 194 185 76
Dummerstorf 409 175 166 68
Kühlungsborn, Stadt 460 196 187 77
Laage, Stadt 307 131 125 51
Sanitz 325 139 132 54
Satow 311 133 127 52
Teterow, Stadt 498 212 202 83
Gesamtsumme 3.440 1.468 1.398 573
Anteil in Prozent 42,69 40,66 16,66


mV bei guter Zielanbindung (min17%)Gemeinde LK Rostock
(5.000 bis 19.999 EW)


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Bad Doberan, Stadt 1.388 593 564 231
Bützow, Stadt 936 400 381 156
Dummerstorf 842 359 342 140
Kühlungsborn, Stadt 947 404 385 158
Laage, Stadt 632 270 257 105
Sanitz 669 286 272 111
Satow 641 274 261 107
Teterow, Stadt 1.025 437 417 171
Gesamtsumme 7.082 3.023 2.879 1.180
Anteil in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(5.000 bis 19.999 EW)


mV bei guter Zielanbindung (max. 35%)







Kommunales Mobilitätsmanagement Rostock


Bericht TK 3 Umlandverkehre


Bericht TK 3 Seite 71


Einwohner


2014 MIV mono ÖV mono Rad mono Sonstige Multimobile
Güstrow, Stadt 28.791 18.709 488 629 431 8.533
Gesamtsumme 28.791 18.709 488 629 431 8.533
Anteil in Prozent 64,98 1,70 2,19 1,50 29,64


Gemeinde LK Rostock
(> 20.000 EW)


Verkehrsmittelwahlverhalten (berechnet)


Multimobile MIV-Rad MIV-ÖV Rad-ÖV trimodal
Güstrow, Stadt 8.533 3.498 2.475 341 2.219
Gesamtsumme 8.533 3.498 2.475 341 2.219
Anteil in Prozent 41 29 4 26


Gemeinde LK Rostock
(> 20.000 EW)


Multimodale Verkehrsteilnehmer (berechnet)


MIV mono MIV > 75% MIV 100% kein mV k leines mV großes mV
Güstrow, Stadt 18.709 4.839 13.871 4.161 4.439 5.271
Gesamtsumme 18.709 4.839 13.871 4.161 4.439 5.271
Anteil in Prozent 30 32 38


Gemeinde LK Rostock
(> 20.000 EW)


Multimodales Verhaltenspotenzial (mV) bei MIV mono


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Güstrow, Stadt 9.709 4.145 3.948 1.617
Gesamtsumme 9.709 4.145 3.948 1.617
Anteil in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(> 20.000 EW)


Multimodales Verhaltenspotenzial n. VM


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Güstrow, Stadt 1.651 705 671 275
Gesamtsumme 1.651 705 671 275
Anteil in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(> 20.000 EW)


mV bei guter Zielanbindung (min17%)


mV gesamt ÖV Rad Rad-ÖV
Güstrow, Stadt 3.398 1.451 1.382 566
Gesamtsumme 3.398 1.451 1.382 566
Anteil in Prozent 42,69 40,66 16,66


Gemeinde LK Rostock
(> 20.000 EW)


mV bei guter Zielanbindung (max. 35%)
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1. Warum gerade Warnemünde? 


 


Es erscheint paradox: Obwohl in Rostock schon seit mehr als 110 Jahren elektrischer Straßen-


bahnbetrieb existiert (wie in vielen anderen Städten auch), wird heute „e-Mobility“ auch in Rostock 


als innovative Lösung angesehen. Die Gründe dafür liegen aber auf der Hand. In der Vergangen-


heit waren elektrische Verkehrsmittel bis auf wenige gewerblich eingesetzte Elektrokarren an um-


fangreiche und vor allem im Ortsbild deutlich sichtbare Infrastrukturen gekoppelt. Maste und 


Oberleitungen prägten in den vergangenen Jahrzenten das Bild, und so war es vor allem die 


Unabhängigkeit des Verbrennungsmotors von diesen Infrastrukturen (die damit verzichtbar wur-


den), die ihm zwischenzeitlich einen fortschrittlichen Ruf einbrachten. Im Zeitalter des weitgehend 


anthropogen bedingten Klimawandels, zu dem der Verkehr erheblich beiträgt, sowie lokaler Um-


weltprobleme wie Luftverunreinigungen und auch Lärm vor allem durch Straßenverkehr, erfolgt 


eine Rückbesinnung auf Antriebskonzepte, die gekoppelt mit den Möglichkeiten der Moderne ei-


nen großen Teil der derzeitigen Probleme als bewältigbar erscheinen lassen: 


 durch Einsatz regenerativer Energien kann ein wirksamer Beitrag zum Klimaschutz geleis-


tet werden 


 örtliche Luftverschmutzungen werden durch emissionsarme Antriebe (elektrisch, Brenn-


stoffzelle) auf ein Minimum reduziert 


 elektrisch angetriebene Fahrzeuge sind insbesondere im ÖPNV im Regelfall auch deutlich 


leiser als Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor 


 


Foto 1: Elektrobus in Zermatt (Copyright: Kurt Müller, Zermatt) 


 


So ist es auch nicht verwunderlich, wenn gerade touristisch geprägte Orte und Regionen Pioniere 


bei der Förderung der Elektromobilität waren und sind. Das bekannteste Beispiel ist wohl der 


mondäne Urlaubsort Zermatt in der Schweiz, in dem bereits seit 1931 keine Autos mit Verbren-
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nungsmotor verkehren dürfen. Quasi der gesamte Straßenverkehr (Busse, Taxis, Pkw, Liefer-


fahrzeuge, …) wird hier mit elektrischen Antrieben abgewickelt. Die Besonderheiten des Urlaubs-


ortes Zermatt können sicher nicht einfach auf andere Orte übertragen werden. Aber auch andern-


orts gibt es bereits eine Reihe von Beispielen und Pilotprojekten für elektrischen Busverkehr, in 


Deutschland z.B. in Oberhausen, Hamburg Hannover, Münster oder Dresden.  


 


Das Seebad Warnemünde ist als Stadtteil der Hansestadt Rostock eine der wichtigsten touristi-


schen Destinationen an der Ostseeküste und der bedeutendste deutsche Kreuzfahrthafen. Reiz-


volle kleinstädtische Strukturen laden im Ortskern zum Flanieren, Einkaufen und Verweilen ein. 


In dieser „Doppelrolle“ als Durchgangsort für Schiffsreisende und Zielort für Urlauber und Aus-


flügler hat Warnemünde generell ein sehr hohes Verkehrsaufkommen zu bewältigen. An Strand-


tagen kann es dann auch schon zu erheblichen Rückstaus auf den zuführenden Straßen, insbe-


sondere der B 103 von Rostock kommen.  


 


Mittels der S-Bahn ist Warnemünde sehr gut an die Rostocker Innenstadt angebunden. Darüber 


hinaus wird der ÖPNV vor allem durch zwei mit Dieselbussen betriebene Buslinien bestimmt. Um 


die Qualitäten des Tourismusstandortes Warnemünde weiter zu stärken, sollte überlegt werden, 


ob Warnemünde für den Einsatz von elektrisch angetriebenen Bussen als Ersatz für den derzei-


tigen Dieselbus geeignet ist. Dadurch würden auch die Umwelt- und Aufenthaltsqualität in den 


beengten Straßen des Ortskernes weiter verbessert, in denen die derzeitigen Dieselbusse in 


Standardgröße eher als unmaßstäblich erscheinen und für ein Seebad zu hohe Emissionen (ins-


besondere Lärm) verursachen. Deshalb wurde der Focus der Untersuchungen auf eine Mach-


barkeitsuntersuchung zur Einführung elektrischen betrieben Busverkehrs bei gleichzeitiger Opti-


mierung des Angebotes gelegt. 


 


Die strukturellen Gegebenheiten und die besondere touristische Bedeutung des Stadtteils und 


Seebades Warnemünde erlauben aber auch über weitere besondere Maßnahmenansätze nach-


zudenken. Der Fokus der Untersuchungen liegt daher nicht auf langfristigen visionären Lösungs-


ansätzen. Vielmehr werden Maßnahmen aufgezeigt, die Zwischenschritte zu Perspektivlösungen 


mit jeweils eigenem Nutzen hinsichtlich der zu verfolgenden Ziele darstellen. Neben dem elektri-


schen Busverkehr sind hier z. B. denkbar: 


- weitere Etablierung des elektrischen Radverkehrs in Warnemünde (einschließlich elektrische 


Lastenräder für die Citylogistik) 


- Hol- und Bringeverkehre für die mit öffentlichen Verkehrsmitteln anreisenden Urlauber (Shut-


tlerservice) 


- Stärkung von Park&Ride, etc. 


 


Ausgehend von einer Analyse der Rahmenbedingungen und des Verkehrssystems in 


Warnemünde erfolgt die Ableitung von Zielstellungen. Im Ergebnis werden alternative Planungs-


konzepte für eine Modellgebiet Elektroverkehr Warnemünde mit Präferenz auf den Umweltver-


bund entwickelt. 
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2. Analyse 


2.1 Vorliegende Planungen und Konzepte 


 


Das Seebad Warnemünde ist ein Stadtteil mit besonderen Ansprüchen an die Stadt-, Verkehrs- 


und Umweltplanung. Den ständig wachsenden und sich auch ändernden Herausforderungen, die 


durch die demografische Entwicklung, die touristischen Anforderungen, einen ständig wachsen-


den Wettbewerb, die wirtschaftlichen Belange etc. entstehen, muss sich die Hansestadt Rostock 


immer wieder neu stellen. Daraus resultieren zahlreiche Aufgaben für die Stadt in Bezug auf 


Warnemünde. Die Aufgaben wurden und werden in verschiedene Projekten, Konzepten und Pla-


nungen betrachtet. Diese haben stets den Anspruch, die aktuellen Entwicklungen und Bedürf-


nisse von Warnemünde zu berücksichtigen und den Zielen der gesamtstädtischen Entwicklung 


gerecht zu werden.  


 


Im vorliegenden Konzept wird ebenso auf aktuelle Entwicklungen und vorliegende Konzepte Be-


zug genommen. Maßgebliche Erkenntnisse aus den vorliegenden und an den Gutachter überge-


benen Untersuchungen fließen in die die Strategieentwicklung des Konzeptes mit ein. Es sei aber 


bereits an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass auch aufgrund konträrer Aussagen in verschie-


denen Konzepten nicht alle bisherigen Erkenntnisse in die Konzeptentwicklung übernommen 


werden konnten. Zurückgegriffen wurde u. a. auf Aussagen aus: 


 


- Strukturkonzept Warnemünde (AG: HRO/ AN: ask Consult/ Jahr: 2011) 


- Ökologisches Verkehrskonzept für Warnemünde (AG: Hansestadt Rostock/ AN: urbanus/ 


Jahr: 1996) 


- E-Mobilitätsstrategie (hier: Maßnahme A5 – e-Busverkehr als Liniendienst in Warnemünde) 


(AG: /HRO/ AN: Rupprecht Consult/ Jahr: 2014) 


- Analyse Parkraumkonzept für Warnemünde (AG: HRO/ AN: PGN/ Jahr: 2013) sowie erste 


Realisierungsabsichten 


- Verkehrsmanagement der HRO 


- ÖV-Konzept Warnemünde E-Mobil (RSAG/ Jahr: 2015) 


  


2.2 Siedlungsstrukturelle Rahmenbedingungen 


2.2.1 Siedlungsstruktur und Bebauungspläne 


 


Der Stadtteil Warnemünde liegt im Nord-Westen der Hansestadt Rostock. Die Siedlungsstruktur 


innerhalb des Stadtteiles stellt sich sehr inhomogen dar. Dichte Wohnbebauung im Nordosten – 


Ortskern – des Stadtteils und Diedrichshagen als Einfamilienhaussiedlung im Westen wechseln 


sich ab mit attraktiven Strände und Naturräumen im Norden, Industrie- und Gewerbeflächen bzw. 


Hafengelände im Südosten, aber auch Brach- oder „ungenutzten“ Flächen, die Potenziale für 


eine weitere Entwicklung (z. B. Mittelmole) des Stadtteiles in sich bergen. 
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Grafik 1:  Grenzen und Struktur von Warnemünde 


 


Warnemünde unterleigt einer ständigen dynamischen Entwicklung, dies wird auch in den 


bestehenden Bebauungsplänen, deren Fortschreibungen und geplanten Entwicklungen deutlich 


(Stand: 2015): 


- Golfplatz – rechtskräftig seit 2006, aktualisiert 2012 


- Wohnbebauung und Ortsteilzentrum Diedrichshagen – rechtskräftig seit 1996, aktualisiert 


letzmalig 2011 


- Sport- und Freizeitanlage Parkstraße – rechtskräftig seit 2006, aktualisiert 2013 


- Wohnmobilplatz 6,5 ha – rechtskräftig seit 2012 


- a-ja Resort – rechtskräftig seit 2007 


- Gewerbegebiet/ Technologiezentrum/ ehem. Güterbahnhof – rechtskräftig seit 1994, 


letztmalig aktualisiert 2013 


- maritimes Gewerbegebiet – rechtskräftig seit 2005, letzmalig aktualisiert 2014 


- Entwicklungsstandort Mittelmole  


 


Bereits in den letzten Jahren wurden zahlreiche Neu- und Umbauten vorgenommen, so dass im 


Vergleich zu 1995 jetzt ca. 1.800 Wohnungen mehr zur Verfügung stehen – eine Entwicklung, 


die sich auch in den nächsten Jahren fortsetzen wird, was auch die oben benannten Bebauungs-


pläne und Entwicklungsabsichten der Hansestadt Rostock zeigen.  


 


2.2.2 Bevölkerungsstruktur und –verteilung 


 


Nach einem deutlichen Rückgang von ca. 10 % der Bevölkerung in den Jahren zwischen 2000 


und 2010 stagniert die Einwohnerzahl (Hauptwohnungen) derzeit bei ca. 7.900. Deutlich ist vor 


allem geworden, dass der Anteil der älteren Einwohner seit dem Jahr 2000 stark zugenommen 


hat. Dieser lag 2000 bei knapp 22 % und beträgt jetzt (Stand: 2013) ca. 37 %. Damit steigen auch 


die Anforderungen an die Mobilitätsangebote.  
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Grafik 2:  Einwohnerentwicklung seit 1992 - 2013 


 


Im Vergleich zwischen den Entwicklungen im Wohnungsbau und in der Einwohnerzahl wird auch 


deutlich, dass der Tourismus eine permanent wachsende Bedeutung in Warnemünde erfährt. Ein 


immer größerer Anteil der Wohnungen dient als Ferienwohnung bzw. Zweitwohnsitz.  


 


In den kommenden Jahren wird die Bevölkerungszahl insbesondere in den Gebieten mit geplan-


tem Wohnungsneubau ansteigen. Allerdings ist auch davon auszugehen, dass andere Gebiete 


in Warnemünde etwas an Einwohnern verlieren. In Summe soll die Einwohnerzahl von 


Warnemünde gemäß den Angaben der Stadt Rostock aber stabil bleiben.  


 


2.2.3 Beschäftigte 


 


Laut Angaben des Tief- und Hafenbauamtes Rostock gibt es in Warnemünde ca. 5 000 Beschäf-


tigte am Arbeitsort. Diese verteilen sich über das gesamte Ortsgebiet (Schwerpunkt Gaststätten- 


und Dienstleistungsbereich), das TZW und das Werftgelände. Die Zahl der Beschäftigten unter-


liegt in Warnemünde in besonderem Maße saisonalen Schwankungen, d. h. dass in der Haupt-


saison aufgrund des hohen touristischen Stellenwertes deutlich mehr Arbeitskräfte tätig sind als 


außerhalb. In den nächsten Jahren ist von einer weiteren Steigerung der Arbeitsplatzzahlen ins-


besondere in der Werft aber auch im Ort selbst auszugehen. 


 


2.2.4 Besucher und Touristen 


 


Entsprechend den Angaben der DEHOGA gibt es in Warnemünde ca. 10 000 Gästebetten (zzgl. 


derer in Hotelbetrieben mit weniger als 9 Hotelbetten). Die Zahl der Übernachtungsgäste liegt pro 


Tag bei durchschnittlich 3 500 – 4 000, in der Hauptsaison bei 8 500 – 9 000 Gästen. Weiter 
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kommen Strandbesucher, Tagestouristen, Campingtouristen und Kreuzfahrtgäste hinzu. Für de-


ren Anzahl liegen keine zuverlässigen empirischen Grundlagen vor.  


 


Aufgrund des weiter steigenden Tourismus und der Bedeutung von Warnemünde im Ostseeraum 


wird eine anhaltende Steigerung der Touristenzahlen in den nächsten Jahren prognostiziert. Ver-


folgt man den Trend der letzten 10 Jahre, so ist davon auszugehen, dass pro Jahr die Zahl der 


Gäste und Touristen um ca. 3 - 5 % steigen wird.   


 


2.3 Straßennetz und Kfz-Verkehr 


2.3.1 Straßennetz 


 


Die Erreichbarkeit von Warnemünde ist grundsätzlich über zwei Straßenverbindungen gegeben. 


Von Süden bindet die B 103 an Warnemünde an und endet etwa am Ortseingang von Warn-


münde. Hierüber ist der Ortskern direkt mit der Kernstadt von Rostock verbunden.  


 


Von Westen führt die L 12 nach Warnemünde und stellt eine Verbindung nach Bad Doberan, 


Nienhagen und Diedrichshagen her. Die L 12 mündet südlich des Ortskerns auf die B 103. Mit 


dieser Verbindung werden die bebauten Flächen im Westen des Ortsteiles sowie die zahlreichen 


Strandabschnitte und Naturräume erschlossen. Nach Osten führt eine Fährverbindung, die auch 


von Pkws genutzt werden kann, nach Hohe Düne. Von dort aus werden die östlichen Gebiete 


von Rostock auf kurzem Wege erreicht.  


 


Das Straßennetz ist baulich und funktional gegliedert. Als Hauptverkehrsstraßen führen die B 103 


und die L 12 durch das Seebad. Tempo 50 sind hier die Regel – ausgenommen des Abschnittes 


der Parkstraße zwischen R.-Wagner-Straße und Weidenweg. Die Geschwindigkeit ist hier für Lkw 


und Busse aufgrund von Straßenschäden auf 30 km/ h abgesenkt. Im Nebennetz sind Tempo-


30- Zonen eingerichtet, die die funktionale Gliederung verdeutlichen. Als verkehrsberuhigter Ge-


schäftsbereich (Tempo-20) wurden die östliche Mühlenstraße (als Hauptgeschäftsstraße) sowie 


die Anbindungen zur Fußgängerzone - der östlichste Teil der Rostocker Straße sowie Georgi-


nenplatz und –straße ausgebildet. Der Bereich Alter Strom bis Alexandrinenstraße bildet die Fuß-


gängerzone im Herzen Warnemündes.  


 


2.3.2 Verkehrsmengen 


 


An zahlreichen Knotenpunkten und Strecken werden durch die Hansestadt Rostock die Verkehrs-


mengen im fließenden Verkehr erfasst. Aktuell liegen Daten aus den Jahren 2013 – 2014 vor. 


Damit ergibt sich gutes Bild über die Verteilung des Kfz-Verkehrs im Ortsgebiet. Deutlich wird 


hier, dass die Hauptverkehrsmengen (ca. 18.300 Kfz/ 24 h) über die B 103 Warnemünde errei-


chen und sich am direkten Ortseingang (Abzweig F.-Mehring-Straße) nach Norden (ca. 8.700 


Kfz/ 24 h) bzw. Osten (ca. 7.500 Kfz/ 24 h) verteilen. In den Ortskern selbst fahren über die F.-
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Reuter-Straße bzw. Poststraße ca. 3.000 Kfz/ 24 h bzw. ca. 2.100 Kfz/ 24, in Richtung Mittelmole 


ca. 4.900 Kfz/ 24 h. 


 


 


Grafik 3:  Verkehrsmengen (Normalwerktag 2013/ 2014; Kfz/ 24 h) des fließenden Kfz-Verkehrs  


 


Diese Verkehrsmengen zeigen das Geschehen an einem Normalwerktag. Allerdings unterliegen 


die Verkehrsabläufe in und um Warnemünde deutlichen saisonalen und auch wochentäglichen 


Schwankungen, die u. a. wetter- als auch ferienbedingt sind. Die unten dargestellte Grafik zeigt 


die jahreszeitliche Verteilung der Verkehrsmengen auf der B 103 südlich von Warnemünde. Es 


zeigt sich, dass die saisonalen Schwankungen im fließenden Kfz-Verkehr zwischen ca. 45 % und 


140 % des Mittelwertes liegen. Der Unterschied zwischen verkehrsschwachen und nachfrage-


starken tagen liegt bei bis zu 80 %. Deutlich wird auch, dass überdurchschnittliche Verkehrsmen-


gen nicht nur in der Saison zu verzeichnen sind, sondern bereits im Februar bzw. März bei teil-


weise über 110 % liegen.  


 


 


Grafik 4:  jahreszeitliche Verteilung der Verkehrsmengen im fließenden Kfz-Verkehr (2013) 
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Ein Verkehrsmengenvergleich über die letzten Jahre zeigt, dass die Verkehrsmengen sowohl an 


der B 103 südlich Warnemünde als auch im Ortskern von Warnemünde in den letzten Jahren 


leicht (- 5 %) abgenommen haben. Lediglich an den Zufahrten zum TZW Stadtautobahn/ Fr.-


Barnewitz-Straße und R.-Wagner-Straße/ Wiesenweg sowie am Knotenpunkt Rostocker Straße/ 


Fr.-Reuter-Straße haben die Verkehrsmengen in den vergangenen 5 Jahren um mehr als 10 % 


zugenommen.  


 


2.3.3 Motorisierung 


 


Die Auswertung der zugelassenen Pkw in Warnemünde zeigt eine deutliche Zunahme in den 


vergangenen Jahren. Aktuell sind mehr als 4.000 Pkw in Warnemünde zugelassen, das bedeutet 


eine Zunahme von ca. 250 Pkw in den 6 Jahren (ca. 1 % pro Jahr). Stellt man dem diese Ent-


wicklung der Einwohnerentwicklung gegenüber wird deutlich, dass der Motorisierungsgrad von 


461 Pkw/ 1000 Einwohner (2008) auf 514 Pkw/ 1000 Einwohner (2014) gestiegen ist.  


 


2.4 Ruhender Verkehr 


 


In Warnemünde stehen gesamt knapp 5.700 Stellplätze zur Verfügung. Etwa 3.600 sind öffentli-


che Stellplätze, davon ca. 60 % im öffentlichen Straßenraum und 30 % auf Parkplätzen bzw. 


P+R-Plätzen1. Von den im öffentlichen Straßenraum befindlichen ca. 2.100 Stellplätzen werden 


ca. 600 finanziell und ca. 430 als Mischform (finanziell mit Bewohnerparken) bewirtschaftet. Wei-


tere ca. 730 Stellplätze2 stehen ausschließlich den Bewohnern zur Verfügung. Weitere ca. 2.100 


Stellplätze sind private, aber trotzdem öffentlich zugängliche Parkflächen/ Parkbauten.   


 


Parkplätze im Zuge der L 12 werden fast ausnahmslos von Strandtouristen genutzt, insbesondere 


an sogenannten Strandtagen ist eine sehr hohe Auslastung, die teilweise bis zur Überlastung 


reicht, zu konstatieren.  


 


Die öffentlichen Stellplätze im Ortskern werden von Besuchern und Gästen aufgesucht, die nicht 


den Strand als Hauptziel haben. Die Auslastung dieser Plätze unterliegt damit nicht den wetter-


bedingten Schwankungen und beträgt bereits an Normaltagen einer sehr hohen Auslastung von 


> 80 %. Das bedeutet, dass bereits an Normalwerktagen teilweise ein Parksuchverkehr zu ver-


zeichnen ist, mit der Folge ansteigender Verkehrsmengen des fließenden Kfz-Verkehrs im Orts-


kern.  


  


                                                      


 
1  Parkraumkonzept Warnemünde 
  Im Auftrag der Hansestadt Rostock 
 Planungsgruppe Nord Kassel, September 2013 
2  Statistik der Hansestadt Rostock, Tief- und Hafenbauamt, Stand 2014 
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Grafik 5:  Lage der Parkplätze/ Parkhäuser in Warnemünde 


 


Die Stellplätze im öffentlichen Straßenraum im gesamten bebauten Ortskern von Warnemünde 


werden finanziell bewirtschaftet. Die Seestraße und die Straße Am Leuchtturm sind Gebühren-


zone A, der Rest Gebührenzone B zugeordnet.  


 


In Warnemünde gibt es drei Bewohnerparkbereiche (W1, W2 und W4). In diesen stehen insge-


samt ca. 1.160 Stellplätze dem Bewohnerparken zur Verfügung. Bisher wurden ca. 1.770 Bewoh-


nerparkausweise ausgeteilt. Damit wird eine Überstreichung von 1,5 über das gesamte Ortsge-


biet erreicht, was grundsätzlich als sehr gut eingeschätzt wird. Allerdings muss dabei berücksich-


tigt werden, dass nicht alle Stellplätze ausschließlich dem Bewohnerparken zur Verfügung ste-


hen.  


 


Weitere städtebauliche Entwicklungen werden dazu führen, dass es künftig sowohl einen Entfall 


von Stellplätzen (Mittelmole etc.) aber auch die Realisierung von neuen Parkierungsschwerpunk-


ten geben wird.  
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2.5 SPNV/ ÖPNV 


2.5.1 Liniennetz 


 


Warnemünde ist sehr gut an das Netz der öffentlichen Verkehrsmittel angebunden. Vom Bahnhof 


Warnemünde besteht eine IC-Verbindung nach Berlin. Um auch zukünftig Fernverkehr von/ nach 


Warnemünde zu ermöglichen, wurden beim vorgesehenen Bahnhofsumbau trotz räumlicher 


Zwangspunkte wiederum entsprechende Bahnsteiglängen vorgesehen.  


 


Im Nahverkehr bestehen eine S-Bahn-Verbindung nach Rostock-Hauptbahnhof und darüber hin-


aus nach Güstrow sowie eine Regionalbuslinie (119) und zwei Stadtbuslinien (36, 37). Eine Fähr-


verbindung verbindet Warnemünde mit dem Ortsteil Hohe Düne und den östlich der Warnow 


gelegenen Gebieten.  


 


 


Grafik 6:  Liniennetzplan (Stand: Januar 2016) mit berücksichtigter Umleitung durch Bau S-Bahnhof 


Warnemünde 


 


Durch den Umbau des S-Bahnhofs Warnemünde kommt es derzeit zu leichten Änderungen im 


ÖPNV-Betrieb in Warnemünde.  


 


Im Normalbetrieb/ -zustand (ohne Bau S-Bahnhof Warnemünde) fährt die S-Bahn mit einem 7,5-


Minuten-Takt in der Hauptverkehrszeit eine sehr hohe Taktdichte. Für den Regionalbus kann 


keine genaue Taktfrequenz dargestellt werden, er verkehrt wochentags etwa einmal stündlich, 


am Wochenende in einem regelmäßigen 2-Stunden-Takt. Die Stadtbuslinien 36 und 37 werden 


zu den Hauptverkehrszeiten im 15- bzw. 30-Minuten-Takt angeboten.  


 


Wie die folgende Grafik zeigt, ist die SPNV/ ÖPNV-Erschließungsqualität in Warnemünde als gut 


einzuschätzen. Fast alle Ziele sind in einem Radius von 300 m von einer Bushaltestelle bzw. 500 


m von den S-Bahnhöfen zu erreichen.  
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Grafik 7:  SPNV/ ÖPNV-Erschließung im Ortskern Warnemünde (gelb: Radius 300 m um Haltestellen, rot: 


Radius 500 m um S-Bahnhöfe) 


 


2.5.2 Fahrgastaufkommen 


 


Die S-Bahn in Warnemünde hat im jährlichen Mittel ein tägliches Fahrgastaufkommen wochen-


tags von ca. 8 800 Fahrgästen und am Wochenende und feiertags von ca. 9 700 Fahrgästen 


(jeweils Summe der Ein- und Aussteiger). In der Woche steigen ca. 25 % (2 100 Fahrgäste) der 


Fahrgäste am Bahnhof Warnemünde-Werft ein oder aus, am Wochenende sind es lediglich ca. 


12 %.  


 


Die Stadtbuslinien 36 und 37 haben ein durchschnittliches tägliches Fahrgastaufkommen von ca. 


4 000 Fahrgästen. Davon nutzen ca. 3 100 die Buslinie 36 und ca. 900 Fahrgäste die Buslinie 37. 


Allerdings kommt es hier auch zu deutlichen jahreszeitlichen/ saisonalen Schwankungen, wie 


nachfolgende Grafik zeigt.  


 


Wie bereits im Kfz-Verkehr kommt es gemäß Grafik 8 auch im ÖPNV zu sehr unterschiedlichen 


Nachfragezeiten, die sich zwischen ca. 80 % und ca. 140 % des durchschnittlichen Fahrgastauf-


kommens bewegen, was einen Unterschied von ca. 2 000 Fahrgästen pro Tag ausmachen 


würde. Extreme Nachfragespitzen sind hierbei noch nicht berücksichtigt.  
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Grafik 8:  jahreszeitliche Verteilung der des Fahrgastaufkommens (2014) in den Stadtbuslinien 36 und 37 


 


2.5.3 Testbetrieb Elektrobus 


 


In Testläufen wurde im Jahr 2015 der Einsatz eines Elektrobusses auf der Linienführung des 


Stadtbusses erprobt. Der Versuch wurde vorfristig abgebrochen. Gründe dafür waren insbeson-


dere die noch nicht vollständig ausgereifte Technik sowie die ungünstigen verkehrlichen Rah-


menbedingungen in Warnemünde. Insbesondere konnte die durch den Hersteller in Aussicht ge-


stellte Laufleistung nicht erreicht werden. Der Betrieb musste teilweise vorzeitig abgebrochen 


werden, um die Akkumulatoren neu zu laden. 


 


Dieses Beispiel zeigt deutlich, dass für den funktionierenden Betrieb eines Elektrobusses nicht 


nur die technischen Parameter wichtig sind, sondern u.U. die gesamtverkehrlichen Rahmenbe-


dingungen maßgebender Einflussfaktor für Erfolg oder Misserfolg sein können.  


 


2.6 Fußgänger- und Radverkehr 


 


In Warnemünde existieren im Zuge der Hauptverkehrsstraßen Radverkehrsanlagen. Auf der 


B 103 sind diese als gemeinsamer Geh-/Radweg ausgebildet, auf der L 12 als Radschutzstreifen. 


Innerhalb des Ortskerns sind auch aufgrund der baulichen Situation und der Geschwindigkeits-


beschränkungen keine Radverkehrsanlagen vorhanden.  


 


An der Parkstraße in Höhe des Parkplatzes Warnemünde Strand befindet sich eine 


Dauerzählstelle des Radverkehrs. Seit Beginn 2014 wurden hier täglich durchschnittlich ca. 1 360 


Radfahrer erfasst. Die Spreizung ist wie im Radverkehrs üblich hoch und liegt zwischen < 150 bis 


> 8 600 Radfahrer/ Tag. Deutlich ist aber, dass diese Ost-West-Radverbindung sowohl für den 


touristischen als auch den Alltagsradverkehr eine hohe Bedeutung hat. 
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Auf dem Kirchenplatz wurde im Jahr 2015 eine elros-Radleihstation (Elektrisches 


Radverleihsystem der RSAG, unterstützt durch die Hansestadt Rostock und die Stadtwerke 


Rostock) errichtet. Die Nutzerzahlen liegen noch unter den Erwartungen, steigen aber stabil an.  


 


 


Foto: elros-Verleihstation  


 


Durch den Status und die Struktur des Ostseebades ist in Warnemünde ein hohes Aufkommen 


an Fußgängerverkehren zu verzeichnen, die sowohl in der Fußgängerzone als auch an der 


Verbindung über den Strom zur Mittelmole, in den Strandabschnitten und an den Übergängen 


von den Parkplätzen zum Strand auftreten. Ebenso wie im Radverkehr sind die Mengen stark 


saisonal und wetterbedingt.  


 


Gerade innerhalb des Ortskerns sind aufgrund der historisch gewachsenen Straßenräume die 


Gehwege oftmals zu schmal. Gesicherte Querungsmöglichkeiten sind an Stellen mit hohem 


Fußgängeraufkommen (L 12 am Parkplatz Warnemünde Strand, im Zuge der R.-Wagner-Straße 


am Zugang zum TZW etc.) vorhanden. 


 


2.7 Zusammenfassende Bewertung 


 


Aus den Analysen können folgende zusammenfassende Schlussfolgerungen gezogen werden: 


 


 Das Seebad Warnemünde ist als besonders vom Tourismus geprägter Ort geradezu prä-


destiniert für den Einsatz zukunftsorientierter Technologien im ÖPNV. Dies kann auch als 


Beitrag zur weiteren Förderung eines positiven Images angesehen werden. Zudem ist da-


raus ein nachhaltiger Beitrag für die Stärkung der Wohn- und Aufenthaltsqualitäten durch 


Vermeidung von Lärm und Luftschadstoffen zu erwarten.  


 Grundsätzlich stabile Rahmenbedingungen der Bevölkerungsentwicklung überlagern sich 


mit einer dynamischen Entwicklung des Ortsteiles, insbesondere im Bereich des Touris-


mus. 
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 Einer sehr guten Erreichbarkeit Warnemündes im Straßennetz stehen die sehr stark be-


schränkte Leistungsfähigkeit der Verkehrsanlagen im Ortsbereich und auch die begrenzte 


Kapazität der Anlagen des ruhenden Verkehrs gegenüber. Nachfragespitzen des Kfz-


Verkehrs oder anderweitige Einflüsse führen schnell zu gravierenden Störungen im 


Verkehrssystem mit Auswirkungen auf Wohnqualität/ touristische Erlebbarkeit und die 


Abwicklung des ÖPNV sowie auf die Erreichbarkeit Warnemündes. 


 Eine Beseitigung der Engpässe in Spitzenzeiten wird auf Grund der räumlichen und struk-


turellen Rahmenbedingungen jedoch nicht durch die alleinige kapazitative Erweiterung im 


Straßennetz und in den Kapazitäten des ruhenden Verkehrs möglich sein. Vielmehr wird 


eine solche Vorgehensweise die Defizite eher verstärken als abbauen. Stattdessen ist es 


erforderlich, den ÖPNV als tragendes Element des Umweltverbundes zu stärken.  


 Auch an den ÖPNV ist Warnemünde gut angebunden. Alle maßgeblichen Ziele sind 


innerhalb eines Einzugsbereiches einer Haltestelle von 300 m (Bus) bzw. 500 m (S-Bahn) 


erreichbar. Die bestehenden Linienführungen und Haltestellenlage weisen keine größeren 


Defizite auf. Die Einsatzzeiten und Taktdichte des ÖPNV sind an den Betriebsablauf und 


die bestehende Nachfrage gekoppelt. Derzeit ist unter Normalbedingungen diese als aus-


reichend anzusehen. F 


 Besondere Herausforderungen an den ÖPNV ergeben sich durch die besonderen Ansprü-


che aus Tourismus- und Alltagsverkehr mit den sehr starken saisonalen und auch wochen-


zeitlichen Schwankungen.  


 Der ÖPNV in Warnemünde muss den Anforderungen aller maßgeblichen Nutzergruppen, 


also insbesondere den Bewohnern, den Beschäftigten in Warnemünde und des Tagesgäs-


ten und Touristen gerecht werden. 


 Die verkehrlichen Rahmenbedingungen für die behinderungsfreie Abwicklung des ÖPNV 


in Warnemünde sind derzeit in der touristischen Saison und insbesondere an „Strandta-


gen“ nicht optimal. Besonders hohe Verkehrsaufkommen mit der Folge von Staus auf der 


B 103 und der L 12, ein sehr stark ausgeprägter Parksuchverkehr sowohl im Ortskern als 


auch an den strandnahen Parkplätzen, Behinderungen im Straßenraum durch Rückstau 


von den Parkierungsanlagen, regelwidrig im Straßenraum abgestellte Fahrzeuge sowie 


Lieferverkehr behindern teilweise den Busverkehr und bedürfen konzeptioneller Lösungs-


ansätze. 


 Für die beschriebenen Probleme sind kurzfristig keine Lösungen zu erwarten. Dieses ist 


bei der Entwicklung von Vorschlägen für die Etablierung eines elektrischen Busverkehrs 


zu beachten, da dieser auf Grund der begrenzten Reichweiten stärker anfällig gegen Stö-


rungen jedweder Art ist. 


 Eine stufenweise Umsetzung, die einerseits erkennbaren Problemen gerecht wird und an-


dererseits durch Erweiterungsoptionen zukunftsfähig ist, wird unter den gegebenen Um-


ständen als zielführende Herangehensweise betrachtet.  
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3. Zielsetzung und zeitlicher Horizont  


 


Elektromobilität ist ein innovatives Feld der Verkehrsplanung. Die Entwicklungen schreiten 


schnell und unaufhaltsam voran und was heute noch aktuell ist, ist morgen bereits weiter optimiert 


oder sogar veraltet. Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, die grundsätzliche Zielstellung des 


Projektes in Verbindung mit einem sinnvollen zeitlichen Realisierungshorizont zu definieren. Da-


mit können städtebauliche Entwicklungen entsprechend eingeordnet, die Ergebnisse der Unter-


suchungen in weiterführende oder künftige konzeptionelle Überlegungen einfließen und auf eine 


zielorientierte Realisierung von Maßnahmen mit Beachtung von Abhängigkeiten fokussiert wer-


den. 


 


Hauptziel des Projektes ist es für die weitere Steigerung der Qualitäten für Wohnen, Einzelhandel 


und Tourismus eine Verbesserung der verkehrlichen Rahmenbedingungen durch nachhaltige 


Förderung des Umweltverbundes zu schaffen. Dabei soll insbesondere aus umwelttechnischen 


Gründen die Nutzung der Elektromobilität im Fokus stehen. 


 


Die Umsetzung ist in Einzelschritten durchzuführen, die an bestimmte Abhängigkeiten gebunden 


und entsprechend den aktuellen Entwicklungen der örtlichen Gegebenheiten, des technischen 


Standes der Elektromobilität, den Förderrichtlinien und weiteren Rahmenbedingungen systema-


tisch anzupassen sind.  


 


- Schritt 1 - Grundkonzept: beinhaltet kurzfristig umsetzbare Maßnahme ohne weitere Ab-


hängigkeiten unter Annahme des derzeitigen Ist-Zustandes. Der zeitliche Horizont umfasst 


die nächsten 1 – 2 Jahre.  


- Schritt 2 - Erweiterungsmodule: beinhaltet mittelfristige Maßnahmen und baut auf abseh-


bare bzw. beschlossene städtebauliche Entwicklungen auf, setzt aber gleichzeitig die Umset-


zung weiterführender Maßnahmen zur Beseitigung der verkehrlichen Probleme voraus. Die-


ser Schritt baut auf die in Schritt 1 umgesetzten Maßnahmen auf.  


- Schritt 3 – zeigt mögliche langfristige Optionen. Hierbei handelt es sich um langfristige 


Konzepte, die allerdings noch keine konkreten Planungen und Grundlagen beinhalten son-


dern einen Ausblick auf einen möglichen „Zielzustand“ geben sollen.  


 


Für Events und Sonderveranstaltungen werden speziell für diese Veranstaltungen konzipierte 


Verkehrskonzepte für Eventverkehre erarbeitet und umgesetzt. Diese Zustände werden in den 


hier geführten Untersuchungen nicht gesondert betrachtet.  
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4. Machbarkeitsuntersuchung Elektrobusbetrieb Warnemünde 


4.1 Grundsätzliche Überlegungen 


 


Bevor spezielle Planungen zur Umsetzung einer Elektro-Buslinie erfolgen können, sind grund-


sätzliche Überlegungen hinsichtlich einer ÖPNV-Linienführung erforderlich. Erst wenn die Vo-


raussetzungen für ein gut funktionierendes ÖPNV-System vorhanden sind, sind auch weiterfüh-


rende Überlegungen zur Überführung/ Umsetzung in den Elektrobetrieb sinnvoll.  


 


Wie bereits in der Analyse herausgearbeitet besteht in Warnemünde ein gut funktionierendes 


ÖPNV-System. Es sind die entsprechenden Potenziale an Fahrgästen bereits vorhanden. Trotz-


dem sind Überlegungen sinnvoll, ob weiteres Potenzial gewonnen, Wegestrecken verkürzt, Takt-


dichten und Erreichbarkeiten verbessert werden können sowie das Angebot darauf ausgerichtet 


werden sollte. Dabei sollte herausgearbeitet werden, ob Alternativen in der Linienführung möglich 


sind, die bei geplanten oder außerplanmäßigen Behinderungen genutzt werden können. Darüber 


hinaus ist auch zu prüfen, ob die beabsichtigten städtebaulichen Entwicklungen in das Konzept 


einbezogen werden können, ohne diese im Grundsatz infrage zu stellen.   


 


Folgende grundsätzlichen Überlegungen wurden unterstellt: 


- Höhere Aussichten auf Erfolg werden dem Konzept dann unterstellt, wenn die Einführung 


des Elektro-Bussystems mit eher geringen Einstiegs-Investitionskosten und geringen sonsti-


gen Hürden vollzogen wird. Bei einer erfolgreichen Einführung kann dann Schritt für Schritt 


modular darauf aufgebaut werden.  


- Im Schritt 1 werden potenzielle Linienführungen für eine kurzfristige Umsetzung (ggf. bereits 


2017) untersucht. Dabei wird die Routenführung so gewählt, dass geplante aber noch nicht 


realisierte städtebauliche Entwicklungen in der Stufe 1 nicht mit einer Buslinie erschlossen 


werden (insbesondere Mittelmole). 


- Zu einem späteren Zeitpunkt sollten städtebauliche Entwicklungen mit einem entsprechen-


den ÖPNV-Potenzial problemlos in den Linienverlauf integriert werden können.  


- Der Vergleich der Fahrgastzahlen an den beiden S-Bahnhöfen sowie die (zu) starke Kon-


zentration am Bahnhof Warnemünde zeigen, dass eine Entzerrung der Fahrgastströme sinn-


voll mit den Zielen Ortskern bzw. Alter Strom/ Kreuzfahrtterminals einerseits und weiteres 


Ortsgebiet Strände andererseits sinnvoll ist und daher eine Aufwertung des S-Bahnhofes 


Warnemünde-Werft insbesondere für ÖPNV-Umsteiger angestrebt werden sollte. Aus die-


sem Grund wird vorerst davon Abstand genommen, den S-Bahnhof Warnemünde in den Li-


nienverlauf zu integrieren. Eine problemlose Integration zu einem späteren Zeitpunkt mit Ent-


wicklung der Mittelmole soll aber ermöglicht werden.  


- Weiterhin wird angestrebt, Parallelverkehre zu vermeiden. Dies trifft insbesondere in 


Warnemünde auf den Parallelverkehr S-Bahn – Bus zwischen den S-Bahnhöfen 


Warnemünde und Warnemünde-Werft zu.  
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- Die Erreichbarkeit des Ortskerns von Diedrichshagen aus wird grundsätzlich realisiert. Bei 


Schwierigkeiten in der Gesamtumsetzung wird abgewogen wie sich der Stellenwert dieser 


Anforderung gegenüber der Gesamtaufgabe des ÖPNV in Warnemünde verhält.  


- Die Erreichbarkeit der Parkierungsschwerpunkte wird entsprechend dem Parkraumkonzept 


und der Gesamtaufgabe des ÖPNV in Warnmünde berücksichtigt.  


 


Als Zielstellung für den ÖPNV allgemein und speziell für die Hansestadt Rostock gilt, dass der 


ÖPNV vor allem zuverlässig, attraktiv und auch kostengünstig – künftig aber auch sauberer und 


leiser verkehren soll. Aus diesem Grund wird für den sensiblen Bereich des Ostseebades 


Warnemünde der Einsatz einer Elektrobuslinie vorgesehen, die ihren Strom möglichst aus rege-


nerativen Quellen beziehen sollte. Aspekte der Energiegewinnung werden jedoch im Weiteren 


nicht betrachtet.  


 


Dafür sind Überlegungen zum ÖPNV-Angebot in Warnemünde Konzepte auszuarbeiten und hin-


sichtlich der spezifischen Belange der Elektrobusführung (Ladeinfrastruktur, Ladezeiten, Linien-


längen etc.) zu bewerten. Diese können mit Beispielen und Erfahrungen aus anderen Kommunen 


und Verkehrsunternehmen abgeglichen werden.  


  







Kommunales Mobilitätsmanagement Hansestadt Rostock 
Konzept TK 4 – Warnemünde-mobil - Schlussbericht  


803-TK4-Warnemünde-mobil_2016_06_15 Seite 18 
 


 


4.2 Erfahrungen aus anderen Kommunen und Verkehrsunternehmen 


 


Der elektrisch betriebene Busverkehr nimmt in den letzten Jahren deutlich an Bedeutung zu. In-


novative Städte und Verkehrsunternehmen, zu denen sich auch die Hansestadt Rostock und 


auch die RSAG zählen, widmen sich den Herausforderungen des elektrischen Busbetriebes. Die 


nachfolgenden Bespiele stellen lediglich eine kleine Auswahl von realisierten Elektrobuslinien 


dar, die sich insbesondere dadurch auszeichnen, dass sie aufgrund ihrer Einsatzkriterien im Wei-


testen auf das Beispiel Warnemünde übertragbar sind.  


 


Dresdner Verkehrsbetriebe AG 


Bildquelle: DVB AG 


- seit Juni 2015  


- elektrischer Linienbus auf der  Linie 79 


- Linienlänge von 5,7 km und 20 min-Takt 


- Schnellladen an der Endstation in 3 – 4 min  


- schonendes Aufladen über Nacht im Betriebshof 


- in Zusammenarbeit mit Fraunhofer Institut und 


der TU Dresden entwickelt, 


- gefördert durch Schaufenster Elektromobilität des 


BMVI 


Stadtwerke Oberhausen AG 


Bildquelle: Stadtwerke Oberhausen AG 


- seit Oktober 2015  


- elektrischer Linienbus auf den Linien 962 und 966


- Linienlänge von ca. 7 km 


- Schnellladen jeweils an den Endstationen  


- schonendes Aufladen über Nacht im Betriebshof 


- Förderung vom Verkehrsverbund Rhein-Ruhr 


Braunschweiger Verkehrs AG 


Bildquelle: Braunschweiger Verkehrs AG 


- seit März 2014 


- elektrischer Linienbus auf der Linie M 19 (Elektro-


bus und Dieselbus im Einsatz) 


- Linienlänge von ca. 12 km 


- Schnellladen per Induktion an Endstation (11 min) 


und an einer Haltestelle (30 sec) 


- schonendes Aufladen über Nacht im Betriebshof 


- Förderung über Schaufenster Elektromobilität 
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Stadtwerke Münster AG 


Bildquelle: Stadtwerke Münster AG 


- seit 2015  


- elektrischer Linienbus auf Linie 14 


- Linienlänge ca. 12 km 


- Schnellladen an beiden Endstationen  


- Schonendes Aufladen über Nacht im Betriebshof 


- Förderung durch BMBF, Zweckverband Nahver-


kehr Westfalen-Lippe, ZeEUS  


Großraum Verkehr Hannover GmbH 


Bildquelle: Großraum Hannover GmbH 


- mit Beginn 2016 


- elektrischer Linienbus auf den Linien 100/200 


- Linienlänge ca. 16 km 


- Schnellladen über Stromabnehmer an Endstation


- schonendes Aufladen über Nacht im Betriebshof 


Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein AG 


Bildquelle: VB Hamburg-Holstein AG 


- seit Oktober 2014 


- elektrischer Linienbus auf der Linie 48 


- Linienlänge ca. 5,2 km 


- Schnellladen nach drei Runden am Bahnhof Blan-


kenese 


- schonendes Aufladen über Nacht im Betriebshof 


 


Aus den Erfahrungen der anderen Kommunen kann abgeleitet werden, dass der erfolgreiche 


Betrieb einer Elektrobuslinie maßgeblich von folgenden Faktoren abhängig ist: 


- genaue Abstimmung zwischen den technischen Leistungsparametern der Fahrzeuge und der 


Ladeinfrastruktur mit den Einsatzkriterien des Busses (Linienlänge, Ausstattung, Fahr-


zeuggröße etc.) 


- enge Zusammenarbeit und Begleitung der Umsetzung durch Kommune, Verkehrsunterneh-


men, Fahrzeug- und Ladeinfrastrukturhersteller und wissenschaftlicher Betreuung (Bsp. 


Dresden, Münster, Braunschweig etc.) 


- Finanzierungssicherung durch zusätzliche Förderprogramme oder Pilotprojekte (Bsp. Dres-


den, Münster, Oberhausen etc.) 


- aktive, engagierte und innovative Kommune und Verkehrsunternehmen mit entsprechenden 


personellen Ressourcen (z. B. Dresden, Oberhausen, Braunschweig, Hannover etc.) 


- Unterstützung durch Kommunal- und Landespolitik, u. a. durch Festlegung der erforderlichen 


kommunalen Zielstellungen und Prägung des öffentlichen Meinungsbildes (Bsp. Hamburg) 
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4.3 Nutzergruppen und ihre Anforderungen  


 


Für die Untersuchungen zu einem geeignetes (Elektro-) Bus-Angebot sind auch Überlegungen 


hinsichtlich der Anforderungen der verschiedenen Nutzergruppen mit ihren unterschiedlichen An-


forderungen erforderlich. Dabei werden für jede Nutzergruppe Hauptnachfragezeit, Hauptziele 


und die speziellen Anforderungen an den ÖPNV untersucht. In der Entwicklung und Bewertung 


eines künftigen ÖPNV-Angebotes werden diese Anforderungen herangezogen und abgeglichen. 


 


Bewohner 


Nachfragezeit: -  ganztags 


- erhöhtes Aufkommen insbesondere im Berufsfrüh- und –nachmittagsverkehr 


ca. 07:00 – 08:00 und 15:00 – 18:00 Uhr 


- Nachfrage auch am Wochenende und in den Tagesrandbereichen 


Hauptziele: - In Warnemünde: insbesondere Ortskern mit den Wohn- und Einkaufsstraßen 


sowie die außerhalb des Ortskernes neu entstandenen Wohngebiete 


- Schnelle ÖPNV-Anbindung nach Rostock über S-Bahn bzw. Straßenbahn 


- ÖPNV-Anbindung zu den Einkaufsmöglichkeiten in Warnemünde oder im di-


rekten Umfeld 


- ÖPNV-Anbindung Diedrichshagen zum Ortskern  


- Schnelle/ kurze Erreichbarkeit innerhalb des Ortskerns 


Anforderungen an den ÖPNV: 


- Preiswerter ÖPNV besonders für „Vielfahrer“ 


- Möglichst hohe Taktdichte in regelmäßigen Taktzeiten 


- Erreichbarkeit der Haltestelle möglichst in 5 Gehminuten 


- Gewährleistung kurzer Umstiegszeiten zu S-Bahn/ Straßenbahn/ Buslinien 


- Mitnahmemöglichkeiten für Fahrräder 


 


Beschäftigte 


Nachfragezeit: - erhöhtes Aufkommen insbesondere im Berufsfrüh- und –nachmittagsverkehr 


ca. 07:00 – 08:00 und 15:00 – 18:00 Uhr 


- nur marginale Nachfrage am Wochenende und in den Tagesrandbereichen u. 


a. bei Schichtbetrieb (Werft, Gastronomie) 


Hauptziele: - In Warnemünde: insbesondere Gelände des TZW, aber auch Ortskern mit 


Geschäften, Hotels und Gastronomie etc. sowie die Werft 


- Schnelle ÖPNV-Anbindung nach Rostock und des Umlandes über S-Bahn 


bzw. Straßenbahn sowie regionale ÖPNV-Verbindungen 


Anforderungen an den ÖPNV: 


- Preiswerter ÖPNV besonders für „Vielfahrer“, u. a. Jobticket 


- Möglichst hohe Taktdichte in regelmäßigen Taktzeiten 


- Erreichbarkeit der Haltestelle möglichst in 5 Gehminuten 


- Gewährleistung kurzer Umstiegszeiten zu S-Bahn/ Straßenbahn/ Buslinien 
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Hotel-/ Übernachtungsgäste 


Nachfragezeit: - Starke saisonale Prägung 


- Ganztags etwa ab 10:00 Uhr 


- Nachfrage auch am Wochenende und in den Tagesrandbereichen  


Hauptziele: -  In Warnemünde: insbesondere Hotelstandorte im Bereich der Seestraße, 


aber auch Ortskern etc. mit kleineren Übernachtungsstätten sowie Strandbe-


reiche 


- Schnelle ÖPNV-Anbindung nach Rostock und zu touristischen Highlights im 


Umland über S-Bahn und weiterführende ÖPNV-Angebote 


Anforderungen an den ÖPNV: 


- Möglichst sehr kostengünstiger bis preiswerter ÖPNV für Hotelgäste von 


Warnemünde (inbegriffen im Hotelpreis) 


- Keine besonderen Anforderungen an Taktdichte, Erreichbarkeit der Halte-


stelle sowie an kurze Umstiegszeiten zu S-Bahn 


 


Tages-/ Strandtouristen 


Nachfragezeit: - Sehr starke saisonale Prägung  


- Ganztags etwa ab 10:00 bis 17:00 Uhr 


- Nachfrage auch am Wochenende 


Hauptziele: - In Warnemünde: insbesondere die Bereiche mit Geschäften, Gastronomie 


etc. im gesamten  Ortskerne sowie Strandbereiche 


- Schnelle ÖPNV-Anbindung nach Rostock über S-Bahn  


Anforderungen an den ÖPNV: 


- Möglichst sehr kostengünstiger bis preiswerter ÖPNV für Hotelgäste von 


Rostock und Umgebung (inbegriffen im Hotelpreis) 


- Keine besonderen Anforderungen an Taktdichte, Erreichbarkeit der Halte-


stelle sowie an kurze Umstiegszeiten zu S-Bahn 


 


Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Anforderungen der einzelnen Nutzergrup-


pen an den ÖPNV sehr unterschiedlich sind. Den Einwohnern und Beschäftigten auf der einen 


Seite in einer gleichmäßigen Anzahl, die das ganze Jahr über zu regelmäßigen Zeiten schnell 


durch den Ortskern und an die S-Bahn bzw. Straßenbahn wollen stehen die Urlauber, Touristen 


und Gäste die je nach Saison und Wetter in sehr unterschiedlicher Anzahl meist zum Strand oder 


in den Ortskern wollen gegenüber. Insgesamt wäre hinsichtlich der Nutzergruppen und über po-


tenzielle Verkehrsnachfrage zu konstatieren,  


- dass die nicht zu stark schwankende Nachfrage von Bewohnern, beschäftigten und touristi-


scher Grundlast ein gesichertes Basispotenzial bietet 


- auf welches in der Saison mit speziellen Taktverdichtungen/ Ergänzungsangeboten aufge-


baut werden kann 
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4.4 Potenzialabschätzung Fahrgastzahlen 


 


In nächsten Schritt erfolgt eine Abschätzung für das tägliche ÖPNV-Potenzial. Dazu werden sta-


tistische Daten der Nutzergruppen aus verschiedenen Quellen ausgewertet.  


 


 


  


Tabelle 1: Ermittlung der Fahrgastpotenziale in Warnemünde 


 


In Summe ist davon auszugehen, dass das Fahrgastpotenzial in Warnemünde ca. 7.500 in den 


„Normalzeiten“ bis deutlich über 10.000 Personen pro Tag an durchschnittlichen Saisontagen 


beträgt.  


 


Das Potenzial zu Nachfragespitzen („schönes Wetter an einem Wochenende mit Ferien“) kann 


nochmals deutlich höher ausfallen. Dabei erfolgt jedoch eine deutliche Verschiebung der Nutzer-


gruppen und Nachfragezeiten (deutlich mehr Tagesgäste/ Strandtouristen als Bewohner und Be-


schäftigte).  


 


Aussagen dazu, wie sich dieses Potenzial auf die S-Bahn, den Regionalbus und die Stadtbusli-


nien splitten könnten, sind an dieser Stelle nicht möglich. Die in der Analyse benannten Fahrgast-


zahlen zeigen aber, dass eine sehr gute Nachfrage für ein dichtes Busangebot besteht, welches 


ggf. noch steigerungsfähig ist.  


Bewohner 7.800 Personen* 3,6 Wege**** 18% ÖPNV-Anteil**  =  ca. 5.100
ÖPNV-Fahrten/ 
Tag


2/3 Rostocker 2,0 Wege**** 22% ÖPNV-Anteil**  =  ca. 1.500
ÖPNV-
Fahrten/ Tag


1/3 Einpendler 2,0 Wege**** 6% ÖPNV-Anteil**  =  ca. 200
ÖPNV-Fahrten/ 
Tag


37%
Auslastung 
(Normalzeit)


85%
Saison 
(Normalzeit)


Tages- und Strandtouristen ??? Personen ???
ÖPNV-Fahrten/ 
Tag


sonstige Besucher und 
Gäste


pauschaler Aufschlag + 10 %  


Erklärung:
*     - Angaben des Amtes für Statistik der Hansestadt Rostock ***  - Angaben DEHOGA Rostock
**   - Angaben Tief- und Hafenbauamt der Hansestadt Rostock/ ****  - Angaben aus SrV 2013
          Agentur für Arbeit *****  - Erfahrungswerte/ VCD zum tourismus in Deutschland


Beschäftigte 5.000 Personen**


ÖPNV-Fahrten/ 
Tag


10.000 Gästebetten***
Hotel- und 
Übernachtungsgäste


2,0 Wege**** 10% ÖPNV-Anteil*****  =  ca.
700 
bis 


1700
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4.5 Technische Voraussetzungen 


4.5.1 Allgemeines 


 


Zahlreiche Beispiele in Deutschland (und darüber hinaus) zeigen, dass mittlerweile elektrisch be-


triebene Buslinien durchaus erfolgreich betrieben werden können. Im Folgenden werden die der-


zeit aktuellen technischen Möglichkeiten aufgeführt und daraus ableitend Empfehlungen für eine 


kurzfristig umsetzbare Elektrobuslinie gegeben. Die Komplexität der technischen Ausrüstung und 


engen Abhängigkeiten der technischen Details und Linienverläufe bedürfen in der Realisierungs-


phase eine enge Zusammenarbeit mit Anbietern, Herstellern und wissenschaftlichen Beratern um 


auf kurzem Wege Anpassungen und Optimierungen für einen erfolgreichen Betrieb vorgenom-


men werden. 


 


Grundsätzlich ist anzumerken, dass sich die Entwicklung im Segment der Elektromobilität derart 


schnell vollzieht, dass im Projekt recherchierte Angaben und Empfehlungen in kürzerer Zeit be-


reits überholt sein können und vor einer Umsetzung nochmal vertiefend geprüft werden sollten.  


 


4.5.2 Ladearten 


 


Es werden folgende Ladearten unterschieden: 


- Langzeitladen  


- Schnell- und Zwischenladen  


- Dynamisches Laden  


 


Das Langzeitladen erfolgt über einen längeren Zeitraum (z. B. über Nacht) durch einen schonen-


den Vorgang. Der Ladevorgang erfolgt meist konduktiv (Ladung über eine direkte Verbindung). 


Das Langzeitladen sollte im Regelfall im Depot erfolgen. Dort könnte bestehende Infrastruktur, z. 


B. Stromabnehmer an Straßenbahnoberleitung o. ä. genutzt werden. Vorteil dieses Ladevorgan-


ges ist, dass die Batterie sehr schonend aufgeladen wird und diese damit eine vergleichsweise 


längere Lebenszeit aufweist als bei Schnellladevorgängen. Nachteil dieses Ladevorgangs ist, 


dass bei ausschließlichem Langzeitladen im Depot die Batterie des Busses so groß gewählt wer-


den muss, dass er viele Stunden (eine Schicht o. ä.) mit einem Ladevorgang hinkommt.  


 


Das Schnell- oder Zwischenladen ist gekennzeichnet von kurzen Ladezeiten und kann an länge-


ren Halten bzw. in regulären Pausen an Endpunkten erfolgen. Das Aufladen kann über verschie-


dene Systeme (konduktiv oder induktiv) erfolgen. Die entsprechenden Ladestationen können an 


Haltestellen, Busbuchten – eigentlich im gesamten Linienverlauf eingerichtet werden. Nachteil 


ist, dass durch alleiniges Schnellladen die Batterie nur eine ziemlich begrenzte Lebensdauer auf-


weist und ein Langzeitladen trotzdem erforderlich wird, um in regelmäßigen Abständen die Bat-


terie mit einer Grundladung zu versorgen.  
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Dynamisches Laden erfolgt während der Fahrt über elektromagnetische Felder, die im Straßen-


belag erzeugt werden. Allerdings ist dieses System noch nicht anwendungstauglich und wird nicht 


weiter betrachtet.  


 


Für einen E-Bus-Betrieb in Warnemünde wird empfohlen, eine Kombination aus Schnell- und 


Langzeitladen (über Nacht im Depot) vorzusehen.  


 


4.5.3 Ladesysteme 


 


Für das Langzeitladen sind bei der RSAG bisher in der Buswerkstatt entsprechenden Vorausset-


zungen vorhanden. Auf diese könnte zurückgegriffen werden. Alternativ wäre es sicher aus or-


ganisatorischen Gründen von Vorteil im Depot bzw. der Busabstellhalle eine entsprechende 


Langzeit-Ladeeinrichtung vorzusehen. Für das Schnellladesystem kann sowohl ein induktives als 


auch auf ein konduktives System verwendet werden. Im Folgenden werden beide Systeme kurz 


beschrieben. 


 


Das induktive Laden bezeichnet ei-


nen berührungslosen Ladevorgang. 


Hier werden in die Fahrbahn Lade-


platten eingelassen. Sobald der Bus 


die entsprechende Position erreicht 


hat, kann der Ladevorgang erfolgen. 


Hersteller dieser Ladetechnik ist u. a. 


Bombardier.  


 


 


 


Das konduktive Laden erfolgt über eine Leitungsverbindung. Derzeit gibt es zwei Möglichkeiten, 


das Aufladen über einen Laderoboter. Im Dach eines Wartehäuschens befindet sich ein einge-


bauter Kuppelarm. Fährt ein Bus an das Wartehäuschen heran, kann dieser Arm an die Kupplung 


des Busses andocken und den Ladevorgang durchführen. Betreuer dieses Systems ist u. a. ISEA 


(Institut für Stromrichtertechnik und Elektrische Antriebe der RWTH Aachen).  


 


Als zweite Möglichkeit wird derzeit auf dem Markt die Lösung des Ladens über einen Stromab-


nehmer angeboten. Hier wird eine Ladestation aufgestellt, die an ein elektrisches Stromnetz an-


geschlossen ist. Weiterhin ist auf dem Dach des Busses ist ein Stromabnehmer eingebaut, der 


an die Ladestation andockt und so den Ladevorgang durchführt. Dieses System wird u. a. vom 


Fraunhofer Institut für Verkehrs- und Infrastruktursysteme betreut.  
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In allen drei Systemen wird der Busfahrer mittels Navigationstechnik über die Position des Busses 


zur Ladeinfrastruktur informiert, so dass er den Bus korrekt bis zur Ladestelle führen kann. Auf-


grund der automatisierten Technik sind alle drei beschriebenen Systeme einfach handhabbar, 


sicher und erfordern kein spezifisches Können.   


 


Aussagen über Kosten ausschließlich für das Ladesystem sind nur schwer möglich und wenig 


zielführend, da auch die Ausstattung der Busse, die entsprechenden Batterien etc. in diese In-


vestitionskosten einfließen. Es ist zusammenfassend allerdings zu konstatieren, dass sich in 


Summe alle drei Systeme auf einem vergleichbaren Kostenniveau bewegen. Vorteil des indukti-


ven Systems ist, dass sich dieses unauffällig in sensible Infrastrukturen integriert. Allerdings sind 


potenzielle Auswirkungen auf Lebewesen (Mensch und Tier), die sich nah der Induktionsschleifen 


(Haltestellenbereich) befinden, nicht unumstritten. Jedoch konnten Auswirkungen elektromagne-


tischer Wellen auf das Herz-Kreislauf-System und Organe bisher nicht nachgewiesen werden. 


Evtl. ist der Vorteil der städtebaulichen Integration bei geeigneten Standorten, z. B. industriell 


geprägten Gebieten, nicht ausschlaggebend. Vielmehr sollten das Gesamtsystem und die Aus-


wirkungen darauf passend auf Warnemünde ausgerichtet werden.  


 


Ebenso vergleichbar sind die Ladezeiten in Abhängigkeiten von den (gleichen) Voraussetzungen. 


Die Ladedauern bzw. auch -häufigkeiten sind von verschiedenen Faktoren abhängig, die sich 


nach technischen Voraussetzungen, Fahrzeugausstattung und Auswirkungen auf die Routenfüh-


rung unterscheiden.  


 


Techn. Voraussetzungen 


- Batteriekapazität  


- Ladeleistung  


- Energieverbrauch  


Fahrzeugausstattung 


- Zu integrierende Sys-


teme (Heizung, Klimaan-


lage etc.) 


- Gewicht der Busse 


- Größe der Batterie 


Routenführung: 


- Linienlänge 


- Topografischer Linienverlauf 


- Pausen-/ Ladezeit 


- Anzahl Halte 


- Möglichkeit der Installation der 


Ladetechnik 
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In der Annahme gleicher Voraussetzungen gibt es zwischen den drei Ladesystemen keine signi-


fikanten Unterschiede. Die Ladezeit entspricht demnach ca. 1/3 bis 1/4 der Fahrzeit. Zu beachten 


ist, dass ein Elektrobus mit einer solchen Batterie ausgestattet werden sollte, dass er auch bei 


Ausfall von bis zu 3 Ladevorgängen seine Fahrt unterbrechungsfrei absolvieren kann.  


 


Eine spezielle Empfehlung für ein Ladesystem wird an dieser Stelle vom Gutachter nicht gege-


ben, da weder Vor- noch Nachteile für oder gegen ein spezielles System sprechen. Die Ausrich-


tung auf bzw. der Entfall von einem oder zwei Systemen ist von anderen Faktoren abhängig. 


 


Aussagen und Hinweise zu Fahrzeuganbieter, Motoren- und Batteriehersteller etc. sind erst in 


späteren Planungsphasen erforderlich, da sie die Machbarkeit der E-Buslinien nicht positiv oder 


negativ beeinflussen. Die Berücksichtigung der technischen Voraussetzungen und Details im op-


timalen Abgleich mit den örtlichen Gegebenheiten, den möglichen Routenführungen und den An-


forderungen an den ÖPNV sind in den weiteren Planungsschritten in einer intensiven Zusam-


menarbeit mit wissenschaftlichen Betreuern und Institutionen auszuführen, um den Elektrobus-


betrieb erfolgreich zu etablieren. 


 


In den weiteren Ausführungen der Machbarkeitsuntersuchung wird insbesondere auf eine Opti-


mierung der Linienführung sowohl hinsichtlich der Belange der Nutzergruppen als auch für die 


Umsetzung eines Elektrobusbetriebes orientiert. Ausgegangen wird von einem Schnellladesys-


tem im Routenverlauf sowie ein Langladesystem im Depot der RSAG. Beide (Schnell- und Lang-


) sollten das gleiche System haben, da die Fahrzeuge für ein bestimmtes System konzipiert wer-


den. Um Kosten und Aufwendungen in der ersten Realisierungsstufe gering zu halten, wird un-


terstellt, dass lediglich eine Schnellladestation installiert wird und auch eine kurze Linie als Elekt-


robuslinie realisiert wird, um auch die Investitionskosten für die Batterien gering zu halten.  
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4.6 Varianten der Linienführung 


4.6.1 Herleitung der Linienführung 


 


Vor der Untersuchung verschiedener Linienführungen wurden Rahmenbedingungen entwickelt, 


auf denen die Varianten aufbauen: 


 


- Warnemünde soll durch zwei Buslinien (Ortsbus, Verbindungsbus) erschlossen werden 


- alle maßgeblichen Ziele sollen auch in der im Nahverkehrsplan festgelegten Qualität erreich-


bar sein 


- Anbindung der S-Bahn an das Stadtbussystem in Warnemünde 


- Anbindung der Straßenbahn an das Stadtbussystem in Warnemünde  


- Anbindung von Diedrichshagen als Ortsteil von Warnemünde an den Ortskern  


 


Wie bereits in der Analyse beschrieben deckt die derzeitige Linienführung die Erreichbarkeit aller 


maßgeblichen Ziele in Warnemünde ab. Aus diesem Grund sind keine grundsätzlich neuen Lini-


enführungen erforderlich. Für die Entwicklung von kostengeringen Varianten werden vornehmlich 


Varianten der Linienführung untersucht, die sich nah am Bestand orientieren, so dass die beste-


hende Infrastruktur (Haltestellen etc.) weitestgehend genutzt werden kann. Die Varianten unter-


scheiden sich insbesondere in der Routenführung und der Verknüpfungspunkte mit den anderen 


SPNV-/ÖPNV-Linien.  


 


Es werden drei Realisierungszeiträume unterschieden, die aufeinander aufbauen.  


- Kurzfristig (Grundkonzept) 


- Mittelfristig (modular) 


- Langfristig 


 


4.6.2 Standorte Schnellladesystem 


 


Bei der Prüfung der Möglichkeiten für die sinnvolle Einrichtung eines Schnellladesystems wurden 


folgende Kriterien herangezogen: 


- denkbare und mögliche Linienführung des Elektrobusses  


- Aufenthaltsmöglichkeit des Busses zum Aufladen (Einrichten des End- und Ladepunktes) 


- städtebauliche/ landschaftliche/ naturräumliche Randbedingungen 


 


Für die Realisierung der Schnellladestation sind unter den derzeitigen Gegebenheiten die folgen-


den Standorte denkbar: 


- S-Bahnhof Warnemünde Werft 


- Parkplatz Warnemünde Strand  
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Dabei besitzt der S-Bahnhof Warnemünde Werft aus Sicht des Gutachters bessere grundsätzli-


che Voraussetzungen – insbesondere hinsichtlich verfügbarer direkter Anschluss Stromnetz, 


Vandalismus etc. In den weiterführenden Planungsphasen sind vertiefende Untersuchungen und 


Abstimmung hinsichtlich des genauen Standortes an einem dieser beiden Standorte durchzufüh-


ren, so dass Sicherheit über die Realisierbarkeit der Schnellladestation hergestellt werden kann.  


 


Im Depot sollte zusätzlich ein Langladesystem realisiert werden, welches auch künftig von wei-


teren Bussen genutzt werden kann unabhängig wo sie in Rostock verkehren.  


 


4.6.3 Varianten Ortsbus im Grundkonzept   


 


Für diese Varianten sind keine verkehrsplanerischen Schritte erforderlich. Hier wird auch die städ-


tebauliche Bestandssituation unterstellt. Künftige Entwicklungen, wie z. B. die Realisierung der 


Mittelmole (bisher kein gültiger Bebauungsplan) können im Schritt 2 ergänzt werden. Damit 


könnte diese Varianten kurzfristig umgesetzt werden. Voraussetzung ist allerdings eine vertie-


fende Prüfung der Fahrplanabläufe und Fahrzeug- und Fahrereinsatzzeiten, die im Rahmen der 


Untersuchung nicht betrachtet werden.  


 


Zu beachten ist, dass die beiden Buslinien Ortsbus und Verbindungsbus nicht getrennt umgesetzt 


werden, sondern in einer optimalen Kombination. Diese aus Gutachtersicht für den derzeitigen 


Planungsstand empfohlene Kombination wird am Ende des Kapitels beschrieben. Im Folgenden 


werden aber die einzelnen Varianten getrennt erläutert, um auf die Vor- und Nachteile eingehen 


zu können.  


 


Ortsbus – Variante 37.1 – bestandsnah 


 


 


Grafik 9:  Linienverlauf der Variante 37.1  
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Die Variante ist folgendermaßen zu beschreiben: 


 


- Linienverlauf: Diedrichshagen – S-Bhf. Warnemünde-Werft und zurück 


- Charakteristik: Elektro-Ortsbus im Zweirichtungsverkehr 


- Linienlänge: 5,7 km/ 5,4 km, Schnelladen nach: 11,1 km 


- Fahrtzeit zwischen 2 Ladevorgängen: 40 min (20 min je Richtung) 


- Ladezeit: ca. 15 min möglich/ Kurzpause am Endpunkt Diedrichshagen 


- Umlaufzeit pro Fahrzeug: 60 min 


- Takt: 30-min-Takt (angelehnt an Bestand)  


- Busanzahl bei angegebener Taktdichte: 2 Elektrobusse 


- Fahrzeuggröße: 12 m-Bus (Platzkapazität Steh-/ Sitzplätze: ca. 70) 


 


Vorteile und Nachteile der Variante sind: 


Vorteile Nachteile 


o Direkte Verbindung  Diedrichshagen mit 
dem Ortskern 


o Standort Schnellladestation flexibel (S-
Bahnhof Warnemünde-Werft oder am 
Parkplatz Warnemünde-Strand) 


o Ungünstige Linienlänge, daher großer zeit-
licher Abstand zwischen zwei Ladevorgän-
gen und lange Ladezeiten 


o eingeschränkte Erreichbarkeit des TZW 


o stauanfällige Routenführung insbesondere 
bei „schönen“ Strand- und Besuchstagen 
durch Rückstau der zum Strand fahrenden 
Pkw und damit dann vom (überfüllten) 
Parkplatz Warnemünde-Strand und an der 
Zufahrt nach Warnemünde 


o Anschaffung von 2 Elektrobussen erf. 
 


Ohne gleichzeitige umfassende verkehrsplanerische Maßnahmen zur Stauvermeidung auf den 


Straßen zum Parkplatz Warnemünde Strand sowie aus Gründen der derzeit für Elektrobus eher 


ungünstigen zu bewertenden Linienlänge wird diese Variante zur vertiefenden Untersuchung für 


eine kurzfristige Realisierung nicht empfohlen.  


 


Ortsbus – Variante 37.2 


Die Variante ist folgendermaßen zu beschreiben: 


 


- Linienverlauf: S-Bahnhof Warnemünde-Werft – Ortskern – S-Bahnhof Warnemünde-Werft 


- Charakteristik: Elektro-Ortsbus als Ringlinie mit einer Linienlänge von 3,4 km 


- Schnelladen nach: 3,4 km, Ladezeit: ca. 3 – 4 min möglich 


- Fahrtzeit zwischen 2 Ladevorgängen: 10 min 


- Umlaufzeit pro Fahrzeug: 15 min 


- Busanzahl: 1 Elektrobus bei Taktdichte 15 min (Verbesserung zum Bestand) 


- Fahrzeuggröße: 9 m-Bus (Platzkapazität Steh-/ Sitzplätze: ca. 60) 
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Grafik 10:  Linienverlauf der Variante 37.2  


 


Vor- und Nachteile der Variante sind: 


Vorteile Nachteile 


o gute Linienlänge unter den derzeitigen 
Möglichkeiten einer Elektrobus-Lösung mit 
der Folge kurzer zeitlicher Abstände zwi-
schen zwei Ladevorgängen und kurzer La-
dezeiten 


o Taktverdichtung möglich ohne zusätzliche 
Fahrzeuge/ Personal 


o 1 Elektrobus ausreichend (auch als klei-
nere Fahrzeuggröße – 9 m) 


o Durch potenzielle Taktverdichtung Einsatz 
kleinerer Fahrzeuge möglich 


o Dadurch bessere Maßstäblichkeit in Be-
zug zum kleinteiligen Ortskern 
Warnemünde 


o wenig stauanfällige Linienführung und da-
her weniger Abhängigkeit von sonstigen 
verkehrsplanerischen Maßnahmen 


o saisonale/ entwicklungsbedingte Linien-
verlängerungen weitgehend problemlos 
möglich 


o Erreichbarkeit von TZW, Diedrichshagen 
und der Wohnflächen an der Parkstraße 
ausschließlich durch Verbindungsbus 


o Bus verkehrt nur über die vorgeschlagene 
Schnellladestation S-Bahnhof 
Warnemünde Werft 


 


Für diese Variante wird für die vertiefende Prüfung der Realisierung empfohlen.  
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Ortsbus – Variante 37.3 


 


 


Grafik 11:  Linienverlauf der Variante 37.3  


 


Die Variante ist folgendermaßen gekennzeichnet: 


 


- Linienverlauf: S-Bahnhof Warnemünde-Werft – Ortskern – S- Bahnhof Warnemünde-Werft 


- Charakteristik: Elektro-Ortsbus im Zweirichtungsverkehr mit Linienlänge: 2,6 km/ 2,9 km 


- Schnelladen nach: 2,6 km/ 2,9 km bei 2 Ladevorgängen bzw. 5,5 km bei nur 1 Ladevorgang 


- Fahrtzeit zwischen 2 Ladevorgängen 7,5 / 8,5 min, Ladezeit: ca. 2 - 3 min möglich 


- Umlaufzeit pro Fahrzeug: 20 min 


- Busanzahl: 1 Elektrobus bei 20-min-Takt (Verbesserung zum Bestand) 


- Fahrzeuggröße: 9 m-Bus (Platzkapazität Steh-/ Sitzplätze: ca. 60) 


 


Vorteile und Nachteile der Variante sind: 


Vorteile Nachteile 


o gute Linienlänge unter den derzeitigen 
Möglichkeiten einer Elektrobus-Lösung mit 
der Folge kurzer zeitlicher Abstände zwi-
schen zwei Ladevorgängen und kurzer La-
dezeiten,  


o auch Verzicht auf einzelne Ladevorgänge  
einzelner zwecks Verspätungsausgleich 
möglich 


o Taktverdichtung möglich ohne zusätzliche 
Fahrzeuge/ Personal 


o 1 Elektrobus ausreichend (auch als klei-
nere Fahrzeuggröße – 9 m) 


o Diedrichshagen und Wohnflächen an der 
Parkstraße werden ausschließlich durch 
Verbindungsbuslinie bedient 


o am Endpunkt ggf. keine klare Logik der 
Routenführung 


o Linienverlauf stauanfällig an Strand- und 
Besuchertagen insbesondere auf der R.-
Wagner-Straße – begleitende verkehrspla-
nerische Maßnahmen erforderlich 


o Laden im Linienverlauf nur an der Schnel-
ladestation S-Bhf Warnemünde Werft 
möglich 
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o Dadurch bessere Maßstäblichkeit in Bezug 
zum kleinteiligen Ortskern Warnemünde 


o wenig stauanfällige Linienführung und da-
her weniger Abhängigkeit von sonstigen 
verkehrsplanerischen Maßnahmen 


o saisonale/ entwicklungsbedingte Linien-
verlängerungen weitgehend problemlos 
möglich 


o bessere Erreichbarkeit TZW gegenüber 
variante 37.2 


 


Diese Variante wird für die vertiefende Prüfung der Realisierung empfohlen.  


 


Ortsbus – Variante 37.4 


 


 


Grafik 12:  Linienverlauf der Variante 37.4  


 


Die Variante ist folgendermaßen zu beschreiben: 


 


- Linienverlauf: S- Bahnhof Warnemünde-Werft – P+R Warnemünde-Strand 


- Charakteristik: Elektro-Ortsbus im Zweirichtungsverkehr 


- Linienlänge: 4,8 km 


- Schnellladen nach: 9,6 km 


- Fahrtzeit zw. 2 Ladevorgängen: 30 min 


- Ladezeit: ca. 10 min möglich 


- Umlaufzeit pro Fahrzeug: 40/ 45 min 


- Busanzahl bei angegebener Taktdichte: 2 Elektrobusse bei 20-min-Takt (Verbesserung zum 


Bestand) 


- Fahrzeuggröße: 9 m-Bus (Platzkapazität Steh-/ Sitzplätze: ca. 60) 
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Vorteile Nachteile 


o bessere Erreichbarkeit des TZW und 
Parkstraße im Vergleich zur Variante 37.2 
bzw. 37.3  


o Schnelladestationen sind an beiden Li-
nienenden möglich 


o Bei Taktverdichtung mit Einsatz von 2 
Fahrzeugen auch kleinere Fahrzeuggrö-
ßen möglich 


o Dadurch bessere Maßstäblichkeit in Bezug 
zum kleinteiligen Ortskern Warnemünde 


o Für 20-min-Takt Einsatz von zwei Fahr-
zeugen erforderlich 


o Randbedingungen der Linienlänge und da-
raus resultierenden Ladezyklen/ Ladedau-
ern legen die Realisierung einer 2. Schnel-
ladestation nahe -> deutliche Kostenerhö-
hung 


o Diedrichshagen wird ausschließlich durch 
Verbindungsbuslinie bedient 


o Linienverlauf stauanfällig an Strand- und 
Besuchertagen 


 


Diese Variante wird für die vertiefende Prüfung der Realisierung empfohlen, erfordert aber ver-


kehrsplanerische Maßnahmen zur Vermeidung oder Umfahrung des Staus insbesondere an 


schönen Strand- und Besuchstagen.  


 


Verbindungsbus – Variante 36.1 


 


 


Grafik 13:  Linienverlauf der Variante 36.1  


 


Die Variante ist folgendermaßen gekennzeichnet: 


- Linienverlauf: Diedrichshagen – Warnemünde – Lichtenhagen  


- Charakteristik: Verbindungslinie im Zwei-Richtungsverkehr 


- Linienlänge: ca. 8 km 
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Diese Linienführung ist fast alternativlos und ergänzt die Linienführung des Ortsbusses von 


Warnemünde. Maßgebliche Anforderungen an den ÖPNV in Warnemünde werden in Ergänzung 


zum Ortsbus mit dieser Linienführung erreicht: 


- Anbindung an S-Bahn, Straßenbahn und Ortsbus 


- Erreichbarkeit Diedrichshagen – Ortskern Warnemünde  


- Anbindung der Ziele, die durch den Ortsbus ggf. eingeschränkte Erreichbarkeit haben 


 


Vorteil dieser Variante ist vor allem, dass sie mit allen Varianten (37.1 bis 37.4) des Ortsbusses 


kombinierbar ist.  


 


Es wird empfohlen, eine zusätzliche Haltestelle am P+R-Platz Flensburger Straße einzurichten, 


um die P+R-Nutzer direkt abzuholen.  


 


Die Linienführung ist insbesondere an schönen Strand- und Besuchstagen sehr stauanfällig. Hier-


für sind verkehrsplanerische Maßnahmen erforderlich, die frühzeitig (auch außerhalb von 


Warnemünde) den Pkw-Verkehr „umleiten“. Nachteilig könnte sich auch auswirken, dass die Linie 


nicht durch die Mühlenstraße zum Kirchenplatz geführt wird – also den Ortskern nur einge-


schränkt erschließt.  


 


Die Verbindungslinie sollte vorerst mit einem Dieselbus betrieben werden, dies hängt insbeson-


dere an der Linienlänge und der (noch) zu stauanfälligen Linienführung.  


 


Diese Variante wird für die vertiefende Prüfung der Realisierung in der Kombination mit einer 


Ortsbusvariante empfohlen.  


 


4.6.4 Varianten Verbindungsbus 


 


Verbindungsbus – Variante 36.2 


Die Variante ist von folgendermaßen zu beschreiben: 


- Linienverlauf: Diedrichshagen – Warnemünde – Lichtenhagen  


- Charakteristik: Verbindungslinie im Zwei-Richtungsverkehr mit Erschließung Kirchenplatz 


- Linienlänge: ca. 10 km 


 


Mit dieser Linienführung wird neben den in Variante 36.1 beschriebenen Vorteilen auch der Orts-


kern von Warnemünde besser (direkt) erschlossen. Allerdings wird dann der (derzeit noch) als 


Dieselbus verkehrende Linienverkehr über eine eher touristisch oder wohnlich geprägte Route 


(Mühlenstraße, Kirchenplatz, Wachtlerstraße) geführt, was sich negativ auf die Wohn- und Auf-


enthaltsqualität auswirken wird. 
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Grafik 14:  Linienverlauf der Variante 36.2  


 


Es ist auch in den späteren Planungsphasen zu prüfen, ob für die geplante Fahrzeuggröße die 


Schleppkurven am Kirchenplatz ausreichend sind. Der Stellenwert der direkten Anbindung Died-


richshagen an den Ortskern ist mit der Gesamtaufgabe des ÖPNV sowie der Nachteile hinsicht-


lich Lärm- und Schadstoffemissionen in Warnmünde abzuwägen.  


 


Der Nachteil der sehr stauanfälligen Routenführung insbesondere an schönen Strand- und Be-


suchstagen bleibt auch bei dieser Variante bestehen. Aus diesem Grund ist der Einsatz eines 


Dieselbusses (vorerst noch) erforderlich.  


 


Diese Variante wird für die vertiefende Prüfung der Realisierung in der Kombination mit einer 


Ortsbusvariante empfohlen.  


 


Verbindungsbus – Variante 36.3 


Die Variante ist folgendermaßen gekennzeichnet: 


- Linienverlauf: Diedrichshagen – Warnemünde – Lichtenhagen  


- Charakteristik: Verbindungslinie im Zwei-Richtungsverkehr mit Führung durch den Ortskern 


- Linienlänge: ca. 11 km 


 


Mit dieser Linienführung wird neben den in Variante 36.1 und 36.2 beschriebenen Vorteilen auch 


der Ortskern von Warnemünde komplett erschlossen. Allerdings fährt dann der (derzeit noch) als 


Dieselbus verkehrende Linienverkehr über die touristisch und wohnlich geprägten Straßen, was 


sich negativ auf die Wohn- und Aufenthaltsqualität auswirkt.  
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Gerade diesem Nachteil sollte mit einem Elektrobus entgegengewirkt werden. Allerdings ist der 


Einsatz auf dieser Linie derzeit – aufgrund der eher ungünstigen Bedingungen für einen Elektro-


bus und der auch in dieser Variante sehr stauanfälligen Routenführung – als Dieselbus vorzuse-


hen. 


 


 


Grafik 15:  Linienverlauf der Variante 36.3  


 


Ein weiterer Nachteil dieser Route ist, dass sie nur mit einer Variante der Ortsbuslinie (36.3) 


kombinierbar ist und damit die Flexibilität der Routenführung eingeschränkt ist.  


 


Diese Variante wird zur vertiefenden Untersuchung in der Kombination mit einer Ortsbusvariante 


nicht empfohlen.  
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4.7 Vorzugslösungen für ein Gesamtkonzept 


4.7.1 Linienführungen der Kombinationsvarianten 


 


Im Ergebnis der Bewertung der verschiedenen entwickelten Varianten der Ortsbus- und Verbin-


dungsbuslinien und deren Diskussion stellen sich zwei ähnliche Varianten mit Kombination einer 


Ortsbuslinie und einer Verbindungslinie als in den sich anschließenden Realisierungsschritten zu 


vertiefende Ansätze heraus.  


 


In Kombinationsvariante A werden die Ortsbuslinie Variante 37.2 und die die Verbindungsbuslinie 


36.1 miteinander gekoppelt. 


 


 


Grafik 16: Kombinationsvariante A 


 


Kombinationsvariante A orientiert auf eine klare Trennung der Ortsbuslinie und der Verbindungs-


buslinie. Die Verknüpfung beider Linien erfolgt am Bahnhof Warnemünde Werft. Der Ortsbus 


vermeidet weitgehend stauanfällige Straßenabschnitte und dient ausschließlich der Feinvertei-


lung im Ortskern. Perspektivisch kann er – sofern die infrastrukturellen und auch städtebaulichen 


(nachfrageseitigen!) Voraussetzungen geschaffen sind – auch bis zur Mittelmole fahren. Es han-


delt sich um ein im Kern kurzfristig umsetzbares und modular ergänzungsfähiges Konzept. 
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In Kombinationsvariante B erfolgt eine stärkere Verknüpfung und Überlagerung der beiden Linien 


im Zuge der Richard-Wagner-Straße. Dadurch verbessert sich das Fahrtenangebot zum TZW 


beträchtlich, es erhöht sich aber auch die Behinderungswahrscheinlichkeit an Spitzentagen in der 


Saison deutlich. Die Verbindungsbuslinie wird bis zum Kirchenplatz geführt, was einerseits die 


Anbindung des Ortskernes von Diedrichshagen aus verbessert, andererseits den Kirchenplatz 


aber mit einem umlaufenden Gelenkbus „belastet“. Die Anbindung der Mittelmole ist in Kombina-


tionsvariante B fester Bestandteil. 


 


 


Grafik 167:  Linienverlauf des Vorzugskonzeptes  


 


Nachfolgend erfolgt exemplarisch eine vertiefende Beschreibung am Beispiel der Kombinations-


variante A.  
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4.7.2 Linienlänge, Takte und Anforderungen an die Ladeinfrastruktur 


 


Die Linienlänge des Stadtbusses in Kombinationsvariante A und damit die Länge zwischen zwei 


geplanten Ladevorgängen der Elektrobuslinie beträgt ca. 3,4 km. Die Linienlänge der Verbin-


dungsbuslinie B als Dieselbuslinie beträgt ca. 8 km. Damit ist die Erreichbarkeit aller maßgebli-


chen Ziele in Warnemünde trotz vergleichsweise kurzer Linienlängen gegeben. Eine genaue 


Fahrplanplanung mit attraktiver Anschlussgestaltung an die S-Bahn und Straßenbahn ist in wei-


terführenden Planungsschritten erforderlich.   


 


Eine Schnellladestation wäre am S-Bahnhof Warnemünde Werft einzurichten. Hier sind in den 


weiterführenden Planungsschritten Abstimmungen über die Realisierungsmöglichkeiten (Strom-


anschluss, Flächenverfügbarkeit etc.) durchzuführen, so dass eine Realisierung an diesem 


Standort gesichert werden kann.  


 


Der Elektro-Ortsbus sollte dann in einem 15 min-Takt als kleinerer „Altstadt“-Bus verkehren. Es 


ist die Anschaffung eines (kleinen) Elektrobusses sowie eines Schnellladesystems vorzusehen.  


 


Die Konzipierung der Ausstattung des Busses ist in den späteren Planungsschritten auszuführen. 


Hierbei ist auch die An- und Abreise zum Depot zur Beginn-/ Ende-Fahrplan-Zeit sowie die Be-


rücksichtigung denkbarer Ausfälle von ca. 2 – 3 Ladevorgängen einzukalkulieren.  


 


Folgende zusätzlichen Empfehlungen werden zur geplanten Linienführung gegeben: 


- Für den Verbindungsbus von/ nach Lichtenhagen wird eine zusätzliche Haltestelle am P+R 


Flensburger Straße vorgeschlagen, um einer Verbesserung der Erreichbarkeit Warnemün-


des von diesem P+R-Platz aus zu erzielen.  


- In den S-Bahn-Zügen sollte eine Ansage mit Verweis auf den Haltepunkt Warnmünde Werft 


als Übergangspunkt auf die ÖPNV-Anbindung zum Strand und zum Ortszentrum Warn-


münde erfolgen. Damit wird auch eine (dringend erforderliche) Entlastung des Bahnhofs 


Warnemünde angestrebt.  


- Verkehrslenkende Maßnahmen sollten für den Ortskern Warnemünde bzw. für Warnemünde 


gesamt insbesondere für Tage mit höherem Besucher- und Touristenaufkommen vorgese-


hen werden, um die Überlastungen mit Individualverkehr und daraus resultierenden Behin-


derungen des ÖPNV zu vermeiden (P+R mit Echtzeitinformation und Anbindung an den 


ÖPNV, mobile, dynamische oder auch Anpassung statischer Beschilderung, Routenführung/ 


Wechselwegweisung etc.) 


- Anpassung der Tarifstruktur (z. B. preiswerte Tickets Warnemünde (Kurzstrecke innerhalb 


Warnemündes), Kombiticket ÖPNV – Strand – P+R, Tickets für Hotelgäste etc.) 
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4.7.3 Umsteigebeziehung zur S-Bahn  


 


In Überlagerung der aktuellen Bus-Fahrgastzahlen, die im Jahr 2014 bei ca. 4.000 Fahrgästen 


lagen mit dem ermittelten Potenzial von ca. 7.500 ÖPNV-Bus-Nutzern, zeigt sich, dass das An-


gebot noch ausbaufähig ist, um die Potenziale des ÖPNV besser abzuschöpfen. Dies wurde in 


die Überlegungen der grundsätzlichen Linienführung der Buslinien einbezogen. 


 


Ein Umstand, der nur wenig beeinflussbar ist, ist sicherlich, dass nicht alle S-Bahn-Nutzer den 


Umstieg in eine Buslinie nutzen sondern den direkten Fußweg zum Zielort (Ortskern von S-Bahn-


hof Warnemünde oder TZW vom S-Bahnhof Warnemünde Werft) wählen. Es ist aber auch nicht 


Ziel der ÖPNV-Angebote, Fußverkehre zu ersetzen.  


 


Im Tagesverkehr zwischen 08:00 und 12:00 Uhr sowie ab 17:30 betragen die Umstiegszeiten am 


Haltepunkt Warnemünde-Werft zwischen der von Rostock einfahrenden S-Bahn und den beiden 


Buslinien 36 und 37 2 bzw. 4 min. Dies wird als eine fast optimale Umstiegszeit eingeschätzt, 


zudem man davon ausgehen kann, dass der Bus 37 mit Linienbeginn am Haltepunkt auf die 


Fahrgäste der S-Bahn wartet. Dies sollte als Anschlussgarantie gelten. Die kurze Folge der Ab-


fahrtszeiten entwickelt sich im Routenverlauf durch Warnemünde so, dass die Taktung über beide 


Linien im Ortskern (Wiesenweg und folgend) dann in einem guten 10/ 5 min-Takt liegt. Allerdings 


zeigt sich, dass gerade in den Morgen- und Nachmittagsstunden, in denen der Einwohner- und 


Berufsverkehr vollzogen wird, die Umstiegszeiten noch nicht optimal an die S-Bahn-Abfahrtszei-


ten gekoppelt sind. Hier betragen die Umstiegszeiten 5 bzw. 6 min. 


 


In der Gegenrichtung sind die Umstiegszeiten derzeit als eher ungünstig zu bezeichnen. Diese 


liegen im gesamten Tagesverlauf bei ca. 9 bzw. 10 min. Auch der Regionalbusanschluss ist der-


zeit nicht an die S-Bahn-Abfahrtszeiten gekoppelt. Umstiegszeiten von 15 min werden hier teil-


weise erreicht.  


 


Es sollte nach Wiedereinführung des Regelbetriebes der S-Bahn (Inbetriebnahme Bahnhof 


Warnemünde) und schon bereits im jetzigen Linienbestand geprüft werden, ob eine Anpassung 


der Abfahrtzeiten für die Erreichung kürzerer Umstiegszeiten sinnvoll ist. Diese Prüfung wird auch 


für den Regionalbusverkehr empfohlen. 


 


4.7.4 Kosten 


 


Für eine erste Grobkalkulation werden im Folgenden Erfahrungswerte aus dem Elektrobusbetrieb 


aufgeführt, die einen Überblick über zu erwartende Investitions- und laufende Kosten geben. Die 


realen Kosten sind von zahlreichen Faktoren und Detailplanungen abhängig, die in den weiter-


führenden späteren Planungs- und Realisierungsschritten und in Abstimmung mit den Herstel-


lern, Anbietern und wissenschaftlichen Beratern weiter konkretisiert werden müssen. 
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Einen ersten Überblick kann folgende Zusammenstellung der Investitionskosten geben: 


- Investitionskosten Fahrzeug (12 m-Bus): 400.000 bis > 1 Mio EUR – abhängig von Ausstat-


tung und Hersteller 


 Integration Zubehör (Klimaanlage etc.)  


höhere Investitionskosten – höherer Komfort für ÖPNV-Nutzer/ Fahrer 


 leichtere Einbauten (Reifen etc.)  


hohe Investitionskosten – Senkung der laufenden Kosten  


 wartungsarme Technik (Motoren etc.)  


hohe Investitionskosten – Senkung der laufenden Kosten 


- Investitionskosten Ladestation (je einmal Schnell- im Routenverlauf und Langsamladestation 


im Depot): je zwischen mehreren 10.000 EUR bis > 250.000 EUR – abhängig von Ausstat-


tung und Hersteller 


 


Es zeigt sich, dass in der jetzigen Konzeptphase noch keine konkreten Aussagen über Kosten 


gemacht werden können. Die Abhängigkeiten zwischen Ausstattung – Investitionskosten – lau-


fende Kosten sind später im Detail mit den Beteiligten abzustimmen. Grundsätzlich kann aber 


davon ausgegangen werden, dass ein Elektrobus etwa doppelt so teuer in der Anschaffung ist 


wie ein vergleichbarer Dieselbus. Einsparungen könnten sich evtl. auch dadurch ergeben, dass 


bei Realisierung der Variante 37.2 ein kleinerer Bus angeschafft wird.  


 


Die laufenden Kosten können ebenfalls aus Erfahrungswerten und in Abstimmung mit der RSAG 


überschläglich dargestellt werden. Unter laufende Kosten fallen u. a.: 


- Energiekosten  


- Wartungskosten  


- Reparaturkosten 


 


Die Energiekosten werden aus dem Verbrauch abgeleitet und sind maßgeblich von der Ausstat-


tung des Fahrzeuges (Leistung, Motor, Gewicht etc.) abhängig. Die Spanne der Erfahrungswerte 


bewegt sich bei 1 bis 2 kWh/ km und hat somit eine große Breite. Die Energiekosten könnten 


somit bei einem optimalen Verbrauch und der daraus abgeleiteten optimalen Ausstattung des 


Fahrzeuges halbiert werden könnten. In Kosten umgesetzt geht man davon aus, dass der Ver-


brauch eines Elektrobusses unter normalen Bedingungen bei ca. 0,18 EUR/ km liegt. Nach Aus-


sagen der örtlichen Akteure liegen die Strompreise derzeit in Rostock deutlich über den Erfah-


rungswerten (0,24 EUR/ kWh). Dies bedeutet, dass die km-Kosten unter den Bedingungen etwa 


doppelt so hoch (0,36 EUR/ km) liegen. Die Dieselkosten für einen vergleichbaren Dieselbus 


betragen ca. 0,40 EUR/ km. 


 


Bei den Wartungskosten zeigen die Erfahrungen, dass diese etwa 1/2 bis 1/3 der Kosten eines 


Dieselbusses betragen. Allerdings liegen Langzeittests bisher noch nicht in ausreichendem Maße 


vor, so dass über die Langlebigkeit der Fahrzeuge bisher nur wenig Aussagen getroffen werden 


können. Die bekannten Erfahrungen zeigen aber, dass die Wartungskosten der Elektrobusse im 
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Laufe der Jahre nur leicht ansteigen und das Verhältnis zu Wartungsaufwand/ -kosten des Die-


selbusses gleich bleibt. Ebenso wird in den bisher vorliegenden Erfahrungen beschrieben, dass 


die Lebensdauer eines Elektrobusses nicht unter der eines Dieselbusses liegt. In den Wartungs-


kosten sind u. a. enthalten: 


 Regelmäßige Hauptuntersuchungen  


 Regelmäßige Wartung Fahrzeug  


 Regelmäßige Wartung Ladeinfrastruktur 


 Austausch Verschleißteile 


 Austausch Batterie bzw. Akkus 


 


Keine Unterschiede zwischen Elektro- und Dieselbus hingegen sind in den Reparaturkosten zu 


verzeichnen. Im Folgenden werden die Grobkosten im Vergleich Diesel- und Elektrobus gegen-


über gestellt. Dabei werden die Kosten ohne Zuschüsse und Förderung für Elektrobusse ange-


nommen.  


 


 


Tabelle 2: Kostenvergleich Diesel- und Elektrobus 


 


Dieselbus
Fixkosten Bus
Kaufpreis 250.000,00 € 400.000,00 € 400.000,00 €
Zuschuss 0,00 € 0,00 € 160.000,00 €
Anschaffungswert 250.000,00 € 400.000,00 € 240.000,00 €
Nutzungsdauer 8,00 8,00 8,00
Restwert 50.000,00 € 70.000,00 € 70.000,00 €
kalkulatorische Abschreibung 25.000,00 € 41.250,00 € 21.250,00 €
Zinssatz 4,50% 4,50% 4,50%
Zinsen 6.750,00 € 10.575,00 € 6.975,00 €
Versicherung 4.000,00 € 4.000,00 € 4.000,00 €


35.750,00 € 55.825,00 € 32.225,00 €
km-abhängige Kosten
Kraftstoffverbrauch 34,0 l/100 km 1,5 kWh/ km 1,5 kWh/ km
Preis pro Liter bzw. kWh 1,20 € 0,12 € 0,25 €
Kraftstoffkosten / km 0,41 € 0,18 € 0,38 €
Schmierstoffkosten / km 0,01 € 0,01 € 0,01 €
Anzahl Reifen 6 6 6
Reifenlaufleistung 60.000 km 60.000 km 60.000 km
Preis pro Reifen 360,00 € 360,00 € 360,00 €


0,04 € 0,04 € 0,04 €
Reparaturkosten 0,15 € 0,10 € 0,10 €


0,61 € 0,33 € 0,53 €


Kalkulationsbeispiel für Warnemünde


Leistungsdaten Linienverkehr
Fahrleistung pro Tag 320 km 320 km 320 km
Einsatztage / Jahr 365 365 365
Fahrleistung pro Jahr 116.800 km 116.800 km 116.800 km


Kostenermittlung Linienverkehr


Anteilige Gemeinkosten 10.000,00 € 10.000,00 € 10.000,00 €
Fixkosten Bus 35.750,00 € 55.825,00 € 32.225,00 €
km-abhängige Kosten Linie 71.248,00 € 38.544,00 € 61.904,00 €


Gesamtkosten 116.998,00 € 104.369,00 € 104.129,00 €
jährliche Kostenersparnis im Vergleich zum Dieselbus -12.629,00 -12.869,00


Elektrobus durchschn. 
Strompreise ohne 


Förderung


Elektrobus Rostocker 
Strompreise mit 


Förderung
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Der Kostenvergleich zeigt, dass bei Anschaffung eines normalen und vergleichbaren Elektrobus-


ses (12 m) und einem durchschnittlichen Verbrauch und durchschnittlichen Strompreisen auch 


ohne Förderung/ Zuschuss eine jährliche Kostenersparnis erzielt werden kann. Bei einer Förde-


rung – wie in Kapitel 4.7.5 beschrieben können die Kosteneinsparungen auch noch höher ausfal-


len. Auch bei den durch die örtlichen Akteure mitgeteilten Stromkosten für die RSAG und der 


Berücksichtigung einer Förderquote von 40 % der Anschaffungskosten (wie derzeit vom Bund in 


Aussicht gestellt) wird eine vergleichbare Kostenersparnis erzielt.  


 


Ohne Förderung der Fahrzeuganschaffung und bei Strompreisen von 25 ct je KWh ergäben sich 


allerdings jährliche Mehrkosten von deutlich über 20.000 €. 


 


Es sollte anfänglich auch beachtet werden, dass zum Beginn des Elektrobusbetriebes zusätzlich 


die Investitionen für die Ladeinfrastruktur für je eine Schnellladestation auf der Route und eine 


Langsamladestation im Depot der RSAG eingerechnet werden muss – diese können aber eben-


falls zu 40 % vom Bund gefördert werden. Mit einer weiteren Etablierung des Elektrobusbetriebes 


in Warnemünde kann sich die Bilanz im Folgenden weiter positiv darstellen. Bei einem Ausbau 


des Elektrobusbetriebes in Rostock können ggf. die Erfahrungen aus anderen deutschen Kom-


munen angewandt werden, dass der Eigenanteil (Investitionskosten Elektrobus abzgl. Zuschuss/ 


Förderung) den Anschaffungskosten eines Dieselbusses gleichkommt. Hier treten im Regelfall 


keine gravierenden Unterschiede in der Anschaffung auf und die Ersparnisse aus den günstige-


ren laufenden Kosten können in die weitere Etablierung des Elektrobussystems investiert werden. 


 


Gemäß den Erfahrungen anderer Kommunen und Verkehrsunternehmen sind keine signifikanten 


Kostenblöcke für Werkstattausrüstung und Personal zu erwarten.  


 


Ggf. sind Investitionskosten für die Errichtung der Haltestelle P+R Flensburger Straße einzurech-


nen, allerdings sind diese unabhängig vom Elektrobus-System Warnemünde und sollte grund-


sätzlich für die bessere ÖPNV-Erschließung und P+R-Anbindung umgesetzt werden.  


 


4.7.5 Förderprogramme und Finanzierungshilfen 


 


Für die Förderung von Elektromobilität u. a. auch im ÖPNV gibt es spezielle Finanzierungspro-


gramme und –hilfen, die ggf. auch für die Umsetzung in Rostock Anwendung finden können. Über 


die entsprechenden Förderstellen können zumindest Auskünfte über die Förderfähigkeit oder an-


dere Ansätze der Begleitfinanzierung erteilt werden.  


 


Die weitreichendste Förderung erfolgt durch den Bund.  


- Schaufenster Elektromobilität ist ein Förderprogramm für 4 Planungsregionen, zu denen 


Rostock derzeit allerdings nicht zählt. Welche künftigen Ansätze es gibt bzw. ob eine Erwei-


terung auf weitere Regionen in Aussicht steht, sollte kontinuierlich geprüft werden.  
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- Die Förderrichtlinie Elektromobilität des Bundes fördert bis zu 40 % der Anschaffungskosten 


bei Elektrofahrzeugen und Ladeinfrastruktur, 50 % sogar bei Vorhaben zur Entwicklung des 


Markthochlaufes von Elektrofahrzeugen. Über die Lotsenstelle Elektromobilität bei der För-


derberatung „Forschung und Innovation“ des Bundes können entsprechende Anträge einge-


reicht und ggf. Beratungsdienste in Anspruch genommen werden.  


- Im Elektromobilitätsgesetz werden insbesondere Anreize geschaffen, die die Anschaffung 


von Elektrofahrzeugen unterstützen sollen. Hier geht es insbesondere um Bevorrechtigungen 


bei der Teilnahme im Straßenverkehr sowie verschiedene mögliche finanzielle Vergünstigun-


gen.  


- Die Nationale Plattform Elektromobilität des Bundes ist eine Beratungsstelle, die aus Akteu-


ren von Industrie, Wissenschaft, Politik, Gewerkschaften und Verbänden besteht. Sie beo-


bachtet und analysiert die Entwicklungen im Bereich der Elektromobilität und dient als An-


laufstelle sowie als Dienstleister für die Aufgaben im Bereich der Elektromobilität. 


- Die Klimaschutzförderrichtlinie des Landes Mecklenburg-Vorpommerns (KliFöUntRL M-V) 


gewährt Zuwendungen zur Umsetzung von Klimaschutz-Projekten in wirtschaftlich tätigen 


Organisationen. Hier kann eine Projektförderung von bis zu 50 % gewährt werden.  


- Das Netzwerk Elektromobilität berät und unterstützt Unternehmen und Institutionen in Meck-


lenburg Vorpommern hinsichtlich Elektromobilität. 


 


Weitere Förderprogramme der EU, des Bundes oder des Landes Mecklenburg-Vorpommerns, 


die die Finanzierung einer Elektrobuslinie unterstützen können, sind mit Stand Dezember 2015 


nicht bekannt. Aufgrund der sich ständig ändernden Rahmenbedingungen ist eine kontinuierliche 


Beobachtung der Fördermodalitäten sinnvoll.  


 


4.8 Mittelfristige Erweiterungsmodule 


 


Die Erweiterungsmodule sind denkbare Ergänzungen des Linienverlaufs der Kombinationsvari-


ante A bei geänderten Rahmenbedingungen und können den vorgeschlagenen Linienverlauf mit-


telfristig bzw. bei Bedarf ergänzen.  


 


Erweiterungsmodul 1 – Anbindung Mittelmole 


Ein potenzielles Erweiterungsmodul besteht darin, perspektivisch die Mittelmole mit ihrer neu ent-


stehenden Bebauung durch Verlängerung der Ortsbuslinie über die Alte Bahnhofstraße – Am 


Bahnhof (westlich des Bahnhofes Warnemünde) anzubinden. Dadurch entsteht ein Mehrweg von 


ca. 2 km. Derzeit dürften die Potenziale der Mittelmole aber eher sehr gering sein, da deren Be-


bauung erst perspektivisch erfolgt und während der Bauzeit Behinderungen durch Baustellenver-


kehre zu erwarten sind. Die Erreichbarkeit des Ortskerns einschließlich des Alten Stroms ist durch 


die S-Bahn und den Ortsbus durch den Kernbereich von Warnemünde gewährleistet. 
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Erweiterungsmodul 2 – Linienführung im Berufsverkehr 


Eine weitere Überlegung besteht darin, nach erfolgreicher Probephase des Grundangebotes die 


Linienführung während des Berufsverkehrs (z.B. 7:00 – 9:00 und 15:00 – 17:00 Uhr) zu modifi-


zieren. Hier wäre eine Führung des Elektrobusses in einer Richtung über die R.-Wagner-Straße 


denkbar, um die Beschäftigten des TZW und anliegende Firmen zu diesen Zeiten verbessert an 


die S-Bahn zu bringen. Allerdings sind hierfür dann Fahrplanplanungen erforderlich, die u. a. die 


attraktive Gestaltung der Anschlusszeiten gewährleisten sowie auch die planmäßige Taktung zu 


den Berufsverkehrszeiten nicht aufheben.  


 


Erweiterungsmodul 3 – Ortsbus bis Parkplatz Warnemünde Strand 


Verkehrsplanerische Maßnahmen zur Kfz-Verkehrsverminderung für den Ortskern von 


Warnemünde aber auch für Warnemünde gesamt werden auch dazu führen, dass saisonale Li-


nienanpassungen – auch oder gerade in den Zeiten, in den u. a. durch die Saisonzeiten größere 


Besucherströmen zu erwarten sind – möglich sind. Bei erfolgreicher Planung und Umsetzung von 


verkehrslenkenden Maßnahmen bereits im Vorfeld von Warnemünde bzw. am Ortseingang des 


Ortskerns wird die Stauanfälligkeit der Erschließung des Parkplatzes Warnemünde Strand deut-


lich herabgesetzt. Dann ist eine Linienanpassung ggf. denkbar (Variante 37.4). Die Ortsbuslinie 


könnte dann bis zum Parkplatz Warnemünde Strand verkehren – ggf. auch nur zu Saisonzeiten. 


Damit könnten Strandbesucher in einem dichteren Takt (mit dem Ortsbus 37 und dem Verbin-


dungsbus 36) vom S-Bahn-Bahnhof Warnemünde Werft auch den Strand erreichen. Für das Ein-


halten des Taktes ist dann der Einsatz von zwei Fahrzeugen erforderlich.  


 


Erweiterungsmodul 4 – Führung Ortsbus über Mühlenstraße 


Nach Umbau der Mühlenstraße wäre die Führung der Ostbuslinie über die Mühlenstraße zum 


Ortskern sinnvoll, um näher zu den relevanten Zielen zu verkehren. Sofern mittelfristig die weite-


ren technischen Voraussetzungen für einen elektrischen Betrieb der Linie 36 geschaffen wären, 


kann dann theoretisch auch die Linie 36 über die Mühlenstraße geführt werden. Mit einem Die-


selbus wird eine solche Führung nicht empfohlen. Dabei sind aber auch die Aspekte der damit 


verbundenen schlechteren Anbindung des TZW/ R.-Wagner-Straße zu bewerten.  
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4.9 Langfristige Optionen 


 


Für die langfristigen Optionen sind bauliche Voraussetzungen erforderlich, die eine weitere An-


passung der Linienführung und einen weiteren Ausbau des Elektrobus-Angebotes in und um 


Warnemünde zur Folge haben.  


 


Nach Realisierung der westlichen Verlängerung Mecklenburger Allee wäre über diese dann eine 


komplette rückwärtige Anbindung von Warnemünde durch den ÖPNV möglich und sinnvoll. Dafür 


wäre die Realisierung einer weiteren Schnellladestationen an der Mecklenburger Allee sinnvoll, 


ggf. kann auch die evtl. umgesetzt Ladestation am Parkplatz Warnemünde Strand genutzt wer-


den. Der Verbindungsbus kann dann ebenfalls als Elektrobus die Ringlinie Lichtenhagen – P+R-


Platz Flensburger Straße – S-Bahn-HP Lichtenhagen – S-Bahnhof Warnemünde Werft – R.-Wag-


ner-Straße – Parkplatz Warnemünde Strand – Diedrichshagen – Lichtenhagen bedienen und so 


die ÖPNV-Qualität weiter steigern.  


 


Bis dahin kann als sinnvolle Alternative (aber unter der Voraussetzung, dass an der Endhalte-


stelle Mecklenburger Allee eine weitere Schnellladestation installiert wird) für eine Verbesserung 


der Anbindung von Diedrichshagen eine Elektrobuslinie über den Groß Kleiner Weg bzw. Elmen-


horster Weg eingerichtet werden. Dies wäre die Grundlage für eine schnellere (rückwärtige) Ver-


bindung von Diedrichshagen und Kalverradd an die Straßenbahn bzw. auch an den S-Bahn-Hal-


tepunkt Lichtenhagen. Bis zur Realisierung der westlichen Verlängerung der Mecklenburger Allee 


ist dies allerdings nur mit Elektro-Mini-Bussen denkbar, die von Osten kommend durch die Wohn-


lage Diedrichshagen verkehren bzw. auch Kalverradd mit erschließen.   


 


5. Weitere Ansätze zur Förderung der Elektromobilität 


 


Elektrisch betriebener ÖPNV ist nur eine Facette der Elektromobilität. Insbesondere im Radver-


kehr gibt es zahlreiche weitere Ansätze für Elektromobilität. So wurde auf dem Kirchenplatz 


Warnemünde im Jahr 2015 eine elros-Radleihstation (Elektrisches Radverleihsystem der RSAG, 


unterstützt durch die Hansestadt Rostock und die Stadtwerke Rostock) errichtet. Die 


Nutzerzahlen liegen noch unter den Erwartungen, steigen aber stabil an.  


 


Auf Grund der kleinteiligen Strukturen in Warnemünde empfiehlt sich darüber hinaus der Einsatz 


elektrischer Lastenräder für die innerörtliche Logistik. Hierfür gibt es in ganz Deutschland schon 


einige Beispiele. Eine Förderung solcher Ansätze, beispielsweise über Werbung der öffentlichen 


Hand (z.B. „Warnemünde e-mobil – eine Initiative der Hansestadt Rostock“) könnte hier durchaus 


neue Impulse setzen.  
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Foto: elros-Verleihstation am Kirchenplatz Warnemünde (Quelle: IVAS) 


 


 


Foto: Kurierdienst mit elektrischem Lastenrad im Einsatz (Dresden, Quelle: IVAS) 


 


Im Bereich des Pkw-Verkehrs geht es vor allem darum, Akteure zu finden, die eine Vorreiterrolle 


in der Elektromobilität übernehmen können. Dazu zählen z.B. die großen Hotels (mit elektrischen 


Pkw als Shuttlefahrzeugen), Taxis, für deren Anforderungen es mittlerweile ebenfalls geeignete 


elektrisch angetriebene Fahrzeuge gibt, sowie Unternehmen vor Ort, die einen besonderen Be-


zug zu den Themen Tourismus, Umwelt und Klima haben. Selbst einfach Pizzalieferdienste o.ä. 


können mittlerweile auf elektrisch betriebene Fahrzeuge aller Art zurückgreifen (Fahrräder/ Las-


tenräder, Roller, Pkw). Für alle diese Einsatzfälle gibt es mittlerweile Beispiele in ganz Deutsch-


land. Es könnte ein besonderes Merkmal von Warnemünde sein, solche Aktivitäten über eine 


besondere Dachmarke mit einem Corporate Identity zu fördern.  
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6. Fazit 


 


Nach einer umfassenden Analyse, Auswertung bereits vorliegender Gutachten und Konzepte so-


wie der Abstimmung mit der Arbeitsgruppe kann klar herausgestellt werden, dass Warnemünde 


für die Einrichtung und Etablierung eines Elektrobussystems geeignet ist und die Umsetzung ei-


nes solchen Projektes empfohlen wird. In der vorliegenden Untersuchung ist ein Grobkonzept zur 


Ausgestaltung des Elektrobusbetriebes in Warnemünde entwickelt worden, was in weiteren Pla-


nungsphasen in Zusammenarbeit mit Herstellern, Anbietern und wissenschaftlichen Beratern 


weiter zu untersetzen ist, um in die Realisierungsphase einzusteigen.  


 


Die Stadtbuslinie 37 könnte modifiziert und in einem eher kurzfristigen Zeitraum von ca. 2 bis 3 


Jahren auf den Elektrobusbetrieb umgestellt werden, wenn alle maßgeblichen Akteure den erfor-


derlichen Willen aufbringen und eine finanzielle Förderung über den Bund oder das Land erreicht 


werden kann. In weiteren Schritten ist auch eine Umstellung der Linie 36 denkbar, wofür aber 


weitere Voruntersuchungen erforderlich wären erste Erfahrungen mit der Linie 37 abgewartet 


werden sollten.  


 


Kern des Konzeptes ist die schnelle Einrichtung eines elektrisch betriebenen Ortsbussystems, 


welche mittelfristig durch verschiedene Module erweitert werden kann. Ein Verbindungsbus si-


chert die Verbindung zwischen Diedrichshagen über Warnemünde nach Lichtenhagen. Dieser ist 


vorerst noch mit Dieselfahrzeugen zu betreiben, kann aber mittelfristig bei Schaffung weiterer 


Voraussetzungen ebenfalls auf Elektrofahrzeuge umgestellt werden. Mit diesen beiden Angebo-


ten werden alle maßgeblichen Quellen und Ziele in Warnemünde erreicht und weitere Ziele auf 


kurzem Weg angebunden (S-Bahn-Anbindung, Straßenbahn-Anbindung etc.).  


 


Mit der kurzen Linienführung des Ortsbusses kann die Taktfolge auf 15 min verdichtet werden. 


Damit ist der Einsatz kleineren Fahrzeuggrößen möglich.  


 


Folgende zusätzlichen Empfehlungen werden für die kurzfristige Umsetzung der geplanten Lini-


enführung gegeben: 


 Für den Verbindungsbus von/ nach Lichtenhagen wird eine zusätzliche Haltestelle am P+R 


Flensburger Straße vorgeschlagen, um einer Verbesserung der Erreichbarkeit Warnemündes 


von diesem P+R-Platz aus zu erzielen.  


 Berücksichtigung attraktiver Umstiegszeiten zur S-Bahn zur beiden Buslinien 


 Detail-Ansage in den S-Bahn-Zügen für den Haltepunkt Warnmünde Werft mit Verweis auf 


ÖPNV-Anbindung zum Strand und zum Ortszentrum Warnmünde  


 Für eine Entlastung des Ortskerns und der nach Warnemünde zuführenden Straße sind ver-


kehrsplanerische Maßnahmen zu entwickeln. Nur unter der Voraussetzung, dass Verkehr aus 
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dem Ortskern verlagert und entsprechend über Stellplatzkapazität und mögliche Routen infor-


miert wird, kann der weitere Ausbau des Elektrobussystems in Warnemünde erfolgreich be-


stritten werden. 


 An besonders stauanfälligen Tagen (Strandtag am Wochenende in den Ferien) kann alternativ 


auch ein Dieselbus zum Einsatz kommen, um über größere Reserven bei Behinderung zu 


verfügen. Dies ermöglicht auch den weitgehend problemlosen Einsatz größerer Fahrzeuge 


bei extremen Nachfragespitzen.  


 Für Großveranstaltungen und Events kommt das speziell für diese entwickelte und geneh-


migte Sicherheits- und Verkehrskonzept der Tourismuszentrale Rostock und Warnemünde 


zum Einsatz.  


 


Darüber hinaus sollten für die weitere Förderung der Elektromobilität in Warnemünde auf anderen 


Handlungsfeldern vor allem eher kleinteilige Ansätze verfolgt werden, wofür jedoch die Mitwir-


kenden noch gewonnen werden müssen. Ansprechpartner sind insbesondere Taxiunternehmen, 


Lieferdienste und auch weitere Firmen, die die Elektromobilität für die weitere Förderung ihres 


Umweltimages nutzen wollen. Eine Förderung durch die Stadt Rostock über eine gemeinsame 


Dachmarke könnte einen wichtigen Impuls hierfür liefern.  


 


Hinsichtlich des Radverkehrs gab es in den letzten Jahren positive Entwicklungen auch für den 


Bereich Warnemünde. Das Image des Radverkehrs wird auch in Zukunft weiterhin dem positiven 


Trend folgen und damit die Anforderungen, die durch steigende Radverkehrsmengen entstehen, 


weiter steigen. Wichtig für die Tourismus-Sparte Radverkehr wird die bessere Etablierung eines 


gut funktionierenden (Elektro)-Leihradsystems sein, wobei das Beherbergungsgewerbe dabei ein 


wichtiger Partner sein sollte.  


 


Abschließend sei noch hervorgehoben, dass die Einbettung der entwickelten Ideen in ein inte-


griertes Gesamtverkehrskonzept für Warnemünde erforderlich erscheint. Vorliegende Konzepte 


sind überwiegend veraltet und nicht mehr umsetzbar, die aktuellen Ansätze aus dem Parkraum-


konzept und den hier beschriebenen Ideen bedürfen insbesondere vor dem Hintergrund der dy-


namischen Entwicklung in Warnemünde eines orientierenden verkehrsplanerischen Rahmens. 


Schwerpunkte sollten folgende Ansätze sein: 


 


- Senkung des Quell-, Ziel- und Durchgangsverkehrs mit Kraftfahrzeugen 


- Verkehrslenkende Maßnahmen vor den Toren und innerhalb Warnemündes 


- Realisierung der Ausbaumaßnahme Mecklenburger Allee (mittelfristig) 


- Dynamische/ mobile Beschilderung Zufahrtsmöglichkeiten der Parkierungsschwerpunkte 


- Stärkung von P+R mit entsprechender ÖPNV-Anbindung 


 





